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Wie konnte ein wirtschaftlich und kulturell 
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zu einem der größten Verbrechen der 
Weltgeschichte führte - zur Vernichtung der 
europäischen Juden? Am Ende dieses 
Jahrhunderts unternimmt es ein bedeutender 
Historiker, auf diese Frage zu antworten - in 
einem ebenso klugen wie humanen, einem 
kenntnisreichen, meisterhaft geschriebenen 
Buch.

Unter Berücksichtigung zahlreicher neuer 
und neuester Veröffentlichungen und einer 
Fülle von jüngst aufgefundenen Archivalien 
stellt Saul Friedländer die sich ständig ver
schärfende Verfolgung der Juden nach der 
Machtergreifung 1933 durch die National
sozialisten dar. Er zeigt das Zusammenspiel 
von Planung und Zufall, von klar erkennba
ren Absichten und wechselnden, zum Teil 
nicht voraussehbaren Umständen. Und er 
macht sichtbar, wie die ideologischen Ziele 
der Nationalsozialisten und taktische politi
sche Entscheidungen sich wechselseitig ver
schärften und doch immer eine Möglichkeit 
für noch radikalere Entwicklungen offen 
ließen.

Der Autor stellt die Planungen der 
Parteiführer und auch die zahlreicher rang
niederer Funktionäre dar, analysiert die 
Haltung der Universitätsprofessoren und 
anderer Angehöriger der kulturellen Eliten, 
der führenden Leute in Wirtschaft und 
Bankenwelt, der leitenden Männer in der 
katholischen und evangelischen Kirche. Aber 
wir begegnen auch dem «gewöhnlichen 
Deutschen» mit seiner - im allgemeinen pas
siven - Einwilligung in die Entlassungen, 
Ausgrenzungen, in die Demütigungen, 
Vertreibungen und die Gewalt, die ihren 
Höhepunkt in der Vorkriegszeit in der soge
nannten Reichskristallnacht hatte. Immer
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Ich möchte kein Jude in Deutschland sein. 
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Einleitung 

Die meisten Historiker meiner Generation, die kurz vor Beginn der NS-Zeit 

geboren sind, erkennen explizit oder implizit: Wer sich in die Ereignisse jener 

Jahre hineingräbt, der entdeckt nicht nur eine kollektive Vergangenheit wie 

jede andere, sondern auch entscheidende Elemente seines eigenen Lebens. 

Aus dieser Einsicht ergibt sich keineswegs Einigkeit darüber, wie wir das NS-

System definieren, wie wir seine innere Dynamik bestimmen, wie wir seinen 

zutiefst verbrecherischen Charakter wie auch seine äusserste Banalität ange-

messen wiedergeben oder wo und wie wir es schliesslich in einem breiteren 

historischen Rahmen ansiedeln sollen.1 Doch trotz unserer Kontroversen tei-

len viele von uns, glaube ich, bei der Schilderung dieser Vergangenheit ein 

Gefühl persönlicher Betroffenheit, das unseren Forschungen eine besondere 

Dringlichkeit verleiht. 

Für die nächste Historikergeneration – und mittlerweile auch für die, die 

nach ihr kommt – stellen, wie für den grössten Teil der Menschheit, Hitlers 

Reich, der Zweite Weltkrieg und das Schicksal der Juden Europas keine Er-

innerung dar, an der sie teilhaben. Und doch scheint paradoxerweise die zen-

trale Stellung dieser Ereignisse im heutigen historischen Bewusstsein viel 

ausgeprägter zu sein als vor einigen Jahrzehnten. Tendenziell entwickeln sich 

die laufenden Debatten mit nicht nachlassender Heftigkeit, wenn Fakten in 

Frage gestellt und Beweise in Zweifel gezogen werden, wenn Interpretatio-

nen und Bemühungen um Gedenken in Widerspruch zueinander treten und 

wenn Aussagen über historische Verantwortung in regelmässigen Abstän-

den in die Öffentlichkeit getragen werden. Es könnte sein, dass in unserem 

Jahrhundert des Völkermords und der Massenkriminalität die Vernichtung 

der Juden Europas, abgesehen von ihrem spezifischen historischen Kontext, 

von vielen als der höchste Massstab des Bösen wahrgenommen wird, an dem 

sich alle Grade des Bösen messen lassen. In diesen Debatten spielen die Hi-

storiker eine zentrale Rolle. Für meine Generation mag der Umstand, dass sie 

zu gleicher Zeit an der Erinnerung an diese Vergangenheit und an ihrer ge-

genwärtigen Wahrnehmung teilhat, eine beunruhigende Spannung hervor-

rufen; er kann jedoch auch Einsichten befördern, die auf anderem Wege nicht 

zugänglich wären. 

Eine historische Darstellung des Holocaust zu schaffen, in der sich die 

Praktiken der Täter, die Einstellungen der umgebenden Gesellschaft und die 

Welt der Opfer in einem einzigen Rahmen behandeln lassen, bleibt eine ge- 
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waltige Herausforderung. Einige der bekanntesten historischen Interpreta-

tionen dieser Ereignisse haben sich vor allem auf die Verfolgungs- und To-

desmaschinerie der Nazis konzentriert und dabei der Gesellschaft im weite-

ren Sinne, dem allgemeineren europäischen und weltweiten Umfeld oder 

dem sich wandelnden Schicksal der Opfer selbst nur geringe Aufmerksam-

keit geschenkt; andere haben sich, und das geschah weniger häufig, deutli-

cher auf die Geschichte der Opfer konzentriert und nur eine eingeschränkte 

Analyse der NS-Politik und ihres Umfeldes geliefert.2 Die vorliegende Arbeit 

versucht einen Bericht zu geben, in dem zwar die politischen Massnahmen 

der Nationalsozialisten das zentrale Element bilden, in dem aber zugleich die 

umgebende Welt sowie die Einstellungen, die Reaktionen und das Schicksal 

der Opfer einen untrennbaren Bestandteil dieser sich entfaltenden Geschich-

te bilden. 

In vielen Arbeiten sind die Opfer dadurch, dass man implizit von ihrer 

generellen Hoffnungslosigkeit und Passivität ausging oder von ihrer Unfä-

higkeit, den Lauf der zu ihrer Vernichtung führenden Ereignisse zu ändern, 

in ein statisches und abstraktes Element des historischen Hintergrundes ver-

wandelt worden. Zu häufig vergisst man, dass sich die Einstellungen und die 

Politik der Nazis ohne Kenntnis vom Leben und nicht zuletzt von den Ge-

fühlen der jüdischen Männer, Frauen und Kinder selbst nicht vollständig be-

urteilen lassen. Daher wird hier in jedem Stadium der Beschreibung der sich 

entfaltenden politischen Massnahmen der Nationalsozialisten und der Ein-

stellungen der Gesellschaften Deutschlands und Europas, wie sie sich auf die 

Entwicklung dieser Politik auswirkten, dem Schicksal, den Verhaltensweisen 

und bisweilen den Initiativen der Opfer grosse Bedeutung beigemessen. 

Schliesslich sind ihre Stimmen unverzichtbar, wenn wir zu einem Verständ-

nis für diese Vergangenheit gelangen wollen.3 Denn ihre Stimmen sind es, 

die das offenbaren, was man wusste und was man wissen konnte; ihre Stim-

men waren die einzigen, die sowohl die Klarheit der Einsicht als auch die 

totale Blindheit von Menschen vermittelten, die mit einer völlig neuen und 

zutiefst entsetzlichen Realität konfrontiert waren. Die ständige Gegenwart 

der Opfer in diesem Buch ist nicht nur an und für sich historisch wesentlich, 

sie soll auch dazu dienen, das Handeln der Nationalsozialisten in eine rich-

tige, umfassende Perspektive zu rücken. 

Es ist ziemlich leicht zu erkennen, welche Faktoren den historischen Gesamt-

rahmen prägten, in dem der von den Nationalsozialisten verübte Massen-

mord stattfand. Sie bestimmten die Methoden und das Ausmass der «Endlö-

sung»; sie trugen auch zum allgemeinen Klima der Zeit bei, das den Weg zu 

den Vernichtungen begünstigte. Es mag genügen, wenn ich hier die ideolo-

gische Radikalisierung erwähne – mit glühendem Nationalismus und rabia- 
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tem Anti-Marxismus (später Anti-Bolschewismus) als ihren wichtigsten 

Triebfedern –, welche in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts hervor-

trat und nach dem Ersten Weltkrieg (und der russischen Revolution) ihren 

Höhepunkt erreichte; die neue Dimension massenweisen industriellen Mor-

dens, die dieser Krieg eingeführt hatte; die zunehmende technische und bü-

rokratische Kontrolle, wie sie von modernen Gesellschaften ausgeübt wird; 

und die anderen wichtigen Faktoren der Moderne selbst, die ein beherrschen-

der Aspekt des Nationalsozialismus waren.4 Doch wie entscheidend diese Be-

dingungen auch dafür waren, den Boden für den Holocaust zu bereiten – und 

als solche sind sie ein untrennbarer Teil dieser Geschichte –, sie bilden den-

noch nicht für sich allein die notwendige Kombination von Elementen, die 

den Gang der Ereignisse von der Verfolgung zur Vernichtung bestimmten. 

Im Hinblick auf diesen Prozess habe ich die persönliche Rolle Hitlers und 

die Funktion seiner Ideologie bei der Genese und der Durchführung der an-

tijüdischen Massnahmen des NS-Regimes hervorgehoben. Dies sollte jedoch 

keineswegs als eine Rückkehr zu früheren simplistischen Interpretationen 

verstanden werden, mit ihrer ausschliesslichen Betonung der Rolle (und der 

Verantwortung) des obersten Führers. Doch im Laufe der Zeit sind die ge-

genteiligen Interpretationen, so scheint mir, zu weit gegangen. Der National-

sozialismus wurde nicht hauptsächlich von dem chaotischen Zusammenprall 

konkurrierender Feudalherrschaften in Bürokratie und Partei angetrieben, 

und die Planung seiner antijüdischen Politik wurde auch nicht vorwiegend 

den Kosten-Nutzen-Rechnungen von Technokraten überlassen.5 Bei all sei-

nen wichtigen Entscheidungen war das Regime von Hitler abhängig. Insbe-

sondere in seinem Verhältnis zu den Juden wurde Hitler von ideologischen 

Obsessionen getrieben, die alles andere als die kalkulierten Manöver eines 

Demagogen waren; das heisst, er führte einen ganz spezifischen Typ von völ-

kischem Antisemitismus an seine extremsten und radikalsten Grenzen. Ich 

bezeichne diesen charakteristischen Aspekt seiner Weltanschauung als «Er-

lösungsantisemitismus»; dieser ist verschieden, wiewohl abgeleitet von an-

deren Varianten antijüdischen Hasses, die im gesamten christlichen Europa 

verbreitet waren, und er ist gleichfalls verschieden von den gewöhnlichen 

Arten des deutschen und europäischen rassischen Antisemitismus. Diese er-

lösende Dimension, diese Synthese aus einer mörderischen Wut und einem 

«idealistischen» Ziel, die der Führer der Nationalsozialisten und der harte 

Kern der Partei miteinander teilten, führte zu Hitlers schliesslicher Entschei-

dung, die Juden zu vernichten.6 

Aber Hitlers politisches Handeln war nicht allein von Ideologie geprägt, 

und die hier gebotene Interpretation geht der Interaktion zwischen dem Füh- 



14 Einleitung 

rer und dem System nach, in dem er agierte. Der NS-Führer fällte seine Ent-
scheidungen nicht unabhängig von den Organisationen der Partei und des 
Staates. Seine Initiativen waren vor allem in der Frühphase des Regimes nicht 
nur von seiner Weltanschauung geprägt, sondern auch von den Auswirkun-
gen interner Zwänge, vom Gewicht bürokratischer Beschränkungen, biswei-
len vom Einfluss der öffentlichen Meinung in Deutschland und sogar von 
den Reaktionen ausländischer Regierungen und der öffentlichen Meinung im 
Ausland.7 

In welchem Umfang hatten die Partei und die Massen an Hitlers ideologi-

scher Obsession teil? Unter der Parteielite war der «Erlösungs»antisemitis-

mus eine verbreitete Erscheinung. Neuere Untersuchungen haben auch ge-

zeigt, dass ein derart extremer Antisemitismus in den Behörden, die für die 

Durchführung der antijüdischen Politik eine zentrale Stellung einnehmen 

sollten – wie etwa Reinhard Heydrichs Sicherheitsdienst der SS (der SD) –, 

nicht ungewöhnlich war.8 Was die sogenannten Parteiradikalen angeht, so 

waren sie häufig von dem sozialen und ökonomischen Ressentiment moti-

viert, das seinen Ausdruck in extremen antijüdischen Initiativen fand. Mit 

anderen Worten, innerhalb der Partei und manchmal, wie wir sehen werden, 

auch ausserhalb gab es Zentren eines kompromisslosen Antisemitismus, die 

über genügend Macht verfügten, um den Druck von Hitlers eigener Vehe-

menz weiterzugeben und zu verbreiten. Doch unter den traditionellen Eliten 

und in weiteren Kreisen der Bevölkerung lagen antijüdische Einstellungen 

mehr im Bereich eines stillschweigenden Einverständnisses oder einer mehr 

oder weniger ausgeprägten Willfährigkeit. 

Obwohl sich der grösste Teil der deutschen Bevölkerung schon einige Zeit 

vor dem Kriege über die immer härteren Massnahmen, die gegen die Juden 

ergriffen wurden, völlig im Klaren war, gab es nur kleine Bereiche, in denen 

abweichende Meinungen vertreten wurden (und dies nahezu ausschliesslich 

aus wirtschaftlichen und spezifischen religiösideologischen Gründen). An-

scheinend hielt sich jedoch die Mehrheit der Deutschen, auch wenn sie zwei-

fellos von verschiedenen Formen des traditionellen Antisemitismus beein-

flusst war und die Absonderung der Juden ohne Weiteres akzeptierte, von 

der weitverbreiteten Gewalttätigkeit gegen sie zurück und drang weder auf 

ihre Vertreibung aus dem Reich noch auf ihre physische Vernichtung. Nach 

dem Angriff auf die Sowjetunion, als die totale Vernichtung beschlossen wor-

den war, handelten (im Unterschied etwa zu den hochmotivierten SS-Einhei-

ten) die Hunderttausende von «gewöhnlichen Deutschen», die sich aktiv an 

den Morden beteiligten, nicht anders als die ebenso zahlreichen und «ge-

wöhnlichen» Österreicher, Rumänen, Ukrainer, Balten und sonstigen Euro-

päer, welche zu bereitwilligsten Handlangern der Mordmaschinerie wurden, 
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die in ihrer Mitte im Gange war. Doch waren die deutschen und österreichi-

schen Mörder, ob sie sich dessen bewusst waren oder nicht, auch von der 

erbarmungslosen antijüdischen Propaganda des Regimes indoktriniert, die in 

jeden Winkel der Gesellschaft drang und deren Parolen sie, hauptsächlich im 

Zusammenhang mit dem Krieg im Osten, zumindest teilweise verinnerlicht 

hatten.9 

Wenn ich betone, dass Hitler und seine Ideologie eine entscheidende Wir-

kung auf den Kurs des Regimes hatten, dann will ich damit keineswegs sa-

gen, dass Auschwitz ein vorherbestimmtes Resultat von Hitlers Machtergrei-

fung war. Die antijüdischen politischen Massnahmen der dreissiger Jahre 

müssen in ihrem Rahmen verstanden werden, und selbst Hitlers mörderische 

Wut und die Tatsache, dass er den politischen Horizont nach den extremsten 

Optionen absuchte, lassen nicht darauf schliessen, dass es in den Jahren vor 

dem deutschen Einmarsch in die Sowjetunion Planungen für eine totale Ver-

nichtung gab. Doch zugleich kann kein Historiker das Ende des Weges ver-

gessen. So wird hier auch das Schwergewicht auf diejenigen Elemente gelegt, 

von denen wir aus der Rückschau wissen, dass sie bei der Entwicklung zu 

dem verhängnisvollen Ergebnis eine Rolle gespielt haben. Die Geschichte NS-

Deutschlands sollte nicht nur aus der Perspektive der Kriegsjahre und ihrer 

Greuel geschrieben werden, aber der dunkle Schatten, den die Dinge werfen, 

die in dieser Zeit geschahen, verfinstert die Vorkriegsjahre so sehr, dass ein 

Historiker nicht so tun kann, als beeinflussten die späteren Ereignisse nicht 

die Gewichtung des Materials und die Einschätzung des Gesamtablaufs die-

ser Geschichte.10 Die vom NS-Regime begangenen Verbrechen waren weder 

ein blosses Ergebnis eines zusammenhanglosen, unwillkürlichen und chaoti-

schen Ansturms beziehungsloser Ereignisse noch eine vorherbestimmte In-

szenierung eines dämonischen Drehbuchs; sie waren das Resultat konvergie-

render Faktoren, Ergebnis des Wechselspiels von Intentionen und unvorher-

gesehenen Ereignissen, von wahrnehmbaren Ursachen und Zufall. Allge-

meine ideologische Zielsetzungen und taktische politische Entscheidungen 

verstärkten sich gegenseitig und blieben, wenn sich die Umstände änderten, 

immer für radikalere Schritte offen. 

Grundsätzlich folgt in dieser zweibändigen Darstellung die Erzählung dem 

chronologischen Ablauf der Ereignisse: ihrer Vorkriegsentwicklung in die-

sem, ihrer monströsen Zuspitzung während des Krieges im folgenden Band. 

Dieser zeitliche Gesamtrahmen hebt Kontinuitäten hervor und lässt den Kon-

text wesentlicher Veränderungen erkennen; er ermöglicht es auch, innerhalb 

einer festliegenden chronologischen Spanne die Erzählung zu verschieben. 

Derartige Verschiebungen ergeben sich aus den Veränderungen der Perspek- 
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tive, die mein Ansatz verlangt, aber sie rühren auch von einer anderen Ent-

scheidung her: völlig verschiedene Ebenen der Realität nebeneinanderzustel-

len – beispielsweise Diskussionen und Entscheidungen über antijüdische Po-

litik auf höchster Ebene und daneben Szenen routinemässiger Verfolgung –, 

und zwar mit dem Ziel, ein Gefühl der Entfremdung zu erzeugen, welches 

der Neigung entgegenwirkt, mittels nahtloser Erklärungen und standardi-

sierter Wiedergaben diese bestimmte Vergangenheit zu «domestizieren» und 

ihre Wirkung abzuschwächen. Dieses Gefühl der Entfremdung scheint mir 

die Art und Weise zu reflektieren, in der die unglücklichen Opfer des Re-

gimes zumindest während der dreissiger Jahre eine absurde und zugleich 

bedrohliche Realität wahrnahmen, eine durch und durch groteske und be-

drückende Welt hinter der Fassade einer noch bedrückenderen Normalität. 

Von dem Augenblick an, in dem die Opfer von dem Prozess verschlungen 

wurden, der zur «Endlösung» führte, begann – nach einer kurzen Spanne 

verstärkten Zusammenhalts – ihr kollektives Leben zu zerfallen. Bald darauf 

verschmolz diese kollektive Geschichte mit der Geschichte der Verwaltungs- 

und Mordmassnahmen, die zu ihrer Vernichtung führten, und mit deren ab-

strakter statistischer Darstellung. Die einzige konkrete Geschichte, die sich 

bewahren lässt, bleibt diejenige, die auf persönlichen Erzählungen beruht. 

Vom Stadium des kollektiven Zerfalls bis zu dem des Abtransports und des 

Todes muss diese Geschichte, damit sie überhaupt geschrieben werden kann, 

als die zusammenhängende Erzählung individueller Schicksale dargestellt 

werden. 

Zwar spreche ich von meiner Historikergeneration und von den Einsichten, 

die uns wegen unserer besonderen Stellung in der Zeit potentiell zu Gebote 

stehen, aber ich kann das Argument nicht übergehen, dass eine persönliche 

emotionale Beteiligung an diesen Ereignissen einen rationalen Zugang zum 

Schreiben von Geschichte ausschliesst. Man hat die «mythische Erinnerung» 

der Opfer dem «rationalen» Verstehen anderer gegenübergestellt. Gewiss 

möchte ich keine alten Debatten wieder aufleben lassen, sondern nur den 

Standpunkt vertreten, dass deutsche und jüdische Historiker ebenso wie die-

jenigen mit jedem beliebigen anderen Hintergrund ein gewisses Mass an 

«Übertragung» angesichts dieser Vergangenheit nicht vermeiden können.11 

Eine derartige Beteiligung beeinflusst zwangsläufig das Schreiben von Ge-

schichte. Doch das Mass an Objektivität, das der Historiker braucht, wird da-

durch nicht ausgeschlossen, sofern ein hinreichendes Bewusstsein für die ei-

gene Situation vorhanden ist. Möglicherweise ist es sogar schwieriger, das 

Gleichgewicht in der anderen Richtung zu bewahren; zwar könnte ein stän-

dig selbstkritischer Blick die Auswirkungen der Subjektivität verringern,  
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aber er könnte auch zu anderen, nicht geringeren Risiken führen, nämlich zu 
übermässiger Zurückhaltung und lähmender Vorsicht. 

Die Verfolgungs- und Vernichtungstaten der Nazis wurden von gewöhn-
lichen Menschen begangen, die in einer modernen Gesellschaft lebten und 
handelten, welche der unseren nicht unähnlich ist, in einer Gesellschaft, die 
sie ebenso hervorgebracht hatte wie die Methoden und Werkzeuge zur 
Durchführung ihrer Handlungen; die Ziele dieser Handlungen dagegen wur-
den von einem Regime, einer Ideologie und einer politischen Kultur formu-
liert, die alles andere als gewöhnlich waren. Diese Beziehung zwischen dem 
Ungewöhnlichen und dem Gewöhnlichen, die Verschmelzung der auf weite 
Strecken gemeinsamen mörderischen Potentialitäten der Welt, die auch die 
unsere ist, mit der eigentümlichen Besessenheit des apokalyptischen Feld-
zugs der Nationalsozialisten gegen den Todfeind, den Juden, verleiht der 
«Endlösung der Judenfrage» sowohl universelle Bedeutung als auch histori-
sche Besonderheit. 



ERSTER TEIL 

EIN ANFANG UND EIN ENDE 



I. 

Der Weg ins Dritte Reich 

I 

Der Exodus jüdischer und linker Künstler und Intellektueller aus Deutsch-

land begann in den ersten Monaten des Jahres 1933, fast unmittelbar nach der 

Machtübernahme durch Adolf Hitler am 30. Januar. Der Philosoph und Lite-

raturkritiker Walter Benjamin verliess am 18. März Berlin, um sich nach Paris 

zu begeben. Zwei Tage später schrieb er an seinen Kollegen und Freund Ger-

shom Scholem, der in Palästina lebte: «Zumindest kann ich gewiss sein ..., 

keinem Impuls der Panik gefolgt zu sein. ... Es gibt unter den mir näherste-

henden niemand, der das anders beurteilt.»1 Der Romancier Lion Feuchtwan-

ger, der die Sicherheit der Schweiz erreicht hatte, vertraute seinem Schrift-

stellerkollegen Arnold Zweig an: «Es war zu spät für mich, in Deutschland 

noch irgendetwas zu retten. So muss ich wohl alles ... verlorengeben.»2 

Die Dirigenten Otto Klemperer und Bruno Walter wurden zur Flucht ge-

zwungen. Walter wurde der Zugang zu seinem Leipziger Orchester ver-

wehrt, und als er im Begriff stand, ein Sonderkonzert der Berliner Philharmo-

niker zu dirigieren, wurde ihm mitgeteilt, nach vom Propagandaministerium 

ausgestreuten Gerüchten würde der Saal der Philharmonie niedergebrannt 

werden, wenn er sich nicht zurückzöge. Walter verliess das Land.3 Hans Hin-

kel, der neue Leiter des Amtlichen Preussischen Theaterausschusses, der 

auch für die «Entjudung» des kulturellen Lebens in Preussen verantwortlich 

war, erklärte in der Frankfurter Zeitung vom 6. April, Klemperer und Walter 

seien von der musikalischen Bühne verschwunden, weil es nicht möglich sei, 

sie vor der «Stimmung» eines deutschen Publikums zu schützen, das seit 

Langem von «jüdischen Kunstbankrotteuren» provoziert worden sei.4 

Bruno Walters Konzert wurde nicht abgesagt: Richard Strauss dirigierte 

es.5 Dies veranlasste wiederum Arturo Toscanini dazu, Anfang Juni zu erklä-

ren, aus Protest werde er nicht bei den Bayreuther Festspielen dirigieren. Pro-

pagandaminister Joseph Goebbels vermerkte lakonisch in seinem Tagebuch: 

«Toscanini hat Bayreuth abgesagt.»6 

Dieselbe öffentliche «Stimmung» muss die Dresdener Oper dazu veran-

lasst haben, ihren musikalischen Direktor Fritz Busch zu verjagen, der selbst 

kein Jude war, dem aber vorgeworfen wurde, er pflege zu viele Kontakte mit 
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Juden und habe zu viele jüdische Künstler zu Auftritten eingeladen.7 Andere 

Methoden wurden ebenfalls angewendet: Als die Hamburger Philharmoni-

sche Gesellschaft ihr Programm zur Feier des loo. Geburtstags von Johannes 

Brahms veröffentlichte, wurde ihr mitgeteilt, Reichskanzler Hitler sei bereit, 

die Schirmherrschaft über die Feierlichkeiten zu übernehmen, sofern sämtli-

che jüdischen Künstler (darunter der Pianist Rudolf Serkin) vom Programm 

verschwänden. Das Angebot wurde bereitwillig angenommen.8 

Der Drang zur «Entjudung» der Künste produzierte sein eigenes Mass an 

Verwirrung. So berichtete am 1. April eine Lübecker Zeitung, in der Klein-

stadt Eutin habe es beim letzten Konzert der Wintersaison insofern eine 

Überraschung gegeben, «als anstelle des ausgezeichneten Cellisten der Kieler 

städtischen Kapelle, John de J., Professor Hofmeier Klaviersoli vortrug. Wie 

wir hören, war festgestellt worden, dass John de J. Jude sein sollte.» Bald dar-

auf kam jedoch ein Telegramm von de J. an Hofmeier: «Behauptung unwahr. 

Einwandfreie Urkunden.» Am 5. Mai verkündete Kreisleiter S., der deutsche 

Bürger niederländischer Abstammung de J. sei ebenso wie mehrere Genera-

tionen seiner Vorfahren evangelischer Christ.9 

Die Erleichterung darüber, dass jemand kein Jude war, muss enorm gewe-

sen sein. In seiner nur geringfügig literarisierten Darstellung der Karriere des 

Schauspielers und späteren Intendanten des Staatlichen Schauspielhauses in 

Berlin Gustav Gründgens, der ein Schützling Görings war, beschrieb Klaus 

Mann diese ganz eigentümliche Euphorie: «Angenommen aber sogar, die 

Nazis blieben an der Regierung: was hatte er, Höfgen [Gründgens], schliess-

lich von ihnen zu fürchten? Er gehörte keiner Partei an, er war kein Jude. Vor 

allem dieser Umstand – dass er kein Jude war – erschien Hendrik mit einem 

Mal ungeheuer tröstlich und bedeutungsvoll. Was für ein unverhoffter und 

bedeutender Vorteil, man hatte es früher gar nicht so recht bedacht! Er war 

kein Jude, also konnte ihm alles verziehen werden.»10 

Wenige Tage nach den Reichstagswahlen vom 5. März erhielten alle Mit-

glieder der Sektion für Dichtkunst der Preussischen Akademie der Künste 

einen vertraulichen Brief von dem Dichter Gottfried Benn, der die Frage ent-

hielt, ob sie in Anbetracht der «veränderten geschichtlichen Lage» bereit 

seien, Mitglieder der übergeordneten Akademie der Künste und Wissen-

schaften zu bleiben; in diesem Falle hätten sie sich jeder Kritik an dem neuen 

deutschen Regime zu enthalten. Überdies hatten die Mitglieder durch Unter-

zeichnung einer Loyalitätserklärung die richtige «nationalkulturelle» Ein-

stellung zu bekunden. Neun der 27 Mitglieder der Sektion für Dichtkunst 

antworteten ablehnend, darunter Alfred Döblin, Thomas Mann, Jakob Was- 
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sermann und Ricarda Huch. Thomas Manns Bruder Heinrich war wegen sei-

ner linken politischen Ansichten bereits ausgestossen worden.11 

Max von Schillings, der neue Präsident der Preussischen Akademie, übte 

Druck auf die «arische» Dichterin Ricarda Huch aus, sie möge nicht zurück-

treten. Es kam zu einem Briefwechsel, und in ihrer letzten Entgegnung 

schrieb Huch im Hinblick auf den Ausschluss von Heinrich Mann und den 

Rücktritt Alfred Döblins, der Jude war: «Sie erwähnen die Herren Heinrich 

Mann und Dr. Döblin. Es ist wahr, dass ich mit Herrn Heinrich Mann nicht 

übereinstimme, mit Herrn Döblin tat ich es nicht immer, aber doch in man-

chen Dingen. Jedenfalls möchte ich wünschen, dass alle nicht-jüdischen 

Deutschen so gewissenhaft suchten, das Richtige zu erkennen und zu tun, so 

offen, ehrlich und anständig wären, wie ich ihn immer gefunden habe. Mei-

ner Ansicht nach konnte er angesichts der Judenhetze nicht anders handeln, 

als er getan hat. Dass mein Verlassen der Akademie keine Sympathiekund-

gebung für die genannten Herren ist, trotz der besonderen Achtung und 

Sympathie, die ich für Herrn Dr. Döblin empfinde, wird jeder wissen, der 

mich persönlich oder aus meinen Büchern kennt. Hiermit erkläre ich meinen 

Austritt aus der Akademie.»12 

Der in Wien lebende Schriftsteller Franz Werfel, der Jude war, sah die Din-

ge anders. Er war durchaus bereit, die Erklärung zu unterzeichnen, und am 

19. März telegraphierte er wegen der erforderlichen Formulare nach Berlin. 

Am 8. Mai teilte Schillings Werfel mit, er könne kein Mitglied der Akademie 

bleiben; zwei Tage später waren einige von Werfels Büchern unter denen, die 

öffentlich verbrannt wurden. Im Sommer 1933, als der Reichsverband deut-

scher Schriftsteller gegründet war (der dann im November in die Reichskul-

turkammer [RKK] eingegliedert wurde), versuchte es Werfel noch einmal: 

«Ich bitte Sie, zur Kenntnis zu nehmen, dass ich czechoslowakischer Staats-

bürger bin», schrieb er, «und meinen Wohnsitz in Wien habe. Zugleich 

möchte ich erklären, dass ich jeglicher politischen Organisation und Tätigkeit 

immer fern stand und fern stehe. Als Angehöriger der deutschen Minorität 

in der Czechoslowakei, der seinen Wohnsitz in Österreich hat, unterstehe ich 

den Gesetzen und Vorschriften dieser Staaten.» Selbstverständlich bekam 

Werfel nie eine Antwort.13 Möglicherweise wollte der Schriftsteller den Ver-

kauf seines neuen Romans Die vierzig Tage des Musa Dagh sicherstellen; in ihm 

wird die Geschichte der Vernichtung der Armenier durch die Türken wäh-

rend des Ersten Weltkriegs erzählt. Ende 1933 erschien das Buch tatsächlich 

im Reich, wurde aber schliesslich im Februar 1934 verboten.14 

Albert Einstein hielt sich am 30. Januar 1933 zu einem Besuch in den Ver-

einigten Staaten auf. Er brauchte nicht lange, um zu reagieren. In Ostende, 

wo er die Geschehnisse in Deutschland als eine «seelische Krankheit der Mas-

sen» bezeichnete, beendete er seine Rückreise und setzte nie wieder einen  
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Fuss auf deutschen Boden. Die Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft enthob ihn sei-

ner Stellung; die Preussische Akademie der Wissenschaften schloss ihn aus. 

Seine Staatsbürgerschaft wurde ihm aberkannt. Einstein war kein Deutscher 

mehr. Prominente Stellung und Ruhm schützten niemanden. Max Reinhardt 

wurde aus der Leitung des Deutschen Theaters, das «dem deutschen Volke 

übergeben» wurde, vertrieben und floh aus dem Reich. Max Liebermann, mit 

86 Jahren möglicherweise der bekannteste deutsche Maler der damaligen 

Zeit, war zu alt, um auszuwandern, als Hitler an die Macht kam. Als ehema-

liger Präsident und nunmehr, 1933, Ehrenpräsident der Preussischen Akade-

mie der Künste trug er die höchste deutsche Auszeichnung, den Orden Pour 

le Mérite. Am 7. Mai erklärte Liebermann seinen Austritt aus der Akademie. 

Wie der Maler Oskar Kokoschka in einem Leserbrief an die Frankfurter Zei-

tung, der veröffentlicht wurde, aus Paris schrieb, hielt es keiner von Lieber-

manns Kollegen für nötig, ein Wort der Anerkennung oder des Mitgefühls 

zu äussern.15 Isoliert und verfemt starb Liebermann 1935; nur drei «arische» 

Künstler nahmen an der Beerdigung teil. Seine Ehefrau überlebte ihn. Als im 

März 1943 die Polizei mit einer Bahre eintraf, um die bettlägerige 85jährige 

zum Abtransport in den Osten abzuholen, beging sie Selbstmord, indem sie 

eine Überdosis Veronal schluckte.16 

So peripher es in der Rückschau aussehen mag, der kulturelle Bereich war 

der erste, aus dem Juden (und «Linke») in grossem Umfang vertrieben wur-

den. Schillings' Brief wurde unmittelbar nach den Reichstagswahlen vom 

März 1933 abgeschickt, und die Veröffentlichung des Interviews mit Hinkel 

fand vor der Verabschiedung des Berufsbeamtengesetzes vom 7. April statt, 

von dem noch die Rede sein wird. So hatten sich die neuen Herrscher 

Deutschlands, noch bevor sie ihre ersten systematischen antijüdischen Aus-

schliessungsmassnahmen in Gang setzten, gegen die exponiertesten Vertre-

ter des «jüdischen Geistes» gewandt, der von nun an ausgelöscht werden 

sollte. Im allgemeinen waren die wichtigeren antijüdischen Massnahmen, 

welche die Nazis von da an in den verschiedenen Bereichen ergriffen, nicht 

nur Terrorakte, sondern auch symbolische Aussagen. Diese Doppelfunktion 

brachte die Allgegenwart der Ideologie im System zum Ausdruck: Ihre Dog-

men mussten in ritueller Weise immer wieder geltend gemacht werden, wo-

bei die Verfolgung ausgewählter Opfer einen Teil des ablaufenden Rituals 

darstellte. Mehr noch: die Doppelbedeutung der Initiativen des Regimes er-

zeugte bei einem grossen Teil der Bevölkerung eine Art gespaltenes Bewusst-

sein. So konnte es sein, dass manche mit der Brutalität der Entlassungen jü-

discher Intellektueller aus ihren Stellungen nicht einverstanden waren, aber 

begrüssten, dass das deutsche Kulturleben vom «übermässigen Einfluss» der  
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Juden gereinigt wurde. Selbst einige der gefeiertsten deutschen Exilschrift-

steller wie Thomas Mann waren zumindest eine Zeitlang gegen diese Art 

doppelter Wahrnehmung der Ereignisse nicht immun. 

Mann, selber kein Jude, aber mit einer Jüdin verheiratet, befand sich nicht 

in Deutschland, als die Nationalsozialisten an die Macht kamen, und er 

kehrte nicht zurück. In einem Brief an Einstein vom 15. Mai sprach er davon, 

wie schmerzlich ihm schon allein der Gedanke an das Exil sei: «Damit ich in 

diese Rolle gedrängt würde, musste wohl wirklich ungewöhnlich Falsches 

und Böses geschehen, und falsch und böse ist denn auch meiner tiefsten 

Überzeugung nach diese ganze ‚Deutsche Revolution^»17 Einige Monate spä-

ter äusserte sich der Autor des Zauberbergs in einem Brief an seinen einstigen 

Freund, den ultranationalistischen Literaturgeschichtler Ernst Bertram, der 

zu einem überzeugten Anhänger des neuen Regimes geworden war, nicht 

weniger deutlich: «‚Wir werden sehen’, schrieb ich Ihnen vor Jahr und Tag, 

und Sie antworteten trotzig: ‚Gewiss, das werden wir.’ Haben Sie angefangen 

zu sehen? nein, denn mit blutigen Händen hält man Ihnen die Augen zu, und 

nur zu gern lassen Sie sich den ‚Schutz’ gefallen. Die deutschen Intellektuel-

len – verzeihen Sie das rein sachlich gemeinte Wort – werden sogar die aller-

letzten sein, die zu sehen anfangen, denn zu tief, zu schändlich haben sie sich 

eingelassen und blossgestellt.»18 Doch tatsächlich gab es in Manns Einstellun-

gen immer noch viel Zwiespältiges: Um sicherzustellen, dass seine Bücher in 

Deutschland weiterhin veröffentlicht und verkauft wurden, vermied er es 

mehrere Jahre lang sorgfältig, sich deutlich gegen die Nazis auszusprechen. 

Und anfangs behandelten ihn einige NS-Organisationen wie der Nationalso-

zialistische Deutsche Studentenbund ebenfalls vorsichtig: Thomas Manns 

Bücher wurden bei dem berüchtigten Autodafé vom 10. Mai 1933 nicht ver-

brannt.19 

Die (im besten Falle) ambivalente Einstellung Manns, insbesondere zu den 

Juden, tritt in dieser ersten Phase in seinen Tagebucheintragungen zutage: 

«Aber geht dennoch Bedeutendes und Gross-Revolutionäres vor in Deutsch-

land?» schrieb er am 4. April 1933. «Die Juden ... Dass die übermütige und 

vergiftende Nietzsche-Vermauschelung Kerr's ausgeschlossen ist, ist am 

Ende kein Unglück; auch die Entjudung der Justiz am Ende nicht.»20 Immer 

wieder leistete er sich derartige Bemerkungen, aber seine stärksten Ressenti-

ments brachte Mann vielleicht in der Tagebucheintragung vom 15. Juli 1934 

zum Ausdruck: «Dachte an den Widersinn, dass ja die Juden, die man in 

Deutschland entrechtet und austreibt, an den geistigen Dingen, die sich in 

dem politischen System [des Nationalsozialismus] gewissermassen, sehr frat-

zenhaft natürlich, ausdrücken, starken Anteil haben und zum guten Teil als 

Wegbereiter der antiliberalen Wendung zu betrachten.»21 Als Beispiele er-

wähnte Mann den Dichter Karl Wolfskehl, ein Mitglied des esoterischen lite- 
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rarischen und intellektuellen Kreises um den Dichter Stefan George, und ins-

besondere den Münchener Exzentriker Oskar Goldberg. Es besteht eine ge-

wisse Diskrepanz zwischen Ausdrücken wie «starken Anteil», «zum guten 

Teil» und «Wegbereiter der antiliberalen Wendung» und diesen beiden mar-

ginalen Beispielen.22 Er ging noch weiter. «Überhaupt glaube ich, dass viele 

Juden [in Deutschland] mit ihrer neuen Rolle als geduldete Gäste, die an 

nichts teilhaben, bis auf die Steuern freilich, in tiefster Seele einverstanden 

sind.»23 Klar, unzweideutig und öffentlich sollte Manns Anti-Nazi-Position 

erst zu Anfang des Jahres 1936 werden.24 

Manns Haltung veranschaulicht die Allgegenwart des gespaltenen Be-

wusstseins und erklärt so die Leichtigkeit, mit der Juden aus dem kulturellen 

Leben vertrieben wurden. Mit Ausnahme einiger mutiger Persönlichkeiten 

wie Ricarda Huch gab es in diesem Bereich – und auch anderswo – keine 

Macht, die sich dem entgegenstellte. 

Hitler hatte im Hinblick auf alles Jüdische mit Sicherheit kein gespaltenes 

Bewusstsein. Doch zumindest 1933 beugte er sich Winifred Wagner (der aus 

England stammenden Witwe von Richard Wagners Sohn Siegfried, die in 

Bayreuth die bestimmende Kraft war): «Erstaunlicherweise», so schreibt 

Frederic Spott zu Recht, «liess es Hitler in diesem Jahr sogar zu, dass die Ju-

den Alexander Kipnis und Emanuel List in seiner Gegenwart sangen.»25 

II 

Drei Tage vor den Reichstagswahlen im März brachte die Hamburger Aus-

gabe der jüdischen Zeitung Israelitisches Familienblatt unter der Schlagzeile 

«Wie wählen wir am 5. März?» einen bezeichnenden Artikel. «[Es gibt] viele 

Juden», hiess es da, «die das wirtschaftliche Programm der heutigen Rechten 

billigen, die aber nicht die Möglichkeit haben, sich ihr anzuschliessen, da 

diese Parteien in völlig unlogischer Weise ihre wirtschaftlichen und politi-

schen Ziele mit einem Kampf gegen das Judentum ... verkoppelt haben.»26 

Am 30. Januar 1933 fand im Berliner Café Leon eine Sitzung statt, bei der 

es um Fragen der Förderung des jüdischen Handwerks ging. Die Nachricht 

von Hitlers Ernennung zum Reichskanzler wurde kurz vor Beginn der Ver-

anstaltung bekannt. Unter den anwesenden Vertretern jüdischer Organisa-

tionen und politischer Bewegungen nahm nur der zionistische Rabbi Hans 

Tramer auf die Nachricht Bezug und bezeichnete das Ereignis als grosse Ver-

änderung; alle anderen Redner hielten sich an ihr angekündigtes Thema. 

Tramer «machte mit seiner Rede gar keinen Eindruck. Das ganze Publikum  
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hielt das für Schwarzmalerei. Es gab keinerlei Echo.»27 Der Vorstand des Cen-

tral-Vereins deutscher Staatsbürger jüdischen Glaubens schloss am selben 

Tage eine öffentliche Erklärung in eben diesem Sinne: «Im Übrigen gilt heute 

ganz besonders die Parole: Ruhig abwarten.»28 Ein Leitartikel in der Zeitung 

des Vereins vom 30. Januar aus der Feder Ludwig Holländers, des Vorsitzen-

den der Organisation, war im Ton ein wenig beunruhigter, zeigte aber im 

Prinzip dieselbe Haltung: «Auch in dieser Zeit werden die deutschen Juden 

ihre Ruhe nicht verlieren, die ihnen das Bewusstsein untrennbarer Verbun-

denheit mit allem wirklich Deutschen gibt. Weniger denn je werden sie ihre 

innere Haltung zu Deutschland von äusseren Angriffen, die sie als unberech-

tigt empfinden, beeinflussen lassen.»29 

Im grossen Ganzen gab es unter der überwältigenden Mehrheit der annä-

hernd 525’000 Juden, die im Januar 1933 in Deutschland lebten, kein erkenn-

bares Gefühl von Panik oder auch nur von Dringlichkeit.30 Im Laufe der Wo-

chen hofften Max Naumanns Verband Nationaldeutscher Juden und der 

Reichsbund jüdischer Frontsoldaten auf nichts Geringeres als die Integration 

in die neue Ordnung. Am 4. April richtete Leo Löwenstein, der Vorsitzende 

des Frontsoldatenbundes, eine Eingabe an Hitler und legte eine Aufstellung 

nationalistisch orientierter Vorschläge in Bezug auf die Juden Deutschlands 

bei sowie ein Exemplar des Gedächtnisbuches, das die Namen der 12’000 

deutschen Soldaten jüdischer Abstammung enthielt, die im Weltkrieg für 

Deutschland gefallen waren. Ministerialrat Wienstein antwortete am 14. 

April, der Reichskanzler habe ihn beauftragt, den Empfang des Briefes und 

des Buches «ergebenst zu bestätigen». Hans Heinrich Lammers, der Chef der 

Reichskanzlei, empfing am 28. eine Abordnung der Frontkämpfer,31 aber da-

mit hörten die Kontakte auf. Bald bestätigte Hitlers Büro Eingaben der jüdi-

schen Organisation nicht mehr. Wie der Central-Verein glaubten die Zioni-

sten weiterhin, dass sich die anfänglichen Umwälzungen durch eine Neube-

hauptung jüdischer Identität oder einfach durch Geduld überwinden liessen; 

die Juden waren der Ansicht, dass die Verantwortung der Macht, der Einfluss 

der konservativen Regierungsmitglieder und eine wachsame Aussenwelt auf 

alle Tendenzen der Nazis zu Exzessen einen mässigenden Einfluss ausüben 

würden. 

Selbst nachdem am 1. April die Nationalsozialisten jüdische Geschäfte 

boykottiert hatten, erklärten einige bekannte deutsch-jüdische Persönlichkei-

ten wie der Rabbiner Joachim Prinz, es sei unvernünftig, eine gegen die 

NSDAP gerichtete Position einzunehmen. Prinz war der Auffassung, «dass 

eine Auseinandersetzung mit der ‚Neuordnung’ in Deutschland, die das Ziel 

hat, ‚den Menschen Brot und Arbeit zu geben, ... weder beabsichtigt noch 

möglich ist’».32 Diese Erklärung mag lediglich taktischer Natur gewesen sein, 

und man darf nicht vergessen, dass viele Juden unschlüssig waren, wie sie  
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reagieren sollten. Manche Exzentriker gingen erheblich weiter. So erklärte 

noch im Sommer 1933 Felix Jacoby, Historiker an der Kieler Universität, in 

der Einführung zu seiner Vorlesung über den römischen Dichter Horaz: «Als 

Jude befinde ich mich in einer schwierigen Lage. Aber als Historiker habe ich 

gelernt, geschichtliche Ereignisse nicht unter privater Perspektive zu betrach-

ten. Ich habe seit 1927 Adolf Hitler gewählt und preise mich glücklich, im 

Jahr der nationalen Erhebung über den Dichter des Augustus lesen zu dür-

fen. Denn Augustus ist die einzige Gestalt der Weltgeschichte, die man mit 

Adolf Hitler vergleichen kann.»33 Dies war jedoch eher ein Ausnahmefall. 

Für einige Juden war es eine Quelle der Zuversicht, dass der alte, geachtete 

Reichspräsident Paul von Hindenburg immer noch als Staatsoberhaupt am-

tierte; gelegentlich schrieben sie ihm über ihre Notlage. «Ich war 1914 ver-

lobt», schrieb Frieda Friedmann, eine Berlinerin, am 23. Februar an Hinden-

burg. «Mein Verlobter fiel 1914. Zwei meiner Brüder, Max und Julius Cohn, 

fielen im Jahre 1916 und 1918. Mein letzter Bruder Willy kam erblindet... aus 

dem Felde zurück.... Alle haben das Eiserne Kreuz für Verdienst am Vater-

land. Jetzt jedoch ist es in unserem Vaterlande so gekommen, dass auf der 

Strasse öffentlich Broschüren gehandelt werden Juden raus!’, öffentliche Auf-

forderungen zu Pogromen und Gewalttaten gegen die Juden. Ist die Juden-

hetze Tapferkeit oder Feigheit, wenn es im deutschen Staat bei 60 Millionen 

Menschen 1% Juden gibt?» Hindenburgs Büro bestätigte umgehend den 

Empfang des Briefes, und der Präsident liess Frieda Friedmann wissen, dass 

er entschieden gegen Exzesse eingestellt sei, die an Juden verübt wurden. Der 

Brief wurde an Hitler weitergeleitet, und der schrieb an den Rand: «Die Be-

hauptungen dieser Dame sind ein Schwindel! Es ist selbstverständlich nicht 

eine Aufforderung zum Progrom [sic] erfolgt!»34 

Schliesslich waren sich die Juden ebenso wie ein beträchtlicher Teil der 

deutschen Gesellschaft überhaupt insbesondere vor den Reichstagswahlen 

vom 5. März 1933 nicht sicher, ob sich die Nationalsozialisten an der Macht 

halten würden oder ob ein konservativer Militärputsch gegen sie noch mög-

lich war. Manche jüdischen Intellektuellen warteten mit einigermassen un-

gewöhnlichen Vorhersagen auf. «Die Prognose», schrieb Martin Buber am 14. 

Februar an den Philosophen und Pädagogen Ernst Simon, «hängt vom Aus-

gang der bevorstehenden Kämpfe zwischen den Regierungsgruppen ab. Es 

ist anzunehmen, dass eine Verschiebung des Machtverhältnisses zugunsten 

der Nationalsozialisten auch bei proportionaler Stärkung ihrer parlamenta-

rischen Basis gegenüber den Deutschnationalen nicht zugestanden werden 

wird. In diesem Fall werden entweder die Hitlerleute trotzdem in der Regie-

rung bleiben; dann werden sie in den Kampf gegen das Proletariat vorge-

schickt und dadurch ihre Partei gespalten und vorerst ungefährlich gemacht. 
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Oder sie treten aus.... Solange die gegenwärtige Koalition noch andauert, ist 

an eigentliche Judenhetzen oder Judengesetzgebungsakte nicht zu denken, 

nur an administrative Unterdrückung; eine antijüdische Legislative käme nur 

bei einer Machtverschiebung zugunsten der Nationalsozialisten in Betracht, 

die aber wie gesagt kaum zu erwarten ist; Judenhetzen kommen in Betracht 

für die Zeit zwischen einem Austritt der Nat. Soz. aus der Regierung und 

einer Erklärung des Ausnahmezustands.»35 

III 

Die politischen Hauptopfer des neuen Regimes und seines Terrorsystems wa-

ren zumindest in den ersten Monaten nach der Machtübernahme nicht Juden, 

sondern Kommunisten. Nach dem Reichstagsbrand vom 27. Februar führte 

die antikommunistische Jagd zur Verhaftung von fast 10’000 Parteimitglie-

dern und Sympathisanten und zu ihrer Inhaftierung in neugeschaffenen 

Konzentrationslagern. Dachau war am 20. März eingerichtet worden und 

wurde am 1. April von SS-Chef Heinrich Himmler offiziell eingeweiht.36 Im 

Juni wurde SS-Gruppenführer Eicke Kommandant des Lagers, und ein Jahr 

später wurde er zum «Inspekteur der Konzentrationslager» ernannt: Unter 

der Ägide Himmlers war er zum Architekten der Lebens- und Todes-Routine 

der Lagerinsassen in Hitlers neuem Deutschland geworden. 

Nach den Massenverhaftungen, die auf den Reichstagsbrand folgten, war 

es klar, dass die «kommunistische Bedrohung» nicht mehr existierte. Doch 

die Versessenheit des neuen Regimes auf Repression – und Innovation – liess 

nicht nach; ganz im Gegenteil. Eine Verordnung des Reichspräsidenten vom 

28. Februar hatte Hitler bereits Ausnahmebefugnisse verliehen. Zwar gelang 

es den Nationalsozialisten nicht, bei den Wahlen vom 5. März die absolute 

Mehrheit zu gewinnen, aber ihre Koalition mit der ultrakonservativen 

Deutschnationalen Volkspartei (DNVP) errang sie. Einige Tage später, am 23. 

März, begab sich der Reichstag seiner Funktionen, indem er das Ermächti-

gungsgesetz verabschiedete, das dem Reichskanzler uneingeschränkte legis-

lative und exekutive Vollmachten gab. Das Tempo der Veränderungen, die 

nun folgten, war atemberaubend. Die Länder wurden gleichgeschaltet; im 

Mai wurden die Gewerkschaften aufgelöst und durch die Deutsche Arbeits-

front ersetzt; Mitte Juli gab es im Reich dann keine andere politische Partei 

mehr als die NSDAP. Die Unterstützung der Bevölkerung für diese Sturzflut 

von Aktivitäten und diese ständige Machtdemonstration wuchs lawinenartig 

an. In den Augen einer rasch zunehmenden Zahl von Deutschen war eine 

«nationale Wiedergeburt» im Gange.37 
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Man hat oft gefragt, ob die Nationalsozialisten über konkrete Ziele und 

präzise Pläne verfügten. Ungeachtet interner Spannungen und sich wandeln-

der Umstände wurden in den meisten Bereichen kurzfristige Ziele systema-

tisch verfolgt und rasch erreicht. Doch die Endziele des Regimes, die Leitli-

nien der langfristigen Politik, wurden nur in Umrissen bestimmt, und kon-

krete Schritte zu ihrer Umsetzung wurden nicht formuliert. Doch diese vage 

formulierten langfristigen Ziele waren nicht nur als eine Art Richtlinien ent-

scheidend, sondern auch als Indikatoren für grenzenlose Ambitionen und 

Erwartungen: Für Hitler und seine Clique waren sie Gegenstand echten 

Glaubens; sie mobilisierten die Energien der Partei und verschiedener Sekto-

ren der Bevölkerung; und sie waren Ausdruck des Glaubens an die Richtig-

keit des Weges. 

Antijüdische Gewalttaten nahmen nach den Märzwahlen zu. Am 9. nah-

men SA-Leute im Berliner Scheunenviertel Dutzende von osteuropäischen 

Juden fest. Diese Ostjuden, traditionell die erste Zielscheibe deutschen Ju-

denhasses, waren auch die ersten, die als Juden in Konzentrationslager ab-

transportiert wurden. Am 13. März erzwang die örtliche SA in Mannheim 

die Schliessung jüdischer Geschäfte; in Breslau wurden jüdische Anwälte 

und Richter im Gerichtsgebäude tätlich angegriffen; und in Gedern in Hes-

sen brach die SA in jüdische Häuser ein und schlug «unter dem Beifall einer 

rasch anwachsenden Menschenmenge» die Bewohner zusammen. Die Liste 

vergleichbarer Vorfälle ist lang.38 Es gab auch Morde. Im Bericht des Regie-

rungspräsidenten von Niederbayern von Ende März heisst es: «Am 15. ds. 

Mts., früh gegen 6 Uhr, erschienen in einem Kraftwagen mehrere Männer in 

dunkler Uniform vor der Wohnung des israelitischen Güterhändlers Otto 

Selz in Straubing. Selz wurde von ihnen in Nachtkleidern aus der Wohnung 

geholt und in einem Kraftwagen entführt. Etwa um 9.30 wurde Selz in einem 

Wald bei Weng, Bezirksamt Landshut, erschossen aufgefunden. Der Kraft-

wagen soll aus der Richtung München-Landshut gekommen und auf der 

gleichen Strecke wieder zurückgefahren sein. Er war mit sechs Uniformierten 

besetzt und trug das Zeichen: II A. ... Mehrere Landleute wollen bei einigen 

Insassen des Wagens die rote Armbinde mit dem Hakenkreuz bemerkt ha-

ben.»39 Am 31. März schickte Innenminister Wilhelm Frick an alle örtlichen 

Polizeireviere eine telegraphische Warnung, kommunistische Agitatoren, die 

in SA-Uniformen verkleidet seien und SA-Autokennzeichen benutzten, wür-

den die Schaufensterscheiben jüdischer Geschäfte einschlagen und die Gele-

genheit nutzen, um Unruhe zu stiften.40 Bei derartigen Anschuldigungen ge-

gen die Kommunisten handelte es sich um die übliche Desinformation der 

Nazis. Am 1. April berichtete das Polizeirevier Göttingen, das den am 28. 

März an jüdischen Geschäften und der örtlichen Synagoge angerichteten 

Schaden untersuchte, man habe zwei Mitglieder der kommunistischen Partei 
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und einen Sozialdemokraten gefasst, die im Besitz von Nazi-Uniformteilen 

gewesen seien; die Zentrale in Hildesheim wurde informiert, die Verhafteten 

seien diejenigen, welche antijüdische Aktionen begangen hätten.41 

Ein grosser Teil der ausländischen Presse behandelte die Gewalttaten der 

Nationalsozialisten ausführlich. Der Christian Science Monitor dagegen äus-

serte Zweifel an der Richtigkeit der Berichte über Nazigreuel und rechtfer-

tigte später die Vergeltung gegen «Leute, die Lügen gegen Deutschland ver-

breiteten». Und Walter Lippmann, damals der prominenteste politische 

Kommentator in Amerika und selbst Jude, fand Worte des Lobes für Hitler 

und konnte sich einen Seitenhieb gegen die Juden nicht verkneifen. Abgese-

hen von diesen bemerkenswerten Ausnahmen nahmen die meisten amerika-

nischen Zeitungen hinsichtlich der antijüdischen Verfolgungsmassnahmen 

kein Blatt vor den Mund.42 Jüdische und nichtjüdische Proteste mehrten sich. 

Eben diese Proteste nahmen die Nationalsozialisten zum Vorwand für den 

berüchtigten Boykott jüdischer Geschäfte am 1. April 1933. Zwar wurde die 

Anti-Nazi-Kampagne in den Vereinigten Staaten bei einer Kabinettssitzung 

am 24. März in einiger Ausführlichkeit diskutiert,43 aber die endgültige Ent-

scheidung zugunsten des Boykotts wurde wahrscheinlich bei einer Zusam-

menkunft von Hitler und Goebbels am 26. März in Berchtesgaden getroffen. 

Doch schon Mitte März hatte Hitler es einem Komitee unter dem Vorsitz von 

Julius Streicher, dem Gauleiter von Franken und Herausgeber des Stürmers, 

der bösartigsten antijüdischen Zeitung der Partei, gestattet, die Vorbereitun-

gen dafür in Angriff zu nehmen. 

Tatsächlich war der Boykott schon von dem Augenblick an vorhersehbar 

gewesen, in dem die Nationalsozialisten an die Macht kamen. Von der Mög-

lichkeit war in den beiden vorangegangenen Jahren,44 als kleine jüdische Lä-

den zunehmend schikaniert und jüdische Angestellte auf dem Arbeitsmarkt 

immer mehr diskriminiert worden waren, oft die Rede gewesen.45 Unter den 

Nationalsozialisten wurde ein grosser Teil der Agitation für antijüdische öko-

nomische Massnahmen von einer bunt zusammengewürfelten Koalition von 

«Radikalen» initiiert, die teils der Nationalsozialistischen Betriebszellenorga-

nisation (NSBO) unter der Leitung von Reinhold Muchow angehörten, teils 

dem Kampfbund für den gewerblichen Mittelstand Adrian von Rentelns 

oder verschiedenen Abteilungen der SA, die von Otto Wagener, einem Öko-

nomen und früheren geschäftsführenden Stabschef der SA, zu diesem Zweck 

mobilisiert wurden. Ihr gemeinsamer Nenner war das, was Gregor Strasser, 

die frühere Nummer Zwei in der Partei, einmal als «die antikapitalistische 

Sehnsucht»46 bezeichnet hatte; der einfachste Weg, auf dem sie diese zum 

Ausdruck bringen konnten, war bösartiger Antisemitismus. 

Derartigen Parteiradikalen werden wir in jedem wichtigen Stadium antijü- 
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discher Politik bis hin zum Kristallnacht-Pogrom vom November 1938 be-

gegnen. Im April 1933 lassen sie sich als Mitglieder der verschiedenen wirt-

schaftlichen Interessengruppen der Partei identifizieren, aber es gab unter 

ihnen auch Juristen wie Hans Frank (den künftigen Generalgouverneur des 

besetzten Polen) und Roland Freisler (den künftigen Präsidenten des Volks-

gerichtshofes) und Rassenfanatiker wie Gerhard Wagner und Walter Gross – 

von Streicher, Goebbels, der SA-Führung und, vor allen anderen, Hitler ganz 

zu schweigen. Doch in ihrer besonderen Rolle als Pressuregroup bestanden 

die Radikalen hauptsächlich aus «alten Kämpfern» – aus SA-Mitgliedern und 

einfachen Parteiaktivisten, die mit dem Tempo der nationalsozialistischen 

Revolution, mit der Dürftigkeit der ihnen zugefallenen Beute und mit dem 

häufig privilegierten Status von Parteigenossen, die in der Staatsbürokratie 

Schlüsselstellungen innehatten, unzufrieden waren. Die Radikalen waren 

eine veränderliche, aber beträchtliche Kraft aus missvergnügten Parteimit-

gliedern, die nach verstärkten Aktionen und nach dem Primat der Partei über 

den Staat lechzten.47 

Der Einfluss der Radikalen sollte jedoch nicht überschätzt werden. Sie 

zwangen Hitler nie dazu, Massnahmen zu ergreifen, die er nicht ergreifen 

wollte. Wenn ihre Forderungen als zu weitgehend betrachtet wurden, ver-

warf man ihre Initiativen. Die antijüdischen Beschlüsse vom Frühjahr 1933 

erleichterten es dem Regime, die Gewalttätigkeit der SA in vom Staat kon-

trollierte Bahnen zu lenken;48 für die Nationalsozialisten waren diese Mass-

nahmen natürlich auch um ihrer selbst willen willkommen. 

Am 29. März unterrichtete Hitler das Kabinett über den geplanten Boykott 

von Geschäften in jüdischem Besitz und erklärte den Ministern, er selbst habe 

ihn gefordert. Er beschrieb die Alternative als spontane Gewalttaten der Be-

völkerung. Ein zugelassener Boykott, so fügte er hinzu, würde gefährliche 

Unruhe vermeiden.49 Die deutschnationalen Minister machten Einwendun-

gen, und Präsident Hindenburg versuchte einzugreifen. Hitler verwarf jede 

mögliche Zurücknahme, aber zwei Tage später (am Tage vor dem geplanten 

Boykott) erwähnte er die Möglichkeit einer Verschiebung bis zum 4. April – 

falls die britische und die amerikanische Regierung auf der Stelle ihren Wi-

derstand gegen die antideutsche Agitation in ihren Ländern erklärten; ande-

renfalls würde die Aktion am 1. April stattfinden, gefolgt von einer Warte-

phase bis zum 4. April.50 

Am Abend des 31. erklärte sich die britische wie auch die amerikanische 

Regierung bereit, die erforderliche Erklärung abzugeben. Aussenminister 

Konstantin Freiherr von Neurath gab jedoch bekannt, es sei zu spät für einen 

Kurswechsel; er sprach dann von Hitlers Entscheidung für eine eintägige Ak- 
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tion, gefolgt von einer Wartephase.51 In Wirklichkeit wurde die Möglichkeit, 

den Boykott am 4. April wieder aufzunehmen, nicht mehr in Erwägung ge-

zogen. 

Mittlerweile war vor allem in den Vereinigten Staaten und in Palästina die 

jüdische Führung in einem Zwiespalt: Sollte sie massenhafte Proteste und ei-

nen Gegenboykott gegen deutsche Waren unterstützen oder sollte aus Furcht 

vor weiteren «Vergeltungsmassnahmen» gegen die Juden in Deutschland 

eine Konfrontation vermieden werden? Göring hatte eine Reihe von namhaf-

ten Vertretern der deutschen Juden zu sich bestellt und sie nach London ge-

schickt, wo sie gegen die geplanten antideutschen Demonstrationen und 

Initiativen intervenieren sollten. Zugleich telegraphierten am 26. März Kurt 

Blumenfeld, der Präsident der Zionistischen Vereinigung für Deutschland, 

und Julius Brodnitz, der Präsident des Central-Vereins, an das American Jew-

ish Committee in New York: «Wir protestieren kategorisch gegen Abhaltung 

Montagmeeting Radio und sonstiger Demonstrationen Stop Verlangen unbe-

dingt energische Bemuehungen zur Einwirkung auf Unterlassung deutsch-

feindlicher Kundgebungen.»52 Durch Beschwichtigung der Nazis hoffte die 

besorgte deutsch-jüdische Führung dem Boykott zu entgehen. 

Die Leitung der jüdischen Gemeinschaft in Palästina entschied sich unge-

achtet des Drucks der öffentlichen Meinung ebenfalls für Vorsicht. Sie schick-

te ein Telegramm an die Reichskanzlei, in dem sie versicherte, «dass keine 

autorisierte Körperschaft in Palästina einen Handelsboykott gegen Deutsch-

land erklärt habe oder zu erklären beabsichtige».53 Die führenden Persönlich-

keiten der amerikanischen Juden waren sich nicht einig; die meisten jüdi-

schen Organisationen in den Vereinigten Staaten waren gegen Massende-

monstrationen und wirtschaftliche Aktionen, hauptsächlich aus Furcht da-

vor, den Präsidenten und den Aussenminister in Verlegenheit zu bringen.54 

Zögernd und unter dem Druck von Gruppen wie den Jewish War Veterans 

entschied sich der American Jewish Congress schliesslich anders. Am 27. 

März fanden in mehreren amerikanischen Städten Protestversammlungen 

statt, an denen sich auch Führer der Kirchen und der Arbeiterbewegung be-

teiligten. Was den Boykott deutscher Waren anging, so breitete er sich als 

emotionale Basisbewegung aus, die im Laufe der Monate zunehmend insti-

tutionelle Unterstützung fand, zumindest ausserhalb Palästinas.55 

Goebbels' Erregung war nicht zu bezähmen. In seiner Tagebucheintra-

gung für den 27. März schrieb er: «Ich diktiere einen scharfen Aufsatz gegen 

die Greuelhetze der Juden. Schon seine Ankündigung lässt die ganze Misch-

poke [sic; jiddisch für «Familie»] zusammenknicken. Man muss solche Me-

thoden anwenden. Grossmut imponiert den Juden nicht.» 28. März: «Ich te-

lephoniere mit dem Führer. Der Boykottaufruf wird heute veröffentlicht. Pa-

nik unter den Juden!» 29. März: «Ich versammle meine Referenten um mich  
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und entwickle ihnen die Organisation des Boykotts.» 30. März: «Der Boykott 

ist in der Organisation fertig. Wir brauchen jetzt nur auf einen Knopf zu 

drücken, dann läuft er an.»56 31. März: «Viele lassen die Köpfe hängen und 

sehen Gespenster. Sie meinen, der Boykott würde zum Krieg führen. Wenn 

wir uns wehren, können wir nur Achtung gewinnen. Wir halten in kleinem 

Kreise eine letzte Besprechung ab und beschliessen, dass der Boykott morgen 

in aller Schärfe beginnen soll. Er wird einen Tag durchgeführt und dann von 

einer Pause bis Mittwoch abgelöst. Geht die Hetze im Ausland zu Ende, dann 

wird er abgestoppt, im anderen Falle beginnt dann der Kampf bis aufs Mes-

ser.»57 1. April: «Der Boykott gegen die Weltgreuelhetze ist in Berlin und im 

ganzen Reich in voller Schärfe entbrannt. Das Publikum», fügte Goebbels 

hinzu, «hat sich überall solidarisch erklärt.»58 

Im Prinzip hätte der Boykott der jüdischen Bevölkerung ernsthafte wirt-

schaftliche Schäden zufügen können, denn 1933 waren, wie Avraham Barkai 

schreibt, «über 60 Prozent aller jüdischen Erwerbstätigen ..., ähnlich wie 1925 

und auch schon 1907, im Sektor Handel und Verkehr konzentriert, die über-

wältigende Mehrheit davon im Wareneinzelhandel. Auch die im Sektor In-

dustrie und Handwerk aufgeführten Juden waren zum grössten Teil Inhaber 

mittelständischer Betriebe und Handwerker.»59 In Wirklichkeit stiess die Ak-

tion der Nazis jedoch sogleich auf Probleme.60 

Die breite Bevölkerung stand dem Boykott oft gleichgültig gegenüber und 

hatte manchmal sogar ein Interesse daran, in «jüdischen» Läden zu kaufen. 

Dem Völkischen Beobachter vom 3. April zufolge versuchten in Hannover ei-

nige Käufer, sich mit Gewalt Zugang zu einem in jüdischem Besitz befindli-

chen Laden zu verschaffen.61 In München führten wiederholte Ankündigun-

gen über den bevorstehenden Boykott bei in jüdischem Besitz befindlichen 

Läden in den letzten Märztagen (die Öffentlichkeit wusste noch nicht, wie 

lange der Boykott dauern würde) zu so regen Geschäften, dass der Völkische 

Beobachter die «Unvernunft eines Teiles des Publikums» beklagte, «das sein 

sauer verdientes Geld den Volksfeinden und hinterlistigen Verleumdern ge-

radezu auf drängte».62 Am Tage des Boykotts blieben viele jüdische Ge-

schäfte geschlossen oder schlossen früh. Grosse Scharen von Zuschauern 

blockierten in den Geschäftsvierteln des Stadtzentrums die Strassen, um sich 

den Ablauf der Ereignisse anzusehen: Sie waren passiv, aber sie zeigten kei-

neswegs die Feindseligkeit gegenüber den «Volksfeinden», welche die Par-

teiagitatoren erwartet hatten.63 Martha Appel, die Frau eines Dortmunder 

Rabbiners, bestätigt in ihren Memoiren eine ähnlich passive und gewiss nicht 

feindselige Einstellung bei den Menschenmengen auf den Strassen im Ge-

schäftsviertel dieser Stadt. Sie berichtet sogar, sie habe viele Äusserungen der 

Unzufriedenheit mit dieser Initiative der Nationalsozialisten gehört.64 Diese 

Atmosphäre scheint in den meisten Teilen des Reiches verbreitet gewesen zu 
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sein. Der zweimonatliche Polizeibericht in der bayerischen Stadt Bad Tölz ist 

knapp und eindeutig: «Das einzige jüdische Geschäft ‚Cohn’ am Fritzplatz 

hier wurde nicht boykottiert.»65 

Zum Mangel an Begeisterung in der Bevölkerung kam erschwerend hinzu, 

dass sich eine Vielzahl unvorhergesehener Fragen einstellte: Wie sollte ein 

«jüdisches» Unternehmen definiert werden? Durch seinen Namen, durch das 

Judentum seiner Geschäftsleitung oder durch jüdische Kontrolle über sein 

Kapital oder Teile davon? Wenn das Unternehmen geschädigt würde, was 

würde dann, in einer Zeit der wirtschaftlichen Krise, mit seinen arischen An-

gestellten geschehen? Was würden, etwa bei einer Vergeltung durch das 

Ausland, die allgemeinen Konsequenzen dieser Aktion für die deutsche 

Wirtschaft sein? 

Auch wenn der Aprilboykott einige Zeit lang gedroht hatte, war er doch 

ganz eindeutig eine improvisierte Aktion. Er mag das Ziel verfolgt haben, die 

antijüdischen Initiativen der SA und anderer Radikaler zu kanalisieren; deut-

lich zu machen, dass langfristig die Basis jüdischer Existenz in Deutschland 

zerstört werden würde; oder, naheliegender, nach Art der Nationalsoziali-

sten auf ausländische Proteste gegen die Behandlung der deutschen Juden zu 

reagieren. Welches auch die verschiedenen Motivationen gewesen sein mö-

gen, Hitler praktizierte eine Form der Führung, die für seine antijüdischen 

Aktionen der nächsten Jahre charakteristisch werden sollte: Er bestimmte ge-

wöhnlich einen scheinbaren Kompromisskurs zwischen den Forderungen der 

Parteiradikalen und den pragmatischen Vorbehalten der Konservativen, wo-

durch er in der Öffentlichkeit den Eindruck erweckte, er selbst stehe über den 

Details der Operation.66 Eine derartige Zurückhaltung war offensichtlich tak-

tischer Natur; im Falle des Boykotts war sie vom Zustand der Wirtschaft und 

von der Furcht vor internationalen Reaktionen diktiert.67 

Für einige in Deutschland lebende Juden hatte der Boykott trotz seines 

prinzipiellen Scheiterns unerwartete und unangenehme Konsequenzen. Ein 

solcher Fall war der des Arthur B., eines polnischen Juden, der am 1. Februar 

mit seiner Kapelle von «vier deutschen Musikern (darunter eine Frau)» an-

gestellt worden war, um im Café Corso in Frankfurt am Main zu spielen. Ei-

nen Monat später wurde B.s Vertrag bis zum 30. April verlängert. Am 30. 

März wurde B. von der Besitzerin des Cafés gekündigt, weil er Jude war. B. 

wandte sich an das Arbeitsgericht in Frankfurt, um die Zahlung des ihm für 

den Monat April geschuldeten Geldes zu erreichen. Die Besitzerin, so argu-

mentierte er, hatte, als sie ihn einstellte, gewusst, dass er polnischer Jude sei. 

Sie sei mit der Leistung der Kapelle zufrieden gewesen und habe daher kein 

Recht, ihn fristlos und ohne Zahlung zu entlassen. Das Gericht wies seine 

Klage ab und erlegte ihm die Kosten auf; es entschied, dass die durch jüdische 

Hetze gegen Deutschland geschaffenen Umstände – die dazu geführt hatten, 
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dass einige Gäste die Entlassung des Kapellmeisters verlangt und Drohun-

gen von der zuständigen Gauführung überbracht hatten, das Café Corso 

werde als jüdisches Unternehmen boykottiert werden, falls Arthur B. noch 

weiter dort tätig sein sollte – der Beklagten erheblichen Schaden hätten zufü-

gen können und daher einen hinlänglichen Grund für die Entlassung dar-

stellten. «Ob die Beklagte bereits bei dem Engagement wusste, dass der Klä-

ger ein Jude war, ist unerheblich», schloss das Gericht, «da die nationale Re-

volution mit ihren für das Judentum einschneidenden Folgen erst nach der 

Einstellung des Klägers erfolgte und die Beklagte damals gar nicht wissen 

konnte, dass die Zugehörigkeit des Klägers zur jüdischen Rasse späterhin 

noch eine so bedeutende Rolle spielen sollte.»68 

Die Möglichkeit weiterer Boykottaktionen blieb offen. «Wir geben Ihnen 

hiermit davon Kenntnis», hiess es in einem Brief des Zentralkomitees der 

Boykottbewegung in München an die Gauleitung Hannover Süd, «dass das 

... Zentralkomitee zur Abwehr der jüdischen Greuel- und Boykotthetze (Zen-

tralkomitee der Boykottbewegung) nach wie vor weiterarbeitet. Die Tätigkeit 

dieser Dienststelle soll sich jedoch mehr im Stillen abspielen. Wir bitten Sie 

um Beobachtung und Meldung von Korruptionsfällen und anderen wirt-

schaftlichen Vorgängen, bei welchen Juden eine üble Rolle spielen. Ihre 

Kreisleitungen bzw. Ortsgruppen wollen Sie dann in geeigneter Form mit 

obigem Sachverhalt bekannt machen. Der letzten intern-parteilichen Anord-

nung des stellvertretenden Führers, Pg. Hess, gemäss sollen Verlautbarun-

gen des Zentralkomitees vorher vorgelegt werden.»69 

Zugleich wurde es allerdings Hitler selbst zunehmend klar, dass das jüdi-

sche Wirtschaftsleben nicht offen beeinträchtigt werden durfte, jedenfalls so 

lange nicht, wie die deutsche Wirtschaft in einer prekären Lage war. Eine 

Furcht vor ökonomischer Vergeltung durch das Ausland, ob von den Juden 

inszeniert oder als Ausdruck echter Empörung über die Verfolgungen durch 

die Nazis, verband die Nationalsozialisten mit ihren konservativen Verbün-

deten und zwang zu zeitweiliger Mässigung. Als im Sommer 1934 Hjalmar 

Schacht die Leitung der Reichsbank verlassen hatte, um Wirtschaftsminister 

zu werden, wurde die Nichteinmischung in jüdische Geschäftstätigkeit quasi 

offiziell vereinbart. So ergab sich eine potentielle Quelle der Spannung zwi-

schen Parteiaktivisten und den oberen Rängen von Partei und Staat. 

Wie die deutsche kommunistische Zeitschrift Rundschau, die mittlerweile 

in der Schweiz erschien, schrieb, wurden nur die kleineren jüdischen Ge-

schäfte – also die ärmeren Juden – durch den Boykott der Nationalsozialisten 

geschädigt. Grosse Unternehmen wie das in Berlin ansässige Verlagsimpe-

rium Ullstein oder in jüdischem Besitz befindliche Banken – also das jüdische 

Grosskapital – wurden angeblich überhaupt nicht in Mitleidenschaft gezo- 
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gen.70 Was hier lediglich als Äusserung marxistischer Orthodoxie erschien, 

war zum Teil wahr, denn wenn man eine jüdische Warenhauskette wie Tietz 

geschädigt hätte, dann hätte das deren 14’000 Angestellte arbeitslos machen 

können.71 Genau aus diesem Grund billigte Hitler persönlich die Bewilligung 

eines Kredits an Tietz, um dessen aktuelle finanzielle Schwierigkeiten zu lin-

dern.72 

Bei Ullstein, einem der grössten Verlage in Deutschland (er hatte ein eige-

nes Druckhaus und gab Zeitungen, Zeitschriften und Bücher heraus), richtete 

die in dem Unternehmen tätige NS-Betriebszelle am 21. Juni einen Brief an 

Hitler, in dem sie die katastrophalen Folgen eines heimlichen fortgesetzten 

Boykotts für die Beschäftigten der jüdischen Firma schilderte: «Der Verlag 

Ullstein, der am Tage des offiziellen Boykotts als lebenswichtiger Betrieb vom 

Boykott ausgenommen war», schrieb der Zellenleiter an Hitler, «hat z. Zt. be-

sonders stark durch die Boykott-Bewegung zu leiden. Die Belegschaft ist zu 

einem grossen Teil in der Partei, zum noch grösseren Teil in der Zelle orga-

nisiert. Diese Belegschaft wird mit jedem Tag über die wöchentlich und mo-

natlich vorgenommenen Entlassungen erregt und ersucht mich dringend, bei 

den zuständigen Stellen vorstellig zu werden, damit nicht die Existenz vieler 

Tausender braver Volksgenossen gefährdet wird. Die Verlagserscheinungen 

sind z.T. bis über die Hälfte der früheren Auflagenziffern zurückgegangen. 

Mir werden täglich geradezu haarsträubende Boykottfälle gemeldet. Z.B. 

wird seit langer Zeit die Aufnahme des Leiters der Ullstein-Agentur Freien-

walde in die Partei mit der Begründung verweigert, dass er als Angestellter 

des Verlages ein Schädling der Bewegung wäre.»73 

Dies war auch so schon kompliziert genug, aber die kommunistische Rund-

schau hätte noch mehr Anlass zum Grübeln gehabt, wenn sie von den vielen 

Widersprüchen in den Einstellungen grosser deutscher Banken und Aktien-

gesellschaften gegenüber antijüdischen Massnahmen gewusst hätte. Zu-

nächst einmal gab es Überbleibsel der Vergangenheit. So sassen im März 

1933, als Hans Luther als Präsident der Reichsbank durch Schacht abgelöst 

wurde, im achtköpfigen Arbeitsausschuss der Bank immer noch drei jüdische 

Bankiers und unterzeichneten die Genehmigung seiner Ernennung.74 Diese 

Situation blieb nicht mehr sehr lange bestehen. Infolge des Drängens von 

Schacht und des ständigen Drucks der Partei vertrieben die Banken des Lan-

des Juden aus ihren Vorständen; so wurden beispielsweise Oskar Wasser-

mann und Theodor Frank aus dem Vorstand der Deutschen Bank entlassen.75 

Symptomatisch für ein gewisses Mass an Unbehagen über diesen Schritt ist, 

dass die Entlassungen mit (natürlich nie erfüllten) Versprechungen einer 

möglichen Wiederbeschäftigung verknüpft wurden.76 

In den ersten Jahren des Regimes gibt es jedoch Anzeichen für eine ziem- 
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lich unerwartete Mässigung und sogar Hilfsbereitschaft von Seiten der 
Grossunternehmen bei ihrem Umgang mit nichtarischen Firmen. Ein Drän-
gen auf Geschäftsübergabe und sonstige Formen rücksichtsloser Ausnut-
zung des geschwächten Status der Juden kamen hauptsächlich von kleineren 
oder mittleren Unternehmen und zumindest bis Herbst 1937 viel weniger aus 
den höheren Rängen der Wirtschaft.77 Einige grosse Gesellschaften behielten 
sogar jahrelang jüdische leitende Angestellte in ihren Diensten. Doch es wur-
den gewisse Vorsichtsmassnahmen ergriffen. So wurden bei der I.G. Farben, 
obwohl die meisten jüdischen Vorstandsmitglieder des Chemiegiganten 
noch eine Zeitlang blieben, die engsten jüdischen Mitarbeiter des Präsiden-
ten Carl Bosch wie Ernst Schwarz und Edmund Pietrowski auf Positionen 
ausserhalb des Reiches versetzt, der eine nach New York, der andere in die 
Schweiz.78 

Sehr exponierte Juden mussten natürlich gehen. Innerhalb von wenigen 
Monaten wurde der Bankier Max Warburg aus einem Aufsichtsrat nach dem 
anderen ausgeschlossen. Als er aus dem Aufsichtsrat der Hamburg-Ame-
rika-Linie vertrieben wurde, wurden die Würdenträger, die sich zu seiner 
Verabschiedung versammelt hatten, Zeugen einer seltsamen Szene. Da ange-
sichts der Umstände anscheinend niemand anders eine Abschiedsrede parat 
hatte, hielt der jüdische Bankier selbst eine Ansprache: «Zu unserem grossen 
Bedauern», so begann er, «haben wir davon Kenntnis nehmen müssen, dass 
Sie den Entschluss gefasst haben, aus dem Aufsichtsrat der Gesellschaft aus-
zuscheiden, ja, diesen Entschluss als unwiderruflich bezeichneten», und er 
schloss nicht weniger passend: «Und nun wünsche ich Ihnen, lieber Herr 
Warburg, einen ruhigen Lebensabend, Glück und Segen in ihrer Familie.»79 

IV 

Als die Nationalsozialisten an die Macht kamen, konnten sie im Prinzip auf 

die Ziele ihrer antijüdischen Politik zurückgreifen, wie sie im 25-Punkte-Pro-

gramm vom 24. Februar 1920 niedergelegt waren. Die Punkte 4, 5, 6 und 8 

behandelten konkrete Aspekte der «Judenfrage». Punkt 4: «Staatsbürger 

kann nur sein, wer Volksgenosse ist. Volksgenosse kann nur sein, wer deut-

schen Blutes ist, ohne Rücksichtnahme auf Konfession. Kein Jude kann daher 

Volksgenosse sein.» Punkt 5: «Wer nicht Staatsbürger ist, soll nur als Gast in 

Deutschland leben können und muss unter Fremdengesetzgebung stehen.» 

Punkt 6: «Das Recht, über Führung und Gesetze des Staates zu bestimmen, 

darf nur dem Staatsbürger zustehen.» Punkt 8: «Jede weitere Einwanderung 

Nichtdeutscher ist zu verhindern. Wir fordern, dass alle Nichtdeutschen, die 

seit 2. August 1914 in Deutschland eingewandert sind, sofort zum Verlassen  
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des Deutschen Reiches gezwungen werden.» Punkt 23 verlangte, dass die 

Kontrolle der deutschen Presse ausschliesslich in deutschen Händen liegen 

sollte.80 

Nichts in diesem Programm verwies darauf, wie diese Ziele erreicht wer-

den sollten, und das Scheitern des Boykotts vom April 1933 ist ein gutes Bei-

spiel dafür, dass Deutschlands neue Herren auf ihre neuen Aufgaben ganz 

und gar nicht vorbereitet waren. Doch zumindest in ihrer antijüdischen Poli-

tik wurden die Nationalsozialisten bald Meister der Improvisation; indem sie 

die Hauptpunkte ihres Programms von 1920 als kurzfristige Ziele übernah-

men, lernten sie sie immer systematischer zu verfolgen. 

Am 9. März übermittelte Staatssekretär Hans Heinrich Lammers ein Ersu-

chen des Reichskanzlers an Innenminister Frick. Dieser wurde von Hitler auf-

gefordert, die Anregung von Staatssekretär Paul Bang vom Reichswirt-

schaftsministerium in Erwägung zu ziehen, wonach gegenüber den osteuro-

päischen Juden «eine bewusst völkische Gesetzgebung» zu verfolgen sei: 

Verbot weiterer Einwanderung, Aufhebung von Namensänderungen, die 

nach 1918 stattgefunden hatten, und Ausweisung einer gewissen Anzahl der-

jenigen, die nicht eingebürgert worden waren.81 Innerhalb einer Woche re-

agierte Frick, indem er an alle Länder einen Runderlass sandte: 

«Zur Einleitung einer völkischen Politik ist erforderlich: 

1. Die Zuwanderung von Ostjuden abzuwehren, 

2. Ostjuden, die sich ohne Aufenthaltserlaubnis in Deutschland befinden, zu 

entfernen, 

3. Ostjuden nicht mehr einzubürgern.»82 

Bangs Vorschläge standen in Einklang mit den Punkten 5 (über Einbürge-

rung) und 8 (über Einwanderung) des Parteiprogramms von 1920. Überdies 

hatten schon 1932 sowohl der deutschnationale Innenminister Wilhelm Frei-

herr von Gayl als auch der Nationalsozialist Helmut von Nicolai konkrete 

Vorschläge zu den osteuropäischen Juden formuliert,83 und einen Monat be-

vor Frick seine Richtlinien ausgab, hatte das preussische Innenministerium 

bereits die Initiative ergriffen, um einen Erlass zurückzunehmen, der zuvor 

an die Polizei gerichtet worden war, um die Vertreibung von Ostjuden zu 

vermeiden, die von der Polizei «feindlicher Aktivitäten» beschuldigt worden 

waren, aber seit Langem in Deutschland gelebt hatten.84 Am 14. Juli 1933 

wurden diese Massnahmen durch das Gesetz über den Widerruf von Einbür-

gerungen und die Aberkennung der deutschen Staatsangehörigkeit ver-

schärft, das den Widerruf von Einbürgerungen forderte, die zwischen dem 9. 

November 1918 und dem 30. Januar 1933 erfolgt waren.85 

Die gegen die sogenannten Ostjuden ergriffenen Massnahmen wurden 
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durch die Gesetze vom April 1933 in den Schatten gestellt.86 Das erste von 

ihnen – wegen seiner Definition des Juden das grundlegendste – war das Ge-

setz zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums vom 7. April. Dieses Ge-

setz zielte in seiner allgemeinsten Intention darauf, die gesamte Regierungs-

bürokratie umzugestalten, um ihre Loyalität gegenüber dem neuen Regime 

sicherzustellen. Seine Ausschliessungsmassnahmen, die für mehr als zwei 

Millionen staatlicher und städtischer Beschäftigter galten, waren gegen die 

politisch Unzuverlässigen, hauptsächlich Kommunisten und andere Gegner 

der Nationalsozialisten, und gegen die Juden gerichtet.87 Paragraph 3 des Ge-

setzes, der dann später als «Arierparagraph» bezeichnet wurde, lautet:  

«1. Beamte, die nicht arischer Abstammung sind, sind in den Ruhestand zu 

versetzen.» (In Absatz 2 waren Ausnahmen aufgezählt, die später noch be-

handelt werden.) Am 11. April definierte die erste Verordnung zu diesem 

Gesetz «nichtarisch» folgendermassen: «Als nicht arisch gilt, wer von nicht-

arischen, insbesondere jüdischen Eltern oder Grosseltern abstammt. Es ge-

nügt, wenn ein Elternteil oder ein Grosselternteil nicht arisch ist.»88 

Zum ersten Mal seit der Vollendung der Emanzipation der deutschen Ju-

den im Jahre 1871 hatte eine Regierung per Gesetz eine Diskriminierung der 

Juden neu eingeführt. Bis zu diesem Zeitpunkt hatten die Nationalsozialisten 

die extremste antijüdische Propaganda entfesselt und Juden unter der An-

nahme, dass sie sich irgendwie als Juden identifizieren liessen, misshandelt, 

boykottiert und getötet, aber es war noch keine förmliche Entrechtung, die 

auf einer ausschliessenden Definition basierte, in die Wege geleitet worden. 

Die Definition als solche war – ganz gleich, welches ihre genauen Kriterien 

in Zukunft sein sollten – die notwendige Ausgangsbasis aller Verfolgungen, 

die danach kommen sollten.89 

Wilhelm Frick war am Zustandekommen des Berufsbeamtengesetzes un-

mittelbar beteiligt; dieselbe Gesetzgebung hatte er dem Reichstag schon im 

Mai 1925 vorgeschlagen. Am 24. März 1933 legte er das Gesetz dem Kabinett 

vor. Am 31. März oder am 1. April intervenierte Hitler wahrscheinlich zu-

gunsten des Vorschlags. Die Atmosphäre, in der sich der Boykott abspielte, 

trug zweifellos zur schnellen Ausarbeitung des Textes bei. Obwohl der Rah-

men des Gesetzes sehr weit gefasst war, stellte die antijüdische Regelung sei-

nen eigentlichen Kern dar.90 

Die Definition der jüdischen Abstammung im Beamtengesetz war die all-

gemeinste und umfassendste, und die Bestimmungen zur Einschätzung jedes 

Zweifelsfalles waren so streng wie möglich. In den Details des Gesetzes fin-

den wir Spuren des antisemitischen und völkischen Eifers von Achim Ger-

cke, dem Spezialisten für Rassenforschung im Innenministerium,91 einem 

Mann, der in seiner Studentenzeit in Göttingen mit einiger Unterstützung 

von Hochschullehrern und Verwaltung damit begonnen hatte, eine Kartei al- 
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ler in Deutschland lebenden Juden – definiert durch die Rassentheorie, also 

nach jüdischen Vorfahren – aufzustellen.92 Für Gercke beschränkten sich die 

antijüdischen Gesetze nicht auf ihren unmittelbaren und konkreten Gegen-

stand; sie hatten auch eine «erzieherische» Funktion: Durch sie wird «das 

ganze Volk ... über die Judenfrage aufgeklärt, lernt begreifen, dass die Volks-

gemeinschaft eine Blutsgemeinschaft ist, erfasst zum ersten Male den Rasse-

gedanken und wird von der allzu theoretischen Behandlung der Judenfrage 

abgelenkt und vor die tatsächliche Lösung gestellt.»93 

Die Zahl der Juden in der Beamtenschaft war im Jahre 1933 klein. Infolge 

der Intervention Hindenburgs (auf eine Petition des Reichsbundes Jüdischer 

Frontsoldaten hin, die auch von dem alten Feldmarschall August von 

Mackensen unterstützt wurde) fielen Kriegsteilnehmer und Beamte, deren 

Väter oder Söhne im Ersten Weltkrieg gefallen waren, nicht unter das Gesetz. 

Darüber hinaus waren Beamte, die am 1. August 1914 bereits im Staatsdienst 

gewesen waren, ebenfalls freigestellt.94 Alle anderen wurden zwangspensio-

niert. 

Die Gesetzgebung über jüdische Rechtsanwälte veranschaulicht noch 

deutlicher als der ökonomische Boykott, wie Hitler zwischen widersprüchli-

chen Forderungen von Seiten der radikalen Nationalsozialisten einerseits 

und seiner Verbündeten aus der DNVP andererseits lavierte. Ende März hat-

ten schon im ganzen Reich tätliche Angriffe gegen jüdische Juristen stattge-

funden. In Dresden wurden jüdische Richter und Anwälte aus ihren Büros 

und sogar während der Verhandlungen aus Gerichtssälen geholt und mei-

stens zusammengeschlagen. Der Vossischen Zeitung zufolge (die in der Jüdi-

schen Rundschau vom 28. März zitiert wird) drang in Gleiwitz in Schlesien 

«eine grössere Zahl junger Burschen ... in das Gerichtsgebäude ein und miss-

handelte mehrere jüdische Rechtsanwälte. Der 70jährige Justizrat Kochmann 

wurde ins Gesicht geschlagen, andere Anwälte mit Faustschlägen traktiert. 

Eine jüdische Assessorin wurde von Justizbeamten in Schutzhaft genommen. 

Die Gerichtsverhandlungen mussten unterbrochen werden. Polizei besetzte 

schliesslich das Gebäude, um weitere Störungen zu verhindern.»95 In ganz 

Deutschland gab es Dutzende von ähnlichen Vorfällen. Gleichzeitig verkün-

deten örtliche Nazigrössen wie der bayerische Justizminister Hans Frank und 

der preussische Justizminister Hanns Kerrl aus eigener Initiative Massnah-

men zur sofortigen Entlassung aller jüdischen Anwälte und Beamten. 

Der Staatssekretär im Justizministerium Franz Schlegelberger meldete 

Hitler, diese örtlichen Initiativen liessen eine völlig neue Situation entstehen 

und verlangten eine rasche Gesetzgebung, um einen neuen, einheitlichen ju-

ristischen Rahmen zu schaffen. Schlegelberger wurde von seinem Minister, 

dem DNVP-Mitglied Franz Gürtner, unterstützt. 
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Das Justizministerium hatte eine Verordnung vorbereitet, die jüdischen An-

wälten die Zulassung aberkannte – auf derselben Grundlage, aber auch mit 

denselben Ausnahmen hinsichtlich Kriegsteilnehmern und ihren Angehöri-

gen sowie langer Dienstjahre wie unter dem Beamtengesetz. Auf der Kabi-

nettssitzung vom 7. April sprach sich Hitler eindeutig für Gürtners Vorschlag 

aus. Er vertrat die Auffassung, «dass man im Augenblick ... nur das Notwen-

dige regeln solle».96 Die Verordnung wurde am selben Tage verabschiedet 

und am 11. April veröffentlicht. 

Infolge der Ausnahmen waren die anfänglichen Auswirkungen des Geset-

zes relativ glimpflich. Von den 4585 Rechtsanwälten, die in Deutschland 

praktizierten, durften 3167 (oder fast 70 Prozent) ihre Arbeit fortsetzen; 336 

jüdische Richter und Staatsanwälte von insgesamt 717 wurden ebenfalls im 

Amt belassen.97 Im Juni 1933 stellten Juden immer noch mehr als 16 Prozent 

aller praktizierenden Anwälte in Deutschland.98 Diese Statistik sollte jedoch 

nicht falsch interpretiert werden. Auch wenn jüdische Anwälte immer noch 

praktizieren durften, wurden sie aus dem Deutschen Anwaltsverein ausge-

schlossen und nicht in dessen Jahrbuch, sondern in einem besonderen Ver-

zeichnis aufgeführt; alles in allem arbeiteten sie ungeachtet der Unterstüt-

zung durch einige arische Institutionen und Individuen unter einem «Boy-

kott durch Furcht».99 

Die Agitation der NS-Kader gegen jüdische Ärzte blieb nicht weit hinter 

den Angriffen auf jüdische Juristen zurück. So versuchte beispielsweise dem 

Israelitischen Familienblatt vom 2. März zufolge Arno Hermann, ein SS-Arzt, 

eine Patientin davon abzubringen, einen jüdischen Arzt namens Ostrowski 

zu konsultieren. Das ärztliche Ehrengericht, vor dem Ostrowskis Klage ver-

handelt wurde, verdammte die Initiative Hermanns. Daraufhin startete 

Leonardo Conti, der neuernannte NS-Kommissar für besondere Verwen-

dung im preussischen Innenministerium, in einem vom Völkischen Beobachter 

veröffentlichten Artikel einen heftigen Angriff gegen den Spruch des Ehren-

gerichts. Im Namen des Primats von «innerster Überzeugung» und «Weltan-

schauung» vertrat Conti die Auffassung, «jeder nicht entarteten Frau muss 

und wird es im Innersten widerstreben, sich von einem jüdischen Frauenarzt 

behandeln zu lassen; das hat nichts mit Rassenhass zu tun, sondern das ist 

eine ärztliche Forderung, dass ein Band des Verstehens vom seelenverwand-

ten Arzt zum Patienten sich schlingen muss».100 

Hitler war mit Ärzten noch vorsichtiger als mit Rechtsanwälten. In der Ka-

binettssitzung vom 7. April meinte er, Massnahmen gegen sie müssten ver-

schoben werden, bis es gelungen sei, eine umfassende Aufklärungskampa-

gne zu organisieren.101 In diesem Stadium waren jüdische Ärzte aus Kliniken 

und Krankenhäusern, die von der staatlichen Krankenkasse betrieben wur- 
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den, erst de facto ausgeschlossen, wobei einige sogar weiterhin dort prakti-

zieren durften. So waren Mitte 1933 fast 11 Prozent aller praktizierenden 

deutschen Ärzte Juden. Hier sieht man ein weiteres Beispiel für Hitlers Prag-

matismus im konkreten Fall: Tausende jüdischer Ärzte bedeuteten Zehntau-

sende deutscher Patienten. Die Beziehungen zwischen diesen Ärzten und ei-

ner sehr grossen Zahl von Patienten zu stören hätte unnötige Unzufrieden-

heit hervorrufen können. Hitler zog es vor abzuwarten. 

Am 25. April wurde das Gesetz gegen die Überfüllung deutscher Schulen 

und Hochschulen verabschiedet. Es richtete sich ausschliesslich gegen 

nichtarische Schüler und Studenten.102 Das Gesetz beschränkte die Aufnah-

me neuer jüdischer Schüler und Studenten in jeder einzelnen deutschen 

Schule oder Universität auf 1,5 Prozent der Gesamtzahl neuer Bewerber, wo-

bei die Gesamtzahl jüdischer Schüler oder Studenten in jeder Institution 5 

Prozent nicht übersteigen durfte. Kinder von Frontsoldaten aus dem Ersten 

Weltkrieg und solche, die aus Mischehen stammten, welche vor der Verab-

schiedung des Gesetzes geschlossen waren, fielen nicht unter die Quote. Die 

Absicht des Regimes wurde in der Presse sorgfältig erklärt. So hiess es in der 

Deutschen Allgemeinen Zeitung vom 27. April: «Ein Volk von Selbstachtung 

kann vor allem seine höheren Tätigkeiten nicht in so weitem Masse wie bis-

her durch Fremdstämmige vornehmen lassen. ... Die Zulassung eines im Ver-

hältnis zum Volksganzen zu grossen Anteils Fremdstämmiger würde als An-

erkennung der geistigen Überlegenheit anderer Rassen gedeutet werden 

können, die mit Entschiedenheit abzulehnen ist.»103 

Die Aprilgesetze und die Ergänzungsverordnungen, die nun folgten, 

zwangen mindestens zwei Millionen Staatsbedienstete und Zehntausende 

von Rechtsanwälten, Ärzten, Studenten und vielen anderen, nach angemes-

senen Beweisen für ihre arische Abstammung zu suchen; derselbe Prozess 

verwandelte Zehntausende von Priestern, Pastoren, Gemeindebeamten und 

Archivaren in Menschen, die lebenswichtige Zeugnisse einwandfreier Bluts-

reinheit recherchierten und lieferten; wohl oder übel wurden diese Menschen 

zum Teil einer völkischen bürokratischen Maschinerie, die mit dem Nachfor-

schen, Überprüfen und Aussondern begonnen hatte.104 

Nicht selten kamen die unwahrscheinlichsten Fälle zum Vorschein, und 

die Menschen, um die es dabei ging, verfingen sich in dem bizarren, aber un-

erbittlichen bürokratischen Prozess, der von der neuen Gesetzgebung ausge-

löst worden war. So stiftete in den nun folgenden sechs Jahren das Gesetz 

vom 7. April Unheil im Leben eines gewissen Karl Berthold, der am Versor-

gungsamt in Chemnitz angestellt war.105 Nach einem Brief des Amtes in 

Chemnitz vom 17. Juni 1933, der an das Hauptversorgungsamt in Dresden 

gerichtet war, «wurde festgestellt, dass bei dem Kanzleiangestellten Karl  
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Berthold der Verdacht besteht, dass er möglicherweise von Vaters Seite nicht 

arischer Abstammung ist.»106 Der Brief verwies darauf, Berthold sei aller 

Wahrscheinlichkeit nach der illegitime Sohn eines jüdischen Zirkus«künst-

lers» namens Carl Blumenfeld und einer arischen Mutter, die vor sechzehn 

Jahren gestorben war. Am 23. Juni unterbreitete das Dresdener Amt den Fall 

dem Arbeitsministerium mit der Bemerkung, unzweideutige dokumentari-

sche Beweise stünden nicht zur Verfügung, Bertholds äussere Erscheinung 

zerstreue nicht den Verdacht nichtarischer Abstammung, andererseits dürfe 

aber die Tatsache, dass er im Hause seines Grossvaters mütterlicherseits «im 

christlichen, streng militärisch nationalen Sinne» erzogen worden sei, «zu 

Gunsten des B. sprechen, so dass die Eigenschaften der nicht arischen Rasse, 

falls er väterlicherseits belastet wäre, durch die Erziehung ausgeglichen sein 

dürften.»107 

Am 21. Juli reichte das Arbeitsministerium Bertholds Akte (zu der mittler-

weile 17 beigeheftete Dokumente gehörten) an das Innenministerium weiter 

und bat um rasche Begutachtung. Am 8. September gab Achim Gercke, der 

Spezialist des Ministeriums für Rassenforschung, sein Gutachten ab: Die Va-

terschaft Carl Blumenfelds wurde bestätigt, aber Gercke konnte nicht umhin 

zu erwähnen, dass Blumenfeld allen verfügbaren Daten zufolge bei der Emp-

fängnis von Karl Berthold erst 13 Jahre alt gewesen sein musste: «Die Un-

möglichkeit dieser Tatsache kann nicht angenommen werden», schrieb 

Gercke, «da bei den Juden die Geschlechtsreife früher einsetzt und ähnliche 

Fälle bekannt sind.»108 

Es dauerte nicht lange, bis das Hauptamt in Dresden von Gerckes Berech-

nungen in Kenntnis gesetzt wurde und selbst einige simple Rechnungen an-

stellte. Am 26. September 1933 schrieb das Dresdener Amt an das Arbeitsmi-

nisterium und wies darauf hin, dass, da Berthold am 23. März 1890 – als Blu-

menfeld noch nicht 13 Jahre alt war – geboren war, die Empfängnis des Kin-

des zu einem Zeitpunkt stattgefunden haben müsse, «in dem der Artist Carl 

Blumenfeld erst IUA Jahre alt war. Es fällt aber schwer anzunehmen», hiess 

es weiter in dem Brief aus Dresden, «dass ein 1^/2 Jahre alter Junge mit einem 

damals 25 Jahre alten Mädchen ein Kind gezeugt haben soll.» Das Dresdener 

Amt verlangte, dass man das Offensichtliche anerkannte: Karl Berthold war 

nicht Carl Blumenfelds Kind.109 Natürlich wurde diese Auffassung verwor-

fen. 

Bertholds Geschichte, die sich mit ihren Höhen und Tiefen bis 1939 fort-

setzte, ist in vieler Hinsicht gleichnishaft; sie wird sporadisch immer wieder 

auftauchen, bis hin zu der paradoxen Entscheidung, die Bertholds Schicksal 

besiegelte. 

Als Denunziationen in Massen eingingen, kam es dazu, dass auf allen Ebe-

nen der Beamtenschaft Untersuchungen angestellt wurden. Es bedurfte einer 

persönlichen Intervention Hitlers, um Nachforschungen nach den Vorfahren 

von Leo Killy, einem Ministerialrat der Reichskanzlei, dem man vorwarf, er 
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sei Volljude, ein Ende zu machen. Killys Familienpapiere reinigten ihn von 

jedem Verdacht, zumindest in den Augen Hitlers.110 Die Verfahrensweisen 

wechselten: Fräulein M., die lediglich den Wunsch hatte, einen Beamten zu 

heiraten, wollte sich hinsichtlich ihrer arischen Abstammung versichern, da 

der Name ihrer Grossmutter, Goldmann, gewisse Zweifel aufwerfen konnte. 

Die Untersuchung wurde in Professor Otmar von Verschuers Abteilung für 

Erblehre im Kaiser-Wilhelm-Institut für Anthropologie, menschliche Erb-

lehre und Eugenik in Berlin durchgeführt. Eine der Fragen, die Verschuers 

Spezialisten beantworten mussten, lautete: «Lässt sich Fräulein M. als nicht-

arisch in dem Sinne beschreiben, dass sie auf Grund ihrer seelischen Einstel-

lung, ihrer Umgebung oder ihrer äusseren Erscheinung von einem Laien als 

solche erkannt werden kann?» Die «genetische Untersuchung», die auf Fotos 

von Fräulein M.s Verwandten und auf Aspekten ihrer eigenen körperlichen 

Erscheinung basierte, erbrachte überaus positive Resultate. Der Bericht 

schloss sämtliche Zeichen jüdischen Wesens aus. Zwar hatte Fräulein M. 

«eine schmale, hohe und gebogen vorstehende Nase», aber er kam zu dem 

Schluss, dass sie diese Nase von ihrem Vater (nicht von der mit dem Namen 

Goldmann belasteten Grossmutter) geerbt hatte und somit rein arisch war.111 

Im September 1933 wurde es Juden verboten, Bauernhöfe zu besitzen oder 

Landwirtschaft zu treiben. In demselben Monat wurde unter der Kontrolle 

des Propagandaministeriums die Reichskulturkammer gegründet, was es 

Goebbels ermöglichte, die Beteiligung von Juden am kulturellen Leben des 

neuen Deutschland einzuschränken. (Ihre systematische Vertreibung, die 

sich dann nicht nur auf Schriftsteller und Künstler richtete, sondern auch auf 

Inhaber wichtiger Unternehmungen im kulturellen Bereich, wurde aus wirt-

schaftlichen Gründen bis 1935 aufgeschoben.)112 Ebenfalls unter der Ägide 

von Goebbels' Propagandaministerium wurde Juden die Zugehörigkeit zum 

Journalistenverband untersagt, und am 4. Oktober wurde es ihnen verboten, 

als Zeitungsherausgeber tätig zu sein. Die deutsche Presse war gesäubert. 

(Genau ein Jahr später erkannte Goebbels jüdischen Herausgebern und Jour-

nalisten das Recht zur Berufstätigkeit zu, aber dies nur im Rahmen der jüdi-

schen Presse.)113 

Im Rassedenken der Nationalsozialisten bezog die deutsche Volksgemein-

schaft ihre Stärke aus der Reinheit ihres Blutes und aus ihrer Verwurzelung 

in der heiligen deutschen Erde. Eine derartige Rassereinheit war die Voraus-

setzung für überlegenes Kulturschaffen und für die Errichtung eines macht-

vollen Staates, welcher den Sieg im Kampf um das Überleben als Rasse und 

um Herrschaft garantierte. Von Anfang an verwiesen daher die Gesetze von 

1933 auf die Ausschliessung der Juden aus allen Schlüsselbereichen dieser  
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utopischen Vision: das waren die Staatsverwaltung (das Berufsbeamtenge-

setz), die biologische Gesundheit der Volksgemeinschaft (das Ärztegesetz), 

das soziale Gefüge der Gemeinschaft (die Ausschliessung jüdischer Rechts-

anwälte), die Kultur (die Gesetze über Schulen, Universitäten, die Presse, die 

Kulturschaffenden) und schliesslich die heilige Erde (das Bauerngesetz). Von 

diesen Gesetzen war das Berufsbeamtengesetz das einzige, das in diesem frü-

hen Stadium in vollem Umfang angewendet wurde, aber die symbolischen 

Aussagen, welche diese Gesetze machten, und die ideologische Botschaft, die 

sie vermittelten, waren unmissverständlich. 

Sehr wenige deutsche Juden spürten, was die NS-Gesetze an nacktem, 

langfristigem Terror mit sich bringen würden. Zu diesen wenigen gehörte 

Georg Solmssen, Vorstandssprecher der Deutschen Bank und Sohn eines or-

thodoxen Juden. In einem an den Vorsitzenden des Aufsichtsrats der Bank 

gerichteten Brief vom 9. April wies Solmssen darauf hin, dass selbst der 

nichtnazistische Teil der Bevölkerung die neuen Massnahmen als «selbstver-

ständlich» betrachtete, und fügte hinzu: «Ich fürchte, wir stehen noch am An-

fänge einer Entwicklung, welche zielbewusst, nach wohlaufgelegtem Plane 

auf wirtschaftliche und moralische Vernichtung aller in Deutschland leben-

den Angehörigen der jüdischen Rasse, und zwar völlig unterschiedslos, ge-

richtet ist. Die völlige Passivität der nicht zur nationalsozialistischen Partei 

gehörigen Klassen, der Mangel jedes Solidaritätsgefühls, der auf Seite derer 

zu Tage tritt, die bisher in den fraglichen Betrieben mit jüdischen Kollegen 

Schulter an Schulter gearbeitet haben, der immer deutlicher werdende 

Drang, aus dem Freiwerden von Posten selbst Nutzen zu ziehen, und das 

Totschweigen der Schmach und des Schams, die unheilbar allen denen zuge-

fügt wurden, die, obgleich schuldlos, von heute auf morgen die Grundlagen 

ihrer Existenz vernichtet sehen – alles dies zeigt eine so hoffnungslose Lage, 

dass es verfehlt wäre, den Dingen nicht ohne jeden Beschönigungsversuch 

ins Gesicht zu sehen.»114 

Zwischen den Äusserungen der extremsten antisemitischen Programme 

deutscher Konservativer zu Anfang des Jahrhunderts und den Massnahmen 

der Nationalsozialisten in den ersten Jahren des neuen Regimes bestand eine 

gewisse Übereinstimmung. In seiner Untersuchung über das deutsche Beam-

tentum hat Hans Mommsen auf die Ähnlichkeit zwischen dem «Arierpara-

graphen» des Berufsbeamtengesetzes vom April 1933 und dem sogenannten 

Tivoli-Programm der Konservativen Partei von 1892 verwiesen.115 Der erste 

Absatz dieses Programms lautete: «Wir bekämpfen den vielfach sich vor-

drängenden und zersetzenden jüdischen Einfluss auf unser Volksleben. Wir 

verlangen für das christliche Volk eine christliche Obrigkeit und christliche 

Lehrer für christliche Schüler.»116 
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Mit anderen Worten, die Konservativen verlangten den Ausschluss der Ju-

den von allen Regierungspositionen und von jedem Einfluss auf deutsche Bil-

dung und Kultur. Und was die Hauptstossrichtung der bevorstehenden 

Nürnberger Gesetze von 1935 angeht – Absonderung der Juden nach rassi-

schen Kriterien und Unterwerfung der jüdischen Gemeinschaft als solcher 

unter ein «Fremdenrecht» –, so waren solche Forderungen schon von radika-

len konservativen Antisemiten erhoben worden; insbesondere Heinrich 

Class, der Vorsitzende des Alldeutschen Verbandes, hatte in einem berüch-

tigten Pamphlet mit dem Titel Wenn ich der Kaiser wär', das 1912 erschienen 

war, solche Forderungen erhoben. So brachte, auch wenn das, was zum 

Handlungsprogramm der Nationalsozialisten werden sollte, ihre Schöpfung 

war, die Gesamtentwicklung der deutschen Rechtsparteien in den Weimarer 

Jahren eine Reihe von antijüdischen Parolen und Forderungen hervor, wel-

che die extrem nationalistischen Parteien (insbesondere die DNVP) mit den 

Nationalsozialisten teilten. 

Die konservative Staatsverwaltung hatte zu jüdischen Fragen manchmal 

Positionen der Nationalsozialisten vorweggenommen. Das Aussenministe-

rium beispielsweise versuchte schon einige Zeit vor der Machtergreifung 

durch die Nationalsozialisten, den NS-Antisemitismus zu verteidigen. Nach 

Januar 1933 intensivierten leitende Beamte des Ministeriums mit dem Segen 

von Staatssekretär Bernhard Wilhelm von Bülow und Aussenminister 

Neurath diese Bemühungen.117 Im Frühjahr 1933 wurde die antijüdische Pro-

pagandatätigkeit im Aussenministerium dadurch unterstützt, dass man ein 

neues Referat Deutschland einrichtete, dem speziell diese Aufgabe übertra-

gen wurde. 

Im preussischen Innenministerium beteiligte sich Staatssekretär Herbert 

von Bismarck von der DNVP mit nicht geringerer Heftigkeit an dem antijü-

dischen Kreuzzug als NS-Minister Frick. Offenbar gereizt durch die vor Kur-

zem veröffentlichte Biographie seines Grossonkels Otto, des Eisernen Kanz-

lers, die von Emil Ludwig (der eigentlich Emil Ludwig Kohn hiess) verfasst 

war, verlangte Bismarck, jüdischen Autoren solle die Verwendung von Pseu-

donymen untersagt werden. Überdies werde, wie es Bismarck formulierte, 

«der Nationalstolz empfindlich verletzt durch diejenigen Fälle, in denen Ju-

den mit ostjüdischen Namen sich besonders schöne deutsche Familiennamen 

beigelegt haben, wie z.B. Harden, Olden, Hinrichsen u. ä. Ich halte es für drin-

gend geboten, eine Überprüfung der vorgenommenen Namensänderungen 

mit dem Ziele vorzunehmen, in Fällen dieser Art die Änderung wieder rück-

gängig zu machen.»118 

Am 6. April 1933 begann – auf eine Initiative hin, die ihren Ursprung wahr-

scheinlich im preussischen Innenministerium hatte – ein kurzfristig einge-

richtetes Komitee mit der Arbeit an einem Entwurf für ein Gesetz zur Rege- 
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lung der Stellung der Juden. Wiederum waren die Deutschnationalen in dem 

achtköpfigen Ausschuss stark vertreten. Ein Exemplar des Entwurfes, das im 

Juli 1933 an den Leiter des Referats Deutschland im Aussenministerium ge-

schickt wurde, blieb in den Archiven der Wilhelmstrasse erhalten. Der Ent-

wurf schlägt die Ernennung eines «Volkswarts» zur Behandlung jüdischer 

Angelegenheiten vor und verwendet den Begriff «Judenrat» bei der Defini-

tion der zentralen Organisation, welche die Juden Deutschlands bei ihren 

Verhandlungen mit den Behörden, insbesondere mit dem Völkswart, vertre-

ten sollte. Bereits in dem Entwurf sind viele der diskriminierenden Massnah-

men enthalten, die dann später ergriffen werden sollten,119 auch wenn diese 

Initiative zum damaligen Zeitpunkt zu nichts führte. So stimmte zumindest 

streckenweise die Politik der Nationalsozialisten gegen die Juden mit den 

antisemitischen Programmen überein, die von den deutschen Konservativen 

mehrere Jahrzehnte vor Hitlers Machtergreifung aufgestellt worden wa-

ren.120 

Und doch war die Beschränkung der ökonomischen Massnahmen gegen 

die Juden auch eine konservative Forderung, und sämtliche in die Aprilge-

setze eingeführten Ausnahmen waren von der prominentesten konservati-

ven Gestalt, die es gab, von Präsident Hindenburg, angeregt worden. Hitler 

wusste ganz genau, wie wesentlich verschieden sein eigener antijüdischer 

Trieb von dem traditionellen Antisemitismus des alten Feldmarschalls war, 

und in seiner Antwort auf Hindenburgs Ersuchen vom 4. April, das sich auf 

Ausnahmen von den Ausschliessungen von Juden aus dem öffentlichen 

Dienst bezog, beschränkte er sich auf die üblichen gemässigten antijüdischen 

Argumente der moderaten Sorte von Konservativen, zu der Hindenburg ge-

hörte. Tatsächlich war dies Hitlers erste längere Aussage über die Juden, seit 

er Kanzler geworden war. 

Zu Beginn seines Briefes vom 5. April gebrauchte Hitler das Argument ei-

ner jüdischen «Überflutung». Im Hinblick auf den öffentlichen Dienst argu-

mentierte der NS-Führer, die Juden seien, als fremdländisches Element und 

als ein geschicktes Volk, in Regierungsstellungen gelangt und gäben «hier 

das Senfkorn für eine Korruption ab ..., von deren Umfang man heute noch 

keine annähernd genügende Vorstellung besitzt». Die internationale jüdische 

«Greuel- und Boykotthetze» dränge zu Massnahmen, die ihrem Wesen nach 

defensiver Natur seien. Dennoch versprach Hitler, dass Hindenburgs Forde-

rung hinsichtlich der jüdischen Frontkämpfer erfüllt werden würde. Dann 

ging er zu einem seltsam warnenden Finale über: «Überhaupt soll ja das erste 

Ziel dieses Reinigungsprozesses nur sein, ein gewisses gesundes und natür-

liches Verhältnis wiederherzustellen, und zweitens aus bestimmten staats-

wichtigen Stellen Elemente zu entfernen, denen man nicht Sein oder Nicht- 
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sein des Reiches anvertrauen kann. Denn es wird sich in den nächsten Jahren 

nicht vermeiden lassen, dafür zu sorgen, dass gewisse Vorgänge, die der üb-

rigen Welt aus höheren Staatsgründen nicht mitgeteilt werden können, auch 

tatsächlich verschwiegen bleiben.»121 

Erneut benutzte Hitler in vollem Umfang einige der Hauptdogmen des 

konservativen Antisemitismus, als da waren: die Überrepräsentation von Ju-

den in einigen Schlüsselbereichen des gesellschaftlichen und beruflichen Le-

bens, ihre Stellung als nichtassimiliertes und daher fremdländisches Element 

in der Gesellschaft, der unheilvolle Einfluss ihrer (liberalen oder revolutionä-

ren) Aktivitäten, insbesondere nach dem November 1918. Weimar, so pfleg-

ten die Konservativen lautstark zu behaupten, war eine «Judenrepublik». Ei-

gens für den Feldmarschall und preussischen Grundbesitzer hatte Hitler 

nicht zu erwähnen vergessen, dass im alten preussischen Staat die Juden 

kaum Zugang zum öffentlichen Dienst gehabt hatten und dass das Offiziers-

korps von ihnen freigehalten worden war. Es lag eine gewisse Ironie darin, 

dass wenige Tage nach Hitlers Brief an Hindenburg der alte Feldmarschall 

selbst eine Anfrage von Prinz Carl von Schweden, dem Präsidenten des 

Schwedischen Roten Kreuzes, über die Lage der Juden in Deutschland zu be-

antworten hatte. Der Text von Hindenburgs Brief nach Schweden wurde in 

Wirklichkeit von Hitler diktiert, wobei der erste Entwurf, der von Hinden-

burgs Büro angefertigt worden war, erheblich abgeändert wurde (jedes Ein-

geständnis von Gewaltakten gegen Juden wurde unterschlagen, und das 

Standardthema der Überschwemmung des Reiches durch Juden aus dem 

Osten wurde stark hervorgehoben).122 So sandte der Reichspräsident mit sei-

ner eigenen Unterschrift einen Brief, der nicht sehr von dem verschieden war, 

den Hitler am 5. April an ihn gerichtet hatte. Bald aber war dann Hindenburg 

nicht mehr da, und diese Quelle des Ärgers war Hitler nicht mehr im Wege. 

V 

Im März 1933 untersagte die Stadt Köln Juden die Benutzung städtischer 

Sportanlagen.123 Vom 3. April an mussten in Preussen Anträge von Juden auf 

Namensänderung dem Justizministerium vorgelegt werden, «um die Ver-

schleierung der Abstammung zu verhindern».124 Am 4. April schloss der 

deutsche Boxer-Verband alle jüdischen Boxer aus.125 Am 8. April sollten alle 

jüdischen Dozenten und Assistenten an Universitäten des Landes Baden un-

verzüglich entlassen werden.126 Am 18. April entschied der Gauleiter von 

Westfalen, dass einem Juden das Verlassen des Gefängnisses nur gestattet 

werden würde, wenn die beiden Personen, die das Gesuch auf Entlassung  
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unter Stellung einer Kaution eingereicht hätten, oder der Arzt, von dem das 

medizinische Gutachten stammte, bereit wären, an seiner Stelle ins Gefängnis 

zu gehen.127 Am 19. April wurde der Gebrauch des Jiddischen auf Viehmärk-

ten in Baden verboten.128 Am 24. April wurde die Verwendung jüdischer Na-

men zum Buchstabieren im Telefonverkehr untersagt.129 Am 8. Mai verbot es 

der Bürgermeister von Zweibrücken Juden, auf dem nächsten Jahrmarkt 

Stände zu mieten.130 Am 13. Mai wurde die Änderung jüdischer Namen in 

nichtjüdische verboten.131 Am 24. Mai wurde die restlose Arisierung der 

Deutschen Turnerschaft angeordnet, wobei die vollständige arische Abstam-

mung aller vier Grosseltern gefordert wurde.132 Während im April jüdische 

Ärzte aus Einrichtungen der staatlichen Krankenversicherung ausgeschlos-

sen worden waren, erging im Mai an Einrichtungen der privaten Versiche-

rung die Anordnung, medizinische Ausgaben für die Behandlung durch jü-

dische Ärzte nur dann zu vergüten, wenn die Patienten selbst Nichtarier wa-

ren. Getrennte Listen jüdischer und nichtjüdischer Ärzte sollten bis zum Juni 

fertig sein.133 

Am 10. April hatte der Staatspräsident und Minister für Kultus- und Bil-

dungswesen von Hessen vom Bürgermeister der Stadt Frankfurt verlangt, 

das Heinrich-Heine-Denkmal solle von seinem Standort entfernt werden. 

Am 18. Mai antwortete der Bürgermeister, «dass die Broncefigur in der Nacht 

vom 26.-27.4.1933 gewaltsam von ihrem Sockel heruntergeworfen wurde. 

Die leicht beschädigte Plastik ist entfernt und im Keller des Völkermuseums 

gelagert worden.»134 

Tatsächlich verging im Frühjahr 1933, wie man der Stuttgarter Stadtchro-

nik entnehmen kann, kaum ein Tag, an dem nicht auf die eine oder andere 

Weise irgendein Aspekt der «Judenfrage» in Erscheinung trat. Am Vorabend 

des Boykotts verliessen mehrere bekannte ortsansässige jüdische Ärzte, 

Rechtsanwälte und Industrielle das Land.135 Am 5. April beging der Sportler 

und Geschäftsmann Fritz Rosenfelder Selbstmord. Sein Freund, das Flieger-

As des Weltkriegs Ernst Udet, flog über den Friedhof, um einen Kranz abzu-

werfen.136 Am 15. April verlangte die NSDAP die Streichung von Berthold 

Heymann, einem früheren württembergischen Minister, der Sozialdemokrat 

(und Jude) war, aus der Wählerliste.137 Am 20. April verhandelte das Stutt-

garter Schöffengericht in Abwesenheit gegen den Chefarzt am Marienhospi-

tal, Dr. Caesar Hirsch. Einer seiner Angestellten sagte aus, er habe erklärt, er 

werde nicht nach Nazideutschland zurückkehren, «da er in einem solchen 

Vaterland nicht mehr leben könne».138 Am 27. April demonstrierten in der 

Königsstrasse 300 Menschen gegen die Eröffnung einer Filiale der in jüdi-

schem Besitz befindlichen Schuhfirma Etam.139 Am 29. April wurde ein jüdi-

scher Tierarzt, der seinen Dienst im Schlachthaus wieder aufnehmen wollte, 

von mehreren Fleischern bedroht und «in Gewahrsam» genommen.140 Und 

so ging es weiter, Tag für Tag. 
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In seiner Studie über die NS-Machtergreifung in der Kleinstadt Northeim 

bei Hannover (die bei ihm Thalburg heisst) schildert William Sheridan Allen 

eindrücklich das sich wandelnde Schicksal der 120 Juden der Stadt. Zumeist 

kleine Geschäftsleute, hatten sie und ihre Familien sich weitgehend assimi-

liert und waren seit Generationen ein untrennbarer Bestandteil der Gemeinde 

gewesen. Im Jahre 1932 hatte ein jüdischer Herrenausstatter das 230. Jubi-

läum der Gründung seines Ladens gefeiert.141 Allen berichtet von einem Ban-

kier namens Braun, der grosse Anstrengungen unternahm, um seine deutsch-

nationale Haltung zu bewahren und die zunehmend beleidigenden Mass-

nahmen, die von den Nationalsozialisten ergriffen wurden, zu übersehen: 

«Auf den besorgten Rat, er solle doch Thalburg verlassen, erwiderte er: ‚Wo-

hin soll ich gehen? Hier bin ich der Bankier Braun. Überall sonst wäre ich der 

Jude Braun.»‘142 

Andere Juden in Thalburg waren nicht so zuversichtlich. Innerhalb weni-

ger Monate war das Ergebnis für alle dasselbe. Einige zogen sich aus den ver-

schiedenen Vereinen und gesellschaftlichen Organisationen, denen sie ange-

hört hatten, zurück; andere erhielten unter unterschiedlichen Vorwänden 

Kündigungsschreiben. «So klärte sich», wie Allen es formuliert, «die Stellung 

der Juden in Thalburg rasch, bestimmt bis Ende des ersten halben Jahres von 

Hitlers Regime.... Der neue Zustand wurde zu einem Teil des alltäglichen Le-

bens; man hatte sich mit ihm abgefunden. Die Thalburger Juden wurden ein-

fach aus der Gemeinde im Ganzen ausgeschlossen.»143 

Für die junge Hilma Geffen-Ludomer, das einzige jüdische Kind im Berli-

ner Vorort Rangsdorf, bedeutete das Gesetz gegen die Überfüllung deutscher 

Schulen und Hochschulen eine totale Veränderung. Die «nette, nachbar-

schaftliche Atmosphäre» endete «abrupt. ... Plötzlich hatte ich keine Freunde 

mehr. Ich hatte keine Freundinnen mehr, und viele Nachbarn hatten Angst, 

mit uns zu reden. Manche von den Nachbarn, die wir besuchten, sagten zu 

mir: ‚Komm nicht mehr, weil ich Angst habe. Wir sollen keinen Kontakt zu 

Juden unterhaltene» Lore Gang-Saalheimer, die 1933 elf Jahre alt war und in 

Nürnberg lebte, konnte in ihrer Schule bleiben, da ihr Vater vor Verdun ge-

kämpft hatte. Trotzdem «kam es immer öfter vor, dass nichtjüdische Kinder 

zu mir sagten: ‚Nein, ich kann nicht mehr mit dir von der Schule nach Hause 

gehen. Ich kann mich nicht mehr mit dir sehen lassens»144 «Mit jedem Tag der 

Naziherrschaft», schrieb Martha Appel, «wurde die Kluft zwischen uns und 

unseren Mitbürgern weiter. Freunde, mit denen wir lange Jahre hindurch 

freundschaftlich verbunden waren, kannten uns nicht mehr. Plötzlich stellten 

wir fest, dass wir eben doch anders waren als sie.»145 

Bei der allgemeinen Volkszählung im Juni 1933 wurden deutsche Juden 

wie alle anderen Bürger nach ihrer religiösen Zugehörigkeit und Nationalität 
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definiert und gezählt, aber ihre Erfassungskarten enthielten mehr Details als 

die von anderen Bürgern. Nach der offiziellen Statistik des Deutschen Reiches 

bezweckte die Sonderzählung «einen Überblick über die biologischen und 

sozialen Verhältnisse des Judentums im Deutschen Reich, soweit es nach der 

Frage der Religionszugehörigkeit erfasst werden konnte». Eine Ausdehnung 

der Auszählung «auf das im Deutschen Reich ansässige Judentum (der Rasse 

nach)» war noch nicht möglich.146 

VI 

Das Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses wurde am 14. Juli 1933 

erlassen, an dem Tage, an dem alle politischen Parteien mit Ausnahme der 

NSDAP formell zu existieren aufhörten und das Gesetz gegen die Ostjuden 

(Aberkennung der Staatsbürgerschaft, Beendigung der Einwanderung und 

so fort) in Kraft trat. Das neue Gesetz ermöglichte die Sterilisierung aller Per-

sonen, bei denen angeblich erbliche Krankheiten wie Schwachsinn, Schizo-

phrenie, manisch-depressives Irresein, angeborene Epilepsie, Veitstanz, an-

geborene Blindheit, angeborene Taubheit und starker Alkoholismus festge-

stellt worden waren.147 

Die Entwicklung, die zu dem Gesetz vom Juli 1933 führte, machte sich be-

reits in der Weimarer Zeit bemerkbar. Unter den Eugenikern verloren die 

Vertreter einer «positiven Eugenik» an Boden, und die «negative Eugenik» – 

mit ihrem Schwergewicht auf der Ausschliessung, also hauptsächlich der Ste-

rilisierung der Träger von zu Behinderungen führenden Erbkrankheiten – ge-

wann selbst in offiziellen Institutionen die Oberhand: So beherrschte ein 

Trend, der sich vor dem Ersten Weltkrieg in den westlichen Ländern in gros-

sem Umfang abgezeichnet hatte, zunehmend die deutsche Szene.148 Wie in 

so vielen anderen Bereichen war der Krieg von entscheidender Bedeutung: 

Wurden nicht die Jungen und die körperlich Tauglichen auf dem Schlacht-

feld niedergemetzelt, während die Behinderten und die Untauglichen ge-

schützt wurden? War nicht die Wiederherstellung des genetischen Gleichge-

wichts ein bedeutendes national-völkisches Gebot? Das ökonomische Den-

ken fügte seine eigene Logik hinzu: Die sozialen Kosten für den Unterhalt 

geistig und körperlich Behinderter, deren Fortpflanzung die Belastung nur 

noch vergrössern würde, wurden als unerschwinglich betrachtet.149 Diese 

Denkweise war weitverbreitet und keineswegs eine Domäne der radikalen 

Rechten. Zwar wurde in dem Entwurf eines Sterilisierungsgesetzes, der im 

Juli 1932 der preussischen Regierung vorgelegt wurde, noch die freiwillige 

Sterilisierung in Fällen erblicher Defekte betont,150 aber der Gedanke der  
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zwangsweisen Sterilisierung verbreitete sich anscheinend.151 Der entscheiden-

de Wandel fand jedoch mit der Machtergreifung statt. 

Die neue Gesetzgebung wurde von unermüdlichen Aktivisten wie Arthur 

Gütt gefördert, der nach Januar 1933 die Gesundheitsabteilung der NSDAP 

mit detaillierten Denkschriften eindeckte. Es dauerte nicht lange, und 

Leonardo Conti liess Gütt auf eine leitende Stellung im Reichsinnenministe-

rium berufen.152 Der grundlegende Unterschied zwischen den von Gütt vor-

geschlagenen und im Gesetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchses ver-

ankerten Massnahmen und der gesamten früheren Gesetzgebung über die 

Sterilisierung war in der Tat das Element des Zwanges. In Paragraph 12 Ab-

satz 1 des neuen Gesetzes war bestimmt, dass eine Sterilisierung, sobald sie 

beschlossen war, «auch gegen den Willen des Unfruchtbarzumachenden» 

durchgeführt werden konnte.153 Diese Unterscheidung gilt für die meisten 

Fälle und auf der offiziellen Ebene. Es sieht jedoch so aus, als seien selbst vor 

1933 in einigen psychiatrischen Institutionen Patienten ohne ihre eigene Ein-

willigung oder die ihrer Familien sterilisiert worden.154 Zwischen Mitte 1933 

und Ende 1937 wurden etwa 200’000 Menschen sterilisiert.155 Bis zum Kriegs-

ende war diese Zahl auf 400’000 angewachsen.156 

Vom Beginn der Sterilisierungspolitik bis zur scheinbaren Beendigung der 

Euthanasie im August 1941 – und bis zum Beginn der «Endlösung» etwa um 

dieselbe Zeit – entwickelten sich die politischen Massnahmen gegen die Be-

hinderten und die Geisteskranken einerseits und die Juden andererseits 

gleichzeitig und parallel. Diese beiden Politiken hatten jedoch verschiedene 

Ursprünge und verschiedene Ziele. Während Sterilisierung und Euthanasie 

ausschliesslich darauf zielten, die Reinheit der Volksgemeinschaft zu för-

dern, und durch Kosten-Nutzen-Rechnungen unterstützt wurden, war die 

Absonderung und Vernichtung der Juden – obwohl gleichfalls ein rassischer 

«Reinigungsprozess» – hauptsächlich ein Kampf gegen einen aktiven, schrek-

kenerregenden Feind, von dem man meinte, er gefährde das blosse Überle-

ben Deutschlands und der arischen Welt. So wurde zusätzlich zu dem Ziel 

der rassischen Säuberung, welches mit dem der Sterilisierungs- und Eutha-

nasiekampagne identisch war, und im Kontrast zu ihm der Kampf gegen den 

Juden als eine Konfrontation von apokalyptischen Ausmassen gesehen. 



2. 

Einverstandene Eliten, bedrohte Eliten 

I 

Am Samstag, dem 25. März 1933, trafen in Niederstetten, einer südwestdeut-

schen Kleinstadt, etwa 30 SA-Männer aus Heilbronn ein. Sie brachen in die 

wenigen jüdischen Häuser der Gegend ein, schleppten die Männer ins Rat-

haus und schlugen sie brutal zusammen, während die örtlichen Polizisten 

am Eingang des Gebäudes Wache hielten. Die Szene wiederholte sich an die-

sem Morgen im benachbarten Creglingen, wo die 18 jüdischen Männer, die 

sich in der Synagoge befanden, ebenfalls im Rathaus zusammengetrieben 

wurden. Dort führten die Misshandlungen zum Tod des 67jährigen Her-

mann Stern und einige Tage später des 53jährigen Arnold Rosenfeld. 

Im Sonntagsgottesdienst am Tage darauf wurde Hermann Umfrid, der 

Pastor der lutherischen Kirche von Niederstetten, deutlich. Seine Predigt war 

sorgfältig formuliert: Sie begann mit den üblichen Ausdrücken des Vertrau-

ens auf das neue Regime und einigen negativen Bemerkungen über die Ju-

den. Dann wandte sich Umfrid jedoch den Geschehnissen des Vortages zu: 

«Nur die Obrigkeit darf strafen, und alle Obrigkeit hat über sich die Obrigkeit 

Gottes und darf Strafe nur handhaben gegen die Bösen und nur wenn ge-

rechtes Gericht gesprochen ist. Was gestern in dieser Stadt geschah, das war 

nicht recht. Helfet alle, dass der Ehrenschild des deutschen Volkes blank sei!» 

Als die Angriffe gegen Pastor Umfrid begannen, wagte es keine örtliche, re-

gionale oder nationale Institution der Kirche, ihm zu Hilfe zu kommen oder 

auch nur die schüchternsten Einwände gegen Gewalttaten an Juden zu äus-

sern. Im Januar 1934 forderte der Kreisleiter Umfrid auf, sein Amt niederzu-

legen. Zunehmend gepeinigt von dem Gedanken, dass möglicherweise nicht 

nur er, sondern auch seine Frau und ihre vier Töchter in ein Konzentrations-

lager abtransportiert werden würden, beging der Geistliche Selbstmord. 

Acht Jahre und acht Monate später, am 28. November 1941 um 14.04 Uhr, 

verliess der erste Transport von Juden den Bahnhof Niederstetten. Eine 

zweite Gruppe bestieg den Zug im April 1942 und die dritte und letzte im 

August desselben Jahres. Von den 42 Juden, die aus Niederstetten abtrans-

portiert wurden, überlebten nur drei.1 
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Der Boykott der jüdischen Geschäfte war der erste grosse landesweite Test 

für die Einstellung der christlichen Kirchen zur Lage der Juden unter der 

neuen Regierung. Der Historiker Klaus Scholder schreibt: «Kein Bischof, 

keine Kirchenleitung, keine Synode wandte sich in den entscheidenden Ta-

gen um den 1. April öffentlich gegen die Verfolgung der Juden in Deutsch-

land.»2 In einer Radioansprache, die am 4. April 1933 in die Vereinigten Staa-

ten ausgestrahlt wurde, rechtfertigte Bischof Otto Dibelius, der prominente-

ste deutsche protestantische Geistliche, die Aktionen des neuen Regimes; er 

leugnete selbst, dass in den Konzentrationslagern irgendwelche Brutalitäten 

vorkämen, und behauptete, der Boykott – den er als vernünftige Verteidi-

gungsmassnahme bezeichnete – verlaufe in «Ruhe und Ordnung».3 Seine 

Sendung war keine einmalige Verirrung. Wenige Tage später schickte Dibe-

lius an alle Pastoren seiner Provinz ein vertrauliches österliches Sendschrei-

ben: «Meine lieben Brüder! Für die letzten Motive, aus denen die völkische 

Bewegung hervorgegangen ist, werden wir alle nicht nur Verständnis, son-

dern volle Sympathie haben. Ich habe mich trotz des bösen Klanges, den das 

Wort vielfach angenommen hat, immer als Antisemiten gewusst. Man kann 

nicht verkennen, dass bei allen zersetzenden Erscheinungen der modernen 

Zivilisation das Judentum eine führende Rolle spielt.»4 

Die Reaktion der katholischen Kirche auf den Boykott war nicht grundle-

gend anders. Am 31. März bat auf Vorschlag des Berliner Geistlichen Bern-

hard Lichtenberg Oskar Wassermann, der Direktor der Deutschen Bank in 

Berlin und Präsident der Arbeitsgemeinschaft der Konfessionen für den Frie-

den, Adolf Johannes Kardinal Bertram, den Vorsitzenden der Deutschen Bi-

schofskonferenz, er möge gegen den Boykott Einspruch erheben. Bertram, 

der selber vor einer Intervention zurückscheute, befragte daraufhin andere 

führende deutsche Prälaten nach ihrer Meinung, wobei er hervorhob, der 

Boykott sei Teil eines Wirtschaftskampfes, der mit unmittelbaren Kirchenin-

teressen nichts zu tun habe. Aus München telegraphierte Kardinal Faulhaber 

an Bertram: «Aussichtslos. Würde verschlimmern. Übrigens schon Rück-

gang.» Für Erzbischof Conrad Gröber aus Freiburg bestand das Problem nur 

darin, dass konvertierte Juden unter den boykottierten Kaufleuten ebenfalls 

in Mitleidenschaft gezogen wurden.5 Unternommen wurde nichts. 

In einem Brief, den Faulhaber etwa um dieselbe Zeit an den vatikanischen 

Staatssekretär Eugenio Kardinal Pacelli, den nachmaligen Papst Pius XIL, 

richtete, schrieb er: «Uns Bischöfen wird zur Zeit die Frage vorgelegt, warum 

die katholische Kirche nicht, wie sooft in der Kirchengeschichte, für die Juden 

eintrete. Das ist zur Zeit nicht möglich, weil der Kampf gegen die Juden zu-

gleich ein Kampf gegen die Katholiken werden würde und weil die Juden 

sich selber helfen können, wie der schnelle Abbruch des Boykotts zeigt. Un- 
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gerecht und schmerzlich ist bei diesem Vorgehen gegen die Juden besonders 

die Tatsache, dass auch solche, die seit zehn und zwanzig Jahren getauft und 

gute Katholiken sind, sogar solche, deren Eltern schon katholisch waren, ge-

setzlich noch als Juden gelten und als Ärzte oder als Rechtsanwälte ihre Stelle 

verlieren sollen.»6 

Dem Geistlichen Alois Wurm, dem Begründer und Herausgeber der Zeit-

schrift Seele, der die Frage stellte, warum die Kirche nicht offen erklärte, dass 

Menschen nicht wegen ihrer Rasse verfolgt werden könnten, antwortete der 

Münchener Kardinal weniger zurückhaltend: «Für die kirchlichen Oberbe-

hörden bestehen weit wichtigere Gegenwartsfragen; denn Schule, der Wei-

terbestand der katholischen Vereine, Sterilisierung sind für das Christentum 

in unserer Heimat noch wichtiger.» Man dürfe annehmen, so der Münchener 

Kardinal, dass die Juden sich selber helfen. Es bestehe kein Anlass, «der Re-

gierung Grund zu geben, um die Judenhetze in eine Jesuitenhetze umzubie-

gen».7 

Gegenüber Robert Leiber, einem Jesuiten, der später der Beichtvater von 

Pius XII. werden sollte, war Erzbischof Gröber nicht entgegenkommender: 

«Ich habe mich für konvertierte Juden ohne Weiteres eingesetzt, ohne aber 

bisher ... etwas zu erreichen. Ich befürchte, dass uns der Kampf gegen Juda 

teuer zu stehen kommt.»8 

Das Hauptproblem für die Kirchen war ein dogmatisches, insbesondere 

was den Status von konvertierten Juden und die Verbindungen zwischen Ju-

dentum und Christentum anging. Besonders zugespitzt hatte sich diese De-

batte im Protestantismus, als die NS-freundliche Glaubensbewegung Deut-

sche Christen 1932 ihre «Richtlinien» veröffentlichte. «Das wesentliche The-

ma» war eine Art «rassebewusster Glaube an Christus; Rasse, Volk und Na-

tion als Teil einer gottgegebenen Lebensordnung.»9 Punkt 9 der «Richtlinien» 

beispielsweise lautet: «In der Judenmission sehen wir eine schwere Gefahr 

für unser Volkstum. Sie ist das Eingangstor fremden Blutes in unseren Volks-

körper. ... Wir lehnen die Judenmission in Deutschland ab, solange die Juden 

das Staatsbürgerrecht besitzen und damit die Gefahr der Rassenverschleie-

rung und -bastardisierung besteht. ... Insbesondere ist die Eheschliessung 

zwischen Deutschen und Juden zu verbieten.»10 

Die Bewegung der Deutschen Christen war auf fruchtbarem Boden heran-

gewachsen, und es war kein Zufall, dass sie in den Kirchenwahlen von 1932 

ein Drittel der Stimmen erhielt. Das traditionelle Bündnis zwischen dem 

deutschen Protestantismus und dem deutschen nationalistischen Autorita-

rismus reichte zu tief, als dass es die Herausbildung einer entschiedenen und 

sofort gegensteuernden Kraft gegen die Eiferer, die darauf aus waren, das 

Christentum von seinem jüdischen Erbe zu säubern, gestattet hätte. Selbst 

diejenigen protestantischen Theologen, die in den zwanziger Jahren bereit  
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gewesen waren, sich auf einen Dialog mit Juden einzulassen – die beispiels-

weise an Zusammenkünften teilgenommen hatten, welche unter der Ägide 

von Martin Bubers Zeitschrift Der Jude veranstaltet wurden –, brachten jetzt 

bösartiger als zuvor die Standardvorwürfe von «pharisäischen» und «legali-

stischen» Manifestationen des jüdischen Geistes zum Ausdruck. Buber 

schrieb als Antwort auf einen besonders beleidigenden Artikel von Oskar 

A.H. Schmitz, der 1925 unter dem Titel «Wünschenswerte und nichtwün-

schenswerte Juden» in Der Jude erschienen war: «Ich habe dabei wieder ein-

mal ... gemerkt, dass es eine Grenze gibt, jenseits deren für mich die Möglich-

keit des Entgegnens aufhört und nur noch die der tatsächlichem Berichtigung 

verbleibt. Ich kann wider einen Gegner kämpfen, der mir durchaus entgegen-

steht; ich kann nicht wider einen Gegner kämpfen, der auf einer anderen 

Ebene steht.»11 Im Laufe der Jahre wurden solche Entgegnungen seltener, 

und der deutsche Protestantismus öffnete sich zunehmend der Verheissung 

einer nationalen Wiedergeburt und eines positiven Christentums, wie sie der 

Nationalsozialismus verkündete. 

Der ideologische Feldzug der deutschchristlichen Bewegung schien star-

ken Auftrieb dadurch erhalten zu haben, dass am 27. September 1933 Ludwig 

Müller, ein glühender Anhänger des NS-Regimes, zum Reichsbischof ge-

wählt wurde – also zu einer Art Koordinator des Führers für alle wichtigen 

Fragen, die sich auf die protestantischen Kirchen bezogen. Doch genau diese 

Wahl und eine zunehmende Kontroverse über Pastoren und Kirchenmitglie-

der jüdischer Abstammung liessen eine sich verbreiternde Kluft in der evan-

gelischen Kirche entstehen. 

In Anwendung des Berufsbeamtengesetzes verlangte die Generalsynode 

der Altpreussischen Union die Zwangspensionierung von Pastoren, die jüdi-

scher Abstammung oder mit Juden verheiratet waren. Dieser Initiative folg-

ten schnell die Synoden von Sachsen, Schleswig-Holstein, Braunschweig, 

Lübeck, Hessen-Nassau, Thüringen und Württemberg.12 Im Frühherbst 1933 

schien die allgemeine Übernahme des sogenannten Arierparagraphen im ge-

samten Reich eine ausgemachte Sache zu sein. Zugleich trat jedoch ein gegen-

läufiger Trend in Erscheinung, wobei eine Gruppe führender Theologen eine 

Aussage über «Das Neue Testament und die Rassenfrage» herausbrachte, in 

der jede theologische Rechtfertigung für die Übernahme des Paragraphen 

eindeutig verworfen wurde, und zu Weihnachten 1933 gründeten zwei 

Pastoren, Dietrich Bonhoeffer und der als Weltkriegsheld weithin bewun-

derte Martin Niemöller, eine oppositionelle Organisation, den Pfarrernot-

bund, dessen Anhängerzahl von ursprünglich 1‘300 innerhalb von wenigen 

Monaten auf 6’000 anwuchs. Eine der ersten Initiativen des Bundes bestand 

darin, einen Protest gegen den Arierparagraphen zu formulieren: «In solcher 

Verpflichtung bezeuge ich, dass eine Verletzung des Bekenntnisstandes mit 
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der Anwendung des Arierparagraphen im Raum der Kirche Christi geschaf-

fen ist.»14 So wurde die Bekennende Kirche geboren. 

Doch die Standhaftigkeit der Bekennenden Kirche in der Judenfrage be-

schränkte sich darauf, für die Rechte der nichtarischen Christen einzutreten. 

Und selbst in diesem Punkt machte es Martin Niemöller beispielsweise in 

seinen im November 1933 veröffentlichten «Sätzen zur Arierfrage» völlig 

deutlich, dass allein theologische Erwägungen ihn dazu veranlassten, seinen 

Standpunkt zu beziehen. Wie er 1937 in seinem Prozess wegen Kritik am Re-

gime erklären sollte, waren ihm die Juden «unsympathisch und fremd».15 

«Diese Erkenntnis [dass man es mit der christlichen Gemeinschaft ernst neh-

men muss]», schrieb Niemöller in den «Sätzen», «verlangt von uns, die wir 

als Volk unter dem Einfluss des jüdischen Volkes schwer zu tragen gehabt 

haben, ein hohes Mass von Selbstverleugnung, so dass der Wunsch, von die-

ser Forderung [eine einzige Gemeinde mit den bekehrten Juden aufrechtzu-

erhalten] dispensiert zu werden, begreiflich ist.» Es könne «die Frage ... nur 

so aufgefasst werden, dass wir ... von den Amtsträgern jüdischer Abstam-

mung heute um der herrschenden ‚Schwachheit’ willen erwarten dürfen, 

dass sie sich die gebotene Zurückhaltung auf erlegen, damit kein Ärgernis 

gegeben wird. Es wird nicht wohlgetan sein, wenn heute ein Pfarrer nichtari-

scher Abstammung ein Amt im Kirchenregiment oder eine besonders her-

vortretende Stellung in der Volksmission einnimmt.»16 

Die Haltung Dietrich Bonhoeffers wandelte sich im Laufe der Jahre, aber 

selbst bei ihm blieb eine tiefe Ambivalenz hinsichtlich der Juden im Allge-

meinen bestehen. «Die staatlichen Massnahmen gegen das Judentum stehen 

für die Kirche in einem ganz besonderen Zusammenhang», erklärte er im 

Hinblick auf den Aprilboykott. «Niemals ist in der Kirche Christi der Ge-

danke verloren gegangen, dass das ‚auserwählte Volk’, das den Erlöser der 

Welt ans Kreuz schlug, in langer Leidensgeschichte den Fluch seines Tuns 

tragen muss.»17 So ist es gerade eine theologische Auffassung von den Juden, 

die einige von Bonhoeffers Verlautbarungen geprägt zu haben scheint. Selbst 

sein Freund und Biograph Eberhard Bethge konnte sich der Schlussfolgerung 

nicht entziehen, dass in Bonhoeffers Schriften «ein theologischer Anti-Juda-

ismus vorhanden ist».18 «Theologischer Anti-Judaismus» war in der Beken-

nenden Kirche nicht ungewöhnlich, und einige ihrer angesehensten Persön-

lichkeiten wie etwa Walter Künneth zögerten nicht, nazistische und jüdische 

Interpretationen der «jüdischen Auserwähltheit» als auf Rasse, Blut und Volk 

beruhend miteinander gleichzustellen und der christlichen Auffassung von 

der Erwählung durch Gottes Gnade entgegenzusetzen.19 Derartige Verglei-

che sollten Mitte der dreissiger Jahre und danach in christlichen Polemiken 

gegen die Nationalsozialisten erneut auftauchen. 
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Der «Arierparagraph» richtete sich nur gegen 29 von 18’000 Pastoren; elf 

von ihnen wurden von der Liste gestrichen, weil sie im Ersten Weltkrieg ge-

kämpft hatten. Bis 1939 wurde der Paragraph nie zentral durchgesetzt; seine 

Anwendung hing von regionalen Kirchenbehörden und örtlichen Gestapo-

beamten ab.20 Aus der Sicht der Kirchen drehte sich die eigentliche Diskus-

sion um Prinzipien und Dogmen, und das schloss nichtkonvertierte Juden 

aus. Als im Mai 1934 in Barmen die erste Synode der Bekennenden Kirche 

stattfand, wurde nicht ein einziges Wort über die Verfolgungen verloren: 

Diesmal wurden nicht einmal die konvertierten Juden erwähnt.21 

Oberflächlich betrachtet, hätte die Haltung der katholischen Kirche gegen-

über dem neuen Regime fester sein müssen als die der Protestanten. Die ka-

tholische Hierarchie hatte in den letzten Jahren der Republik ein gewisses 

Mass an Feindseligkeit gegenüber der Hitlerbewegung bekundet, aber diese 

Haltung war einzig und allein von Kircheninteressen und von den wechseln-

den politischen Geschicken der katholischen Zentrumspartei bestimmt gewe-

sen. Die Einstellung vieler deutscher Katholiken zum Nazismus war vor 1933 

zutiefst zwiespältig: «Viele katholische Publizisten ... wiesen auf die anti-

christlichen Elemente im nationalsozialistischen Programm hin und erklärten 

diese als unvereinbar mit der katholischen Lehre. Aber gleichzeitig sprachen 

sie vom gesunden Kern des Nationalsozialismus, der anerkannt werden 

müsse: die Aufwertung der Religion und die Liebe zum Vaterland, seine Be-

deutung als Bollwerk gegen den atheistischen Bolschewismus.»22 Die gene-

relle Einstellung der katholischen Kirche zur Judenfrage in Deutschland und 

anderswo lässt sich als ein «gemässigter Antisemitismus» definieren, der für 

den Kampf gegen «übermässigen jüdischen Einfluss» in der Wirtschaft und 

im kulturellen Leben eintrat. So fand Generalvikar Mayer aus Mainz, «dass 

Hitler in Mein Kampf den schlechten Einfluss der Juden in Presse, Theater und 

Literatur ‚angemessen geschildert’ habe. Es sei jedoch unchristlich, andere 

Rassen zu hassen und Juden und Ausländer durch eine diskriminierende Ge-

setzgebung zu benachteiligen; das habe nur Repressalien von anderen Län-

dern zur Folge.»23 

Bald nach seiner Machtergreifung und darauf bedacht, ein Konkordat mit 

dem Vatikan zu unterzeichnen, versuchte Hitler, etwaige katholische Kritik 

an seiner antijüdischen Politik zu neutralisieren und die Beweislast der Kir-

che zuzuschieben. Am 26. April empfing er als Abgesandten der Bischofs-

konferenz, die gerade tagte, Bischof Wilhelm Berning aus Osnabrück. Die Ju-

denfrage stand nicht auf Bernings Tagesordnung, aber Hitler sorgte dafür, 

dass sie auf der seinen auftauchte. Nach einem von dem Assistenten des Bi-

schofs abgefassten Protokoll sprach Hitler «mit Wärme und Ruhe, hie und da 

temperamentvoll», ohne ein Wort gegen die Kirche und unter Anerkennung 

der Bischöfe: 
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«Man hat mich wegen Behandlung der Judenfrage angegriffen. Die katholi-

sche Kirche hat 1‘500 Jahre lang die Juden als die Schädlinge angesehen, sie 

ins Ghetto gewiesen usw., da hat man erkannt, was die Juden sind. In der 

Zeit des Liberalismus hat man diese Gefahr nicht mehr gesehen. Ich gehe zu-

rück auf die Zeit, was man 1‘500 Jahre lang getan hat. Ich stelle nicht die 

Rasse über die Religion, sondern ich sehe die Schädlinge in den Vertretern 

dieser Rasse für Staat und Kirche, und vielleicht erweise ich dem Christen-

tum den grössten Dienst; deswegen ihre Zurückdrängung vom Studium und 

den staatlichen Berufen.»24 Das Protokoll verzeichnet keine Antwort von Bi-

schof Berning. 

Anlässlich der Ratifizierung des Konkordats im September 1933 schickte 

Kardinalstaatssekretär Pacelli eine Note an den deutschen Geschäftsträger, 

in der die prinzipielle Position der Kirche definiert wurde: «Bei der Gelegen-

heit erlaubt sich der Heilige Stuhl noch ein Wort einzulegen für diejenigen 

deutschen Katholiken, die selbst vom Judentum zur christlichen Religion 

übergetreten sind oder von solchen zum katholischen Glauben übergetrete-

nen Juden in erster oder entfernterer Generation abstammen und die jetzt aus 

den der Reichsregierung bekannten Gründen gleichfalls unter gesellschaftli-

chen und wirtschaftlichen Schwierigkeiten leiden.»25 Im Prinzip sollte dies 

die durchgängige Position der katholischen und der protestantischen Kirche 

sein, auch wenn sich beide in der Praxis den Massnahmen des NS-Regimes 

gegen konvertierte Juden unterwarfen, als diese rassisch als Juden definiert 

wurden. 

Die dogmatische Konfrontation, auf die sich die katholische Hierarchie 

verlegte, hatte es hauptsächlich mit der religiösen Verbindung von Judentum 

und Christentum zu tun. Diese Position fand einen frühen Ausdruck in fünf 

Predigten, die Kardinal Faulhaber in der Adventszeit 1933 hielt. Faulhaber 

erhob sich über die Abgrenzung von Katholiken und Protestanten, als er er-

klärte: «Wir reichen den getrennten Brüdern die Hand, um gemeinsam mit 

ihnen die Hl. Bücher des Alten Testamentes zu verteidigen.» In den Worten 

Scholders: «Faulhabers Predigten richteten sich nicht gegen den praktischen, 

politischen Antisemitismus der damaligen Zeit, sondern gegen dessen Prin-

zip, den rassischen Antisemitismus, der in die Kirche einzudringen versuch-

te.»26 Ohne Zweifel war dies die Intention der Predigten und die Hauptstoss-

richtung von Faulhabers Argumentation, aber die sorgfältigen Unterschei-

dungen, die der Kardinal vornahm, konnten seine Zuhörer über seine Ein-

stellung und die der Kirche zu den unter ihnen lebenden Juden in die Irre 

führen. 

«Um volle Klarheit zu schaffen und jedes Missverständnis auszuschlies-

sen», erklärte Faulhaber, «mache ich im Voraus drei Unterscheidungen. Wir 

müssen erstens unterscheiden zwischen dem Volke Israel vor dem Tode  
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Christi und nach dem Tode Christi. Vor dem Tode Christi, die Jahre zwischen 

der Berufung Abrahams und der Fülle der Zeiten, war das Volk Israel Träger 

der Offenbarung. ... Nur mit diesem Israel der Vorzeit werden meine Ad-

ventspredigten sich befassen.» Der Kardinal beschrieb dann, wie Gott Israel, 

nachdem es Christus nicht anerkannt habe, verworfen habe, und er fügte 

Worte hinzu, die feindselig gegenüber den Juden klingen konnten, welche 

die Offenbarung Christi nicht anerkannten: «Die Tochter Sion erhielt den 

Scheidebrief, und seitdem wandert der ewige Ahasver ruhelos über die Er-

de.» Darauf folgte Faulhabers zweites Thema: 

«Wir müssen zweitens unterscheiden zwischen den Hl. Schriften des Alten 

Testaments und den Talmudschriften des nachchristlichen Judentums. ... Die 

Talmudschriften sind Menschenwerk, nicht vom Geiste Gottes eingegeben. 

Die Kirche des Neuen Bundes hat nur die heiligen Schriften des vorchristli-

chen Israel, nicht aber den Talmud als Erbschaft übernommen.» 

«Wir müssen drittens auch innerhalb der alttestamentlichen Bibel unter-

scheiden zwischen dem, was vorübergehenden Wert hatte, und dem, was 

ewigen Wert haben sollte. ... Für unser Thema handelt es sich um jene religiö-

sen, sittlichen und sozialen Werte des Alten Testamentes, die auch im Chri-

stentum ihren Wert behalten.»27 

Kardinal Faulhaber selbst hat später betont, er habe in seinen Adventspre-

digten nur den Wunsch verfolgt, das Alte Testament zu verteidigen, und 

nicht zu zeitgenössischen Aspekten der Judenfrage Stellung nehmen wol-

len.28 Tatsächlich verwendete er in den Predigten einige der verbreitetsten 

Klischees des traditionellen religiösen Antisemitismus. Ironischerweise inter-

pretierte ein Bericht des Sicherheitsdienstes der SS die Predigten als Interven-

tion zugunsten der Juden, wobei er sowohl ausländische Zeitungskommen-

tare als auch die Zeitung des jüdischen Central-Vereins zitierte, in welcher 

der Rabbiner Leo Baerwald aus München geschrieben hatte: «Wir haben den 

demütigen Stolz, dass der Welt durch uns die Offenbarung geschenkt 

ward.»29 

Die Erörterung des Konkordats mit dem Vatikan stand als Punkt 17 auf 

der Tagesordnung der Kabinettssitzung vom 14. Juli. Dem Protokoll zufolge 

lehnte der Reichskanzler jede Diskussion über die Einzelheiten der Vereinba-

rung ab. «Er vertrat die Auffassung, dass man hierbei nur den grossen Erfolg 

sehen dürfte. Im Reichskonkordat wäre Deutschland eine Chance gegeben 

und eine Vertrauenssphäre geschaffen, die beim vordringlichen Kampf ge-

gen das internationale Judentum besonders bedeutungsvoll wäre.»30 

Diese Bemerkung lässt sich kaum als blosser politischer Trick interpretie-

ren, der dazu dienen sollte, die anderen Regierungsmitglieder davon zu über-

zeugen, dass das Konkordat ohne Diskussion angenommen werden müsse, 
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denn der Kampf gegen das Weltjudentum hatte auf dem Programm der kon-

servativen Minister sicher keine Priorität. So eröffnet eine beiläufige Bemer-

kung einen ungewöhnlichen Einblick in Hitlers Gedanken; sie verweist wie-

der auf die Spur seiner Obsession: den «vordringlichen Kampf» gegen eine 

globale Gefahr – das Weltjudentum. Überdies betrachtete Hitler tatsächlich 

das Bündnis mit dem Vatikan als einen Faktor von besonderer Bedeutung in 

diesem Kampf. Ist es nicht möglich, dass der NS-Führer glaubte, die traditio-

nelle antijüdische Einstellung der christlichen Kirchen würde auch ein still-

schweigendes Bündnis gegen den gemeinsamen Feind zulassen oder zumin-

dest dem Nationalsozialismus den Vorteil einer «Vertrauenssphäre» in dem 

«vordringlichen Kampf» bieten? War es nicht in Wirklichkeit dies, was Hitler 

zu Bischof Berning sagte? Für einen Augenblick, so scheint es, verbanden sich 

hier die gängigen Verfahren der Politik mit den Zwängen des Mythos. 

II 

Der an Universitätsprofessoren gerichtete Fragebogen traf bei Hermann Kan-

torowicz, Professor für Rechtsphilosophie und Rechtsgeschichte an der Uni-

versität Kiel, am 23. April 1933 ein. Auf die Frage nach der rassischen Ab-

stammung seiner Grosseltern antwortete er: «Da zu einer Rückfrage, in wel-

chem Sinne das Wort Rasse verwendet wird, keine Zeit ist, beschränke ich 

mich auf folgende Erklärung: Die Rassezugehörigkeit im wissenschaftlichen 

(anthropologischen) Sinn vermag ich nicht mehr festzustellen, da meine 4 

Grosseltern sämtlich seit Langem verstorben sind und m. E. die erforderli-

chen Messungen usw. s. Z. nicht vorgenommen wurden. Ihre Rasse im volk-

stümlichen (sprachlichen) Sinne war, da sie sämtlich Deutsch als Mutterspra-

che sprachen, die deutsche, also eine indogermanische oder arische. Ihre 

Rasse im Sinne der 1. Durchführungsverordnung zum Gesetz v. 7. April 1933 

§2 Abs. 1 Satz 3 war die jüdische Religion.»31 Man kann sich fragen, was auf 

den Beamten, der den ausgefüllten Fragebogen erhielt, grösseren Eindruck 

machte: der Sarkasmus oder die Gründlichkeit? 

Es war einigermassen überflüssig, Kantorowicz den Fragebogen zu über-

senden, denn Erziehungsminister Bernhard Rust hatte ihn unter Berufung 

auf Paragraph 3 des Gesetzes zur Wiederherstellung des Berufsbeamtentums 

bereits am 14. April entlassen, zusammen mit einer Reihe anderer, haupt-

sächlich jüdischer Professoren. Sechzehn prominente Namen aus dieser 

Gruppe wurden in der Deutschen Allgemeinen Zeitung vom selben Tage abge-

druckt.32 Im Jahre 1933 wurden dann etwa 1‘200 jüdische Professoren und 

Dozenten entlassen.33 
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In Göttingen, wo einige der berühmtesten Mitglieder der Fakultäten für 

Theoretische Physik und Mathematik Juden waren (oder, in einem Falle, eine 

jüdische Ehefrau hatten), entschied sich jeder der drei Hauptbetroffenen für 

eine andere Reaktion: Nobelpreisträger James Franck schickte einen offenen 

Rücktrittsbrief (der in der Göttinger Zeitung abgedruckt wurde), gedachte 

aber in Deutschland zu bleiben; Max Born (der dann nach dem Krieg eben-

falls einen Nobelpreis, für Physik, erhielt) verliess die Universität stillschwei-

gend, und Richard Courant entschied sich dafür, die Ausnahmeklauseln des 

Gesetzes zu nutzen, um seine Stellung zu behalten. Innerhalb von wenigen 

Monaten emigrierten jedoch alle drei.34 In seinem Brief erklärte Franck, er 

wolle von der ihm als Weltkriegskämpfer angebotenen Vergünstigung kei-

nen Gebrauch machen, denn, so schrieb er, «wir Deutsche jüdischer Abstam-

mung werden wie Fremde und Feinde des Vaterlandes behandelt». Francks 

Brief führte dazu, dass 42 seiner Göttinger Kollegen eine öffentliche Erklä-

rung abgaben, in der sie die Äusserung des jüdischen Physikers als «Sabota-

geakt» beschrieben und die Hoffnung zum Ausdruck brachten, «dass die Re-

gierung die notwendigen Reinigungsmassnahmen beschleunigt durchfüh-

ren» werde.35 

In Tübingen konvergierten alte Traditionen und neue Impulse reibungs-

los. Die Zahl der jüdischen Fakultätsmitglieder, die entlassen wurden, war 

ausgesprochen gering – aus einem einfachen Grunde: Kein Jude war je an 

dieser Universität zum ordentlichen Professor berufen worden, und auf den 

niederen Rängen gab es nur sehr wenige Juden. Gleichwohl wurden alle ent-

lassen, die man entlassen konnte. Hans Bethe, ein künftiger Träger des No-

belpreises für Physik, wurde wegen seiner jüdischen Mutter vertrieben; der 

Philosophieprofessor Traugott Konstantin Oesterreich wurde unter dem Vor-

wand entlassen, er sei politisch unzuverlässig, in Wirklichkeit aber deshalb, 

weil seine Frau jüdischer Abstammung war. Dasselbe Schicksal ereilte bei-

nahe den nichtjüdischen Kunsthistoriker Georg Weise. Der Verdacht, dass 

Weises Ehefrau Jüdin sei, führte zu seiner Entlassung, bis dann unanfecht-

bare urkundliche Beweise für Frau Weise-Andreas arische Abstammung bei-

gebracht wurden und zu Weises Wiedereinsetzung führten.36 

Was in Freiburg geschah, erscheint paradigmatisch. Am 1. April veröffent-

lichte Der Alemanne, die örtliche NS-Zeitung, Listen jüdischer Ärzte, Zahn-

ärzte und so fort, die boykottiert werden sollten; einige Tage später brachte 

dieselbe Zeitung eine Liste von jüdischen Mitgliedern der Medizinischen Fa-

kultät der Universität (die Liste war vom Leiter der psychiatrischen Abtei-

lung zur Verfügung gestellt worden). Inzwischen, am 6. April, ordnete Ro-

bert Wagner, der Reichsstatthalter in Baden, unter Vorwegnahme von in Ber-

lin bevorstehenden Entscheidungen die Entlassung von jüdischen Beamten 
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an. Am 10. April fuhr eine Abord-nung von Dekanen und Professoren der 

Freiburger Universität nach Karlsruhe, um sich für den Bürgermeister von 

Freiburg einzusetzen, der von Entlassung aus politischen Gründen bedroht 

war. Bei der Besprechung im Ministerium wurde die Delegation daran erin-

nert, dass Entlassungen jüdischer Fakultätsmitglieder prompt durchgeführt 

werden müssten. Wie aus Notizen hervorgeht, die der für Universitätsange-

legenheiten zuständige Beamte angefertigt hatte, wurde «seitens der Profes-

soren ... loyale Durchführung des Erlasses zugesichert». Und so geschah es. 

Am selben Tage wies der Rektor die Dekane aller Fakultäten an, sämtliche 

Fakultätsmitglieder jüdischen Glaubens oder jüdischer Abstammung zu ent-

lassen und zur Bestätigung ihre Unterschriften unter den Entlassungsmittei-

lungen zu fordern. Am 12. April wurde dem Ministerium in Karlsruhe mit-

geteilt, die Anweisung sei «bis 10 Uhr früh in den Kliniken Freiburgs restlos 

durchgeführt». Der vollständige Text der Mitteilung an die jüdischen Mit-

glieder der medizinischen Fakultät lautete folgendermassen: «Laut Verfü-

gung des akademischen Rektorats teile ich Ihnen in Bezug auf die ministeri-

elle Verfügung A Nr. 7642 mit, dass Sie bis auf Weiteres beurlaubt sind. Der 

Dekan: (gez.) Rehn.»37 

In Heidelberg, wo die Zahl der Professoren jüdischer Abstammung beson-

ders bedeutend war, gab es von Seiten des Akademischen Senats und des 

Rektors Verzögerungsversuche, die aber vergeblich blieben. Zu Beginn des 

Sommersemesters 1933 lehrten immer noch 45 «Nichtarier»; im August des-

selben Jahres waren nur noch 24 übrig (diejenigen, welche in den Genuss der 

verschiedenen Ausnahmeklauseln kamen).38 Organisierte oder individuelle 

Proteste wurden nicht verzeichnet. 

Die Haltung einiger der privilegierten nichtarischen Gelehrten war oft 

zwiespältig – oder schlimmer. Am 25. April hatte die Verwaltung der Kaiser-

Wilhelm-Gesellschaft in Berlin vom Innenministerium die Mitteilung erhal-

ten, dass alle jüdischen und halbjüdischen Abteilungsleiter und Angestellten 

zu entlassen seien; Institutsdirektoren waren von dieser Massnahme ausge-

nommen. Fritz Haber, ein Jude und Nobelpreisträger, der drei seiner vier Ab-

teilungsleiter und fünf von seinen 13 Angestellten zu entlassen gehabt hätte, 

trat am 30. April zurück. «Die anderen Direktoren – auch die jüdischen – ka-

men der Anordnung nach, ihre jüdischen Angestellten zu melden.»39 Unter 

denen, die sich auf diese Weise fügten, waren die Juden Jakob Goldschmidt 

und Otto Meyerhof sowie der Halbjude Otto Warburg die prominentesten. 

Für den Genetiker Goldschmidt «war der Nazismus dem Bolschewismus 

vorzuziehen», und Otto Warburg meinte anscheinend, das Regime werde 

das Jahr 1934 nicht überdauern,40 eine Überzeugung, die ihn nicht daran hin-

derte, seine Stellung die ganze NS-Zeit hindurch beizubehalten. Warburgs 

Fall war allerdings seltsam. Seine Krebsforschung wurde von den National-

sozialisten – anscheinend sogar von Hitler selbst – so hoch geschätzt, dass er 
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1941, als wegen seiner halbjüdischen Abstammung die Möglichkeit einer Ent-

lassung erörtert wurde, auf Görings Anweisung in einen Vierteljuden ver-

wandelt wurde.41 Was Meyerhof angeht, so versuchte er anscheinend, einige 

seiner jüdischen Angestellten zu schützen – und wurde von seinem Mitdirek-

tor Professor Richard Kuhn denunziert.42 Er emigrierte 1938. 

Man kann daher wohl durchaus sagen, dass der Professor für Alte Ge-

schichte Ulrich Kahrstedt, als er im Januar 1934 zum Jahrestag der Gründung 

des Deutschen Reiches forderte, «nicht zu meckern, weil in einem jüdischen 

Geschäft eine Fensterscheibe eingeschlagen» oder «die Tochter des Vieh-

händlers Levi nicht in die Studentenschaft aufgenommen» worden sei,43 sich 

eine Untertreibung erlaubte, nicht nur im Hinblick auf die allgemeine Situa-

tion der Juden in Deutschland, sondern auch auf ihre Lage an den Universi-

täten.44 

Es gab einige sanfte Petitionen zugunsten jüdischer Kollegen, so etwa das 

Lob, das die Heidelberger medizinische Fakultät ihren jüdischen Mitgliedern 

zollte: «Wir können nicht übersehen, dass das deutsche Judentum teilhat an 

grossen Leistungen der Wissenschaft, und dass aus ihm grosse ärztliche Per-

sönlichkeiten hervorgegangen sind. Gerade als Ärzte fühlen wir uns ver-

pflichtet, innerhalb aller Erfordernisse von Volk und Staat den Standpunkt 

wahrer Menschlichkeit zu vertreten und unsere Bedenken geltend zu ma-

chen, wo die Gefahr droht, dass verantwortungsbewusste Besinnung durch 

rein gefühlsmässige oder triebhafte Gewalten verdrängt werde ...»45 Diese 

sorgfältige Erklärung war allerdings atypisch, da die medizinischen Fakultä-

ten deutscher Universitäten einen viel höheren Anteil an Parteimitgliedern 

aufwiesen als andere Disziplinen.46 Und in seiner Einstellung gegenüber Ju-

den unterschied sich Heidelberg nicht grundlegend von den anderen deut-

schen Universitäten.47 

Im April 1933 traten zwölf Professoren aus verschiedenen Fachgebieten 

für ihren jüdischen Kollegen, den an der Münchener Universität lehrenden 

Philosophen Richard Hönigswald, ein; ihr an das bayerische Erziehungsmi-

nisterium gerichteter Brief wurde vom Dekan der Münchener Philosophi-

schen Fakultät unterstützt. Das Ministerium holte zusätzliche Gutachten ein 

und erhielt eine Reihe negativer Antworten, darunter auch eine von Martin 

Heidegger, und Hönigswald wurde entlassen.48 

Einige individuelle Interventionen sind wohlbekannt geworden. Es gab 

beispielsweise Max Plancks (erfolglose) Intervention bei Hitler für die Wie-

dereinstellung von Fritz Haber49 und paradoxerweise die Intervention Hei-

deggers gegen die Entlassung von Siegfried Thannhauser und Georg von He-

vesy. Die Entlassung derart hervorragender Wissenschaftler, so erklärte Hei- 
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degger den badischen Behörden, würde im Ausland negative Konsequenzen 

haben und Deutschlands Aussenpolitik beeinträchtigen.50 

Heidegger war im April 1933 Rektor der Freiburger Universität geworden. 

Hinsichtlich der Präsenz von Juden im deutschen akademischen Leben hatte 

er sich bereits früher zu Wort gemeldet. In einem Brief vom 20. Oktober 1929 

an Victor Schwörer, den stellvertretenden Präsidenten der Notgemeinschaft 

der Deutschen Wissenschaft, hatte der Philosoph festgestellt, die einzig exi-

stierende Option sei, entweder systematisch «unser» deutsches intellektuel-

les Leben zu stärken oder es «der wachsenden Verjudung im weiteren und 

engeren Sinne endgültig auszuliefern».51 Als Heideggers Mathematikprofes-

sor Alfred Löwy im April 1933 als Jude zwangspensioniert wurde, wünschte 

ihm der neuernannte Rektor, dass er «das Harte und Schwere, das solche Zei-

ten der Wende mit sich führen, überwinden» möge.52 Fast genau dieselben 

Worte gebrauchte Elfride Heidegger in ihrem Brief vom 29. April 1933 an 

Malvine Husserl, die Frau des jüdischen Mentors ihres Mannes, des Philoso-

phen Edmund Husserl; sie fügte jedoch hinzu, das Berufsbeamtengesetz sei 

zwar hart, aber vom deutschen Standpunkt aus gesehen vernünftig.53 

Kurz vor ihrer Abreise aus Deutschland im Sommer 1933 hatte Hannah 

Arendt in ihrem möglicherweise deutlichsten Brief an ihren Lehrer und Ge-

liebten Heidegger geschrieben, sie habe Gerüchte über seine immer distan-

ziertere, ja feindselige Haltung gegenüber jüdischen Kollegen und Studenten 

gehört. Der Ton seiner Antwort, wie sie von Elzbieta Ettinger paraphrasiert 

wird (dies war dann sein letzter Brief an Arendt bis nach Kriegsende), ist ei-

nigermassen entlarvend: Jüdischen Studenten stellte er «grosszügig seine 

Zeit zur Verfügung, obwohl dies störend für seine eigene Arbeit sei, bis hin 

zu seinen eigenen Bemühungen um Stipendien für sie und seine Bereitschaft, 

ihre Dissertationen mit ihnen zu besprechen. Wer kommt in einer Notlage zu 

ihm? Ein Jude. Wer besteht darauf, dringend über seine Dissertation spre-

chen zu wollen? Ein Jude. Wer schickt ihm ein umfangreiches Werk, damit 

er es sofort rezensiere? Ein Jude. Für wen hat er ein Stipendium in Rom in 

die Wege geleitet? Für einen Juden!!»54 

Am 3. November gab Heidegger bekannt, «jüdischen oder marxistischen» 

Studenten würde ebenso wie allen anderen, die nach den neuen Gesetzen als 

«nichtarisch» eingestuft wurden, wirtschaftliche Unterstützung versagt wer-

den.55 Am 13. Dezember bemühte er sich um finanzielle Hilfe für einen Band 

mit hitlerfreundlichen Reden deutscher Professoren, der weltweit verbreitet 

werden sollte; er schloss seine Bitte mit einer Zusicherung: «Es bedarf keines 

besonderen Hinweises, dass Nichtarier auf dem Unterschriftenblatt nicht er-

scheinen sollen.»56 Am 16. dieses Monats schrieb er an den Leiter des NS- 
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Dozentenbundes in Göttingen über Eduard Baumgarten, einen seiner ehema-

ligen Studenten und Kollegen: Baumgarten habe «sehr lebhaft mit dem frü-

her hier tätig gewesenen und nunmehr hier entlassenen Juden Fränkel ver-

kehrt». Zugleich weigerte sich Heidegger, die Betreuung von Doktorarbeiten 

jüdischer Studenten fortzusetzen, und verwies sie an Martin Honecker, einen 

Professor für christliche Philosophie.57 

Heideggers Einstellung zu Husserl bleibt unklar. Zwar ist es seinem Bio-

graphen Rüdiger Safranski zufolge nicht wahr, dass Heidegger Husserl den 

Zugang zum Philosophischen Institut untersagte, aber er brach tatsächlich je-

den Kontakt zu ihm – wie zu allen anderen jüdischen Kollegen und Schülern 

– ab und tat nichts, um Husserls zunehmende Isolierung zu mildern. Als 

Husserl starb, war Heidegger krank. Wäre er sonst zur Beerdigung gekom-

men, zusammen mit dem Historiker Gerhard Ritter, dem einzigen «arischen» 

Fakultätsmitglied, das es für angebracht hielt, dies zu tun?58 In der 1944 er-

schienenen 5. Auflage seines magnum opus Sein und Zeit wurde die Wid-

mung an Husserl auf Ersuchen des Verlages fortgelassen, aber Heideggers 

Danksagung an seinen jüdischen Mentor, die in einer Fussnote erschien, blieb 

stehen. Die Widersprüche sind zahlreich, wobei der möglicherweise seltsam-

ste von ihnen das Lob ist, das Heidegger Mitte der dreissiger Jahre für 

Spinoza fand, sowie seine Erklärung, wenn Spinozas Philosophie jüdisch sei, 

dann sei die ganze Philosophie von Leibniz bis Hegel auch jüdisch.59 

Am 22. April 1933 sandte Heidegger eine dringende Bitte an Carl Schmitt, 

den damals bei Weitem renommiertesten deutschen Politik- und Rechtstheo-

retiker, in der er ihn beschwor, sich nicht von der neuen Bewegung abzuwen-

den. Die Bitte war überflüssig, denn Schmitt hatte seine Wahl bereits getrof-

fen. Ebenso wie Heidegger hatte er – und das war anscheinend die erste Re-

gel, an die man sich halten musste – aufgehört, Briefe von jüdischen Studen-

ten, Kollegen und anderen Gelehrten zu beantworten, mit denen er zuvor in 

enger Verbindung gestanden hatte. (In Schmitts Fall ist eines der auffälligen 

Beispiele das abrupte Ende, das er seinem Briefwechsel mit dem jüdischen 

politischen Philosophen Leo Strauss setzte.60) Und um sicherzugehen, dass es 

über seine Position kein Missverständnis gab, fügte Schmitt in die neue (1933 

erschienene) Ausgabe seines Buches Der Begriff des Politischen einige regel-

recht antisemitische Bemerkungen ein.61 Auf jeden Fall sollte die antijüdische 

Haltung Schmitts entschieden unverblümter, extremer und bösartiger sein 

als die des Freiburger Philosophen. 

Im Sommersemester 1933 beteiligte sich Schmitt ebenso wie Heidegger an 

einer von Heidelberger Studenten organisierten Vortragsreihe. Heidegger 

sprach über «Die Universität im Neuen Reich»; das Thema Schmitts lautete 

«Das neue Staatsrecht». Vor ihnen sprach in derselben Reihe Dr. Walter 

Gross, der Leiter des Rassenpolitischen Amtes der NSDAP, und zwar über 
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das Thema «Arzt und Volk». Am 1. Mai war Heidegger in Freiburg Partei-
mitglied Nr. 3-125-894 geworden; am selben Tage trat Schmitt in Köln als 
Mitglied Nr. 2-098-860 der Partei bei.62 

Hannah Arendt verliess das Land und erreichte über Prag und Genf Paris; 

dort begann sie bald, für eine zionistische Organisation zu arbeiten, die junge 

Emigranten auf ihre Zukunft in Palästina vorbereitete. Der Hauptgrund da-

für, dass sie so früh emigrierte, war, wie sie später sagte, mehr als alles andere 

das Verhalten ihrer arischen Freunde wie etwa Benno von Wieses, der, ohne 

irgendwelchem äusseren Druck ausgesetzt zu sein, sich begeistert den Idea-

len und Normen des neuen Systems verschrieb.63 Doch ihre Kritik an Heid-

egger blieb im Allgemeinen gedämpft. 

Die Reaktionen jüdischer Intellektueller auf die Massnahmen des neuen 

Regimes und auf die neuen Einstellungen von Kollegen und Freunden vari-

ierten von einer Person zur anderen. Innerhalb dieses breiten Spektrums wa-

ren die Juden, die seit Langem militante deutsche Nationalisten gewesen wa-

ren, sich aber anders als Felix Jacoby nicht für totale Blindheit gegenüber den 

Aktionen des Regimes entschieden, in einer eigentümlichen Lage. Am 20. 

April schickte Ernst Kantorowicz, Professor für mittelalterliche Geschichte an 

der Universität Frankfurt, einen Brief an den hessischen Minister für Wissen-

schaft und Erziehung, der in bezeichnender Weise die grosse Langsamkeit, 

Zögerlichkeit und das Bedauern – trotz der strengen neuen NS-Politik – zum 

Ausdruck bringt, mit denen sich solche Juden aus ihren früheren Positionen 

zurückzogen. «Obwohl ich», schrieb Kantorowicz, «als Kriegsfreiwilliger 

vom August 1914, als Frontsoldat während der Dauer des Krieges, als Nach-

kriegskämpfer gegen Polen, Spartakus und Räterepublik in Posen, Berlin und 

München eine Dienstentlassung wegen meiner jüdischen Abstammung nicht 

zu gewärtigen habe; obwohl ich auf Grund meiner Veröffentlichungen über 

den Staufen-Kaiser Friedrich den Zweiten für meine Gesinnung gegenüber 

einem wieder national gerichteten Deutschland keines Ausweises von vorge-

stern, gestern und heute bedarf; obwohl meine jenseits aller Zeitströmungen 

und Tagesereignisse begründete, grundsätzlich positive Einstellung gegen-

über einem national regierten Reich auch durch die jüngsten Geschehnisse 

nicht hat ins Wanken kommen können, und obwohl ich ganz gewiss keine 

Störungen meiner Lehrtätigkeit seitens der Studenten zu erwarten habe, so-

dass eine etwaige Rücksichtnahme auf den ungestörten Lehrbetrieb der Ge-

samt-Universität damit für mich entfällt, so sehe ich mich als Jude dennoch 

gezwungen, aus dem Geschehenen die Folgerungen zu ziehen und im kom-

menden Sommer-Semester meine Lehrtätigkeit ruhen zu lassen.»64 Kantoro- 
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wicz reichte nicht seinen Rücktritt ein; er zog lediglich seine Vorlesungsan-

kündigung für das nächste Semester zurück. Das bedeutete, er würde abwar-

ten, bis sich die Politik des neuen nationalen Deutschland änderte. 

Während sich die Einstellung der Mehrzahl der «arischen» Universitäts-

professoren als «gebildete Judäophobie»65 definieren liess, hatte sich unter 

den Studenten ein radikaler Typ von Judenfeindschaft festgesetzt. Einige 

österreichische Studentenverbindungen, denen deutsche folgten, hatten be-

reits gegen Ende des 19. Jahrhunderts Juden auf rassischer Grundlage ausge-

schlossen – das heisst, selbst getaufte Juden wurden nicht aufgenommen.66 

Michael Kater führt einen Teil des extremen studentischen Antisemitismus 

auf Konkurrenz zurück – hauptsächlich in den lukrativen Bereichen Jura und 

Medizin, in denen der Anteil jüdischer Studenten wie auch der Anteil von 

Juden in den entsprechenden Berufen tatsächlich hoch lag. Auf jeden Fall tra-

ten die meisten deutschen Studentenverbindungen in den frühen Jahren der 

Weimarer Republik dem Deutschen Hochschulring bei, einer Organisation 

mit offen völkischen und antisemitischen Zielen, die bald die Kontrolle über 

die studentische Politik übernahm.67 Bedingung für die Mitgliedschaft in die-

sem Ring war rein arische Abstammung, wobei Volksdeutsche aus Österreich 

oder dem Sudetenland aufgenommen wurden, obwohl sie keine deutschen 

Staatsbürger waren. Bis in die Mitte der zwanziger Jahre beherrschte der Ring 

die Universitäten, dann trat an seine Stelle der Nationalsozialistische Deut-

sche Studentenbund.68 Und seit dem Ende der zwanziger Jahre wurden De-

monstrationen und tätliche Angriffe von rechtsgerichteten Studenten gegen 

ihre Feinde an deutschen Universitäten zu einer verbreiteten Erscheinung.69 

Bald gerieten Professoren wie Theodor Lessing, Günther Dehn, Emil Julius 

Gumbel, Hans Nawiasky und Ernst Cohn, die zu offen pazifistisch oder anti-

nationalistisch eingestellt waren, unter Beschuss.70 Gumbel wurde aus Hei-

delberg vertrieben, noch bevor die NSDAP an die Macht kam. Im Jahre 1931 

gewannen die Nationalsozialisten eine Mehrheit in der Deutschen Studen-

tenschaft; dies war die erste landesweite Vereinigung, die unter ihre Kon-

trolle geriet. Binnen Kurzem stellte ein ganzer Trupp junger Intellektueller 

seine Energie und seine Fähigkeiten der Partei und ihrer Politik zur Verfü-

gung.71 

Nach dem Januar 1933 nahmen Studentengruppen ähnlich wie die SA die 

Dinge selbst in die Hand. Reichsstudentenführer Oskar Stabel verkündete 

kurz vor dem Boykott vom 1. April, an diesem Tage würden studentische 

Streikposten an den Eingängen zu den Vorlesungssälen und Seminarräumen 

jüdischer Professoren postiert werden, um alle vom Betreten «abzubrin-

gen».72 So geschah es beispielsweise an der Technischen Hochschule Berlin.  
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Später stellten sich nationalsozialistische Studenten mit Fotoapparaten auf 

dem Podium von Vorlesungssälen auf, um Aufnahmen von Studenten zu 

machen, die Lehrveranstaltungen von Juden besuchten.73 Stark ermutigt 

wurde diese Art von studentischer Agitation durch eine heftig antijüdische 

Rede, die Erziehungsminister Rust am 5. Mai im Auditorium der Berliner 

Universität hielt, und durch Kommentare zu dieser Rede wie den in der offi-

ziellen Preussischen Zeitung: «Wissenschaft bedeutet für einen Juden nicht 

eine Aufgabe, nicht eine Verpflichtung, nicht einen Bereich für schöpferische 

Gestaltung, sondern ein Geschäft und ein Mittel zur Zerstörung der Kultur 

seiner Wirtsvölker. So kam es, dass die wichtigsten Lehrstühle deutsch ge-

nannter Hochschulen mit Juden besetzt wurden. Man räumte ihnen für ihre 

Schmarotzertätigkeit Forscherstellen ein und belohnte sie mit Nobelprei-

sen.»74 

Anfang April 1933 richtete die Deutsche Studentenschaft eine Abteilung 

für Presse und Propaganda ein. Deren allererste Massnahme, die am 8. April 

beschlossen wurde, sollte als Reaktion auf die «schamlose Hetze» des Welt-

judentums gegen Deutschland die «öffentliche Verbrennung jüdischen zer-

setzenden Schrifttums» durch Universitätsstudenten sein. Zwischen dem 12. 

April und dem 10. Mai sollte eine «Informations»kampagne durchgeführt 

werden; die öffentlichen Verbrennungen sollten am letzten Tag der Kampa-

gne um 18 Uhr auf dem Gelände der Universitäten beginnen. 

Die berüchtigten zwölf Thesen, welche die Studenten zur rituellen Dekla-

mation bei den Verbrennungen vorbereiteten, waren nicht ausschliesslich ge-

gen Juden und den «jüdischen Geist» gerichtet: Zu den weiteren Zielscheiben 

gehörten der Marxismus, der Pazifismus und die «seelenzerfasernde Über-

schätzung des Trieblebens» (das heisst, «die Freudsche Schule und ihre Zeit-

schrift Imago»). Es war eine Rebellion des Deutschen gegen den «undeut-

schen Geist». Doch die Hauptstossrichtung der Aktion blieb im Wesentlichen 

antijüdisch; in den Augen der Organisatoren war sie dazu bestimmt, die an-

tijüdische Aktion vom wirtschaftlichen Bereich (dem der Boykott vom 1. 

April gegolten hatte) auf das gesamte Feld der deutschen Kultur auszudeh-

nen. 

Am 13. April wurden die Thesen an Universitätsgebäuden und Anschlag-

tafeln in ganz Deutschland angeschlagen. These 7 lautete: «Wenn der Jude 

deutsch schreibt, lügt er»; er solle künftig gezwungen sein, Bücher, die er in 

deutscher Sprache veröffentliche, als «Übersetzungen aus dem Hebräischen» 

zu bezeichnen.75 

Am Abend des 10. Mai fanden in den meisten Universitätsstädten 

Deutschlands exorzistische Rituale statt. In Berlin wurden mehr als 20’000 

Bücher verbrannt, und in allen anderen grossen deutschen Städten jeweils 

zwei- bis dreitausend.76 In Berlin wurde an der Staatsoper ein riesiges Feuer 

entzündet, und Goebbels war einer der Redner. Im Anschluss an die Reden 
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wurden in Berlin wie in den anderen Städten von der Menge Parolen gegen 

die geächteten Autoren rezitiert, während die giftigen Bücher (von Karl 

Marx, Ferdinand Lassalle, Sigmund Freud, Maximilian Harden und Kurt 

Tucholsky sowie vielen anderen) stapelweise in die Flammen geschleudert 

wurden. «Die grossen Scheinwerfer auf dem Opernplatz», schrieb die Jüdi-

sche Rundschau, «leuchten auch in die Verschlungenheit unserer Existenz und 

unseres Schicksals hinein. Nicht nur Juden, auch Männer rein deutschen Blu-

tes wurden angeklagt. Sie werden einzeln nach ihren Handlungen beurteilt. 

Bei Juden aber bedarf es keiner individuellen Gründe; da gilt der alte Spruch, 

‚Der Jude wird verbrannt.»»77 

Die NS-Studenten beschränkten ihre Aktivitäten nicht darauf, die Vorle-

sungen jüdischer Professoren zu stören und «gefährliche» Bücher zu verbren-

nen. Sie versuchten, auf allen Ebenen ihren Willen durchzusetzen, wenn es 

darum ging, Lehrer anzustellen oder sie, als Frontkämpfer, wieder in ihr Amt 

einzusetzen. Am 6. Mai richtete der Führer des NS-Studentenbundes an der 

Technischen Fachhochschule in Hildburghausen einen alles andere als unter-

würfigen Brief an den thüringischen Erziehungsminister in Weimar. Den Stu-

denten war mitgeteilt worden, dass ein jüdischer Lehrer namens Bermann 

wieder eingestellt werden sollte. Nachdem der Studentenführer die Berech-

tigung von Bermanns Anspruch, im Ersten Weltkrieg als Frontsoldat in vor-

derster Linie gekämpft zu haben, in Zweifel gezogen hatte, fuhr er fort: «Die 

Erregung unter den Studierenden ist sehr stark, da alleine 40% aktiv im Na-

tionalsozialistischen Deutschen Studentenbund stehen und es mit ihrer Ge-

sinnung nicht vereinbaren können, sich von fremdrassigen Dozenten unter-

richten zu lassen. Der Nationalsozialistische Deutsche Studentenbund richtet 

die dringende Bitte an die nat. soz. Thür. Regierung, von der Wiedereinstel-

lung des besagten jüdischen Studienrates absehen zu wollen.»78 Ob Bermann 

wieder eingestellt wurde oder nicht, ist nicht bekannt, aber selbst hartgesot-

tene Nazis betrachteten den studentischen Aktivismus als irgendwie pein-

lich. «Durch den Staatsminister des Innern, Pg. Fritsch, ist mir mitgeteilt wor-

den», schrieb der Kreisführer Mitteldeutschland am 12. August an Manfred 

von Killinger, den Ministerpräsidenten von Sachsen, «dass das Staatsmini-

sterium mit den Zuständen an der Universität Leipzig unzufrieden ist. ... Seit 

3 Monaten kämpfe ich mit aller Schärfe und äusserster Konsequenz gegen 

jede Radikalisierung der Universität. Ihrem Wunsche folgend habe ich des-

halb den nationalsozialistischen Studenten jeden Boykott eines Professoren 

... untersagt.»79 

Manchmal hatten Studenten selber das Gefühl, dass sie zu weit gegangen 

waren: Sie hatten sogar H.G. Wells und Upton Sinclair auf die schwarze Liste 

gesetzt. Das Aussenministerium war in Harnisch, weil zu den Autoren, deren 
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Werke am 10. Mai vor der Krolloper verbrannt worden waren, auch der da-

mals berühmte Befürworter der europäischen Einheit, Richard Graf von Cou-

denhove-Kalergi, gehörte. Der Studentenführer Gerhard Gräfe vertraute ei-

nem Briefpartner an, er habe dementiert, dass Coudenhove-Kalergis Schrif-

ten verbrannt worden seien, aber in Zukunft werde man Vorsichtsmassnah-

men ergreifen müssen.80 Solche Vorbehalte nahmen auch andere Formen an: 

In seinen Tagebucheintragungen für 1933 erwähnte Victor Klemperer, ein jü-

discher Romanistikprofessor an der Technischen Hochschule Dresden, der 

als Weltkriegskämpfer von der Entlassung ausgenommen worden war, meh-

rere Male, die eifrigste Teilnehmerin an seinem Seminar sei die Führerin der 

Nazi-Studentenzelle der Universität gewesen.81 

Ein Vergleich zwischen den Einstellungen der Kirchen und denen der Uni-

versitäten zu den antijüdischen Massnahmen, die das Regime 1933 ergriff, 

lässt neben einigen (sehr) geringfügigen Unterschieden grundlegende Ähn-

lichkeiten zutage treten. Zwar waren sowohl in den Kirchen als auch an den 

Universitäten vorbehaltlose Verfechter des Nationalsozialismus als ganzen 

eine kleine Minderheit, aber diejenigen, welche die von dem neuen Regime 

eingeläutete nationale Wiedergeburt guthiessen, waren eindeutig in der 

Mehrheit. Diese Mehrheit war geeint durch ein konservativ-nationalistisches 

Glaubensbekenntnis, das mit den wesentlichen Idealen, die das Regime in 

seinen Anfängen proklamierte, ohne Schwierigkeiten konvergierte. Was aber 

die Haltung der Kirchen auszeichnete, war das Vorhandensein gewisser spe-

zifischer Interessen, bei denen es um die Bewahrung einiger Grundsätze des 

christlichen Dogmas ging. Die Juden als Juden wurden ihrem Schicksal über-

lassen, aber sowohl die protestantische als auch die katholische Kirche ver-

suchten, den Vorrang solcher fundamentalen Glaubenssätze wie der Über-

windung der Rasse durch die Taufe und der Heiligkeit des Alten Testaments 

aufrechtzuerhalten. (Später waren dann die privaten Einstellungen von Ka-

tholiken und von Mitgliedern der Bekennenden Kirche zur Verfolgung der 

Juden sogar kritisch, vor allem auf Grund von zunehmenden Spannungen 

zwischen ihnen und dem Regime.) Nichts dergleichen stand bei Universitäts-

professoren einer Hinnahme der antijüdischen Akte des Regimes im Wege. 

Im Prinzip war die deutsche akademische Elite darauf bedacht, ohne Behin-

derung durch staatliche Eingriffe Wissenschaft zu treiben, aber wie wir sa-

hen, hatten andere Werte und Einstellungen in den zwanziger und den frü-

hen dreissiger Jahren bei ihr weit grösseres Gewicht. Die begeisterte «Selbst-

gleichschaltung» der Universitäten demonstrierte, dass es keine grundsätzli-

che Opposition gab, sondern eher ein erhebliches Mass von Konvergenz zwi-

schen dem inneren Kern des Glaubens der Mandarine und der Haltung des 

Nationalsozialismus, wie sie sich zu Anfang öffentlich darstellte. In einem  
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derartigen Kontext war die Motivation dafür, sich für jüdische Kollegen und 

Studenten einzusetzen, minimal. Die Konsequenzen eines derart umfassen-

den moralischen Zusammenbruchs sind offenkundig. In vielerlei Hinsicht 

waren die Elitegruppen eine Brücke zwischen dem nationalsozialistischen 

Extremismus und den grösseren Teilen der deutschen Gesellschaft; damit 

rückt ihre bereitwillige Preisgabe der Juden ihre Einstellungen und Reaktio-

nen in ein verhängnisvolles historisches Licht. 

Als Pastor Umfrid den Angriff auf die Juden seiner Stadt kritisierte, trat 

keine kirchliche Autorität für ihn ein; als jüdische Geschäfte boykottiert wur-

den, war keine religiöse Stimme zu vernehmen; als Hitler seine Schmährede 

gegen die Juden vom Stapel liess, gab Bischof Berning keine Antwort. Als 

jüdische Kollegen entlassen wurden, äusserte kein deutscher Professor öf-

fentlichen Protest; als die Zahl der jüdischen Studenten drastisch reduziert 

wurde, regte sich in keiner Universitätskommission und bei keinem Fakul-

tätsmitglied Widerstand; als im ganzen Reich Bücher verbrannt wurden, 

brachte kein Intellektueller in Deutschland und auch niemand sonst im Lan-

de offen irgendwelche Scham zum Ausdruck. Ein solcher totaler Zusammen-

bruch ist mehr als ungewöhnlich. Im Laufe der ersten Monate des Jahres 1933 

muss Hitler gesehen haben, dass er auf die echte Unterstützung von Kirche 

und Universität rechnen konnte; was auch immer an Opposition möglicher-

weise existierte, sie würde nicht geäussert werden, solange unmittelbare in-

stitutioneile Interessen und grundlegende Dogmen nicht bedroht wurden. 

Die konkrete Situation der Juden war ein Test dafür, wie weit sich jedes echte 

moralische Prinzip zum Schweigen bringen liess; auch wenn die Situation 

später komplizierter werden sollte, war das Resultat des Tests in dieser frü-

hen Phase klar. 

III 

Während Deutschlands intellektuelle und geistliche Eliten dem neuen Re-

gime ihre ausdrückliche oder stillschweigende Unterstützung zusicherten, 

versuchten die führenden Gestalten der jüdischen Gemeinschaft, ihre Be-

drückung hinter einer Fassade der Zuversicht zu verbergen: Trotz aller 

Schwierigkeiten war die Zukunft des jüdischen Lebens in Deutschland noch 

nicht unwiderruflich bedroht. Ismar Elbogen, einer der prominentesten jüdi-

schen Historiker der damaligen Zeit, brachte wahrscheinlich die damals am 

meisten verbreitete Einstellung zum Ausdruck, als er schrieb: «Man kann uns 

zum Hungern verurteilen, aber nicht zum Verhungern!»82 Dies war der Geist, 

der bei der Gründung der Reichsvertretung der deutschen Juden herrschte,  
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die auf Initiative des Vorsitzenden und des Rabbiners der Essener Gemeinde 

im Jahre 1933 offiziell in die Wege geleitet wurde.83 Diese Vertretung blieb 

dann die Dachorganisation lokaler und landesweiter jüdischer Vereinigun-

gen bis 1938; an ihrer Spitze standen die ganze Zeit der Berliner Rabbiner Leo 

Baeck, der angesehene Vorsitzende des Allgemeinen Rabbinerverbandes in 

Deutschland und ein renommierter Gelehrter,84 und der Laienführer Otto 

Hirsch. Trotz des Widerstandes «nationaldeutscher Juden», ultraorthodoxer 

religiöser Gruppierungen und bisweilen der zionistischen Bewegung spielte 

die Reichsvertretung in den Angelegenheiten des deutschen Judentums eine 

bedeutende Rolle, bis sie nach einer Übergangszeit in den Jahren 1938/39 in 

die Reichsvereinigung der Juden in Deutschland, eine von der Gestapo sehr 

scharf kontrollierte Organisation, überführt wurde. 

In der Reichsvertretung gab es kein grösseres Gefühl des Druckes als bei 

den meisten einzelnen Juden in Deutschland. Noch Anfang 1934 sprach sich 

Otto Hirsch gegen «übereilte» Emigration aus: Er glaubte an die Möglichkeit, 

im neuen Deutschland ein würdiges jüdisches Leben aufrechtzuerhalten.85 

Dass Alfred Hirschberg, die prominenteste Persönlichkeit des Central-Ver-

eins, «jede Notwendigkeit, sich über das Utopia einer Neuansiedlung [in Pa-

lästina] zu verbreiten», leugnete, war typisch, aber dass eine Publikation der 

zionistischen Pionierorganisation die unvorbereitete Einwanderung in Erez 

Israel als «Verbrechen gegen den Zionismus» definierte, kommt überra-

schend, vielleicht wegen des heftigen Tons dieser Äusserung.86 

Nicht alle deutsch-jüdischen Führer legten eine derartige Unbekümmert-

heit an den Tag. Einer, der hartnäckig die sofortige Auswanderung verlangte, 

war Georg Kareski, der Leiter der rechten [revisionistischen] Staatszionisti-

schen Organisation. Kareski, eine lautstark agierende, aber randständige Per-

sönlichkeit selbst innerhalb des deutschen Zionismus, war bereit, den Exodus 

der Juden aus Deutschland notfalls in Zusammenarbeit mit der Gestapo und 

dem Propagandaministerium zu organisieren. Vielleicht hat er wirklich das 

taktische Ziel verfolgt, seine eigene Autorität im deutschen Judentum gel-

tend zu machen, indem er seine Zusammenarbeit mit den Nazis ausnutzte,87 

aber sein Gefühl der Dringlichkeit war real und vorahnungsvoll. 

Selbst als die Monate vergingen, gewannen die führenden Gestalten des 

deutschen Judentums im Allgemeinen keinen grossen Einblick in die kom-

promisslos antijüdische Haltung der Nationalsozialisten. So machte im Au-

gust 1933 Werner Senator, der aus Palästina nach Deutschland zurückge-

kehrt war, um Direktor des neugegründeten Zentralausschusses für Hilfe 

und Aufbau zu werden, in einer an das American Joint Distribution Commit-

tee gerichteten Denkschrift den Vorschlag, einen Dialog zwischen den Juden  
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und den Nationalsozialisten in Gang zu bringen. Seiner Ansicht nach sollte 

ein derartiger Dialog «zu einer Art Konkordat führen, ähnlich den Vereinba-

rungen zwischen der römischen Kurie und den europäischen Staaten».88 

Keine römische Kurie und kein Konkordat wurden in der «Denkschrift zur 

Judenfrage», welche die Vertreter der orthodoxen Juden am 4. Oktober an 

Hitler sandten, als Beispiele bemüht. Die Unterzeichner machten den Reichs-

kanzler darauf aufmerksam, wie ungerecht es sei, das Judentum mit dem 

marxistischen Materialismus zu identifizieren, wie unfair, einer ganzen Ge-

meinschaft die Fehler einiger ihrer Mitglieder zuzurechnen, und wie schwach 

die Verbindung zwischen dem alten jüdischen Volk und den modernen, ent-

wurzelten, ultrarationalistischen jüdischen Schriftstellern und Journalisten 

sei. Die orthodoxen Juden missbilligten die gegen Deutschland gerichtete 

Greuelpropaganda, und ihre Delegierten erinnerten Hitler an die jüdischen 

Opfer im Ersten Weltkrieg. Die Verfasser des Briefes waren davon überzeugt, 

dass die neue Regierung nicht die Vernichtung des deutschen Judentums im 

Sinne hatte, aber falls sie in diesem Punkte unrecht hätten, verlangten sie, 

dass man ihnen dies mitteilte. Wiederum verlangten die Vertreter der ortho-

doxen Juden, ausgehend von der Annahme, dass dies nicht das Ziel des Re-

gimes sei, den Juden Deutschlands möge ein Lebensraum innerhalb des Le-

bensraums des deutschen Volkes zur Verfügung gestellt werden, wo sie «un-

gefährdet und nicht geschmäht» ihre Religion ausüben und ihren Berufen 

nachgehen konnten. Die Denkschrift wurde zu den Akten gelegt, bevor sie 

Hitlers Schreibtisch auch nur erreichen konnte.89 

1933 verliessen 37’000 der ungefähr 525’000 Juden in Deutschland das 

Land; in den vier darauffolgenden Jahren blieb die jährliche Zahl der Aus-

wanderer weit unter diesem Wert (1934 waren es 23’000, 1935 21’000, 1936 

25’000 und 1937 23’000).90 1933 gingen etwa 73 Prozent der Emigranten nach 

Ländern in Westeuropa, 19 Prozent nach Palästina, und 8 Prozent entschie-

den sich für ein Land in Übersee.91 Ein solcher scheinbarer Mangel an Eifer, 

ein Land zu verlassen, in dem Absonderung, Demütigung und ein ganzes 

Arsenal von Verfolgungsmassnahmen von Tag zu Tag schlimmer wurden, 

war zu allererst auf die Unfähigkeit des grössten Teils der jüdischen Führung 

und hauptsächlich der gewöhnlichen deutschen Juden zurückzuführen, ei-

nen im Wesentlichen unvorhersehbaren Gang der Ereignisse zu begreifen. 

«Ich glaube nicht», schrieb Klaus Mann in seiner Autobiographie, «dass sich 

die Einsichten des Kaufmanns Moritz Cohn grundlegend von denen seines 

Nachbarn, des Kaufmanns Friedrich Müller, unterscheiden.»92 Die meisten 

Juden gedachten dem Unwetter in Deutschland zu trotzen. Überdies waren 

die materiellen Schwierigkeiten der Auswanderung beträchtlich, besonders 

in einer Phase wirtschaftlicher Unsicherheit; sie zog einen sofortigen und 

schwerwiegenden materiellen Verlust nach sich: Besitz von Juden wurde zu 
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immer niedrigeren Preisen verkauft, und die Auswanderungssteuer – die 

von der Regierung Brüning 1931 eingeführte «Kapitalfluchtsteuer», die auf 

Vermögen von 200’000 Reichsmark und höher erhoben wurde, wurde von 

den Nationalsozialisten auf eine Abgabe ausgeweitet, der Vermögen von 

50’000 Reichsmark und darüber unterlagen – war mörderisch. Die völlig will-

kürlichen Wechselkurse der Reichsbank für den Ankauf von Devisen durch 

Emigranten dezimierte die ständig schrumpfenden Vermögen noch zusätz-

lich: So wechselten bis 1935 jüdische Auswanderer ihre Markguthaben zu 50 

Prozent ihres Wertes, dann zu 30 Prozent und schliesslich, am Vorabend des 

Krieges, zu 4 Prozent.93 Zwar wollten die Nationalsozialisten die Juden 

Deutschlands loswerden, aber ihnen war daran gelegen, sie zunächst mit im-

mer härteren Methoden ihres Besitzes zu berauben. 

Nur in einem Fall wurden die wirtschaftlichen Bedingungen der Auswan-

derung etwas erleichtert. Das Regime förderte nicht nur zionistische Aktivi-

täten im Reichsgebiet,94 vielmehr wurden auch konkrete ökonomische Mass-

nahmen ergriffen, um die Ausreise von Juden nach Palästina zu vereinfa-

chen. Das sogenannte Haavarah-Abkommen (hebr. haavarah: Übertragung), 

das am 27. August 1933 zwischen dem Reichswirtschaftsministerium und 

zionistischen Vertretern aus Deutschland und Palästina abgeschlossen wur-

de, ermöglichte jüdischen Emigranten den indirekten Transfer eines Teils ih-

res Vermögens und erleichterte den Export von Waren aus Nazideutschland 

nach Palästina.95 Infolge dieses Abkommens wurden etwa 100 Millionen 

Reichsmark nach Palästina transferiert, und die meisten der 60’000 deutschen 

Juden, die in den Jahren 1933-39 in diesem Lande eintrafen, konnten sich da-

durch eine minimale Grundlage für ihre materielle Existenz sichern.96 

Die Wirtschaftsvereinbarung und ein gewisses Mass an Zusammenarbeit 

bei der Vereinfachung jüdischer Auswanderung aus Deutschland – und in 

den Jahren 1938 und 1939 aus dem angeschlossenen Österreich und dem von 

den Deutschen besetzten Böhmen und Mähren – nach Palästina hatten natür-

lich rein instrumentellen Charakter. Die Zionisten hatten keinen Zweifel über 

die bösartigen Absichten der Nationalsozialisten hinsichtlich der Juden, und 

die Nationalsozialisten betrachteten die Zionisten zuallererst als Juden. Über 

den Zionismus selbst waren sich überdies NS-Ideologie und NS-Politik von 

Anfang an uneins: Zwar standen sie wie alle anderen extremen Antisemiten 

in Europa dem Zionismus wohlwollend gegenüber, weil sie ihn als Mittel 

ansahen, um die Juden zum Verlassen Europas zu verlocken, aber sie be-

trachteten die 1897 in Basel gegründete Zionistische Organisation auch als 

Schlüsselelement der Weltverschwörung – ein jüdischer Staat in Palästina 

war damals eine Art Vatikan, der das jüdische Ränkeschmieden in der gan-

zen Welt koordinierte. Solche notwendigen, aber unheiligen Kontakte zwi- 
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schen Zionisten und Nationalsozialisten setzten sich dennoch bis zum Beginn 

des Krieges (und noch darüber hinaus) fort. 

Einer der Hauptvorteile, den das neue Regime aus dem Haavarah-Abkom-

men zu ziehen hoffte, war eine Bresche in dem gegen Deutschland gerichte-

ten Wirtschaftsboykott der ausländischen Juden. Die Befürchtungen der Na-

tionalsozialisten hinsichtlich eines nennenswerten jüdischen Boykotts waren 

in Wirklichkeit im Grunde gegenstandslos, aber die zionistische Politik re-

agierte auf das, was die Deutschen zu erreichen hofften. Die zionistischen Or-

ganisationen und die Führung des Jischuw (der jüdischen Gemeinschaft in 

Palästina) distanzierten sich von jeder Form von Massenprotest oder Boykott, 

um keine Hindernisse für die neuen Vereinbarungen zu schaffen. Selbst vor 

dem Abschluss des Haavarah-Abkommens nahm eine derartige «Koopera-

tion» manchmal bizarre Formen an. So wurde Anfang 1933 Baron Leopold Itz 

Edler von Mildenstein, ein Mann, der wenige Jahre später Leiter des Juden-

referats des Sicherheitsdienstes (der von Reinhard Heydrich geleiteten nach-

richtendienstlichen Abteilung der SS) werden sollte, zusammen mit seiner 

Ehefrau eingeladen, eine Rundreise durch Palästina zu unternehmen und 

eine Artikelserie für Goebbels' Zeitschrift Der Angriff zu schreiben. Und so 

kam es, dass die Mildensteins in Begleitung von Kurt Tuchler, einem führen-

den Mitglied der Berliner zionistischen Organisation, und dessen Frau jüdi-

sche Siedlungen in Erez Israel besuchten. Die überaus positiven Artikel er-

schienen ordnungsgemäss unter dem Titel «Ein Nationalsozialist fährt nach 

Palästina», und zur Erinnerung an diesen Anlass wurde eine spezielle Me-

daille geprägt, die auf der einen Seite ein Hakenkreuz und auf der anderen 

einen Davidsstern trug.97 

Sieht man die Dinge aus der Perspektive des Jahres 1933 und im Lichte der 

Interessen, welche die Nationalsozialisten damals hatten, dann sah die Arti-

kelserie im Angriff vielleicht weniger seltsam aus, als sie heute erscheint. Das-

selbe lässt sich über die Denkschrift sagen, welche die Führer der zionisti-

schen Organisation für Deutschland am 22. Juni 1933 an Hitler schickten. Wie 

Francis Nicosia schreibt, schien diese Denkschrift «ein gewisses Mass an Sym-

pathie für die völkischen Grundsätze des Hitler-Regimes zum Ausdruck zu 

bringen und stellte fest, dass der Zionismus mit diesen Grundsätzen ... in Ein-

klang zu bringen sei».98 Diese Vereinbarkeit wurde ganz klar definiert: «Der 

Zionismus glaubt, dass die Wiedergeburt des nationalen Lebens eines Volkes, 

wie sie sich nun in Deutschland auf christlicher und nationaler Grundlage 

vollzieht, auch für das jüdische Volk kommen wird. Auch für das jüdische 

Volk müssen Abstammung, Religion, gemeinsames Schicksal und ein Sinn 

für Einzigartigkeit von entscheidender Bedeutung für seine Existenz sein. 

Dies erfordert die Ausschaltung des ichsüchtigen Individualismus der libe-

ralen Zeit und seine Ersetzung durch einen Sinn für die Gemeinschaft und  
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die kollektive Verantwortung.»99 Verlangt wurde weiterhin für die Juden ein 

Platz in dem auf dem Rassenprinzip basierenden Gesamtsystem, das der Na-

tionalsozialismus errichtet hatte, damit auch sie in der ihnen zugewiesenen 

Sphäre einen fruchtbaren Beitrag zum Leben des Vaterlandes leisten konn-

ten.100 

Im Sommer 1933 stattete einer der bedeutendsten zionistischen Führer in 

Palästina, der in Deutschland geborene Arthur Ruppin, dem NS-Rassentheo-

retiker Hans F. K. Günther an der Universität Jena einen Besuch ab. «Die Ju-

den seien nicht minderwertiger als die Arier, sondern nur anders, versicherte 

Günther. Daher müsse für das Judenproblem eine ‚faire Lösung’ gefunden 

werden. Der Professor sei äusserst freundlich gewesen, notierte Ruppin an-

schliessend befriedigt.»101 So waren die anfänglichen Reaktionen einiger zio-

nistischer Führer auf die neue deutsche Situation trotz rascher Einsicht in den 

abgrundtiefen Hass der Nationalsozialisten auf die Juden nicht negativ. Es 

gab eine weitverbreitete Hoffnung, dass die NS-Politik der Förderung jüdi-

scher Auswanderung aus Deutschland grosse Möglichkeiten für den Jischuw 

bot. Ein Strom wichtiger Besucher kam aus Palästina angereist, um sich die 

Zustände in Deutschland anzusehen. Der linkszionistische Führer Moshe Be-

linson schrieb an Berl Katzenelson, den Herausgeber der Zeitung Davar, des 

wichtigsten Blattes der Arbeiterpartei: «Die Strassen sind mit mehr Geld ge-

pflastert, als wir uns in der Geschichte unserer zionistischen Unternehmun-

gen jemals erträumt haben. Hier bietet sich eine Gelegenheit zu Aufbau und 

blühendem Erfolg, wie wir sie noch nie gehabt haben oder je haben wer-

den.»102 

Gedämpft wurden die zionistischen Hoffnungen durch praktische Besorg-

nisse, es könnte zu übermässigen Einwandererzahlen kommen. «Damit die 

Einwanderung nicht die Siedlungen, die in Palästina schon existieren, wie 

Lava überflutet», erklärte Ruppin auf dem im Sommer 1933 in Prag abgehal-

tenen Zionistenkongress, «muss sie in einem gewissen prozentualen Verhält-

nis zur angesiedelten Bevölkerung stehen.»103 Dies blieb die Politik für meh-

rere Jahre danach, und noch einige Zeit nach der Verabschiedung der Nürn-

berger Rassengesetze im Jahre 1935 dachten sowohl die deutschen Zionisten 

als auch die Führer des Jischuw immer noch an ein jährliches Kontingent von 

15 bis 20’000 deutsch-jüdischen Emigranten und an eine Auswanderung, die 

sich über eine Periode von 20 bis 30 Jahren erstreckte.104 

Ganz gleich, welche praktischen Schritte ins Auge gefasst wurden, die zio-

nistische Rhetorik war klar: Palästina war die einzig mögliche Zuflucht und 

Lösung. Für einige der deutschen Juden, die sich bei ihrer Ankunft im Land 

Israel plötzlich mit einer neuen und unerwarteten Realität konfrontiert sa-

hen, war das nicht selbstverständlich. Der Romancier Arnold Zweig, ein  
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langjähriger Linkszionist, der im Sommer 1933 eingetroffen war, fasste seine 
Gefühle über seine neue Heimat in einem Tagebucheintrag vom 31. Dezem-
ber zusammen: «In Palästina. In der Fremde.»105 

Einige Führer der deutschen Juden glaubten 1933 immer noch, die National-

sozialisten würden sich von einer objektiven Darstellung der jüdischen Bei-

träge zur deutschen Kultur gebührend beeindrucken lassen. Wenige Monate 

nach dem Regimewechsel begann Leopold Ullstein, ein jüngeres Mitglied der 

Verlegerfamilie, ermutigt von Max Warburg und Leo Baeck, mit den Vorbe-

reitungen für eine umfassende Studie, die in diese Richtung zielte. Innerhalb 

eines Jahres lag ein stattlicher Band vor, dessen Veröffentlichung aber im De-

zember 1934 verboten wurde. «Der unbefangene Leser», verkündete der Ge-

stapo-Bericht, «muss bei der Lektüre des Werkes den Eindruck gewinnen, 

dass die gesamte Deutsche Kultur bis zur nationalsozialistischen Revolution 

nur von den Juden getragen worden sei. Der Leser erhält ein ganz falsches 

Bild über die wahre Betätigung, insbesondere die zersetzende Tätigkeit der 

Juden in der Deutschen Kultur. Hinzu kommt, dass sattsam bekannte jüdi-

sche Schieber und Spekulanten dem Leser als das Opfer ihrer Zeit dargestellt 

werden und ihre schmutzige Tätigkeit auch noch beschönigt wird. ... Ferner 

werden Juden, die als Staatsfeinde hinreichend bekannt sind ..., als hervorra-

gende Träger der ‚Deutschen Kultur’ dargestellt.»106 Jüdische Kultur für Ju-

den war dagegen etwas anderes, und während Ullstein ein unzeitgemässes 

Unternehmen anvisiert hatte, präsentierte ein anderer Berliner Jude, Kurt Sin-

ger, der frühere stellvertretende Direktor der Städtischen Oper Berlin, eine 

Idee anderer Art: die Gründung eines «Kulturbundes deutscher Juden». 

Singers Kulturbund entsprach den Bedürfnissen der Nationalsozialisten. 

Als ein Plan einer autonomen kulturellen Betätigung von Juden und (aus-

schliesslich) für Juden den neuen preussischen Behörden vorgelegt wurde, 

erhielt er die Billigung Görings. Praktisch wurde er auf der Seite der Natio-

nalsozialisten von demselben Hans Hinkel kontrolliert, der bereits mit der 

«Entjudung» des kulturellen Lebens in Preussen beauftragt worden war. 

Nach aussen hin sah der Kulturbund wie ein sehr zweckmässiges Unterneh-

men aus, das die Probleme lösen sollte, die sowohl für das Regime als auch 

für die Juden durch die Vertreibung von annähernd 8’000 jüdischen Schrift-

stellern, Künstlern, Musikern und darstellenden Künstlern aller Art sowie ih-

ren Mitarbeitern und Agenten aus dem deutschen Kulturleben geschaffen 

worden waren.107 Abgesehen von der Arbeit, die er gab, und von der beruhi-

genden psychologischen Funktion, die er für einen Teil der jüdischen Ge-

meinschaft erfüllte, bot der Kulturbund auch der umgebenden Gesellschaft 

eine einfache Möglichkeit, jedes etwaige Gefühl von Peinlichkeit abzuweh- 
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ren: «Arier, welche die antisemitischen Massnahmen des Regimes verab-

scheuten, konnten sich damit trösten, dass es den jüdischen Künstlern zu-

mindest gestattet wurde, in den von ihnen gewählten Berufen tätig zu blei-

ben.»108 

Der Kulturbund spielte noch eine weitere, unsichtbare, aber nicht weniger 

reale Rolle, die in die Zukunft wies: Als erste jüdische Organisation unter der 

direkten Überwachung durch einen Nazi-Aufseher war er Vorbote des Nazi-

Ghettos, in dem ein Anschein innerer Autonomie die totale Unterordnung 

einer ernannten jüdischen Führung unter die Diktate ihrer Herren verschlei-

erte. Von einer ganzen Reihe von jüdischen Intellektuellen wurde der Kul-

turbund begrüsst, da er einer Gemeinschaft im Belagerungszustand ver-

meintlich die Gelegenheit zu einem neuen jüdischen kulturellen und spiritu-

ellen Leben bot.109 Dieses fortwährende Missverstehen der wahren Bedeu-

tung der Situation wurde noch durch den Ehrgeiz einiger seiner Gründer ver-

schlimmert: ein kulturelles Leben von solcher Qualität zu schaffen, dass es 

den Deutschen eine Lektion erteilen würde. Der Literaturkritiker Julius Bab 

fasste das alles mit ausserordentlicher Naivität zusammen, als er in einem 

Brief vom Juni 1933 schrieb: «Es bleibt doch eine bittere Sache – ein Ghetto-

unternehmen, das wir freilich so gut machen wollen, dass sich die Deutschen 

schämen müssen.»110 Babs Aussage konnte auch bedeuten, dass sich die 

Deutschen schämen würden, weil sie die Träger einer so hohen Kultur so 

schäbig behandelten. 

Sporadisch informierte nun Hinkel seine Schützlinge über Werke, deren 

Aufführung Juden nicht mehr gestattet war. Auf dem Theater waren deut-

sche Sagenstoffe und Aufführungen von Werken aus dem deutschen Mittel-

alter und der deutschen Romantik untersagt. Eine Zeitlang war die klassische 

Periode zugelassen, aber Schiller wurde 1934 verboten und Goethe 1936. Von 

ausländischen Dichtern war Shakespeare erlaubt, aber Hamlets Monolog – 

«Sein oder nicht sein» – war verboten: Auf einem jüdischen Theater im Drit-

ten Reich hätten die Worte «Des Mächt'gen Druck, des Stolzen Misshandlun-

gen» subversiv klingen können, und daher führten sie zum Ausschluss der 

ganzen Rede.111 Selbstverständlich durften die Werke von Richard Wagner 

und Richard Strauss trotz der Anhänglichkeit deutscher Juden an die Stücke 

dieser Komponisten nicht von Juden aufgeführt werden. Beethoven wurde 

ihnen 1937 verboten, Mozart dagegen musste bis zum darauffolgenden Jahr, 

als der Anschluss stattgefunden hatte, warten.112 

Ungeachtet solcher zunehmenden Einschränkungen waren die Aktivitä-

ten des Kulturbundes in Berlin und bald darauf dann auch in allen grossen 

deutschen Städten bemerkenswert. Mehr als 180’000 Juden aus allen Teilen 

Deutschlands wurden aktive Mitglieder der Vereinigung. In seinem ersten 

Jahr inszenierte der Kulturbund 69 Opernaufführungen und 117 Konzerte,  
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und in der Zeit von Mitte 1934 bis Mitte 1935 waren es 57 Opernaufführungen 

und 358 Konzerte.113 Zum Opernrepertoire gehörten unter anderem Werke 

von Mozart, Offenbach, Verdi, Johann Strauss, Donizetti, Rossini, Tschai-

kowski und Saint-Saëns. Zwar war die Auswahl der aufgeführten Werke, ab-

gesehen von den ideologischen und finanziellen Beschränkungen, im We-

sentlichen traditionell, aber 1934 organisierte der Frankfurter Kulturbund ein 

Konzert zu Ehren von Arnold Schönbergs 60. Geburtstag, und die Kölner 

Zweigorganisation veranstaltete eine Aufführung von Paul Hindemiths Kin-

deroper Wir bauen eine Stadt – die sie in Palästina ansiedelte.114 

Im Prinzip sollten die Juden zunehmend mit «jüdischen Werken» gefüttert 

werden. Doch selbst dieses Prinzip stellte den Nazi-Geist nicht immer zufrie-

den. Am 26. Oktober 1933 schickte Rainer Schlösser, Reichsdramaturg im 

Propagandaministerium, eine Empfehlung an Hinkel, Aufführungen von 

Emil Bernhards (Emil Cohns) Stück Die Jagd Gottes zu verbieten, denn es sei 

«eine Art ‚Trost des Judentums», eine Art ‚Herzstärkung’ für Juden». Über-

dies spielte die Handlung vor dem Hintergrund der Misshandlung von Juden 

durch Kosaken: «Mit wem die erwähnten Kosaken identifiziert werden, kann 

man sich denken.»115 

Den jüdischen Zuschauern muss teilweise bewusst gewesen sein, dass die 
Aktivitäten des Kulturbundes auf sie beruhigend wirken sollten. Dennoch 
wurden Kulturbund-Theater wie das in der Berliner Charlottenstrasse zu ei-
nem geistigen Rettungsanker. Die Strassenbahnschaffner kannten ihr Publi-
kum; «Charlottenstrasse», riefen sie aus, «jüdische Kultur – alles ausstei-
gen!»116 

«Das Ziel unserer Bühne», erklärte der Direktor des Theaterbetriebes des 

Rhein-Ruhr-Kulturbundes in der Ausgabe seiner Zeitschrift vom Novem-

ber/Dezember 1933, «ist es, allen die Freude und die Ermutigung zur Bewäl-

tigung des Lebens zu bringen, indem wir sie an den ewigen Werten der Dich-

tung teilnehmen lassen oder die Probleme unserer Zeit erörtern, aber auch 

leichte Stücke zeigen und sie nicht verwerfen. Wir beabsichtigen, die Verbin-

dung zur deutschen Heimat zu halten und gleichzeitig ein Bindeglied zu un-

serer grossen jüdischen Vergangenheit und zu einer lebenswerten Zukunft 

zu bilden.»117 

IV 

Ende 1933 waren sich viele Millionen von Menschen innerhalb und ausser-

halb von Deutschland über die systematische Politik der Absonderung und 

Verfolgung, die das neue deutsche Regime gegen seine jüdischen Bürger in 

Gang gesetzt hatte, im Klaren. Doch wie bereits zu Beginn festgestellt, war es 
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vielleicht für die meisten Menschen, Juden ebenso wie Nichtjuden, unmög-

lich, sich eine deutliche Vorstellung von den Zielen und Grenzen dieser Po-

litik zu machen. Unter den Juden Deutschlands gab es Besorgnis, aber keine 

Panik und kein weitverbreitetes Gefühl der Dringlichkeit. Es lässt sich 

schwer abschätzen, welche Bedeutung die deutsche Gesellschaft auf ihren 

verschiedenen Ebenen einem Problem beimass, das auf keiner Prioritätenli-

ste stand. Politische Stabilisierung, die Zerschlagung der Linken, wirtschaft-

liche Besserung, nationale Wiedergeburt und internationale Unsicherheiten 

waren im Bewusstsein vieler sicher mehr präsent als die verschwommenen 

Umrisse der Judenfrage; für die meisten Deutschen standen die Probleme 

und Herausforderungen des täglichen Lebens in Zeiten politischen Wandels 

und wirtschaftlichen Umbruchs vorrangig im Mittelpunkt des Interesses, un-

abhängig davon, wie weit sie sich auch über andere Probleme im Klaren ge-

wesen sein mögen. Vor diesem Hintergrund muss Hitlers Obsession in der 

Judenfrage betrachtet werden. 

In einem bemerkenswerten Bericht, den Sir Horace Rumbold, der britische 

Botschafter in Berlin, am 11. Mai 1933 an Aussenminister Sir John Simon 

sandte, beschrieb er den Ablauf eines Gesprächs mit Hitler, nachdem er auf 

die Verfolgung der Juden zu sprechen gekommen war: «Die Erwähnung der 

Behandlung der Juden führte dazu, dass sich der Kanzler in einen Zustand 

grosser Erregung hineinsteigerte. ‚Ich werde nie zulassen’, rief er, so als rede 

er zu einer Versammlung unter freiem Himmel, ‚dass für deutsche Bürger 

zweierlei Recht existiert. Es gibt ein gewaltiges Mass an Arbeitslosigkeit in 

Deutschland, und ich muss beispielsweise junge Leute rein deutscher Ab-

stammung von höherer Bildung fernhalten. Es gibt nicht genug Stellen für 

die reinblütigen Deutschen, und die Juden müssen mit den anderen leiden. 

Wenn die Juden aus dem Ausland einen Boykott deutscher Waren organisie-

ren, dann werde ich dafür sorgen, dass das die Juden in Deutschland trifft.» 

Diese Äusserungen wurden mit grosser Heftigkeit vorgebracht. Nur seine 

Erregung, die ich nicht noch verstärken wollte, hinderte mich daran, darauf 

hinzuweisen, dass es tatsächlich zweierlei Massstäbe für die Behandlung 

deutscher Bürger gab, insofern diejenigen, die jüdischer Rasse waren, diskri-

miniert wurden.» Am Ende der Botschaft kam Rumbold auf das Problem zu-

rück: «Mein Kommentar zu dem Vorangehenden ist, dass Herr Hitler selbst 

für die antijüdische Politik der deutschen Regierung verantwortlich ist und 

dass es verfehlt wäre anzunehmen, es handle sich dabei um die Politik seiner 

ungezügelteren Männer, mit deren Kontrolle er Schwierigkeiten habe. Jeder, 

der Gelegenheit gehabt hat, sich seine Äusserungen zum Thema Juden anzu-

hören, kann nicht umhin, genau wie ich zu erkennen, dass er in diesem Punkt 

ein Fanatiker ist.»118 

Der amerikanische Generalkonsul in Berlin gelangte zu derselben Schluss- 
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folgerung. «Einer der unglücklichsten Aspekte der Situation», schrieb George 

S. Messersmith am 1. November 1933 an Aussenminister Cordell Hull, «ist, 

dass Herr Hitler, wie ich es bereits in früheren Berichten dargelegt habe und 

dies hier erneut tue, unerbittlich ist und sich nicht überzeugen lässt und die 

eigentliche Spitze der antijüdischen Bewegung darstellt. Bei einer ganzen 

Reihe von Themen kann er vernünftig sein, aber in diesem Punkt kann er nur 

leidenschaftlich und vorurteilsvoll sein.»119 

Im Laufe des Jahres 1933 brachte Hitler seine fixe Idee von der jüdischen 

Gefahr nicht in grösseren öffentlichen Verlautbarungen zum Ausdruck, aber 

dass sie immer da war, gleichsam im Hintergrund lauernd, lässt sich in sei-

nen Bemerkungen über das Konkordat wahrnehmen, im letzten Teil des Brie-

fes an Hindenburg, in der Diskussion mit Bischof Berning und auch in Aus-

brüchen wie denen, über die von ausländischen Diplomaten berichtet wurde. 

Ebenso offenkundig ist jedoch, dass sich der neue Kanzler noch nicht sicher 

über den Spielraum war, den ihm die schwankende politische und wirt-

schaftliche Lage bot. Internationale Reaktionen beunruhigten ihn durchaus. 

Wie er es am 6. Juli 1933 auf einer Reichsstatthalterkonferenz formulierte, war 

für Deutschland zur damaligen Zeit die gefährlichste Front die äussere: «Wir 

dürfen sie nicht reizen, wenn es nicht notwendig ist, sich mit ihr zu befassen. 

Die Judenfrage wieder aufzurollen, heisst die ganze Welt wieder in Aufruhr 

bringen.»120 Ganz eindeutig war die unsichere wirtschaftliche Situation des 

Reiches, wie bereits festgestellt, auch ein bedeutender Faktor bei seinen Ent-

scheidungen. Nachdem Hitler den stümperhaften Wirtschaftsminister Alfred 

Hugenberg und seinen unfähigen Nachfolger Kurt Schmitt losgeworden war, 

ernannte er am 30. Juli 1934 Hjalmar Schacht, den konservativen «Hexenmei-

ster», zum Minister und Herrn über die Wirtschaft des Reiches. Aus prakti-

schen ökonomischen Gründen bestand Schacht darauf, keine grösseren Ein-

griffe in jüdische Geschäftstätigkeit zuzulassen.121 Im Allgemeinen unter-

stützte Hitler bis zur neuen Übergangsphase 1936-37 die Position Schachts. 

Schliesslich berücksichtigte Hitler in einigen Punkten wie der Frage der jüdi-

schen Ärzte die öffentliche Meinung in Deutschland: Mit anderen Worten, er 

erkannte die Notwendigkeit zu taktischem Pragmatismus im Hinblick auf 

kurzfristige antijüdische Massnahmen, und so musste seine Politik zumin-

dest eine Zeitlang den bereits existierenden antijüdischen Programmen der 

Konservativen nahe bleiben. 

Das Ausmass, in dem Hitler zwischen seinem Hass auf die Juden und dem 

Wunsch nach radikalem Handeln einerseits und der Notwendigkeit takti-

scher Zurückhaltung andererseits hin- und hergerissen wurde, kam deutlich 

in der Kabinettssitzung vom 14. Juli zum Ausdruck, auf der er erklärte, das 

Konkordat mit dem Vatikan werde dem Reich bei seinem Kampf gegen das 
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Weltjudentum helfen. Als im Zuge der Erörterung von Kriterien für die wei-

tere Ausübung des Anwaltsberufs durch Juden mehrere Minister vorschlu-

gen, die Identifizierung von Frontkämpfern sollte auf der Zugehörigkeit zu 

Kampftruppen basieren, protestierte Hitler: «Das jüdische Volk insgesamt 

würde abgelehnt. Daher müssten alle Juden entfernt werden. Eine Aus-

nahme könnte man nur bei den Juden machen, die am blutigen Kampf teil-

genommen hätten. Nur die Teilnahme an einer Kampfhandlung, nicht aber 

der Aufenthalt in der Kampfzone wäre entscheidend. Daher müsste eine Be-

ratungsstelle oder ein Prüfungshof zur Nachprüfung der Eintragung in die 

Kriegsstammrolle vorgesehen werden.»122 Wie aber sollte diese Notwendig-

keit eines fortwährenden Kampfes gegen die Juden beispielsweise in der 

Sphäre der Wirtschaft ihren Ausdruck finden, ohne zu den gefährlichen Er-

gebnissen zu führen, über die sich Hitler völlig im Klaren war? Als dieses 

Thema auf derselben Kabinettssitzung angeschnitten wurde, liess der Reichs-

kanzler eine Erklärung vom Stapel, die ganz klar das Dilemma blosslegte, 

vor dem er stand. «Der Reichskanzler führte aus, dass die Juden der Welt 

jetzt einen stillen Boykott gegen Deutschland führten, ohne dass ein Staat 

hiergegen etwas unternehme. Es müsste bedacht werden, dass der jüdische 

Boykott nur das Mittel dazu wäre, um die politische Leitung Deutschlands 

zu beseitigen. Daher hätten die Juden in Deutschland in erster Linie die Fol-

gen dieser Boykottbewegung zu tragen. Es wären zweifellos zuviel Betriebe 

vorhanden. Daher müsste mit dem Eingehen einiger Betriebe gerechnet wer-

den. Zu diesen sollten vor allem die gegnerischen, jüdischen Betriebe gehö-

ren, so dass hier paritätische Behandlung verfehlt wäre.»123 Mit anderen Wor-

ten, man musste jüdische Unternehmungen diskriminieren – bis zu einem 

gewissen Grade: Innerhalb der Kategorie der Betriebe, die zu verschwinden 

hatten, waren die jüdischen die ersten auf der Liste. Eine derartige Aussage 

liess sich auf vielerlei Weise deuten. 

Dass Hitler die Judenfrage auch manipulierte, um bestimmte allgemein-

politische Ziele zu erreichen, ist nicht unmöglich. Auch wenn der Wirt-

schaftsboykott gegen jüdische Geschäfte zumindest offiziell aufhören 

musste, wies die drohende Parteirhetorik klar darauf hin, dass die Juden von 

nun an als potentielle Geiseln betrachtet wurden, deren Schicksal von der 

Haltung der Aussenwelt gegenüber dem neuen Deutschland abhängen 

würde. Eine derartige Benutzung der Juden blieb dann übrigens die ganzen 

dreissiger Jahre hindurch ein bedrohliches Thema und fand ihren gewalttä-

tigsten Ausdruck nach dem Kristallnacht-Pogrom vom November 1938 und 

in den letzten Friedensmonaten, besonders in Hitlers Reichstagsrede vom Ja-

nuar 1939. Überdies ermöglichten der Boykott vom April 1933 und die ande-

ren frühen antijüdischen Massnahmen eine gewisse Abfuhr der aufgestauten  
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Gewalttätigkeit, die bei den «Parteiradikalen» gärte. In den darauffolgenden 

Monaten und Jahren, besonders aber im Jahre 1935, benutzte Hitler durch-

gängig seine antijüdische Politik als Sicherheitsventil gegen ein Aufbauen 

ideologischer oder materieller Ressentiments bei den einfachen Parteimitglie-

dern und dem extremeren Teil seiner Untergebenen. 

Gab es schliesslich, soweit es das erste Jahr des Regimes betrifft, irgend-

welche Hinweise darauf, dass Hitler – über eine allgemeine ideologische Be-

sessenheit und über kurzfristige Taktik hinaus – bereits weitere systemati-

sche Schritte gegen die Juden in Deutschland erwog? Es sieht in der Tat so 

aus, dass der Gedanke der Einführung einer grundlegenden juristischen Un-

terscheidung zwischen deutschen (arischen) Bürgern und den in Deutsch-

land lebenden Juden – eine Hauptforderung vieler Konservativer in der Ver-

gangenheit und ein Punkt auf dem Programm der NSDAP – seit den ersten 

Tagen seiner Regierung sowohl auf der Tagesordnung der konservativen Be-

amtenschaft stand als auch in Hitlers Überlegungen eine Rolle spielte. 

Der erste Entwurf eines neuen Staatsbürgerschaftsgesetzes entstand an-

scheinend Ende Mai 1933 im Innenministerium und wurde im darauffolgen-

den Monat der Expertenkommission für Bevölkerungs- und Rassenpolitik 

des Ministeriums zugeleitet.124 Diese Bemühungen führten zu keinen unmit-

telbaren Ergebnissen, aber Hitler erwog offenbar ähnliche Pläne für die Zu-

kunft. So erklärte er am 28. September auf einer Besprechung mit dem Innen-

minister und den Reichsstatthaltern: «Ihm, dem Reichskanzler, wäre es lieber 

gewesen, wenn man schrittweise zu einer Verschärfung in der Behandlung 

der Juden in Deutschland hätte kommen können, indem man zunächst ein 

Staatsbürgerrecht geschaffen und dann hiervon ausgehend die Juden allmäh-

lich schärfer angefasst hätte. Der von den Juden angezettelte Boykott habe 

ihn jedoch zu sofortigen, schärfsten Gegenmassnahmen gezwungen.»125 

Wie wir sehen werden, verlor Hitler selbst in der Atmosphäre der Unge-

wissheit nach seiner Machtergreifung seine ideologischen Ziele im Hinblick 

auf die Juden wie auch in Bezug auf die anderen Themen, die den Kern seiner 

Weltanschauung bildeten, nicht aus den Augen. Zwar vermied er öffentliche 

Aussagen über die Judenfrage, aber er konnte sich nicht völlig beherrschen. 

In seiner Abschlussrede auf dem Nürnberger Parteitag am 1. September 1933, 

der als der Parteitag des Sieges bezeichnet wurde, verstieg er sich in seinen 

programmatischen Auslassungen über die rassischen Grundlagen der Kunst 

zu abfälligen Bemerkungen über die Juden: «Es ist das Zeichen der grauen-

haften geistigen Dekadenz der vergangenen Zeit, dass sie von Stilen redeten, 

ohne ihre rassischen Bedingtheiten zu erkennen. ... Jede klar ausgeprägte 

Rasse hat ihre eigene Handschrift im Buche der Kunst, sofern sie nicht, wie 

z.B. das Judentum, ohne eigene künstlerisch produktive Fähigkeit ist.»126 Und 
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die Funktion einer Weltanschauung definierte Hitler in seiner Ansprache fol-

gendermassen: «Weltanschauungen ... sehen in der Erreichung der politi-

schen Macht nur die Voraussetzung für den Beginn der Erfüllung ihrer ei-

gentlichen Mission. Schon im Worte ‚Weltanschauung’ liegt die feierliche 

Proklamation des Entschlusses, den Handlungen eine bestimmte Ausgangs-

auffassung und damit sichtbare Tendenz zugrunde zu legen. Eine solche 

Auffassung kann richtig oder falsch sein; sie ist der Ausgangspunkt für die 

Stellungnahme zu allen Erscheinungen und Vorgängen des Lebens und da-

mit ein bindendes und verpflichtendes Gesetz für jedes Wirken.»127 Mit an-

deren Worten, eine Weltanschauung, wie Hitler sie bestimmte, war ein quasi-

religiöser Rahmen, der kurzfristige politische Ziele mit umfasste. Der Natio-

nalsozialismus war nicht bloss ein ideologischer Diskurs; er war eine politi-

sche Religion, welche die totale Hingabe verlangte, die man einem religiösen 

Glauben schuldete.128 

Die «sichtbare Tendenz» einer Weltanschauung setzte die Existenz von 

«Endzielen» voraus, von denen man ungeachtet ihrer allgemeinen und sche-

menhaften Formulierung glaubte, dass sie die Ausarbeitung und Durchfüh-

rung kurzfristiger Pläne leiteten. Vor Herbst 1935 machte Hitler weder in der 

Öffentlichkeit noch im privaten Gespräch Andeutungen darüber, was das 

Endziel seiner antijüdischen Politik sein könnte. Doch viel früher, als unreifer 

politischer Agitator, hatte er in seinem berüchtigten ersten politischen Text, 

dem Brief über die «Judenfrage», den er am 16. September 1919 an einen ge-

wissen Adolf Gemlich gerichtet hatte, das Ziel einer systematischen antijüdi-

schen Politik definiert. Kurzfristig mussten die Juden ihrer Bürgerrechte be-

raubt werden: «Das letzte Ziel aber muss unverrückbar die Entfernung der 

Juden überhaupt sein.»129 



Der Erlösungsantisemitismus 

I 

Am Nachmittag des 9. November 1918 nahm sich Albert Ballin, der jüdische 

Gründer und Vorsitzende der Hamburg-Amerika-Linie, das Leben. Deutsch-

land hatte den Krieg verloren, und der Kaiser, der ihm freundschaftlich ver-

bunden gewesen war und seinen Rat geschätzt hatte, war gezwungen wor-

den, abzudanken und nach Holland zu fliehen, während in Berlin die Repu-

blik ausgerufen wurde. Am 13., zwei Tage nach dem Waffenstillstand, wurde 

Ballin in Ohlsdorf, einem Vorort von Hamburg, begraben. «Mitten in der Re-

volution», schreibt Ballins Biograph, «hielt die Stadt den Atem an, um ihrem 

vornehmsten Bürger die letzte Ehrung zu erweisen. Aus Amerongen über-

mittelte der Ex-Kaiser Frau Ballin telegraphisch sein Beileid.»1 

Ballins Leben und Tod waren nur ein Beispiel für die paradoxe Existenz 

der Juden Deutschlands während des Zweiten Reiches. Manche hatten be-

merkenswerte Erfolge erzielt, aber man hielt sie sich vom Leibe; viele fühlten 

sich «in Deutschland zu Hause», aber sie wurden als Fremde wahrgenom-

men; fast alle waren loyale Bürger, aber sie riefen Argwohn hervor. So unter-

zeichnete zwei Jahre vor dem Zusammenbruch, am 11. Oktober 1916, als sich 

die militärische Lage zu einer völligen Pattsituation entwickelt hatte, der 

preussische Kriegsminister eine Verfügung, mit der er eine Zählung aller Ju-

den in den Streitkräften anordnete, «um festzustellen, ... wie viele wehrpflich-

tige Juden in jeder Einheit der deutschen Truppen dienten».2 Das Kriegsmi-

nisterium erklärte, «fortgesetzt liefen ... aus der Bevölkerung Klagen darüber 

ein, dass eine unverhältnismässig grosse Zahl wehrpflichtiger Angehöriger 

des israelitischen Glaubens vom Heeresdienst befreit sei oder aber es verstan-

den habe, eine Verwendung ausserhalb der vordersten Front zu finden».3 Die 

Zählung wurde am 1. November 1916 abgehalten. 

Seit Beginn des Krieges waren die Juden Deutschlands wie alle anderen 

Deutschen in die Armee eingetreten; sehr bald wurden einige von ihnen Of-

fiziere. Insbesondere für das kastenartige preussische Offizierskorps war dies 

eine bittere Pille, und Offiziersorganisationen wandten sich an antisemitische 

Gruppen, um nach Wegen zu suchen, wie man diesen Beförderungen ein 

Ende bereiten könnte.4 Eine Welle von Gerächten, die ihren Ursprung sowohl 
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innerhalb als auch ausserhalb der Streitkräfte hatten, beschrieb die Juden als 

Soldaten, denen es an Tüchtigkeit und Mut mangele, und erhob den Vorwurf, 

Juden entzögen sich in grosser Zahl dem Fronteinsatz und liessen sich auf 

Büroposten in der Etappe nieder, indem sie reihenweise in die «Kriegswirt-

schaftsfirmen» gingen, die zur Beschaffung von Rohstoffen und Proviant ge-

gründet worden waren.5 

Der Industrielle Walther Rathenau, der Jude war, hatte in der Tat die Lei-

tung der neuen Kriegsrohstoffabteilung im Kriegsministerium übernommen, 

und auf die Initiative Ballins sowie der Bankiers Max Warburg und Carl Mel-

chior (die ebenfalls Juden waren) wurde die Zentral-Einkaufs-Gesellschaft 

gegründet, die über ein Netz von Kriegsgesellschaften ausländische Lebens-

mittel beschaffen sollte. Nach Ansicht extrem nationalistischer Deutscher 

wurden diese Firmen zu Werkzeugen jüdischer Spekulation und Ausbeu-

tung der Nation in ihrer Zeit der Gefahr: «Die Kriegsgewinnler waren zu-

nächst einmal hauptsächlich Juden», schrieb General Erich Ludendorff in sei-

nen Memoiren. «Sie erlangten einen beherrschenden Einfluss in den Kriegs-

gesellschaften ..., die ihnen Gelegenheit boten, sich auf Kosten des deutschen 

Volkes zu bereichern und von der deutschen Wirtschaft Besitz zu ergreifen, 

um eines der Machtziele des jüdischen Volkes zu erreichen.»6 In seinem Buch 

Mein Kampf verpackte Hitler das alles in seinen typischen Stil: «Die allgemei-

ne Stimmung [in der Armee] war miserabel. ... Die Kanzleien waren mit Ju-

den besetzt. Fast jeder Schreiber ein Jude und jeder Jude ein Schreiber. ... 

Noch schlimmer lagen die Dinge bei der Wirtschaft. Hier war das jüdische 

Volk tatsächlich ‚unabkömmlich’ geworden. Die Spinne begann, dem Volke 

langsam das Blut aus den Poren zu saugen. Auf dem Umwege über die 

Kriegsgesellschaften hatte man das Instrument gefunden, um der nationalen 

und freien Wirtschaft nach und nach den Garaus zu machen.»7 

Infolge der Berufsstruktur der jüdischen Bevölkerung waren etwa io Pro-

zent der Direktoren der Kriegsgesellschaften Juden,8 aber fortgesetzte antijü-

dische Attacken veranlassten Matthias Erzberger, einen Abgeordneten der 

katholischen Zentrumspartei, eine Untersuchung im Reichstag zu verlan-

gen.9 Er wurde von einer Koalition von Liberalen und Konservativen unter-

stützt. Selbst einige Sozialdemokraten beteiligten sich.10 In dieser Atmosphä-

re verkündete das preussische Kriegsministerium seinen Beschluss, die «Ju-

denzählung» durchzuführen. 

Die Juden reagierten, aber nur zurückhaltend. Warburg, der damals be-

reits einer der einflussreichsten Juden im kaiserlichen Deutschland war, traf 

im März 1917 mit Kriegsminister Stein zusammen, um ihn um die Abgabe 

einer Erklärung zu bitten, dass die Juden ebenso tapfer kämpften wie andere 

Deutsche. Stein lehnte ab, und um diejenigen jüdischen Züge hervorzuheben, 
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die er am wenigsten leiden konnte, hielt er Warburg einen Vortrag über Hein-

rich Heine.11 

Die Ergebnisse der Zählung wurden während des Krieges nicht veröffent-

licht, vorgeblich aus Rücksicht auf die Juden, da sie von Beamten des Kriegs-

ministeriums als «verheerend» bezeichnet wurden.12 Unmittelbar nach dem 

Waffenstillstand liess der Judenhasser General Wrisberg an den radikalen an-

tisemitischen Deutschvölkischen Schutz- und Trutzbund Pseudo-Ergebnisse 

durchsickern, die dann in grossem Umfang für eine antijüdische Propaganda 

verwendet wurden.13 Erst zu Beginn der zwanziger Jahre erwies eine syste-

matische Untersuchung des Materials das Unternehmen als die «grösste sta-

tistische Ungeheuerlichkeit, deren sich eine Behörde jemals schuldig gemacht 

hat».14 Eine detaillierte Analyse machte deutlich, dass die jüdische Beteili-

gung an Fronteinsätzen der der allgemeinen Bevölkerung entsprach, mit ei-

ner minimalen Abweichung, die durch Altersaufbau und Beschäftigungs-

struktur bedingt war. Der Schaden war dennoch angerichtet. 

Ernst Simon, der sich freiwillig zum Militär gemeldet hatte, um die Ge-

meinschaft mit der deutschen Nation zu suchen, spürte, dass die Judenzäh-

lung mehr war als die Initiative einiger böswilliger Beamter. Sie war «realer 

Ausdruck einer realen Stimmung: dass wir fremd waren, dass wir daneben 

standen, besonders rubriziert und gezählt, aufgeschrieben und behandelt 

werden müssten».15 Im Sommer 1916 schrieb Walther Rathenau an einen 

Freund: «Je mehr Juden in diesem Kriege fallen, desto nachhaltiger werden 

ihre Gegner beweisen, dass sie alle hinter der Front gesessen haben, um 

Kriegswucher zu treiben. Der Hass wird sich verdoppeln und verdreifa-

chen.»16 

Nach fast zwei Jahrzehnten relativer Ruhe war die Judenfrage während der 

Reichstagswahlen von 1912, die dann bald als «Judenwahlen» bezeichnet 

wurden, erneut mit voller Gewalt im deutschen politischen Leben aufgebro-

chen.17 Das tatsächliche politische Problem war das Anwachsen der Linken. 

Da sich jedoch die Juden – die zu den Konservativen (wie auch umgekehrt) 

in Opposition standen und von der Haltung enttäuscht waren, welche die 

Nationalliberalen ihnen gegenüber einnahmen – den Progressiven und ins-

besondere den Sozialdemokraten zuwandten, wurden sie mit der linken Ge-

fahr identifiziert.18 

Die Wahlen brachten das Verschwinden der antisemitischen Splitterpar-

teien und stellten für die konservative Rechte einen herben Rückschlag dar. 

Die Sozialdemokraten gingen aus ihnen als stärkste Partei auf der deutschen 

politischen Bühne hervor und konnten die Zahl ihrer Reichstagssitze von 53 

auf 110 mehr als verdoppeln. Von den 300 Kandidaten, für die sich Organi-

sationen ausgesprochen hatten, in denen Juden eine bedeutende Stellung ein- 
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nahmen, wurden 88 gewählt.19 Diese Ergebnisse bewiesen, dass die Mehr-

zahl der Wähler nicht offen intensive antijüdische Gefühle hegte, aber die 

Reaktion der Rechten war anders und kam auf der Stelle. Für die rechtsge-

richtete Presse war offenkundig geworden, dass jüdisches Geld und jüdi-

scher Geist die Kontrolle über die «goldene» und die «rote» Internationale, 

diese beiden gefährlichsten Feinde der deutschen Nation, ausübten. Selbst 

eine Publikation, die der lutherischen Kirche so nahe stand wie der Christ-

lichsoziale Reichsbote, bezeichnete die Arbeiter, die für die Sozialdemokraten 

stimmten, als von «jüdischer Hetzpeitsche aufgestachelte vaterlandslose Ge-

sellen», hinter denen als «Drahtzieher das jüdisch-internationale Grosskapi-

tal» stehe.20 

In der gesamten extremen Rechten breitete sich jetzt hektische Betriebsam-

keit aus, und etwa 20 neue ultranationalistische und rassistische Organisatio-

nen wurden auf der politischen Bühne aktiv. Einige von ihnen wie der 

Reichshammerbund und der Germanenorden waren Zusammenschlüsse 

von bereits vorher existierenden Gruppen.21 Von den grösseren Gruppen ist 

die Entwicklung des Alldeutschen Verbandes besonders aufschlussreich. In 

seinem bereits erwähnten Pamphlet von 1912, Wenn ich der Kaiser wär', ent-

warf Heinrich Class, der Präsident des Verbandes, ein ausgearbeitetes Pro-

gramm zur vollständigen Vertreibung der Juden aus dem deutschen öffent-

lichen Leben – das heisst, aus öffentlichen Ämtern, aus den intellektuellen 

Berufen und aus Banken und Zeitungen. Die Juden sollten das Recht auf 

Grundbesitz verlieren. Die Einwanderung von Juden sollte verboten und alle 

Juden, die keine Staatsbürger waren, sollten deportiert werden. Diejenigen, 

welche Bürger waren, sollten unter Fremdenrecht gestellt werden. Als Jude 

gelten sollte, wer am 18. Januar 1871, dem Tag der Ausrufung des Deutschen 

Reiches, der jüdischen Religionsgemeinschaft angehört hatte, wie auch alle 

Abkömmlinge solcher Personen, selbst wenn nur ein Grosselternteil Jude 

war.22 

Wenige Monate später wurde dem Kronprinzen, dem ältesten Sohn Wil-

helms II., durch Konstantin von Gebsattel, ein weiteres Mitglied des Verban-

des, eine Denkschrift übermittelt; darin wurden dieselben Massnahmen ge-

gen die Juden vorgeschlagen und dazu ein «Staatsstreich», um dem Parla-

mentarismus in Deutschland ein Ende zu bereiten. Der Kronprinz – der dann 

später Mitglied der SS wurde – war von Gebsattels Denkschrift «beein-

druckt» und übermittelte sie sowohl seinem Vater als auch Kanzler Theobald 

von Bethmann Hollweg. Der Kaiser, selbst eine eigenartige Mischung aus tra-

ditionellem Konservatismus und rechtsradikalen Anschauungen,23 tat die Sa-

che ab. Er hielt Gebsattel für einen «seltsamen Schwärmer», die Alldeutschen, 

die für solche Pläne eintraten, für «gefährliche Leute» und die Idee, die Juden 

aus dem öffentlichen Leben auszuschliessen, für «geradezu kindlich»;  
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Deutschland würde sich von den Kulturnationen abschneiden. Der Kanzler 

äusserte sich dem Kronprinzen gegenüber ehrerbietiger, aber nicht weniger 

negativ.24 

Der Verband gegen die Überhebung des Judentums wurde am 11. Februar 

1912 aus den Überresten der alten antisemitischen Parteien und verschiede-

nen anderen antisemitischen Organisationen gegründet. Sein Ziel war es, un-

ter nationalistischem Vorzeichen eine Massenbewegung zur Erzielung poli-

tischen Wandels zu schaffen. «Eine ihrer höchsten Prioritäten war es, die jü-

dische ‚Rasse’ aus dem öffentlichen Leben der Nation auszuschliessen. Die 

Gründung des Verbandes, die ganz eindeutig mit den Wahlen von 1912 in 

Verbindung stand, war nur ein weiterer Beweis dafür, wie entschlossen sich 

die neue Rechte gegen ‚Juda’ zu ‚Verteidigern gedachte.»25 

II 

Gegen Ende des 19. und zu Beginn des 20. Jahrhunderts stellten die Juden nie 

mehr als etwa ein Prozent von Deutschlands Gesamtbevölkerung. Zwischen 

der Jahrhundertwende und 1933 ging dieser Anteil leicht zurück. Die jüdi-

sche Gemeinschaft dagegen nahm dadurch an Exponiertheit zu, dass sie sich 

allmählich in den Grossstädten konzentrierte, sich an bestimmte Berufe hielt 

und eine zunehmende Anzahl von leicht zu identifizierenden Ostjuden auf-

nahm.26 

Verstärkt wurde die allgemeine Sichtbarkeit der Juden in Deutschland da-

durch, dass sie in den «sensiblen» Bereichen Geschäftsleben und Finanzen, 

Journalismus und Kultur, Medizin und Justiz relativ stark vertreten waren, 

und schliesslich auch dadurch, dass sie sich an liberalen und linken politi-

schen Aktivitäten beteiligten. Die soziale Diskriminierung, der die Juden aus-

gesetzt waren, und ihr Streben nach Aufstieg und Anerkennung machen ihre 

Handlungsmuster leicht erklärbar. Diese Muster, die als jüdischer Wille zur 

Subversion und Beherrschung interpretiert wurden, führten ihrerseits zu-

mindest in einem Teil der deutschen Gesellschaft zu weiterer Feindseligkeit 

und Ablehnung. 

Von den 52 Privatbanken, die es zu Beginn des 19. Jahrhunderts in Berlin 

gab, waren 30 in jüdischem Besitz. Später bat Bismarck die Rothschilds, ihm 

einen Privatbankier zu empfehlen (das sollte dann Gerson Bleichröder sein), 

und Kaiser Wilhelm I. wählte sich den Bankier Moritz Cohn. Als um die Jahr-

hundertwende viele Privatbanken zu Aktiengesellschaften wurden, hielten 

Juden häufig einen beherrschenden Anteil der Aktien oder waren als Direk-

toren der neuen Unternehmen tätig. Betrachtet man die Bankiersaristokratie 

der Warburgs, der Arnholds, der Friedländer-Fulds, der Simons, der Wein- 
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bergs und so fort und daneben solche Finanzmagnaten wie die Kaufhausbe-

sitzer Abraham Wertheim und Leonhard und Oskar Tietz, den Gründerzeit-

Elektroindustriellen Emil Rathenau, den Verleger Rudolf Mosse und den 

Grossreeder Albert Ballin, dann wird offensichtlich, dass Juden in der Fi-

nanzwelt des kaiserlichen Deutschland eine hervorragende und exponierte 

Stellung einnahmen.27 

Die spezielle Funktion der jüdischen Wirtschaftselite im 19. Jahrhundert 

hatte in ihrer entscheidenden Rolle bei der Mobilisierung und Konzentration 

von Kapital durch die Entwicklung der Berliner Börse28 und in der Verknüp-

fung der noch relativ provinziellen deutschen Wirtschaft mit den Weltmärk-

ten bestanden.29 Im Gegensatz zu dem, was manchmal behauptet worden ist, 

nahm die zentrale Stellung des «jüdischen» Bankwesens in der Weimarer 

Zeit nicht ab.30 Doch es gab keine Korrelation zwischen jüdischer Wirtschafts-

tätigkeit und irgendeiner Art von dauerhaftem politischem Einfluss in der 

deutschen Gesellschaft. 

Die Kultur war möglicherweise der sensibelste Bereich. Eine aufschluss-

reiche Debatte wurde im März 1912 durch einen Artikel ausgelöst, der von 

Moritz Goldstein, einem jungen jüdischen Intellektuellen, verfasst und unter 

dem Titel «Deutsch-jüdischer Parnass» in der Zeitschrift Kunstwart veröffent-

licht worden war. «Wir Juden», schrieb Goldstein, «verwalten den geistigen 

Besitz eines Volkes, das uns die Berechtigung und die Fähigkeit dazu ab-

spricht.»31 Goldstein räumte den jüdischen Einfluss auf die Presse und in der 

literarischen Welt ein und betonte dann erneut die unüberwindliche Kluft 

zwischen den jüdischen «Verwaltern» der deutschen Kultur, welche glaub-

ten, sie sprächen für die Deutschen und zu ihnen, und den Deutschen selbst, 

die eine derartige Anmassung als unerträglich empfanden. Was war dann 

der Ausweg? Der Zionismus war, so meinte Goldstein, für Menschen seiner 

Herkunft und seiner Generation keine Alternative. In emotionaler und äus-

serst emphatischer Manier forderte er stattdesseneinen Akt des Mutes auf 

Seiten der Juden Deutschlands: dass sie trotz ihrer tiefen Gefühle für 

Deutschland und für alles Deutsche und trotz ihrer jahrhundertelangen An-

wesenheit im Lande der Wirtsgesellschaft den Rücken kehren und aufhören 

müssten, ständig erneuerte und ständig unerwiderte Liebe zu schwören.32 

Auf der kulturellen Ebene sollten sich Juden jetzt jüdischen Fragen zuwen-

den, nicht nur um ihrer selbst willen, sondern zur Schaffung «eines neuen 

Typus Jude, neu nicht im Leben, sondern in der Literatur».33 Goldsteins 

Schluss war ebenso emotional wie der übrige Artikel: «Wir fordern Achtung 

vor einer Tragik, die wir hier mit schwerem Herzen vor aller Welt aufgedeckt 

haben.»34 

Goldsteins scharfe Diagnose und zugleich tränenreiche Klage veranlasste 

den Herausgeber des Kunstwarts, Ferdinand Avenarius, dazu, in der August-

nummer einen langen Kommentar unter dem Titel «Aussprachen mit Juden» 
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zu veröffentlichen. «Wir sind keine Antisemiten», schrieb er. «Wir wissen, 

dass es Arbeiten gibt, für welche die Juden besser befähigt sind denn wir, und 

glauben, dass wir für andre besser befähigt sind denn sie, wir hoffen, dass bei 

ernstem Willen beiderseits ein friedliches Miteinander möglich wäre, aber 

wir sind überzeugt, dass dies auf die jetzige Weise nicht lange mehr geht.» 

Avenarius forderte eine Art «Verständigung» zwischen «Führern hüben und 

drüben, um schwere Kulturkämpfe zu vermeiden, hoffen aber bei der wach-

senden Erregung der Geister [Avenarius beschrieb nicht näher, welcher] 

nicht auf baldigen breiten Erfolg.»35 Das Problem war klar, das «wir» und 

«sie» noch klarer. Doch im Hinblick auf die grundlegenden Fakten (wenn 

auch offensichtlich nicht im Hinblick auf ihre Interpretation) waren Goldstein 

und (implizit) Avenarius beide nicht völlig im Unrecht. 

Was die Presse angeht (mit Ausnahme der grossen Zahl konservativer und 

speziell christlicher Zeitungen und Zeitschriften sowie der meisten Regional-

blätter), so gab es auf nationaler Ebene in puncto Besitz, herausgeberischer 

Verantwortung und bedeutenden kulturellen oder politischen Kommentars 

eine starke jüdische Präsenz. Zum Verlagsimperium von Rudolf Mosse ge-

hörten das Berliner Tageblatt, die Morgenzeitung, die Volkszeitung und das Bör-

senblatt. Die Familie Ullstein besass das Neue Berliner Tageblatt, die Abendpost, 

die Illustrierte Zeitung und die B. Z. am Mittag, «die erste deutsche Zeitung, 

die vollständig im Strassenverkauf abgesetzt wurde».36 Die Zeitung mit der 

höchsten Auflage, die Morgenpost, gehörte ebenfalls Ullstein, wie schliesslich 

auch die Vossische Zeitung, «die älteste Zeitung Berlins».37 Von den drei be-

deutendsten Verlegern, die vor 1914 den grössten Anteil der Tagespresse auf 

sich vereinigten – Mosse, Ullstein und Scherl –, waren die beiden ersten Ju-

den.38 Die relative Bedeutung dieser drei Verleger änderte sich in den zwan-

ziger Jahren dann dadurch etwas, dass Scherl vom ultrarechten Alfred Hu-

genberg aufgekauft wurde und sich dessen Pressebeteiligungen in der Folge-

zeit rasch ausweiteten. 

Die Chefredakteure und die wichtigsten Leitartikelschreiber der einfluss-

reichsten Tageszeitungen (wie etwa Theodor Wolff, Chefredakteur des Berli-

ner Tageblatts, Georg Bernhard, Chefredakteur der Vossischen Zeitung, und 

Bernhard Guttmann, der einflussreiche Berliner Korrespondent der Frankfur-

ter Zeitung) waren Juden, ebenso wie Dutzende von anderen politischen 

Kommentatoren, Kulturkritikern und Satirikern in einem breiten Spektrum 

von Tageszeitungen und Zeitschriften.39 

Unter den Buchverlegern waren Mosse und Ullstein bedeutende Gestalten 

und ebenso Samuel Fischer, der 1886 in Berlin seinen Verlag gründete. Fi-

scher, der in der Geschichte der neueren deutschen Literatur ebenso wichtig 

ist wie beispielsweise Random House oder Scribner's in den Vereinigten Staa- 
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ten, brachte unter anderem Thomas Mann, Gerhart Hauptmann und Her-

mann Hesse heraus.40 

Neben jüdischen Verlegern und Chefredakteuren gab es eine zuverlässige 

Gruppe von jüdischen Lesern, Theater- und Konzertbesuchern. Ein Streben 

nach Bildung hatte die jüdische Bourgeoisie in die selbsternannte (und begei-

sterte) Trägerin deutscher Kultur verwandelt. Über die erste Aufführung von 

Gerhart Hauptmanns Stück Die versunkene Glocke vermerkte Baronin Hilde-

gard von Spitzemberg in ihrem Tagebuch: «Das Haus war bis auf den letzten 

Platz gefüllt mit Juden und Judengenossen und den Vertretern der Presse 

und Literatur, Harden, Sudermann, Erich Schmidt, Fontane, Pietsch, welch 

letztere aber bedenklich die Köpfe schüttelten und nicht in den frenetischen 

Beifall der Anhänger des Dichters einstimmten.»41 Fontane und Pietsch wa-

ren keine Juden. 

Noch extremer war die Situation möglicherweise in Österreich-Ungarn. Ge-

gen Ende des 19. Jahrhunderts besassen Juden mehr als 50 Prozent der gros-

sen Banken im österreichischen Teil des Habsburgerreichs und hatten fast 80 

Prozent der Schlüsselstellungen im Bankwesen inne.42 Im ungarischen Teil 

war die jüdische ökonomische Präsenz, welche die volle Unterstützung der 

ungarischen Aristokratie genoss, sogar noch verbreiteter. «Vor allem unter 

den grossen Pressezaren hatten Juden eine hervorragende Stellung. Die mei-

sten führenden Zeitungen Wiens waren in ihrem Besitz, wurden von ihnen 

herausgegeben und brachten in grossem Umfang Beiträge von ihnen. Auch 

wenn seine Worte etwas übertrieben waren, war es doch bezeichnend, dass 

Harry Wickham Steed, der Korrespondent der Londoner Times in der öster-

reichischen Hauptstadt, schreiben konnte, wirtschaftlich, politisch und in ih-

rem allgemeinen Einfluss sind sie [die Juden] ... das bedeutsamste Element in 

der Monarchie»43 

In den ersten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts konnte die harmonische 

Assimilierung der Juden an die deutsche Gesellschaft wie in anderen Län-

dern West- und Mitteleuropas – später offiziell ermöglicht durch die voll-

ständige Emanzipation von 1869 und 1871 – vielen als annehmbare Aussicht 

erscheinen.44 Mehr als alles andere wollten die Juden selbst ihre Aufnahme 

in die deutsche Bourgeoisie; dieses kollektive «Projekt» war zweifellos ihr 

vorrangiges Ziel.45 Weltliche Führer und aufgeklärte Rabbiner wurden nie 

müde, die Wichtigkeit von Bildung und Sittlichkeit hervorzuheben.46 Auch 

wenn die grosse Mehrheit der Juden das Judentum nicht völlig aufgab, führ-

ten die kollektiven Bemühungen um Anpassung zu tiefgreifenden Umgestal-

tungen jüdischer Identität sowohl im religiösen Bereich als auch in einer Viel-

zahl säkularer Ziele und Einstellungen.47 Der moderne deutsche Jude schuf  
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jedoch – ob bewusst oder nicht – eine charakteristische Subkultur, die, 

obwohl sie auf Integration zielte, zu einer neuen Form der Trennung führte.48 

Verstärkt wurde die religiös-kulturelle Besonderheit dadurch, dass die Ge-

sellschaft als ganze schon allein auf das Tempo des sozialen und ökonomi-

schen Aufstiegs der Juden zunehmend negativ reagierte. Wirtschaftlicher Er-

folg und zunehmende Exponiertheit ohne politische Macht riefen zumindest 

teilweise ihre eigene Nemesis hervor. In seiner Biographie Gerson Bleichrö-

ders, des Bankiers Bismarcks, erwähnt Fritz Stern die Verschiebung der Ein-

stellungen seit den siebziger Jahren des 19. Jahrhunderts: «Tatsächlich hatten 

sich in seinen [Bleichröders] mittleren Lebensjahren die deutsche und die jü-

dische Gesellschaft zu dem seit Jahrhunderten ruhigsten, am wenigsten ge-

störten Einvernehmen zusammengefunden; im vorgerückten Alter [er starb 

1893] erlebte er die erste organisierte Absage an dieses Einvernehmen, und 

gerade sein Erfolg wurde als Rechtfertigung der Absage verwertet.»49 

Man kann dem Historiker Thomas Nipperdey ohne Weiteres darin zu-

stimmen, dass der deutsche Antisemitismus am Vorabend des Ersten Welt-

kriegs im Vergleich zu dem in Frankreich, Österreich oder Russland sicher 

nicht der extremste war. Man kann ebenso seiner Aussage folgen, dass der 

Antisemitismus vor 1914 sowohl in seinem historischen Kontext als auch aus 

der Perspektive späterer Ereignisse («im Zeichen von Auschwitz») bewertet 

werden sollte.50 Seine damit zusammenhängende Behauptung, die Juden 

Deutschlands selbst hätten den Antisemitismus jener Jahre als nebensächli-

ches Problem betrachtet, als ein Überbleibsel früherer Diskriminierung, das 

im Laufe der Zeit verschwinden würde, ist weniger überzeugend.51 Jede Lek-

türe zeitgenössischer Zeugnisse macht deutlich, dass Juden zu den Einstel-

lungen der breiten Gesellschaft ihnen gegenüber unterschiedliche Auffassun-

gen hatten. Es bedarf nur eines Zeugnisses wie der Klage von Moritz Gold-

stein, um zu zeigen, dass sich einige deutsche Juden durchaus darüber im 

Klaren waren, dass sich die Kluft zwischen ihnen und der Gesellschaft als 

Ganzer vertiefte. 

Dies traf nicht nur in Deutschland zu. Zwei in gleicher Weise bemerkens-

werte literarische Darstellungen Österreichs vor dem Weltkrieg, Stefan 

Zweigs Die Welt von gestern und Arthur Schnitzlers Der Weg ins Freie, bieten 

gegensätzliche Einschätzungen der Frage, wie die Juden ihre eigene Lage 

wahrnahmen. Für Zweig war der Antisemitismus praktisch nicht existent; 

für Schnitzler stand er im Mittelpunkt des Bewusstseins und der Existenz sei-

ner Gestalten. Auf jeden Fall war das Vorhandensein des Vorkriegs-Antise-

mitismus unabhängig von seiner relativen Stärke eine notwendige Bedin-

gung für die massive antijüdische Feindseligkeit, die sich während der 

Kriegsjahre und dann zunehmend nach der Niederlage von 1918 in ganz 

Deutschland verbreitete. Überdies lieferte die Vorkriegsszene auch einige der  
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ideologischen Dogmen, der politischen Forderungen und institutionellen 

Rahmenbedingungen, die den Nachkriegs-Antisemitismus mit seinen frühen 

Strukturen und Nahzielen ausstatteten. 

Betrachtet man die umfassendere europäische Szene, dann waren die Errun-

genschaften, die politischen Einstellungen und kulturellen Optionen von Ju-

den am Ende des 19. Jahrhunderts die von Mitgliedern einer identifizierbaren 

Minderheit und entstammten zum Teil der eigentümlichen historischen Ent-

wicklung dieser Minderheit. Doch zuallererst waren diese Errungenschaften 

und Optionen die von Individuen, deren Ziel diejenige Art von Erfolg war, 

die zur Integration in die Gesamtgesellschaft führte. Für den Antisemiten da-

gegen stellte sich die Situation völlig anders dar: Jüdisches Streben und jüdi-

scher Erfolg, ob real oder eingebildet, wurden als das Verhalten einer auslän-

dischen und feindseligen Minderheitsgruppe wahrgenommen, welche kol-

lektiv agierte, um die Mehrheit auszubeuten und zu beherrschen. 

Solange es lediglich einigen wenigen Juden unter dem Patronat von Köni-

gen und Fürsten gelang, die gesellschaftliche Leiter zu erklimmen, hemmten 

ihre beschränkte Zahl, die Funktion, die sie erfüllten, und der Schutz, der ih-

nen gewährt wurde, die Ausbreitung von Feindseligkeit. Als die Emanzipa-

tion, wie es Hannah Arendt in etwas anderen Worten festgestellt hat,52 den 

sozialen Aufstieg einer grossen Zahl von Juden in einem Kontext ermög-

lichte, in dem ihre gesellschaftliche Funktion ihre Besonderheit verlor und in 

dem die politische Macht sie nicht mehr stützte, wurden sie zunehmend zur 

Zielscheibe verschiedener Formen sozialen Ressentiments. Der moderne An-

tisemitismus wurde von diesem Zusammentreffen von zunehmender Expo-

niertheit und zunehmender Schwäche geschürt. 

Ein gemeinsamer Auslöser verschiedener Formen eines nichtrassischen 

antijüdischen Ressentiments war zweifellos die blosse Existenz der jüdischen 

Besonderheit. Liberale verlangten, die Juden sollten im Namen universalisti-

scher Ideale das vollständige Verschwinden ihrer spezifischen Gruppeniden-

tität akzeptieren; Nationalisten dagegen verlangten ein derartiges Ver-

schwinden zugunsten einer höheren partikularistischen Idee, der des moder-

nen Nationalstaats. Auch wenn die Mehrheit der Juden mehr als versessen 

darauf war, auf dem Weg zur kulturellen und sozialen Assimilation eine 

weite Strecke zurückzulegen, lehnten die meisten von ihnen ein völliges kol-

lektives Verschwinden ab. Wie gemässigt also auch jüdischer Partikularis-

mus sein mochte, er machte sich seine liberalen Unterstützer zu Feinden und 

erboste seine nationalen Gegner. Jüdische Sichtbarkeit in hochsensiblen Be-

reichen verschärfte das Ärgernis, das in der Besonderheit lag. 

Rassische Antisemiten behaupteten gleichfalls, ihr antisemitischer Feld- 
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zug beruhe auf der Besonderheit der Juden. Während jedoch für den nicht-

rassischen Antisemiten eine solche Besonderheit durch ein vollständiges As-

similiertwerden und Verschwinden der Juden als solcher gänzlich ausge-

löscht werden konnte und sollte, vertrat der rassische Antisemit die Auf-

fassung, der Unterschied sei unauslöschlich, er liege im Blut. Für den nicht-

rassischen Antisemiten war eine Lösung der «Judenfrage» innerhalb der Ge-

samtgesellschaft möglich; für den rassischen Antisemiten war wegen der ge-

fährlichen rassischen Einwirkung jüdischer Präsenz und Gleichheit die ein-

zige Lösung die (juristische und wo möglich physische) Ausschliessung aus 

der Gesamtgesellschaft. Dieses wohlbekannte Grundmuster sollte durch 

zwei Aspekte der modernen antijüdischen Szene erweitert werden, die von 

vielen Historikern entweder kaum erwähnt oder, von anderen, als allumfas-

send betrachtet werden: das Überleben des traditionellen religiösen Antise-

mitismus und die damit verbundene Ausbreitung von Verschwörungstheo-

rien, in denen die Juden immer eine zentrale Rolle gespielt haben. 

Ob die christliche Feindschaft gegenüber den Juden mit Unterbrechungen 

auftrat oder nicht, ob die Juden selbst zur Verschärfung dieser Feindschaft 

beitrugen oder nicht,53 ändert nichts an der Tatsache, dass das Christentum 

die Juden in Dogma, Ritual und Praxis mit einem anscheinend unauslöschli-

chen Stigma brandmarkte. Dieses Stigma war weder von der Zeit noch durch 

die Ereignisse beseitigt worden, und im gesamten 19. sowie in den ersten 

Jahrzehnten des 20. Jahrhunderts behielt der christliche religiöse Antisemitis-

mus in Europa und ganz allgemein in der westlichen Welt zentrale Bedeu-

tung. 

In Deutschland entstammten christliche antijüdische Einstellungen abge-

sehen von den allgemeinen Motiven des christlichen Antisemitismus auch 

der besonderen Situation der Kirchen während der gesamten Kaiserzeit. 

Deutsche Katholiken waren von der jüdischen Unterstützung für die Natio-

nalliberalen aufgebracht, die in Bismarcks antikatholischer Kampagne nach 

1870, dem Kulturkampf, dessen Verbündete waren;54 konservative Protestan-

ten waren fest auf den christlichen Charakter des Zweiten Reiches einge-

schworen, und selbst liberale Protestanten begaben sich bei ihrem Versuch, 

das Christentum zu rationalisieren, in Konfrontationen mit liberalen Juden, 

die bemüht waren, den heidnischen Kern der christlichen Religion aufzuzei-

gen.55 Schliesslich erwies sich in Deutschland, Frankreich und Österreich die 

politische Ausnutzung christlicher antijüdischer Themen zumindest eine 

Zeitlang als erfolgreich, wenn es darum ging, Wähler der unteren Mittelklas-

se anzusprechen. 

Für einige Historiker ist die Eingewurzeltheit und schon allein die Dauer-

haftigkeit des christlichen Antijudaismus die einzige Basis aller Formen des 

modernen Antisemitismus gewesen. Jacob Katz beispielsweise sieht den mo- 
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dernen Antisemitismus lediglich «als eine Fortsetzung der vormodernen Ab-

lehnung des Judentums durch das Christentum, selbst wenn er jede Verbin-

dung damit bestritt oder sich sogar als feindselig zum Christentum be-

kannte». Aus der Sicht von Katz waren alle Ansprüche auf einen Antisemi-

tismus, der jenseits der «jüdischchristlichen Trennung» stünde, «nichts als 

eine Absichtserklärung. Kein Antisemit, selbst wenn er antichristlich war, 

verzichtete je auf den Gebrauch jener antijüdischen Argumente, die in der 

Ablehnung von Juden und Judentum durch frühere christliche Zeiten wur-

zelten.»56 Diese Interpretation ist übertrieben, aber die Auswirkungen des re-

ligiösen Antijudaismus auf andere moderne Formen des Antisemitismus 

werden auf verschiedene Weise deutlich. Erstens war es weiterhin so, dass 

sich infolge der frühen Prägung durch christlichen Religionsunterricht und 

christliche Liturgie sowie durch Alltagsausdrücke, die aus der allgegenwär-

tigen und fortwährenden Präsenz der verschiedenen Konfessionen des 

christlichen Glaubens stammten, ein riesiger Vorrat von nahezu automati-

schen antijüdischen Reaktionen ansammelte. Zweitens verdankte schon al-

lein der Begriff «Aussenseiter», mit dem der moderne Antisemitismus den 

Juden belegte, seine Hartnäckigkeit nicht nur der jüdischen Besonderheit als 

solcher, sondern auch der Tiefe ihrer religiösen Wurzeln. Was immer sich 

sonst noch über den Juden sagen liess, er war zuallererst der «andere», der 

Christus und die Offenbarung verschmäht hatte. Vielleicht die stärkste Wir-

kung des religiösen Antijudaismus war schliesslich die aus dem Christentum 

ererbte Doppelstruktur des antijüdischen Bildes. Einerseits war der Jude ein 

Paria, der verachtete Zeuge des triumphalen Vormarschs des wahren Glau-

bens; andererseits erschien seit dem späten Mittelalter im volkstümlichen 

Christentum und in chiliastischen Bewegungen ein entgegengesetztes Bild, 

das des dämonischen Juden, welcher Ritualmorde begeht, sich gegen das 

Christentum verschwört, der Vorbote des Antichristen und der mächtige 

und geheimnisvolle Abgesandte der Kräfte des Bösen ist. Dieses Doppelbild 

kommt in einigen wesentlichen Aspekten des modernen Antisemitismus 

wieder zum Vorschein. Und seine bedrohliche und okkulte Dimension 

wurde zum ständig wiederkehrenden Thema der wichtigsten Verschwö-

rungstheorien der westlichen Welt. 

Der christliche Wahn einer jüdischen Verschwörung gegen die christliche 

Gemeinde war vielleicht selbst eine Wiederbelebung der heidnischen Vor-

stellung, dass die Juden Feinde der Menschheit seien, die insgeheim gegen 

den Rest der Welt agierten. Einer populären mittelalterlichen christlichen Le-

gende zufolge versammelte sich «in regelmässigen Abständen eine geheime 

rabbinische Synode mit Teilnehmern aus ganz Europa, um festzulegen, wel-

che Gemeinde mit der Begehung eines Ritualmordes an der Reihe war».57  
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Seit dem 18. Jahrhundert verwiesen neue Verschwörungstheorien auch auf 

die Bedrohung durch eine Reihe von nichtjüdischen Geheimgruppen wie 

Freimaurern, Illuminaten und Jesuiten. In der Landschaft der Moderne ge-

wann das paranoide politische Denken eine gewisse Dauerhaftigkeit. «Das 

Charakteristische am paranoiden Stil», schreibt Richard Hofstadter, «ist 

nicht, dass seine Vertreter hier und dort in der Geschichte Verschwörungen 

oder Komplotte sehen, sondern dass sie eine ‚riesige’ oder ‚gigantische’ Ver-

schwörung als die Triebkraft in historischen Ereignissen ansehen. Die Ge-

schichte ist eine Verschwörung, in Gang gesetzt von dämonischen Kräften 

von fast transzendenter Macht, und was man anscheinend braucht, um sie zu 

besiegen, sind nicht die üblichen Methoden des politischen Kompromisses, 

sondern ein regelrechter Kreuzzug.»58 

In dieser Schar geheimer Kräfte waren die Juden die Verschwörer par ex-

cellence, die Drahtzieher, die sich hinter allen anderen Geheimgruppen ver-

bargen, welche lediglich ihre Werkzeuge waren. In der berüchtigten gehei-

men Doppelbedrohung durch «Juden und Freimaurer» wurden letztere als 

Instrumente der ersteren gesehen.59 Mit anderen Worten, jüdische Verschwö-

rungen standen ganz an der Spitze der Verschwörungshierarchie, und ihr 

Ziel war nichts Geringeres als die totale Unterwerfung der Welt. Die zentrale 

Stellung der Juden in diesem wahnhaften Universum lässt sich nur durch 

dessen Verwurzelung in der christlichen Tradition erklären. 

Wie jeder andere nationale Antisemitismus am Ende des 19. Jahrhunderts 

und in den Jahren vor dem Ersten Weltkrieg war der Antisemitismus im kai-

serlichen Deutschland, wie ich schon ausgeführt habe, sowohl durch beherr-

schend christliche und moderne europäische Tendenzen als auch durch die 

Auswirkungen spezifischer historischer Umstände bestimmt, bei denen noch 

verschiedene weitere Aspekte hervorgehoben werden sollten: 

Ganz allgemein muss beispielsweise bei der Unterscheidung zwischen 

französischen und deutschen Formen der nationalen Integration eine struk-

turelle Dimension betont werden, wobei die Relevanz einer derartigen Un-

terscheidung, was antijüdische Einstellungen angeht, deutlich hervortritt. 

Seit der Französischen Revolution hatte das französische Modell nationaler 

Integration einen auf der Grundlage universeller Prinzipien, denen der Auf-

klärung und der Revolution, vom Staat geförderten und durchgeführten Pro-

zess impliziert. Seit der romantischen Revolution war das deutsche Modell 

nationaler Integration von der Idee der Nation als geschlossener ethnisch-

kultureller Gemeinschaft, die vom Staat unabhängig war und bisweilen im 

Gegensatz zu ihm stand, abgeleitet und auf sie gegründet worden. Während 

das französische Modell die Konstruktion der nationalen Identität mittels ei-

nes zentralisierten Bildungssystems und aller anderen dem Staat zur Verfü- 
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gung stehenden Sozialisationsmitteln beinhaltete, postulierte das deutsche 

Modell häufig die Existenz ererbter Charakteristika, die zu einer vorab exi-

stierenden organischen Gemeinschaft gehörten.60 

Über eine vom Staat gelenkte Sozialisation und im Namen der universel-

len Werte der säkularen Republik konnte ein Jude Franzose werden, und das 

nicht nur auf einem rein formalen Niveau. (Dies trotz intensiv feindseliger 

Reaktionen von Seiten jenes nicht unbedeutenden Teils der französischen Ge-

sellschaft, der die Revolution, den republikanischen Staat und somit die Ju-

den ablehnte, welch letztere als Ausländer, die mit dem Staat im Bunde stan-

den, und als Träger der säkularen, subversiven Werte des sozialen Umstur-

zes und der Moderne identifiziert wurden.) Dagegen war für eine Gruppe, 

deren erkennbare Besonderheit aus der Sicht der Gesamtgesellschaft in frem-

dem ethnisch-kulturellem – und zunehmend: rassischem – Boden verwurzelt 

zu sein schien, die deutsche Volksgemeinschaft grundlegend verschlossen, 

und der Jude wurde von dieser Gemeinschaft ohne Rücksicht auf formale 

Emanzipation und Gleichheit von Bürgerrechten häufig auf Distanz gehal-

ten. Eine etwas andere (aber hiermit nicht unvereinbare) Interpretation hat 

darauf verwiesen, dass in Frankreich die rechtliche Emanzipation eine vor-

rangige Erwartung allmählicher jüdischer Assimilierung (auch mittels des 

französischen Erziehungssystems und seiner universalistischen Werte) bein-

haltete, während in Deutschland eine weitverbreitete Position die war, dass 

der Prozess der Assimilierung mit bürokratischen Mitteln durchgesetzt und 

überwacht und die vollständige Emanzipation erst am Ende dieses Prozesses 

gewährt werden sollte. Im Laufe der Zeit wurde in Deutschland der Erfolg 

der jüdischen Assimilation zunehmend in Frage gestellt. Daher konnten, 

selbst nachdem den Juden Deutschlands die vollständige Emanzipation ge-

währt worden war, Antisemiten aller Schattierungen – und sogar Liberale – 

die Ansicht vertreten, die vollständige Assimilation sei nicht wirklich erreicht 

worden und die Resultate der Emanzipation seien problematisch.61 

Zusätzlich verschärft wurde die Lage in Deutschland durch Entwicklun-

gen, die für die zweite Hälfte des 19. Jahrhunderts charakteristisch waren 

und vor allem mit den verschiedenen Aspekten eines extrem raschen Moder-

nisierungsprozesses zu tun hatten. Der Ansturm der deutschen Modernisie-

rung schien dadurch, dass er die Gesellschaftsstrukturen des Landes völlig 

verwandelte und seine bestehenden Hierarchien bedrohte, geheiligte kultu-

relle Werte und die organischen Bande der Gemeinschaft zu gefährden;62 

gleichzeitig liess er offenbar den auf andere Weise nicht zu begreifenden ge-

sellschaftlichen Aufstieg der Juden zu, die so als die Förderer, Träger und 

Nutzniesser dieser Modernisierung gesehen wurden. Die jüdische Bedro-

hung erschien jetzt als das Eindringen eines fremden Elements in das innerste  
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Gefüge der Volksgemeinschaft und zugleich als eine im Zuge dieses Eindrin-

gens stattfindende Förderung nicht der Moderne als solcher (die von der 

deutschen Gesellschaft mehrheitlich begeistert begrüsst wurde), sondern der 

Übel der Moderne. 

In diesem Kontext gewinnen andere Entwicklungen, die für Deutschland 

eigentümlich sind, ihre volle Bedeutung. Erstens fuhr nach dem Aufstieg und 

Niedergang der deutschen antisemitischen Parteien im letzten Viertel des 19. 

Jahrhunderts antijüdische Feindseligkeit fort, sich in der deutschen Gesamt-

gesellschaft über eine Vielzahl anderer Kanäle zu verbreiten: durch Wirt-

schafts- und Berufsverbände, nationalistische politische Organisationen, 

weithin einflussreiche kulturelle Gruppen. Die rasche Zunahme solcher insti-

tutionalisierten Verbreitung antijüdischer Einstellungen gleichsam ins Innere 

der Gesellschaft fand in anderen grösseren west- oder mitteleuropäischen 

Ländern nicht – oder zumindest nicht in derartigem Umfang – statt. Zweitens 

wurde in Deutschland systematisch eine umfassende antisemitische Ideolo-

gie entwickelt; sie ermöglichte es, dass ein mehr oder weniger diffuses anti-

jüdisches Ressentiment vorgefertigte intellektuelle Rahmenkonzepte und 

Formeln übernahm, die in den kommenden Krisenjahren ihrerseits extremere 

ideologische Konstrukte fördern sollten. Eine solche spezifische Ideologisie-

rung des deutschen Antisemitismus war in zweierlei Weise besonders im 

Hinblick auf den rassischen Antisemitismus erkennbar. In seiner vorwiegend 

biologischen Form benutzte der rassische Antisemitismus die Eugenik und 

die Rassenanthropologie, um eine «wissenschaftliche» Untersuchung der 

Rassenmerkmale des Juden in Angriff zu nehmen. Die andere Richtung des 

rassischen Antisemitismus betonte in ihrer spezifisch deutschen, mystischen 

Form die mythischen Dimensionen der Rasse und der Heiligkeit des arischen 

Blutes. Diese zweite Richtung verschmolz mit einer entschieden religiösen 

Vision, der eines deutschen (oder arischen) Christentums, und führte zu einer 

Ideologie, die man als «Erlösungsantisemitismus» bezeichnen kann. 

III 

Während der gewöhnliche rassische Antisemitismus nur ein Element im Zu-

sammenhang einer umfassenderen rassistischen Weltanschauung darstellt, 

ist im Erlösungsantisemitismus der Kampf gegen die Juden der beherr-

schende Aspekt einer Weltanschauung, in der andere rassistische Themen 

nur sekundäre Anhängsel sind. 

Der Erlösungsantisemitismus ging aus der Furcht vor rassischer Entartung 

und aus dem religiösen Glauben an Erlösung hervor. Der Hauptgrund der 

Entartung war das Eindringen der Juden in das deutsche Gemeinwesen, in 
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die deutsche Gesellschaft und in den deutschen Blutkreislauf. Das Deutsch-

tum und die arische Welt waren auf dem Weg ins Verderben, wenn der 

Kampf gegen die Juden nicht aufgenommen wurde; dies sollte ein Kampf bis 

aufs Messer sein. Die Erlösung würde als Befreiung von den Juden kommen 

– als ihre Vertreibung, wenn möglich ihre Vernichtung. 

Dieser neue Antisemitismus ist als untrennbarer Bestandteil der revolu-

tionären Leidenschaft des frühen 19. Jahrhunderts, insbesondere des revolu-

tionären Geistes von 1848, geschildert worden. Man sollte aber betonen, dass 

sich die wichtigsten Träger der neuen antijüdischen Mystik sämtlich gegen 

ihre revolutionäre Vergangenheit gewandt hatten; wenn in ihren revolutio-

nären Schriften das Judentum erwähnt wurde, dann geschah das in rein me-

taphorischem Sinne (hauptsächlich als Vertreter des Mammons oder «des 

Gesetzes»), und was es in ihrem neuen Antisemitismus noch an revolutionä-

rer Terminologie gab, war als «radikaler Wandel», als «Erlösung» in einem 

stark religiösen Sinn oder, genauer gesagt, in einem rassisch-religiösen Sinn 

gedacht.63 

Verschiedene Themen des Erlösungsantisemitismus kann man in völki-

scher Ideologie im Allgemeinen finden, aber die durchschnittlichen völki-

schen Zwangsvorstellungen waren gewöhnlich zu realistisch in ihren Zielen, 

als dass sie sich mit Erlösungsvorstellungen verbunden hätten. Von den völ-

kischen Ideologen näherten sich nur der Philosoph Eugen Dühring und der 

Bibelkundler Paul de Lagarde dieser Art antisemitischer eschatologischer 

Weltanschauung. Die Quelle des neuen Trends muss anderswo gesucht wer-

den, an jenem Punkt, an dem sich deutsches Christentum, Neuromantik, der 

mystische Kult des heiligen arischen Blutes und ultrakonservativer Nationa-

lismus begegneten. Das war der Bayreuther Kreis. 

Ich hebe mit Absicht den Bayreuther Kreis und nicht Richard Wagner 

selbst hervor. Zwar bezog der Erlösungsantisemitismus seine Wirkung aus 

dem Geist von Bayreuth, und der Geist von Bayreuth wäre ohne Richard 

Wagner nicht existent gewesen, aber das Ausmass, in dem er persönlich auf 

einen apokalyptischen Antisemitismus dieser Sorte festgelegt war, bleibt et-

was widersprüchlich. Dass Wagners Antisemitismus nach der Veröffentli-

chung seiner Schrift Das Judentum in der Musik im Jahre 1851 eine konstante 

und sich verstärkende Obsession war, ist nicht zu bestreiten. Dass der Mei-

ster in allen Ecken und Winkeln des neuen Deutschen Reiches jüdische Ma-

chenschaften verborgen sah, ist sattsam bekannt. Dass das Erlösungsthema 

zum Leitmotiv von Wagners Ideologie und Werk in seinen letzten Lebens-

jahren wurde, ist nicht weniger allgemein anerkannt. Dass schliesslich das 

Verschwinden der Juden eines der zentralen Elemente seiner Erlösungsvi-

sion war, scheint auch einwandfrei erwiesen zu sein. Was aber war in Wag- 
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ners Botschaft der konkrete Sinn eines derartigen Verschwindens? Bedeutete 

dies die Abschaffung des jüdischen Geistes, das Verschwinden der Juden als 

besonderer und identifizierbarer kultureller und ethnischer Gruppe, oder im-

plizierte Erlösung die tatsächliche physische Beseitigung der Juden? Diese 

letztgenannte Interpretation ist unter anderem von Historikern wie Robert 

W. Gutman, Hartmut Zelinsky und Paul Lawrence Rose vertreten worden.64 

Vor allem letzterer identifiziert Wagners «revolutionären Antisemitismus» 

und seine vermeintlich exterminatorische Tendenz mit der revolutionären 

Begeisterung des Komponisten aus dem Jahre 1848. 

Im Judentum in der Musik bedeutet die Vernichtung des Juden (wie auch 

die berüchtigten Schlussworte des Pamphlets: «die Erlösung Ahasver's – der 

Untergang!») aller Wahrscheinlichkeit nach die Vernichtung des jüdischen 

Geistes. In diesem Finale häuft der Maestro überschwengliches Lob auf den 

politischen Schriftsteller Ludwig Börne, einen Juden, der in seinen Augen ein 

Beispiel für die Erlösung von jüdischem Wesen zu «wahrhaften Menschen» 

durch ein «Aufhören, Jude zu sein,» darstellt.65 Börnes Beispiel weist augen-

scheinlich den Weg, der kollektiv eingeschlagen werden soll. Wagners Schrif-

ten der späten siebziger und der achtziger Jahre und die Erlösungssymbolik 

des Ringes und besonders des Parsifal sind allerdings ausserordentlich zwei-

deutig, wann immer direkt oder indirekt das jüdische Thema auftaucht. Ob 

Erlösung von erotischer Lust, von weltlichem Verlangen, von den Kämpfen 

um Macht nun durch Selbstvernichtung erreicht wird wie im Ring oder durch 

mystische Reinigung und die Wiedergeburt eines geheiligten germanischen 

Christentums wie im Parsifal, der Jude bleibt das Symbol der weltlichen Ver-

lockungen, welche die Menschheit in Fesseln gefangenhalten. So muss der 

Erlösungskampf ein totaler Kampf sein, und der Jude muss wie der böse und 

unerlösbare Klingsor in Parsifal verschwinden. In Siegfried ist die Anspielung 

noch direkter: Der germanische Held Siegfried tötet den widerwärtigen Ni-

belungenzwerg Mime, den Wagner selbst, wie es in Cosima Wagners Tage-

büchern heisst, als «Jüdling» identifiziert.66 Alles in allem war das Verhältnis 

zwischen Siegfried und Mime, das mit äusserst vielsagendem Symbolismus 

überladen war, wahrscheinlich als scharfe antisemitische Allegorie auf das 

Verhältnis zwischen Deutschem und Juden – und auf das letztliche Schicksal 

des Juden – gedacht.67 Selbst die Scherze des Meisters wie sein «Wunsch», 

alle Juden sollten bei einer Vorstellung von Lessings Stück Nathan der Weise 

verbrannt werden,68 brachte die zugrundeliegende Intensität seiner extermi-

natorischen Phantasien zum Ausdruck. Und doch blieben Wagners Vorstel-

lungen von den Juden inkonsequent, und die Zahl der Juden in seiner Um-

gebung, von den Pianisten Carl Tausig und Josef Rubinstein bis zu dem Di-

rigenten Hermann Levi und dem Impresario Angelo Neumann, ist wohlbe-

kannt. Allerdings war Wagners Verhalten gegenüber Levi häufig offen sadis- 



104 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

tisch, und Rubinsteins jüdischer Selbsthass war berüchtigt. Doch diese Juden 

gehörten zum engen Kreis des Maestros, und Wagner liess, was noch bedeut-

samer ist, Neumann beträchtlichen Spielraum bei der Behandlung von Ver-

trägen und von Aufführungen seiner Werke: Kein konsequent fanatischer 

Antisemit hätte einen derart massiven Kompromiss zugelassen. 

Zwar vertrat Wagner selbst den theoretischen Rassismus des französi-

schen Essayisten Arthur de Gobineau, aber die intellektuellen Grundlagen 

des Erlösungsantisemitismus wurden, besonders nach dem Tode des Mei-

sters, unter der Herrschaft seiner Witwe Cosima, vorwiegend von den ande-

ren Bayreuthern gepflegt: durch Hans von Wolzogen, Ludwig Scheemann 

und vor allem den Engländer Houston Stewart Chamberlain. In einer klassi-

schen Studie über den Bayreuther Kreis definiert Winfried Schüler die spezi-

elle Bedeutung Bayreuths in der antisemitischen Bewegung und den ent-

scheidenden Beitrag Chamberlains hierzu: «Es gehört zum Wesen antisemi-

tischer Ideologien, dass sie sich eines mehr oder weniger ausgeprägten 

Freund-Feind-Schemas bedienen. Was dem Antisemitismus Bayreuths 

gleichwohl ein unverkennbar eigenes Gesicht verleiht, ist die Entschieden-

heit, mit der der Gegensatz von Germanentum und Judentum nachgerade 

zum zentralen Thema der Weltgeschichte erhoben wird. In Chamberlains 

Grundlagen [seinem 1899 erschienenen magnum opus Die Grundlagen des 19. 

Jahrhunderts] findet dieses dualistische Geschichtsbild seine prägnanteste 

Formulierung.»69 

In Einklang mit Bayreuths oft wiederholtem Leitmotiv forderte Chamber-

lain die Geburt einer deutschchristlichen Religion, eines Christentums, das 

von seinem jüdischen Geist gesäubert war, als einzige Grundlage für eine Er-

neuerung. Mit anderen Worten, die Erlösung des arischen Christentums 

würde nur durch die Beseitigung des Juden erreicht werden. Doch selbst hier 

ist nicht völlig klar, ob der erlösende Kampf gegen die Juden nur gegen den 

jüdischen Geist geführt werden sollte. Im Anschluss an die Feststellung, im 

19. Jahrhundert seien in einem Chaos von Misch Völkern die beiden einander 

gegenüberstehenden «reinen» Rassen die Juden und die Deutschen, schreibt 

Chamberlain in den letzten Zeilen von Band 1: «Kein humanitäres Gerede 

kann die Tatsache beseitigen, dass dies einen Kampf bedeutet. Wo der Kampf 

nicht mit Kanonenkugeln geführt wird, findet er geräuschlos im Herzen der 

Gesellschaft statt. ... Mehr als andere ist gerade dieser stumme Kampf ein 

Kampf auf Leben und Tod.»70 Chamberlain wusste wahrscheinlich selber 

nicht, was er im Hinblick auf konkretes Handeln hiermit meinte, aber er lie-

ferte zweifellos die systematischste Formulierung dessen, was er als den 

grundlegenden Kampf betrachtete, der den Lauf der Weltgeschichte prägte. 
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Drei Jahre nach dem Erscheinen von Chamberlains Grundlagen musste die 

Frankfurter Zeitung einräumen, das Werk habe «mehr Gärung verursacht als 

jede andere Erscheinung auf dem Buchmarkt in den letzten Jahren».71 Bis 

zum Jahre 1915 waren von dem Buch mehr als 100’000 Exemplare verkauft, 

und es wurde viel darauf Bezug genommen. Im Laufe der Jahre wurde Cham-

berlain, der 1908 Eva, die Tochter von Richard und Cosima Wagner, geheira-

tet hatte, immer mehr von der «Judenfrage» besessen. In Nachtgesichten, so 

berichtete er, sah er sich von Juden entführt und zum Tode verurteilt.72 «Mein 

Rechtsfreund in München, der meine Geschäfte führt und ein sehr erfahrener 

Mann ist», informierte er einen alten Bekannten, «sagt mir, kein Mann lebe, 

den die Juden so hassen wie mich!»73 Der Krieg und mehr noch die frühen 

Jahre der Weimarer Republik trieben seine Obsession bis an ihre äussersten 

Grenzen. Hitler besuchte ihn 1923 in Bayreuth: Dem mittlerweile gelähmten 

Propheten des Erlösungsantisemitismus wurde das übergrosse Glück zuteil, 

dem Erlöser Deutschlands von den Juden zu begegnen – und ihn als solchen 

zu erkennen.74 

IV 

Die Auswirkungen des Weltkriegs und der Oktoberrevolution auf die Gemü-

ter waren stärker als die jedes anderen Ereignisses seit der Französischen Re-

volution. Massensterben, erschütternde politische Umwälzungen und Visio-

nen künftiger Katastrophen schürten die allgegenwärtige apokalyptische 

Stimmung, die sich über Europa legte.75 Jenseits von nationalistischer Wut 

kristallisierten sich in vielen Ländern die Hoffnungen, die Befürchtungen 

und Hassgefühle von Millionen entlang der wichtigsten politischen Frontli-

nie, die sich dann durch die Geschichte der darauffolgenden Jahrzehnte zog: 

Furcht vor der Revolution einerseits, Forderung nach ihr andererseits. Dieje-

nigen, welche die Revolution fürchteten, identifizierten deren Führer häufig 

mit den Juden. Jetzt war der Beweis für die jüdische Weltverschwörung un-

widerleglich: Das Judentum stand im Begriff, alle bestehende Ordnung zu 

zerstören, das Christentum zu vernichten und seine eigene Herrschaft durch-

zusetzen. In ihrem 1921 erschienenen Buch World Revolution fragte die engli-

sche Historikerin Nesta Webster: «Wer sind ... die Urheber des Komplotts? ... 

Was ist ihr letzliches Ziel bei dem Wunsch, die Zivilisation zu vernichten? 

Was hoffen sie damit zu gewinnen? Es ist dieses scheinbare Fehlen eines Mo-

tivs, diese scheinbar ziellose Zerstörungskampagne, die von den Bolschewi-

sten in Russland durchgeführt wird, die viele Leute dazu veranlasst hat, an 

die Theorie einer jüdischen Verschwörung zur Zerstörung des Christentums  
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zu glauben.»76 Webster gehörte zu diesen Gläubigen und auf seine Weise da-

mals auch Thomas Mann. «Wir sprachen auch von dem Typus des russischen 

Juden, des Führers der revolutionären Weltbewegung», schrieb Mann am 2. 

Mai 1918 in seinem Tagebuch über ein Gespräch mit Ernst Bertram, «dieser 

sprunghaften Mischung aus jüdischem Intellektual-Radikalismus und slawi-

scher Christus-Schwärmerei.» Er fügte hinzu: «Eine Welt, die noch Selbster-

haltungsinstinkt besitzt, muss mit aller aufbietbaren Energie und standrecht-

lichen Kürze gegen diesen Menschenschlag vorgehen.»77 

Die explosivste ideologische Mischung, die im Deutschland der Nach-

kriegszeit präsent war, war eine Verschmelzung von ständiger Furcht vor der 

Roten Gefahr mit einem aus der Niederlage geborenen nationalistischen Res-

sentiment. Die beiden Elemente waren anscheinend miteinander verwandt, 

und die chaotischen Ereignisse, welche die ersten Monate der nachkaiserli-

chen Zeit kennzeichneten, schienen die schlimmsten Befürchtungen zu be-

stätigen und die Flammen des Hasses zu schüren. 

Zwei Monate nach Deutschlands Niederlage versuchten die linksextre-

men revolutionären Spartakisten in Berlin die Macht zu ergreifen: Die Erhe-

bung scheiterte, und am Abend des 15. Januar 1919 wurden ihre Hauptführer 

Karl Liebknecht und Rosa Luxemburg, die wahrscheinlich verraten worden 

waren, in ihrem Versteck in Berlin-Wilmersdorf festgenommen.78 Sie wurden 

in das Hotel Eden, das Hauptquartier der Garde-Kavallerie-Schützen-Divi-

sion, gebracht und dort von einem Hauptmann Pabst verhört. Liebknecht 

wurde als erster hinausgeführt, in einem Auto in den Tiergarten gebracht 

und «auf der Flucht erschossen». Rosa Luxemburg, die bereits im Eden brutal 

zusammengeschlagen worden war, wurde halbtot hinausgezerrt, von einem 

Auto in ein anderes verfrachtet und dann erschossen. Ihre Leiche wurde in 

den Landwehrkanal geworfen, wo sie bis zum März blieb. Ein Militärgericht 

sprach die meisten der direkt an den Morden beteiligten Offiziere frei (nur 

zwei von ihnen wurden zu minimalen Haftstrafen verurteilt), und Verteidi-

gungsminister Gustav Noske, ein Sozialdemokrat, unterzeichnete pflicht-

schuldigst diese unwahrscheinlichen Urteile. Rosa Luxemburg und ihre eng-

sten Gefährten unter den Berliner Spartakisten, Leo Jogiches und Paul Levi, 

waren Juden. 

Die bedeutende Stellung von Juden unter den Führern der Revolution in 

Bayern gab dem ohnehin schon leidenschaftlichen antisemitischen Hass der 

Rechten zusätzliche Nahrung, und Gleiches galt für die Rolle, die sie bei den 

Berliner Spartakisten spielten. Kurt Eisner, der jüdische Führer der Unabhän-

gigen Sozialdemokratischen Partei Deutschlands (USPD), war es, der die Dy-

nastie der Wittelsbacher stürzte, die Bayern jahrhundertelang seine Herr-

scher gegeben hatte. In seiner kurzen Amtszeit als Ministerpräsident machte 

sich Eisner zusätzliche Feinde, indem er belastendes Archivmaterial veröf- 
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fentlichte, das sich auf Deutschlands Verantwortung für den Ausbruch des 

Krieges bezog, und an das deutsche Volk appellierte, es möge mithelfen, ver-

wüstete Gebiete auf feindlichem Territorium wieder aufzubauen, was ein-

fach als Forderung interpretiert wurde, die Deutschen zu versklaven, «von 

Kindern bis zu Greisen, die dann für die vom Kriege zerstörten Gebiete Steine 

würden schleppen müssen».79 

Am 21. Februar wurde Eisner von Anton Graf von Arco-Valley, einem 

rechtsgerichteten Jurastudenten, ermordet. Nach einer kurzen Interimsregie-

rung aus Mehrheitssozialisten wurde die erste der beiden Räterepubliken ge-

gründet. Tatsächlich war nur eine Minderheit unter den Führern der bayeri-

schen Republiken jüdischer Abstammung, aber einige ihrer exponiertesten 

Gestalten konnten als Juden identifiziert werden.80 

Die verbitterte rechte Meinung warf diesen jüdischen Führern vor, sie 

seien für die schwerwiegendste Greueltat verantwortlich, die die Roten be-

gangen hatten: die Geiselerschiessung im Keller des Luitpold-Gymnasiums 

in München. Bis auf den heutigen Tag ist der genaue Ablauf der Ereignisse 

unklar. Anscheinend wurden am 26. April 1919 sieben Aktivisten der radika-

len antisemitischen Thule-Gesellschaft, darunter deren Sekretärin, Gräfin 

Heila von Westarp, im Büro der Organisation festgenommen. Zwei Offiziere 

der bayerischen Armee und ein jüdischer Künstler namens Ernst Berger wur-

den den sieben Thule-Mitgliedern beigegeben. Am 30. April, als in München 

die Nachricht eingetroffen war, dass die konterrevolutionäre Freiwilligenein-

heit, das Freikorps von Franz Freiherr Ritter von Epp, in Starnberg gefangene 

Rote umgebracht habe, befahl der Kommandeur der roten Truppen, ein ehe-

maliger Matrose namens Rudolf Egelhofer, die Erschiessung der Geiseln. 

Diese Exekutionen, eine isolierte Greueltat, wurden zur sprichwörtlichen Il-

lustration des jüdisch-bolschewistischen Terrors in Deutschland; wie der bri-

tische Historiker Reginald Phelps schreibt, erklärt dieser Geiselmord weitge-

hend «die leidenschaftliche Welle von Antisemitismus, die sich verbreitete, 

weil man annahm, die Tat stelle die Rache ‚jüdisch-sowjetischer Führer’ ... an 

antisemitischen Feinden dar». Selbstverständlich änderte die Tatsache, dass 

Egelhofer und «alle, die direkt mit der Erschiessung zu tun hatten», keine 

Juden waren, nicht das mindeste an dieser Sicht der Dinge.81 

Die Auswirkungen der Lage in Berlin und Bayern wurden durch revolu-

tionäre Agitation in anderen Teilen Deutschlands verstärkt. Wie der nazi-

freundliche französische Historiker Jacques Benoist-Méchin schreibt, waren 

Revolutionäre mit jüdischem Hintergrund bei anderen regionalen Erhebun-

gen nicht weniger aktiv: «In Magdeburg [ist es] Brandeis; in Dresden Lipin-

sky, Geyer und Fleissner; an der Ruhr Markus und Levinsohn; in Bremerha-

ven und Kiel Grünewald und Cohn; in der Pfalz Lilienthal und Heine.»82 
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Wichtig ist hier nicht die Richtigkeit jedes Details, sondern die weitverbrei-

tete Einstellung, die in solchen Äusserungen tatsächlich zum Ausdruck kam. 

Diese Ereignisse in Deutschland wurden in Verbindung mit gleichzeitigen 

Umwälzungen in Ungarn wahrgenommen: der Gründung der Räterepublik 

Béla Kuns und der Tatsache, dass die «jüdische» Präsenz dort noch massiver 

war als in Berlin und München. Der britische Mitteleuropa-Historiker R.W. 

Seton-Watson notierte im Mai 1919: «Antisemitische Gefühle nehmen in Bu-

dapest ständig zu (was nicht überraschend ist angesichts der Tatsache, dass 

nicht nur die gesamte Regierung mit zwei Ausnahmen sowie 28 der 36 Mini-

sterialkommissare Juden sind, sondern auch ein grosser Teil der Offiziere der 

Roten).»83 Einige von diesen Revolutionären wie etwa der berüchtigte Tibor 

Szamuely waren in der Tat ausgesprochen unheimliche Gestalten.84 Schliess-

lich schien die starke Überrepräsentation von Führern jüdischer Herkunft 

unter den Bolschewisten selbst einer These Beweiskraft zu verleihen, die zu 

einem allgegenwärtigen Mythos geworden war, der sich in der gesamten 

westlichen Welt verbreitete und ein Echo fand.85 

Darin, dass sich Juden in grosser Zahl der revolutionären Linken anschlos-

sen, lag nichts Geheimnisvolles. Diese Männer und Frauen gehörten zu der 

Generation von frisch emanzipierten Juden, die den Rahmen der religiösen 

Tradition aufgegeben und sich den Ideen und Idealen des Rationalismus und 

meist dem Sozialismus (oder Zionismus) zugewandt hatten. Ihre politischen 

Präferenzen erklärten sich sowohl aus der Diskriminierung, der sie vorwie-

gend in Russland, aber auch in Mitteleuropa ausgesetzt gewesen waren, als 

auch aus der Anziehungskraft der sozialistischen Botschaft der Gleichheit. In 

der neuen sozialistischen Welt würde die gesamte leidende Menschheit er-

löst werden, und damit würde das jüdische Stigma verschwinden: Es war 

zumindest für einige dieser «nichtjüdischen Juden»86 eine Vision eines säku-

larisierten Messianismus; sie mag wie ein fernes Echo der Botschaft der Pro-

pheten geklungen haben, die sie nicht mehr anerkannten. Tatsächlich stan-

den sie fast alle im Namen eines revolutionären Universalismus allem Jüdi-

schen geradezu feindselig gegenüber. Keinesfalls repräsentierten sie die po-

litischen Tendenzen der grossen Mehrheit der mittel- und westeuropäischen 

jüdischen Bevölkerungen, die politisch liberal waren oder den Sozialdemo-

kraten nahestanden; nur ein Bruchteil war entschieden konservativ. Die 

Deutsche Demokratische Partei beispielsweise, der die meisten deutschen Ju-

den nahestanden, war der Inbegriff der liberalen Mitte der politischen Sze-

ne.87 Ein grosser Teil dieser Dinge wurde von der nichtjüdischen Öffentlich-

keit ignoriert. Besonders in Deutschland brauchte der aufgehäufte Hass des 

nationalistischen Lagers einen Vorwand und eine Zielscheibe für seine Er-

güsse. Und so stürzte er sich auf die revolutionären Juden. 
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Rosa Luxemburg und die jüdischen Führer in Bayern repräsentierten die Be-

drohung durch die jüdische Revolution. Für die Nationalisten bewies die Er-

nennung einer Anzahl von jüdischen Ministern und anderen hohen Beamten 

des Weimarer Staates, dass die verhasste Republik tatsächlich in jüdischen 

Händen lag; die Rechte konnte auf Hugo Haase, Otto Landsberg, Hugo 

Preuss, Eugen Schiffer, Emanuel Wurm und Oskar Cohn sowie auf Walther 

Rathenau, den exponiertesten aller jüdischen Minister, verweisen.88 Rosa Lu-

xemburg war am 15. Januar 1919 ermordet worden; Walther Rathenau, der 

kaum sechs Monate zuvor zum Aussenminister ernannt worden war, wurde 

am 25. Juni 1922 umgebracht. 

Rathenaus Mörder – Erwin Kern (24 Jahre alt) und Hermann Fischer (26), 

beide Mitglieder eines Freikorps, das sich Brigade Ehrhardt nannte, und ihre 

Komplizen Ernst Werner Techow (21), dessen Bruder Gerd (16) und Ernst 

von Salomon, ebenfalls ein ehemaliges Freikorpsmitglied – waren, so Salo-

mon, «junge Leute aus guter Familie».89 Bei dem Prozess gegen sie erklärte 

Techow, Rathenau sei einer der Weisen von Zion.90 

Der kanonische Text der Theoretiker der jüdischen Verschwörung, die Pro-

tokolle der Weisen von Zion, wurde um 1895 auf Befehl von Pjotr Ratschkowski, 

dem Leiter des Pariser Büros der zaristischen Geheimpolizei Ochrana, heim-

lich fabriziert.91 Die Protokolle bestanden aus Elementen zweier Werke aus 

den sechziger Jahren des 19. Jahrhunderts, eines französischen, gegen Napo-

leon III. gerichteten Pamphlets und eines deutschen antisemitischen Romans, 

Biarritz, den ein gewisser Hermann Gödsche geschrieben hatte.92 Das ganze 

Gebräu sollte die Ausbreitung des Liberalismus im Russischen Reich be-

kämpfen. Ratschkowski hielt sich lediglich an die reichhaltige Tradition, 

weltweite Verschwörungen den Juden zuzuschreiben. 

Bis zum Ausbruch der Russischen Revolution blieben die Protokolle unbe-

kannt. Doch der Zerfall des zaristischen Regimes und das Verschwinden der 

Romanows und dann der Dynastien der Hohenzollern und der Habsburger 

verliehen diesem mysteriösen Text, der von flüchtenden «Weissen» aus Russ-

land westwärts getragen wurde, auf einmal eine völlig neue Bedeutung. In 

Deutschland, wo Auszüge aus den Protokollen 1919 in der völkischen Publi-

kation Auf Vorposten erschienen, wurden sie jetzt als konkreter Beweis für die 

Existenz dunkler Kräfte betrachtet, die für die Niederlage der Nation im 

Kriege und für das revolutionäre Chaos, die Demütigung und die Verskla-

vung durch die Sieger in der Nachkriegszeit verantwortlich waren. In den 

Jahren vor Hitlers Machtergreifung erschienen 33 deutsche Auflagen, und 

nach 1933 kamen unzählige weitere heraus.93 

Den verschiedenen Versionen der Protokolle, die im Laufe der Jahrzehnte 

in einer Vielzahl von Sprachen erschienen, ist ein im Wesentlichen identischer 
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Kern gemeinsam, der aus angeblichen Gesprächen besteht, welche die «Wei-

sen von Zion» bei 24 Geheimtreffen geführt haben. In naher Zukunft werden 

die Weisen, so geht daraus hervor, vor keinem gewaltsamen Mittel zurück-

schrecken, um die Kontrolle über die Welt zu erlangen. Seltsamerweise ist 

die totale Macht nicht dazu bestimmt, zu einem strengen Despotismus zu 

führen, der nur den Juden nutzen soll. Das höchste Ziel wird als die Etablie-

rung eines gerechten und sozial orientierten Weltregimes beschrieben. Die 

Menschen würden sich über solch eine wohltätige Regierung freuen, und 

ihre Zufriedenheit würde das Fortbestehen des Reiches Zion auf Jahrhun-

derte und Aberjahrhunderte sicherstellen. 

Der letzte Teil der Protokolle liest sich wie ein Rezept für ein totalitäres Uto-

pia – genau das, wonach sich viele in dieser Periode ökonomischer Unsicher-

heit und politischer Krise sehnten. Warum flösste dann dieses Büchlein so 

viel Furcht und Abscheu ein? Der Hass auslösende Effekt der Protokolle be-

ruhte einfach auf dem blossen Gedanken einer jüdischen Herrschaft über die 

christliche Welt. Die Weisen planten die Zerstörung des Christentums. Und 

ebenso war die Zerstörung der traditionellen Eliten und schon allein der Ge-

danke an eine Revolution für die der Ober- und Mittelklasse entstammende 

Mehrheit der Leser der Protokolle schreckenerregend. Eine 1920 erschienene 

amerikanische Ausgabe beispielsweise brachte die Machenschaften der Wei-

sen von Zion ganz eindeutig in Zusammenhang mit der bolschewistischen 

Gefahr.94 

In einem Artikel unter der Schlagzeile «Die jüdische Gefahr, ein beunru-

higendes Pamphlet – Forderung nach Untersuchungen» fragte die Londoner 

Times vom 8. Mai 1920: «Was sind diese ‚Protokolle’? Sind sie echt? Wenn ja, 

welche böswillige Versammlung hat diese Pläne ausgeheckt und sich hä-

misch über ihre Niederschrift gefreut? Sind sie eine Fälschung? Wenn ja, wo-

her kommt der unheimliche Ton der Prophetie, einer Prophetie, die sich zum 

Teil erfüllt hat, zum Teil auf dem Wege der Erfüllung weit fortgeschritten 

ist?»95 Ein Jahr später korrigierte sich die Times und erklärte, die Protokolle 

seien in der Tat eine Fälschung. Dennoch hatte der Artikel vom Mai 1920 auf 

eine Furcht verwiesen, die tief im Innern vieler Menschen verborgen lag: da-

vor, dass sie geheimen Kräften, die im Dunklen lauerten, zum Opfer fallen 

könnten. So verschärften die Protokolle die in jenen Jahren der Krise und der 

Katastrophe vorherrschende Paranoia bis zum äussersten. Wenn die jüdische 

Bedrohung übernational war, dann musste der Kampf gegen sie ebenfalls 

global werden und durfte keine Kompromisse machen. So schien in einer At-

mosphäre, die mit konkreten Bedrohungen und imaginären Vorzeichen auf-

geladen war, der Erlösungsantisemitismus mehr denn je Antworten auf die 

Rätselfragen der Zeit zu bieten. Und für die antijüdischen wahren Gläubigen  



Der Erlösungsantisemitismus 111 

verlangte der endgültige Kampf um Erlösung den bedingungslosen Fanatis-

mus eines Mannes, der den Weg weisen und sie zum Handeln führen konnte. 

V 

«Erschienen sind antisemitische Mittelständler und jüngere Studenten. ... Es 

sprach Herr Adolf Hitler.» Die Münchner Post beschrieb eine im Frühjahr 1920 

abgehaltene Versammlung der ehemaligen Deutschen Arbeiter-Partei (DAP), 

die sich jetzt in NSDAP umbenannt hatte. «[Er benahm] sich mehr wie ein 

Komiker. ... Sein coupletartiger Vortrag enthielt in jedem dritten Satz den Re-

frain: Schuld sind die Hebräer.... Eines ist anzuerkennen: Herr Hitler gestand 

es selbst ein, dass seine Rede von Rassenhass diktiert sei. Als der Redner die 

Frage aufwarf, wie man sich der Juden erwehren solle, gaben Zurufe aus der 

Versammlung die Antwort: ‚Aufhängen! Totschlägen!»96 

Zwar lehnte Hitler in dem (bereits zitierten) Brief an Adolf Gemlich den 

emotionalen Antisemitismus ab und beharrte auf einem rationalen, systema-

tischen Kurs, um die totale Beseitigung der Juden zu erreichen, aber sein ei-

gener Stil in den ersten Jahren seiner antijüdischen Agitation stand den de-

magogischen Techniken anderer völkischer Redner sehr nahe, und seine Ar-

gumente reichten nicht weit über die üblichen völkischen Geschichtsinterpre-

tationen hinaus.97 «Was ist denn aus der Stadt des gutmütigen Wiener gewor-

den?» fragte er am 27. April in einer Rede mit dem Titel «Politik und Juden-

tum», und zur Antwort rief er aus: «Ein zweites Jerusalem!» Der Polizeibe-

richt erwähnt an diesem Punkt «lebhaften Beifall».98 Nichts davon lief jedoch 

auf eine detaillierte Darstellung von Hitlers antijüdischem Glaubensbekennt-

nis hinaus. Ein grösserer Versuch hierzu wurde erstmals am 13. August 1920 

in einer dreistündigen Rede im Münchener Hofbräuhaus gemacht. Das ange-

kündigte Thema lautete: «Warum sind wir Antisemiten?»99 

Gleich zu Anfang erinnerte Hitler seine Hörer daran, dass seine Partei an 

der Spitze eines Kampfes gegen die Juden stehe, der für die Arbeiter und ihre 

grundlegenden Probleme von unmittelbarer Bedeutung sei. Es folgten lange 

Ausführungen über das Wesen schöpferischer Arbeit. Auf umständliche 

Weise vertrat Hitler den Standpunkt, dass Arbeit, nicht als aufgezwungene 

Notwendigkeit, sondern als schöpferische Aktivität betrachtet, zum eigentli-

chen Symbol und zum Wesen der nordischen Rasse geworden sei, wobei ihre 

höchste Form die Errichtung des Staates sei. Das brachte ihn zu «dem Juden» 

zurück. 

Indem er die Bibel, ein Buch, von dem «mindestens eines sicher ist, dass es 

kein Antisemit geschrieben hat», zum Ausgangspunkt seiner Argumentation 

machte, behauptete Hitler, für den Juden sei Arbeit Strafe: 
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Der Jude sei nicht zu schöpferischer Arbeit in der Lage und daher nicht fähig, 

einen Staat aufzubauen. Arbeit sei für ihn nur die Ausbeutung der Leistun-

gen anderer. Ausgehend von diesem Postulat behauptete Hitler dann den 

parasitischen Charakter der jüdischen Existenz in der Geschichte: Durch die 

Jahrtausende hindurch hätten das Leben des Juden und sein rassisches Stre-

ben, die anderen Völker der Erde zu kontrollieren, die parasitische Untermi-

nierung der Lebensmöglichkeiten der Wirtsvölker, die Ausbeutung der Ar-

beit anderer für die eigenen Rasseinteressen des Juden bedeutet. Der absolute 

Charakter des rassischen Imperativs war unbestreitbar, und Hitler stellte ihn 

in absoluten Worten dar: «Und bei dem allen müssen wir sehen, dass es hier 

keine guten und keine bösen Juden gibt, es arbeitet hier jeder ganz genau der 

Bestimmung seiner Rasse entsprechend, denn die Rasse oder wollen wir lie-

ber sagen Nation und was damit zusammenhängt, Charakter usw., liegt, wie 

der Jude selbst erklärt, im Blut, und dieses Blut zwingt jeden Einzelnen, ent-

sprechend diesen Grundsätzen zu handeln.... Er ist ein Jude, er arbeitet nur 

von dem Gedanken durchglüht: Wie bringe ich mein Volk zum Herrenvolk 

empor?»100 

In diesem entscheidenden Augenblick des Kampfes war die nationalsozia-

listische Partei auf den Plan getreten. Eine neue Hoffnung war aufgekom-

men, «dass endlich der Tag kommt, an dem unsere Worte schweigen und die 

Tat beginnt».101 

Wie der Historiker Eberhard Jäckel hervorgehoben hat, erschien der ganze 

Umfang von Hitlers Antisemitismus erst in seinem Buch Mein Kampf 102 in 

dem die volle Gewalt der apokalyptischen Dimension des antijüdischen 

Kampfes ihren Ausdruck fand. Das war möglicherweise ein Ergebnis von 

Hitlers unabhängiger Entwicklung; es war wahrscheinlich das Resultat des 

ideologischen Einflusses von einem Mann, dem Hitler entweder Ende 1919 

oder Anfang 1920 begegnete: dem Schriftsteller, Zeitungsherausgeber, Pam-

phletschreiber, Drogensüchtigen und Alkoholiker Dietrich Eckart. 

Eckarts ideologischer Einfluss auf Hitler und die praktische Hilfe, die er 

ihm zwischen 1920 und 1923 bei mehreren entscheidenden Anlässen zukom-

men liess, sind oft erwähnt worden. Hitler selbst hat Eckarts Wirkung nie 

geleugnet: «Wir sind heute alle einen Schritt weitergekommen, darum mer-

ken wir nicht, was er damals war: ein Polarstern», sagte er von ihm und fügte 

hinzu: «Ich war damals stilistisch noch ein Säugling.»103 Mein Kampf war den 

beim Putsch von 1923 getöteten Kameraden Hitlers und Dietrich Eckart (der 

am Heiligabend 1923 bei Berchtesgaden gestorben war) gewidmet. 

Das berüchtigte «Zwiegespräch» zwischen Eckart und Hitler, Der Bolsche-

wismus von Moses bis Lenin: Zwiegespräch zwischen Adolf Hitler und mir, das 

einige Monate nach Eckarts Tod erschien, wurde von Dietrich Eckart allein 
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und wahrscheinlich sogar ohne Hitlers Wissen geschrieben.104 Für einige Hi-

storiker ist das Zwiegespräch der Ausdruck von Hitlers fundamentaler ideolo-

gischer  Haltung  zur  Judenfrage;105  für  andere  gehört  der  Text  viel  mehr 

Eckarts als Hitlers Denkweise an.106 Doch ganz gleich, wer der Verfasser des 

Pamphlets gewesen sein mag: «Alles, was wir von Eckart und Hitler wissen, 

verleiht dem Dokument Glaubwürdigkeit als eine Darstellung der Beziehung 

und der Ideen, die sie miteinander teilten.»107 

Die Themen des Zwiegesprächs treten ganz deutlich in Mein Kampf zutage, 

wann immer sich Hitlers Rhetorik auf die metahistorische Ebene erhebt. Was 

in dem Zwiegespräch, ja schon allein in seinem Titel, sofort auffällt, ist, dass 

der Bolschewismus nicht mit der Ideologie und der politischen Kraft identi-

fiziert wird, die 1917 in Russland an die Macht kam; vielmehr ist der Bolsche-

wismus das zerstörerische Wirken des Juden durch die Zeitalter hindurch. 

Tatsächlich ist in den frühen Jahren von Hitlers Karriere als Agitator – und 

dazu gehört die Abfassung des Textes von Mein Kampf – der politische Bol-

schewismus, auch wenn er immer als eines der Werkzeuge anerkannt wird, 

die von den Juden zur Erlangung der Weltherrschaft benutzt werden, nicht 

eine von Hitlers zentralen Obsessionen: Er ist ein wesentliches Thema nur 

insofern, als die Juden, von denen er sich herleitet, das wesentliche Thema 

sind. Mit anderen Worten, die revolutionäre Phase von 1919 steht in Hitlers 

Propaganda nicht im Vordergrund. So entspricht die Einschätzung des Na-

tionalsozialismus primär als Panikreaktion auf die Bedrohung durch den Bol-

schewismus, wie sie beispielsweise der Historiker Ernst Nolte vertreten hat, 

nicht dem, was wir über Hitlers frühe Laufbahn wissen. 

Das Zwiegespräch ist von der apokalyptischen Dimension beherrscht, die 

der jüdischen Bedrohung beigemessen wird. Eckarts Pamphlet ist gewiss eine 

der extremsten Darstellungen des Juden als der Kraft des Bösen in der Ge-

schichte. Ganz am Ende des Textes fasst «er» (d.h. Hitler) das letzte Ziel des 

Juden zusammen: «‚Es ist wohl so’ meinte er, ‚wie du [Eckart] einmal ge-

schrieben hast: man kann den Juden nur verstehen, wenn man weiss, wohin 

es ihn letzten Endes drängt. Über die Weltherrschaft hinaus, zur Vernichtung 

der Welt.’»108 Diese Vision eines Weitendes infolge des Wirkens des Juden 

taucht fast Wort für Wort in Mein Kampf wieder auf: «Siegt der Jude mit Hilfe 

seines marxistischen Glaubensbekenntnisses über die Völker dieser Welt, 

dann wird seine Krone der Totentanz der Menschheit sein, dann wird dieser 

Planet wieder wie einst vor Jahrmillionen menschenleer durch den Äther zie-

hen.»109 

Am Ende des zweiten Kapitels von Mein Kampf kommt die berüchtigte 

Glaubensaussage: «So glaube ich heute im Sinne des allmächtigen Schöpfers 

zu handeln: Indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe ich für das Werk des 

Herrn.»110 Bei Eckart und bei Hitler, wie er dann vom Jahre 1924 an sein Glau- 
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bensbekenntnis formulierte, fand der Erlösungsantisemitismus seinen end-

gültigen Ausdruck. 

Manche Historiker haben Hitlers ideologische Auslassungen in ein ge-

schlossenes und äusserst kohärentes System verwandelt, in eine (für sich be-

trachtet) zwingende Weltanschauung; andere haben die Bedeutung der ideo-

logischen Äusserungen, sei es als System oder auch nur als Leitlinien des po-

litischen Handelns, völlig abgetan.111 Hier wird der Standpunkt vertreten, 

dass Hitlers Weltanschauung, wenn auch in sehr allgemeiner Form, auf die 

Ziele seiner Handlungen hindeutete und so etwas wie Leitlinien für konkrete 

kurzfristige politische Initiativen lieferte. Ihre antijüdischen Themen, die in 

Anhäufungen zwanghafter Ideen und Bilder dargeboten wurden, hatten die 

innere Konsequenz von Obsessionen, und zwar der paranoiden Art. In der-

artigen Systemen gibt es per definitionem keine Schlupflöcher. Überdies war 

Hitlers Weltanschauung, obwohl sie völlig auf politische Propaganda und 

politisches Handeln ausgerichtet war, dennoch der Ausdruck eines fanati-

schen Glaubens. Die Kombination von totalem Glauben und einer Sehnsucht 

nach Mobilisierung der Massen und radikaler Aktion führte naturwüchsig 

zur Darstellung der Weltanschauung in einfachen und ständig wiederholten 

Sätzen, für die ein Beweis nicht mittels intellektueller Konstrukte geboten 

wurde, sondern mittels zusätzlicher apodiktischer Erklärungen, die durch ei-

nen ständigen Strom gewaltsamer Bilder und emotional aufgeladener Meta-

phern verstärkt wurden. Ob diese antijüdischen Aussagen originell waren 

oder bloss das Wiederkäuen früherer und gängiger antisemitischer Themen 

(was sie in der Tat waren), ist im Grunde gleichgültig, da ihre Wirkung von 

Hitlers persönlichem Ton und von dem individuellen Stil herrührte, in dem 

er seine metapolitischen und politischen Glaubensvorstellungen präsentier-

te. 

Soll man daher Hitlers antijüdische Obsessionen unter dem Gesichtspunkt 

individueller Pathologie analysieren? Dies ist eine Spur, die häufig verfolgt 

worden ist,112 hier aber nicht aufgenommen wird. Es mag genügen, wenn 

man sagt, dass alle derartigen Interpretationen gewöhnlich äusserst spekula-

tiv und oft reduktionistisch wirken. Überdies gab es ähnliche antijüdische 

Bilder, ähnliche Drohungen und eine ähnliche Bereitschaft zu Gewalt von 

Anfang an bei Hunderttausenden von Deutschen, die der extremen Rechten 

und später dem radikalen Flügel der NSDAP angehörten. Wenn es «Patholo-

gie» gab, dann war sie kollektiv. Mehr als mit der Verfassung eines Individu-

ums müssen wir uns mit der Sozialpathologie von Sekten auseinandersetzen. 

Für eine Sekte ist es allerdings ungewöhnlich, dass sie zu einer modernen 

politischen Partei wird, und für ihren Führer und seine Anhänger ist es noch 

ungewöhnlicher, dass sie ihren ursprünglichen Fanatismus beibehalten, 

wenn sie an die Macht gelangt sind. Dennoch war dies der unwahrscheinli- 
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che Gang der Ereignisse. Und dieser Weg, der in Bereiche unbegreiflichen 

menschlichen Verhaltens führen sollte, hat einen gut dokumentierten An-

fangspunkt, der im vollen Licht der Geschichte vor uns liegt: die Reihen einer 

kleinen extremistischen Partei im Bayern der Nachkriegszeit, die nach dem 

Scheitern ihres 1923 unternommenen Putschversuchs in der neuen Atmo-

sphäre erhöhter politischer Stabilität, wie sie in der deutschen Republik 

herrschte, zur Vergessenheit verurteilt zu sein schien. 

Hitler wiederholte unerbittlich seine Geschichte von dem durch den Juden 

verursachten Untergang und von der Erlösung durch einen totalen Sieg über 

den Juden. Für den künftigen Führer waren die verhängnisvollen Bestrebun-

gen des Juden eine allumfassende verschwörerische Aktivität, die sich durch 

die gesamte Spanne der abendländischen Geschichte zog. Die Struktur von 

Hitlers Erzählung war nicht nur ihrem expliziten Inhalt inhärent; sie war 

auch das Wesen der impliziten Botschaft, die diese Erzählung vermittelte. 

Obwohl Hitler vorgab, eine historische Analyse zu liefern, wurde der Jude in 

seiner Beschreibung enthistorisiert und in ein abstraktes Prinzip des Bösen 

verwandelt, welches einem nicht weniger metahistorischen Widerpart entge-

gentrat, der in seinem Wesen und in seiner Rolle im Laufe der Zeiten genauso 

unwandelbar war: der arischen Rasse. Während der Marxismus den Konflikt 

zwischen sich wandelnden historischen Kräften betonte, wurde im National-

sozialismus und insbesondere in der Weltanschauung Hitlers die Geschichte 

als die Konfrontation eines unveränderlichen Guten mit einem unveränder-

lichen Bösen betrachtet. Das Ergebnis liess sich nur in religiösen Begriffen 

vorstellen: Verdammnis oder Erlösung. 

Hitlers Vision des jüdischen Feindes hatte noch eine weitere Ebene: Der 

Jude war sowohl eine übermenschliche Kraft, welche die Völker der Welt ins 

Verderben trieb, als auch eine untermenschliche Ursache von Ansteckung, 

Zerfall und Tod. Das erste Bild, das der übermenschlichen Kraft, wirft eine 

Frage auf, die sowohl in Mein Kampf als auch in Hitlers Reden unbeantwortet 

bleibt: Warum leisteten die Völker der Welt keinen Widerstand, warum wa-

ren sie jahrhundertelang durch die Machenschaften des Juden in den Unter-

gang getrieben worden, ohne sich erfolgreich zu wehren? Deutlich stellen 

wird sich diese Frage viele Jahre später, in Zusammenhang mit Hitlers 

Reichstagsrede vom 30. Januar 1939, als er die Vernichtung der Juden für den 

Fall «prophezeite», dass sie erneut die Volker Europas in einen Krieg treiben 

sollten. Wie kam es, dass die Nationen der Welt nicht in der Lage waren, die-

sen Machenschaften zu widerstehen? 

Diese Vision beinhaltet eine betäubte, hypnotisierte Masse von Völkern, 

die der jüdischen Verschwörung auf Gedeih und Verderb ausgeliefert sind. 
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Sie sind das hilflose Vieh, das von hohnlachenden jüdischen rituellen 
Schlächtern in den Schlussszenen des Films Der ewige Jude getötet wird, des-
sen Produktion in den Jahren 1939-40 von Goebbels initiiert und überwacht 
wurde. Doch wie Hitler in Mein Kampf ausgiebig zeigte, weicht das Bild einer 
übermenschlichen Kontrolle regelmässig dem zweiten, der Vorstellung von 
untermenschlichen Bedrohungen durch Ansteckung, durch mikrobielle In-
fektion und die Ausbreitung von Pest. Das sind die Scharen von keimtragen-
den Ratten, die dann später in einer der abstossendsten Szenen des Ewigen 
Juden erscheinen. Bilder von übermenschlicher Macht und von untermensch-
licher Pest sind konträre Repräsentationen, aber Hitler schrieb beide ein und 
demselben Wesen zu, so als habe eine unaufhörlich sich wandelnde und un-
aufhörlich ihre Form ändernde Kraft eine ständig die Stossrichtung wech-
selnde Offensive gegen die Menschheit gestartet. 

Viele von den Bildern nicht nur in Hitlers Vision vom Juden, sondern auch 
im Antisemitismus der Nazis allgemein scheinen in solchen beständigen Ver-
wandlungen zu konvergieren. Diese Bilder sind das unverzerrte Echo ver-
gangener Darstellungen des Juden als einer unaufhörlich sich wandelnden 
und unaufhörlich dieselbe bleibenden Gestalt, eines lebenden Toten, entwe-
der gespenstischen Wanderers oder gespenstischen Ghettobewohners. So 
wird die alldurchdringende jüdische Bedrohung tatsächlich formlos und un-
repräsentierbar; als solche führt sie zu dem entsetzlichsten aller Wahnge-
bilde: einer Bedrohung, die überall lauert, die, obwohl sie alles durchdringt, 
eine unsichtbare Trägerin des Todes ist, wie Giftgas, das sich über die 
Schlachtfelder des Weltkriegs legte. 

Die letzte grössere geschriebene Mitteilung von Hitlers antijüdischer Obses-

sion war der zweite Band von Mein Kampf, der 1927 erschien. Ein weiteres 

Buch Hitlers, das 1928 abgeschlossen wurde, blieb Manuskript:113 Es war po-

litisch sicherer, die Gewalttätigkeit der Ansichten des Führers, besonders zu 

internationalen Angelegenheiten, nicht zu offenbaren, da er sich jetzt den An-

schein eines Staatsmanns gab. In seinen Reden dagegen war Hitler weniger 

zurückhaltend. 

In einem Artikel vom 5. November 1925 berichtete die Braunschweigische 

Landeszeitung unter der Schlagzeile «Hitler in Braunschweig» über eine Rede, 

die der NS-Führer auf einer Parteiversammlung in der Konzerthalle der Stadt 

gehalten hatte. Nach Erwähnung einiger der Themen der Rede hiess es in 

dem Bericht: «Dann zog Hitler in der bekannten Form und in der üblichen 

Weise über die Juden her. Man weiss ja, was die Nationalsozialisten gegen 

diese Staatsbürger einzuwenden haben, und man kann es sich deshalb erspa-

ren, darüber zu berichten, was Hitler zu diesem Thema zu sagen hatte.»114 



3. Der Erlösungsantisemitismus 117 

Der Verfasser des Artikels hätte es nicht knapper oder wahrheitsgetreuer 

formulieren können. Eine ähnliche Bemerkung erschien am 5. Mai 1926 in  

dem Bericht der Mecklenburger Nachrichten über eine Rede, die Hitler zwei 

Tage zuvor in Schwerin gehalten hatte.115 Der Hagel von Beleidigungen und 

Drohungen gegen die Juden war eher noch massiver als in der Vergangen-

heit. Zu dieser Zeit fehlt in kaum einer der Reden Hitlers die Art von antise-

mitischer Rhetorik, die in den frühen Reden und in Mein Kampf aufgebaut 

wurde. Es ist, als habe das Scheitern des Putsches von 1923, als habe die In-

haftierung und die zeitweilige Auflösung der NSDAP zu einer gesteigerten 

Wut geführt oder als hätten die Bedürfnisse der politischen Agitation die 

ständige Wiederholung der aggressivsten Parolen verlangt, die sich nur auf-

treiben liessen. Die Börsenjuden und das internationale jüdische Kapital wur-

den Seite an Seite mit blutrünstigen jüdischen Revolutionären ins Feld ge-

führt; die Themen jüdische Rassenschande und jüdische Verschwörung, um 

die Welt zu kontrollieren, wurden den rasenden Gläubigen der Partei mit 

derselben sofortigen Wirkung eingeflösst. Um seinen Attacken Durch-

schlagskraft zu verleihen, benutzte Hitler jeden rhetorischen Trick, selbst die 

ziemlich ungewöhnliche Methode, bekannte jüdische Witze zu erzählen, um 

die Verderbtheit der jüdischen Seele zu veranschaulichen.116 

Doch selbst in der Zeit nach seiner Inhaftierung in Landsberg wusste Hit-

ler, wann immer politische Zweckmässigkeit Vorsicht bei der Verwendung 

grober antijüdischer Ausbrüche gebot, das Thema zu vermeiden. Als er am 

28. Februar 1926 vor dem Hamburger Nationalclub von 1919, einer konser-

vativ-nationalistischen Vereinigung, sprach, unter deren grösstenteils der 

Oberschicht angehörenden Mitgliedern sich eine Reihe ehemaliger hochran-

giger Offiziere befand, vermied er es einfach, die Juden zu erwähnen.117 Man 

wird an die «Zurückhaltung» seiner späteren Rede vor dem Deutschen Indu-

strieclub in Düsseldorf erinnert. Doch was Hitler antrieb, war sein antijüdi-

scher Hass, und was Anstrengung erforderte, war die kalkulierte Zurückhal-

tung. Für Hitler war der Kampf gegen die Juden die unveränderliche Basis 

und der zwanghafte Kern seines Verständnisses von Geschichte, Politik und 

politischem Handeln. 

Manchmal wurde die antijüdische Einstellung in unerwarteter Form neu 

formuliert. So erklärte Hitler einem Polizeibericht zufolge am 18. Dezember 

1926 auf einer Rede in München, «gerade für den Nationalsozialisten habe 

das Weihnachtsfest erhöhte Bedeutung, denn Christus sei der grösste Vor-

kämpfer im Kampfe gegen den jüdischen Weltfeind gewesen. Christus sei 

nicht der Friedensapostel gewesen, den erst die Kirche aus ihm gemacht ha-

be, sondern er sei die grösste Kampfnatur gewesen, die je gelebt hat. Die 

Lehre Christi sei für Jahrtausende grundlegend gewesen für den Kampf ge-

gen den Juden als Feind der Menschheit. Das Werk, welches Christus ange- 
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fangen habe, aber nicht beenden konnte, werde er (Hitler) zu Ende führen. 

Der Nationalsozialismus sei nichts anderes als eine praktische Befolgung der 

Lehre Christi.»118 

Die Reden, die Hitler im entscheidenden Jahr 1932 gehalten hat, liegen bei 

Drucklegung dieses Buches noch nicht publiziert vor, aber die meisten 

Schmähreden der Jahre 1927-31 sind jetzt verfügbar:119 In ihnen herrschte 

weiterhin der antisemitische Hass vor. Manchmal war wie in Hitlers scharfer 

Polemik gegen die Bayerische Volkspartei (BVP) in der Münchener Rede 

vom 29. Februar 1928, nicht sehr lange vor den Reichstagswahlen vom Mai, 

das Gift des Agitators aus den frühen Zwanzigerjahren wieder voll und ganz 

da, und die Juden standen immer im Mittelpunkt, weil die BVP den Antise-

mitismus verworfen hatte. Die Themen waren dieselben; die rhetorischen 

Tricks waren dieselben; die rasenden Reaktionen der Masse waren dieselben: 

Sprecher und Zuhörer dürsteten nach Gewalt – gegen dasselbe Volk, die Ju-

den.120 

Bei den Reichstagswahlen von 1928 errangen die Nationalsozialisten nur 

2,6 Prozent der Stimmen (6,1 Prozent in Bayern, 10,7 Prozent in München): 

Der Durchbruch sollte erst noch kommen. Die antijüdische Agitation ging 

weiter. «Wir sehen», rief Hitler in seiner Rede vom 31. August 1928 aus, «dass 

in Deutschland die Verjudung fortschreitet in der Literatur, beim Theater, in 

der Musik und im Film, dass unsere Ärzteschaft verjudet, unser Richter-

stand, dass an unseren Universitäten immer mehr und mehr Juden auftreten, 

und es wundert mich nicht, dass ein Prolet hergeht und sagt: Was kümmert 

das mich? Verwunderlich ist es, dass es aber nationale bürgerliche Menschen 

gibt, die sagen: Das interessiert uns nicht, diesen Antisemitismus verstehe ich 

nicht. Sie werden ihn verstehen, wenn ihre Kinder unter der Knute des jüdischen 

Aufsichtsbeamten schmachten [Hervorhebung im Original].»121 

Nach dem atemberaubenden Erfolg der NSDAP bei den Wahlen vom Sep-

tember 1930 und während der fast zweieinhalb Jahre, die nun folgten, bis 

Hitler Reichskanzler wurde, tauchte das Thema Juden in seinen Reden zwar 

nicht mehr so häufig auf, aber es verschwand nicht. Und wenn Hitler, wie 

beispielsweise in einer Rede am 25. Juni 1931, von den Juden sprach, dann 

enthielten solche Äusserungen alle unheilverkündenden Vorhersagen der 

früheren Jahre. Im ersten Teil der Rede beschrieb Hitler, wie die Juden die 

germanische Führung in Russland vernichtet und das Land in ihre Gewalt 

gebracht hätten. Bei anderen Nationen spielte sich derselbe Prozess unter 

dem Deckmantel der Demokratie ab. Doch das Finale war direkter und be-

drohlicher: «Die Parteien der Mitte sagen, es bricht alles zusammen, wir er-

klären, was ihr als Zusammenbruch anseht, ist das Werden einer neuen Zeit. 

Nur eine Frage ist gegen diese Zeit: Geht diese Zeit aus vom deutschen Volk 

... oder sinkt diese Zeit hinüber zu einem anderen Volk, wird der Jude tat- 
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sächlich heute der Weltherr, organisiert er sein Leben, wird er in der Zukunft 

die Volker beherrschen, das ist die grosse Frage, die entschieden wird, so 

oder so.»122 

Für den auswärtigen Gebrauch stimmte Hitler einen weit weniger apoka-

lyptischen, weit gemässigteren Ton an. In einem Interview, das er Mitte Ok-

tober 1930 der Londoner Times gab, versicherte er dem Korrespondenten, 

man dürfe ihn nicht mit irgendwelchen Pogromen in Verbindung bringen. Er 

wolle lediglich «Deutschland für die Deutschen»; seine Partei habe nichts ge-

gen «anständige Juden», aber wenn sich die Juden mit dem Bolschewismus 

identifizierten – und dazu neigten viele unglücklicherweise –, dann würde er 

sie als Feinde betrachten.123 Übrigens brachte Hitler in Artikeln, die um die 

gleiche Zeit veröffentlicht wurden, seine Überzeugung zum Ausdruck, dass 

immer wiederkehrende Berichte über die Zunahme des Antisemitismus in 

der Sowjetunion und Interpretationen des Konflikts zwischen Stalin und 

Trotzki als Kampf zwischen einem Antisemiten und einem Juden grundlos 

und absurd seien: «Stalin braucht jedenfalls selbst nicht beschnitten zu sein, 

seine Mitarbeiter bestehen aber zumindest zu neun Zehnteln aus lauter 

waschechten Hebräern. Sein Handeln ist die Fortsetzung der restlosen Ent-

wurzelung des russischen Volkes zu dessen vollkommener Unterwerfung 

unter die Judendiktatur.»124 

Was immer Hitler über die jüdische Diktatur in der Sowjetunion schreiben 

mochte, in Deutschland liessen sich einige Leute durch den scheinbaren ideo-

logischen Wandel, der in dem Tintes-Interview zum Ausdruck kam, täuschen. 

Am 18. Oktober 1930 schrieb Arthur Mahraun, selbst kein Philosemit und der 

Führer des konservativen Jungdeutschen Ordens, der Jugendbewegung der 

neugegründeten Deutschen Staatspartei, in der Zeitschrift seiner Organisa-

tion: «Adolf Hitler hat auf den Antisemitismus verzichtet – das steht nun-

mehr unumstösslich fest. Aber offiziell vorerst nur dem Ausland gegenüber, 

vor allem an die Adresse der Börsenleute der City und Wallstreet. Die natio-

nalsozialistischen Anhänger im Inland jedoch werden weiter mit antisemiti-

schen Phrasen beschwindelt.»125 Liess sich Mahraun wirklich durch Hitlers 

taktische Verlautbarungen in die Irre führen? 

Hitlers teilweise Zurückhaltung in dieser Zeit wurde von seinen Unterge-

benen mehr als wettgemacht.126 Das schlagendste Beispiel war der neue Ber-

liner Gauleiter Joseph Goebbels mit seinem wöchentlich (später täglich) er-

scheinenden Blatt Der Angriff, einer Zeitung, die ihren Namen gewiss ver-

diente: Gegen ihre wichtigste Zielscheibe, die Juden, war sie skrupellos und 

erbarmungslos. Als Symbol für die üblen Machenschaften und den Macht-

missbrauch der Juden wählte Goebbels Dr. Bernhard Weiss, den stellvertre-

tenden Präsidenten der Berliner Polizei, den der Gauleiter «Isidor» nannte. 

Dutzende von Anti-Isidor-Artikeln erschienen vom Mai 1927 (als die Polizei 
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zeitweilig die Nazipartei in Berlin verbot) bis zum Vorabend der Machter-

greifung; zusätzliche Schlagkraft erhielten die Artikel durch die Karikaturen 

Hans Schweitzers (Pseudonym: «Mjölnir»). Ein Band mit den ersten dieser 

Artikel von Goebbels wurde 1928 zusammen mit den Karikaturen als Das 

Buch Isidor veröffentlicht.127 

Am 15. April 1929 richtete Der Angriff seine Aufmerksamkeit auf den un-

erklärten Tod eines kleinen Jungen in der Nähe von Bamberg. Goebbels' Blatt 

erklärte, man könnte wohl aussichtsreich ermitteln, «wenn man sich dazu die 

Frage vorlegen würde, welche in Deutschland befindliche ‚Religionsgemein-

schaft’ schon seit Jahrhunderten im Verdachte steht, dass sich in ihren Reihen 

Fanatiker befinden, die das Blut christlicher Kinder zu rituellen Zwecken ge-

brauchen».128 Ein Berliner Gericht wies die gegen den Angriff erhobene Ver-

leumdungsklage mit dem Argument ab, die Goebbelssche Zeitung habe nicht 

behauptet, die jüdische Gemeinschaft als solche unterstütze Mord, und wenn 

das Wort «Religionsgemeinschaft» in Anführungszeichen gesetzt sei, so be-

deute dies lediglich, dass sich der Verfasser des Artikels nicht sicher sei, ob 

die Juden eine Religionsgemeinschaft seien.129 In den entscheidenden Mona-

ten, die Hitlers Machtergreifung vorangingen, lief die antijüdische Propa-

ganda der Nationalsozialisten ohne Unterbrechung weiter.130 

VI 

Am 19. November 1930 führte das hebräische Theater Habimah im Würzbur-

ger Stadttheater S. Anskis Stück Der Dybbuk auf. Eine Gruppe von Nazis in 

der Menge versuchte erfolglos, die Vorstellung zu unterbrechen. Beim Ver-

lassen des Theaters wurden die vorwiegend jüdischen Zuschauer von den 

Nazis angegriffen, und mehrere Juden wurden schwer verletzt. Als die An-

greifer vor Gericht gestellt wurden, wies der Richter die Anklagen ab und 

behauptete, die Demonstranten hätten «nicht aus gemeiner, niedriger, ver-

brecherischer Gesinnung gehandelt».131 Der Würzburger Bürgermeister er-

klärte, die Polizei habe nicht eingegriffen, weil sie sicher gewesen sei, dass 

die Demonstration «lediglich» das Ziel verfolgt habe, eine Vorstellung zu 

verhindern.132 Zwar waren tätliche Angriffe dieser Art in den Weimarer Jah-

ren nicht häufig, aber ein pogromähnliches antijüdisches Randalieren, das 

am 5. November 1923 im Berliner Scheunenviertel begann, dauerte mehrere 

Tage.133 

Wenn sich auch keine direkte Linie zwischen diesen Entwicklungen und den 

Ereignissen nach 1933 ziehen lässt, sind die hier beschriebenen Trends doch 

Teil eines historisch relevanten Hintergrundes. Trotzdem sollte dieser Blick 
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auf den Antisemitismus nicht zu einer verzerrten Wahrnehmung der deut-

schen Szene – und insbesondere der Lage der Juden in Deutschland – vor 

1933 führen. Der jüdische Einfluss, den die Antisemiten wahrnahmen, war 

ein Mythos, aber für die grosse Mehrheit der Juden in Deutschland eröffnete 

die Weimarer Republik den Weg zu sozialem Fortschritt und sogar zu einer 

bedeutenderen Rolle im deutschen Leben. Das Anwachsen des Antisemitis-

mus war real, aber real waren auch – zumindest eine Zeitlang – eine kraftvolle 

Renaissance der jüdischen Kultur in Deutschland134 und bis zum Einsetzen 

der Krise in den Jahren 1929-30 eine umfassende Anerkennung der Juden im 

liberalen und linken Sektor der deutschen Gesellschaft. Auf der Rechten da-

gegen breitete sich der Antisemitismus immer weiter aus, und in der Schluss-

phase der Republik erzielte er auch ausserhalb der Bereiche der radikalen 

und selbst der traditionellen Rechten Wirkung. 

Keine politische Gruppe teilte die rabiaten antijüdischen Positionen der Na-

tionalsozialisten, aber selbst in den Jahren der Stabilisierung, zwischen 1924 

und 1929, waren extreme antisemitische Themen in der politischen Propa-

ganda des nationalistischen Lagers, insbesondere in der der Deutschnationa-

len Volkspartei (DNVP), deren völkischer Flügel besonders aggressiv war, 

nichts Ungewöhnliches. Ende 1922 verliessen die extremsten antisemitischen 

Reichstagsabgeordneten der DNVP, Wilhelm Henning, Reinhold Wulle und 

Albrecht von Gräfe, die Partei, um ihre eigene politische Organisation zu 

gründen. Doch während der Debatten, die über diese Abspaltung geführt 

wurden, bekräftigte Oskar Hergt, einer der Führer der DNVP und früherer 

Finanzminister von Preussen, gleichwohl, dass der Antisemitismus weiterhin 

eine grundlegende politische Verpflichtung der Partei sei.135 Für den franzö-

sischen Journalisten Henri Béraud, der in den dreissiger Jahren selber ein ex-

tremer Antisemit werden sollte, schien der Judenhass der deutschen Rechten 

völlig ausser Kontrolle zu sein. «Wir können uns in Frankreich gar nicht vor-

stellen», schrieb Béraud 1926 in einem Bericht aus Berlin, «wie der Antisemi-

tismus deutscher Reaktionäre aussehen kann. Er ist weder eine Meinung 

noch ein Gefühl, noch nicht einmal eine körperliche Reaktion. Er ist eine Lei-

denschaft, eine richtige Zwangsvorstellung von Süchtigen, die bis zum Ver-

brechen gehen kann.»136 

Im Jahre 1924 führte der Bankrott der Brüder Heinrich und Julius Barmat, 

zweier polnischer Juden, die sich 1918 in Deutschland niedergelassen hatten, 

zu einer grossangelegten antisemitischen und antirepublikanischen Attacke 

der Rechten. Den Brüdern Barmat wurde vorgeworfen, sie hätten als Gegen-

leistung für verschiedene finanzielle Zuwendungen an sozialdemokratische  
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Politiker Kredite von der staatlich geförderten Postsparkasse erhalten. Ange-

sichts der politischen Verflechtungen der Affäre gelang es den rechtsgerich-

teten Parteien, einen Untersuchungsausschuss einzusetzen, was zum Rück-

tritt mehrerer Minister und Reichstagsabgeordneter sowie zu nachfolgender 

Anklageerhebung gegen sie führte. Doch die Hauptzielscheibe der rechten 

Kampagne war Reichspräsident Friedrich Ebert, dem man vorwarf, er habe 

den Barmats geholfen, eine ständige Aufenthaltsgenehmigung zu erhalten, 

und er habe sogar in den Jahren unmittelbar nach dem Kriege nebenbei bei 

ihren Lebensmitteleinfuhr-Transaktionen mitgemischt.137 Eine ähnliche Si-

tuation gab es 1929 in kleinerem Rahmen bei dem Bankrott der Brüder Skla-

rek.138 Diesmal war der Bürgermeister von Berlin das Hauptopfer, und die 

politische Konsequenz war ein Beitrag zum starken Abschneiden der 

NSDAP bei den örtlichen Wahlen jenes Jahres.139 

Bald beschränkten die politischen Parteien die Anzahl ihrer jüdischen 

Reichstagsmitglieder – mit Ausnahme der Sozialdemokraten, die bis ganz 

zum Schluss auf ihrer Reichstagsliste etwa zehn Prozent Juden behielten. 

Eine bezeichnende Illustration des Sinneswandels findet sich bei der Kom-

munistischen Partei Deutschlands: 1924 waren unter den 64 Reichstagsabge-

ordneten der Partei noch sechs Juden; 1932 war kein einziger mehr übrig.140 

Die Kommunisten zögerten nicht, antisemitische Parolen zu verwenden, 

wenn sie sich von derartigen Parolen Wirkungen bei potentiellen Wählern 

erhofften.141 

Der bedeutsamste politische Ausdruck des allgemeinen Meinungsklimas 

war die Verwandlung der Deutschen Demokratischen Partei (DDP); sie war 

oft als die «Judenpartei» bezeichnet worden, weil Juden unter ihren Grün-

dern eine prominente Stellung einnahmen, weil die Zahl der Juden unter ih-

ren Wählern gross war und weil sie zumindest eine Zeitlang Themen auf-

griff, die mit den Positionen der «jüdischen Presse» identifiziert wurden.142 

Bei den Wahlen vom Januar 1919 bekam die DDP 18,5 Prozent der Stimmen, 

was sie zur erfolgreichsten liberalen Mittelschichtpartei machte.143 Dieser Er-

folg war nicht von Dauer. Gustav Stresemanns DVP attackierte die konkur-

rierende DDP fortwährend als «jüdisch», und infolgedessen ging die DDP 

kontinuierlich zurück. Innerhalb der Partei selbst übten Persönlichkeiten, die 

mit der «liberalen» Rechten verbunden waren, offene Kritik an der Identifi-

zierung der Partei mit jüdischen Wählern und jüdischem Einfluss.144 Im Jahre 

1930 verschwand die DDP als solche; an ihre Stelle trat die Deutsche Staats-

partei. Die Führung dieser Gruppe bestand meistens aus Protestanten, und 

einige ihrer Gliederungen wie etwa die Jugendbewegung Jungdeutscher Or-

den nahmen keine Juden auf. Die Wähler der DDP waren die der Weimarer 

Republik positiv gegenüberstehenden liberalen Mittelklassen gewesen; der 

Wandel im Namen und in der Politik der Partei spiegelte wider, was man in 
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diesen liberalen Kreisen der Mittelklasse als wahltaktisch nützliche Einstel-

lung zum «jüdischen Problem» sah. 

Doch weder die «Entjudung», wie sie die Staatspartei vertrat, noch die 

Feindseligkeit der DVP nutzte diesen Parteien das geringste. Während die 

DDP bei den Wahlen von 1928 25 Sitze errang und die DVP 45, und während 

die DDP bei den Wahlen von 1930 immer noch 20 Sitze bekam und die DVP 

30, schrumpfte die DDP bei den Wahlen vom Juli 1932 auf vier Sitze und die 

DVP auf sieben.145 Der Niedergang der liberalen Parteien in der Weimarer 

Republik ist gründlich analysiert worden, und man hat den ihr zugrundelie-

genden sozialen Wandel genau bestimmt.146 Im Hinblick auf die sich verän-

dernde Lage der Juden in Deutschland bedeutete er, dass ihre wichtigste po-

litische Basis (sieht man von den Sozialdemokraten ab) einfach verschwun-

den war. 

Der «verderbliche» Einfluss von Juden auf die deutsche Kultur war das 

meistverbreitete Thema des Antisemitismus von Weimar. Auf diesem Ter-

rain trafen sich die konservative deutsche Bourgeoisie, die traditionelle aka-

demische Welt, die Mehrheitsmeinung in der Provinz – kurz, alle diejenigen, 

welche «deutsch fühlten» – mit den radikaleren Antisemiten. 

Die Rolle von Juden in der Kultur der Weimarer Zeit – in der modernen 

deutschen Kultur überhaupt – ist sehr eingehend diskutiert worden; und wie 

wir sahen, beschäftigte dieses Thema nicht nur Antisemiten, vielmehr stellte 

es häufig auch eine Quelle des Nachdenkens für Juden selbst, zumindest für 

einige von ihnen, dar. In seinem ersten Buch über dieses Thema hat der Hi-

storiker Peter Gay gezeigt, welche Rolle der frühere «Aussenseiter» (haupt-

sächlich der Jude) in der deutschen Kultur der zwanziger Jahre gespielt 

hat;147 später kehrte er seine Position um und vertrat die Ansicht, objektiv 

gebe es nichts, was jüdische von nichtjüdischen Beiträgen zur deutschen Kul-

tur unterschieden habe, und soweit es insbesondere um den deutschen Mo-

dernismus gehe, seien die Juden weder mehr noch weniger «modern» als ihre 

deutsche Umgebung gewesen.148 

Ein derartiges Herunterspielen der jüdischen Dimension könnte durchaus 

einen Teil des Kontextes verfehlen, der den antisemitischen Schwadroneuren 

der zwanziger Jahre ihre Munition lieferte.149 Die Situation, die beispiels-

weise Istvan Deak in seiner Untersuchung über die Linksintellektuellen von 

Weimar beschreibt, scheint der Realität und ebenso dem, was die allgemeine 

Wahrnehmung war, näher zu kommen. Nach einem Überblick über den be-

herrschenden Einfluss von Juden in der Presse, im Verlagswesen, beim Thea-

ter und beim Film wendet sich Deak der Kunst und der Literatur zu: «Viele 

von Deutschlands besten Komponisten, Musikern, Malern, Bildhauern und  
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Architekten waren Juden. Ihr Anteil an der Literaturkritik und an der Litera-

tur war enorm: praktisch alle grossen Kritiker und viele Romanciers, Lyriker, 

Dramatiker und Essayisten in der Weimarer Republik waren Juden. Eine 

neuere amerikanische Untersuchung hat gezeigt, dass von den 65 führenden 

deutschen ‚Expressionisten’ und ‚Neo-Objektivisten’ 31 Juden waren.»150 

Deaks Darstellung erfordert ihrerseits eine gewisse Differenzierung, denn 

schliesslich wurde die kulturelle Szene in den zwanziger Jahren von solchen 

Gestalten wie Thomas Mann, Gerhart Hauptmann, Bertolt Brecht, Richard 

Strauss und Walter Gropius beherrscht; aber zweifellos wurde im Bewusst-

sein des Mittelschichtpublikums, ob von der extremen oder der gemässigten 

Rechten, alles «Gewagte», «Moderne» oder «Schockierende» mit den Juden 

identifiziert. Als daher im Dezember 1919 kurz nach dem Tode des (nichtjü-

dischen) Frank Wedekind sein «sexuell freizügiges» Stück Schloss Wetterstein 

in München aufgeführt wurde, zögerte die politische Rechte nicht, es als jü-

dischen Schund zu bezeichnen. Die Polizei warnte, die Aufführung des Stü-

ckes würde zu einem Pogrom führen,151 und tatsächlich wurden bei der letz-

ten Vorstellung im Publikum Juden und Menschen, die «jüdisch aussahen», 

zusammengeschlagen.152 In einem Polizeibericht heisst es dazu: «Man kann 

ohne Weiteres verstehen, dass ein Deutscher, der noch einigermassen 

deutsch fühlt und der nicht moralisch und sittlich verdorben ist, die öffentli-

che Darbietung von Stücken Wedekinds mit grösstem Abscheu betrach-

tet.»153 Jüdische Autoren und Künstler waren vielleicht keine extremeren Mo-

dernisten als ihre nichtjüdischen Kollegen, aber der Modernismus als solcher 

gedieh in einer Kultur, in der die Juden eine zentrale Rolle spielten. Für die-

jenigen, die den Modernismus als Ablehnung aller geheiligten Werte und 

Normen betrachteten, waren die Juden die Träger einer massiven Bedro-

hung. 

Bedrohlicher als kulturelle Modernität war jedoch die linksgerichtete Kul-

tur in all ihren Aspekten. Nur wenige Monate nach Kriegsende waren jüdi-

sche Revolutionäre leicht zu findende Zielscheiben der Konterrevolution. 

Nach der Ermordung Rathenaus spielte (mit Ausnahme des sozialdemokra-

tischen Finanzministers Rudolf Hilferding) kein Jude mehr eine nennens-

werte Rolle in der Weimarer Politik. Andererseits waren linke politische, so-

ziale und kulturelle Kritik und Innovation häufig «jüdisch». «Wenn kultu-

relle Beiträge von Juden in einem groben Missverhältnis zu ihrer numeri-

schen Stärke standen», schreibt Deak, «dann war ihre Beteiligung an linksin-

tellektuellen Aktivitäten noch überproportionaler. Sieht man von der ortho-

doxen kommunistischen Literatur ab, in der es eine Mehrheit von Nichtjuden 

gab, dann waren die Juden für einen grossen Teil der linken Literatur in 

Deutschland verantwortlich. Die Weltbühne war in dieser Hinsicht nicht ein-

zigartig; in den anderen linksintellektuellen Magazinen waren Juden die Ver- 
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leger, Herausgeber und zu einem grossen Teil Autoren. Juden spielten eine 

entscheidende Rolle in der Friedensbewegung und in der Frauenbewegung 

sowie in den Kampagnen für sexuelle Aufklärung.»154 

Die Polemik über die Rolle der Juden in der Kulturszene tobte und wurde 

umso bösartiger, je mehr die NS-Bewegung an Stärke zunahm und je näher 

die Republik ihrem Ende kam. Eines der extremsten Foren der Rechten war 

der 1928 gegründete Kampfbund für deutsche Kultur des Nazi-Ideologen 

Alfred Rosenberg; er gewann weitreichenden Einfluss, indem er seine Reihen 

einer Vielzahl von antirepublikanischen, antilinken und antijüdischen Ele-

menten öffnete – von Mitgliedern des Bayreuther Kreises bis zu konservati-

ven Katholiken wie Othmar Spann, von fanatischen antisemitischen Litera-

turspezialisten wie Adolf Bartels bis zu Alfred Heuss, dem Herausgeber der 

Zeitschrift für Musik. Manchmal aber fanden die Debatten in neutralerem Rah-

men statt oder wurden sogar von jüdischen Organisationen initiiert. So lud 

1930 Max Naumanns Verband Nationaldeutscher Juden den rechtsgerichte-

ten Literaturkritiker Paul Fechter zu einem Vortrag über «Die Kunstszene 

und die Judenfrage» ein. Fechter nahm kein Blatt vor den Mund. Er warnte 

seine Zuhörer, der Antigermanismus linker jüdischer Intellektueller sei eine 

wesentliche Quelle des zunehmenden Antisemitismus, und die Deutschen 

würden eine Fortdauer dieses Zustandes nicht lange dulden. Nationale Juden 

und nationale Deutsche, so meinte Fechter, sollten gemeinsam handeln, um 

solchen antinationalen jüdischen intellektuellen Attacken entgegenzutreten. 

Mehr auf Umwegen machte er Andeutungen über die übermässige Präsenz 

von Juden in deutscher Kunst, deutscher Literatur und deutschem Theater. 

Auch dies liess sich, obwohl das nicht ausgesprochen wurde, als eine Quelle 

zunehmender antijüdischer Gefühle verstehen: «Ich fühle mich ... verpflich-

tet, es auszusprechen», erklärte Fechter, «dass eine Menge von deutschen Au-

toren, Malern, Dramatikern heute mit dem Gefühl herumgeht, dass für das 

Deutsche auf den deutschen Bühnen, dem deutschen Buchmarkt, in dem 

deutschen Kunsthandel, wenn überhaupt, viel schwerer Platz zu finden ist 

als für anderes.»155 

Fechters Vortrag wurde 1931 in der Januarausgabe von Rudolf Pechels 

Deutscher Rundschau mit folgendem Kommentar des Herausgebers veröffent-

licht: «Wir geben [den Vortrag] hier wieder, weil er eine der Quellen für das 

schon damals fühlbare, gefährliche Anwachsen des Antisemitismus, das die 

zweite Hälfte dieses Jahres 1930 dann offen erwiesen hat, aufzeigte und Wege 

andeutete, auf denen man dieser Gefahr allein vielleicht noch begegnen 

kann.»156 Es folgte eine erbitterte Auseinandersetzung. In diesem Kontext 

richtete der Romancier Jakob Wassermann, dessen autobiographischer Essay  
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Mein Weg als Deutscher und Jude möglicherweise der stärkste Ausdruck der 

Qual war, die deutsche Juden angesichts der anschwellenden Flut des Anti-

semitismus empfanden, an Rudolf Pechel die Frage: «Helfen Wohlverhal-

tungsmassregeln gegen ‚Juda verrecke’?»157 

Einer der bemerkenswerteren jüdischen Beiträge zu der Debatte war der 

von Arthur Prinz, der 1931 in der Aprilausgabe der Zeitschrift unter dem Ti-

tel «Zur Entgiftung der Judenfrage» erschien. Im Anschluss an die Frage, wa-

rum radikale jüdische Journalisten und Literaten in Deutschland eine derart 

heftige antisemitische Wut provozieren konnten, wagte Prinz eine Antwort, 

die tief in die Beziehungen zwischen Deutschen und Juden eindrang: «Diese 

Sorte Journalismus und Literatur wären unmöglich ohne den tiefen alten 

Mangel an gesundem Staats- und Nationalgefühl in Deutschland, der nach 

dem unglücklichen Ausgang des Krieges verhängnisvoll zu werden droht 

und durch den übersteigerten Nationalismus der äussersten Rechten gewiss 

nicht ‚kompensiert’ wird. Die Agitation entwurzelter deutscher Juden ist Gift 

in einem dafür ganz besonders disponierten Körper, und eben dies ist ein 

Hauptgrund des masslosen Judenhasses.»158 

Betrachtet man die weiteren Bereiche der deutschen Gesellschaft in der 

Phase, in der sie auf den politischen Wendepunkt des Jahres 1933 zusteuerte, 

dann gibt es kein Verfahren, die Stärke ihrer antijüdischen Einstellungen klar 

abzuschätzen. Beispielsweise fand der Jüdische Frauenbund seine Verbün-

deten in dem viel grösseren Bund Deutscher Frauenvereine (BDF) bei ihrem 

gemeinsamen Kampf um feministische Fragen, aber jeder Hinweis auf jüdi-

sche Identität war für die deutsche Frauenorganisation nicht akzeptabler als 

für die umgebende Gesellschaft. Wie es eine Historikerin formuliert, die sich 

mit dem BDF beschäftigt hat, reichten die Einstellungen in diesem Bund «von 

liberaler Ungeduld mit jüdischer Eigenart bis hin zu verdecktem oder offe-

nem Antisemitismus».159 Und was den Charakter dieses Antisemitismus an-

geht, so ist eine seiner nuanciertesten Bewertungen immer noch die plausi-

belste: «Gängiger und verbreiteter als regelrechter Hass auf die Juden oder 

Sympathie für sie war ... ein gemässigter Antisemitismus, jenes unbestimmte 

Gefühl des Unbehagens angesichts von Juden, das nicht annähernd so weit 

ging, ihnen schaden zu wollen, das aber dazu beigetragen haben mag, et-

waige Aversionen, welche die Deutschen sonst gegen die Nazis hätten emp-

finden können, zu neutralisieren.»160 

Anfang August 1932 verhandelte Hitler mit dem Erzintriganten General 

Kurt von Schleicher, der damals noch ein enger Vertrauter von Reichspräsi-

dent Hindenburg war und zu diesem Zeitpunkt noch nicht als kurzzeitiger 

letzter Reichskanzler der Weimarer Republik (November 1932 – 30. Januar 

1933) amtierte, über die Bedingungen für seine Ernennung zum Reichskanz- 
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ler. Am 10. dieses Monats brachen in der Kleinstadt Potempa in Oberschle-

sien fünf SA-Männer bei Konrad Pieczuch, einem prokommunistischen Ar-

beiter, ein und trampelten ihn zu Tode. «Eine derartige Brutalität legte dem 

Weg der Nazis an die Macht erneut ein ernsthaftes Hindernis in den Weg.»161 

Hitler hatte anscheinend geglaubt, ihm würde jetzt die höchste Stellung an-

getragen werden; was Hindenburg vorschlug, als sie schliesslich zusammen-

trafen, war nicht mehr als das Vizekanzleramt. Die Begegnung war kühl ver-

laufen, und im offiziellen Kommuniqué war der NS-Führer abschätzig be-

handelt worden. Hitler war zutiefst gedemütigt und wütend. Genau zu die-

sem Zeitpunkt, am 22. August, verurteilte das Gericht in Beuthen die fünf SA-

Männer zum Tode. Die Verkündung des Urteils führte zu tumultuarischen 

Szenen im Gerichtssaal; draussen wurden jüdische und «sozialistische» Lä-

den angegriffen. Hitler reagierte mit einem Wutausbruch. Er telegraphierte 

an die verurteilten Mörder: «Meine Kameraden! Angesichts dieses ungeheu-

erlichsten Bluturteils fühle ich mich mit Euch in unbegrenzter Treue verbun-

den. Euere Freiheit ist von diesem Augenblick an eine Frage unserer Ehre, 

der Kampf gegen eine Regierung, unter der dieses möglich war, unsere 

Pflicht.»162 

«Die Juden sind schuld», donnerte Goebbels im Angriff: «Die Juden sind 

schuld, die Strafe naht. ... Es wird die Stunde kommen, da der Staatsanwalt 

andere Aufgaben zu erfüllen hat, als die Verräter am Volk vor der Wut des 

Volkes zu beschützen. Vergesst es nie, Kameraden! Sagt es euch hundertmal 

am Tage vor, so dass es euch bis in eure tiefsten Träume verfolgt: Die Juden 

sind schuld! Und sie werden dem Strafgericht, das sie verdienen, nicht ent-

gehen.»163 

In einem Augenblick totaler Frustration hatte Hitler seine sorgsam aufge-

baute Fassade der Respektabilität aufgegeben und einer erbarmungslosen 

und mörderischen Wut freien Lauf gelassen. Dennoch sprach er sich in diesen 

selben Wochen im Sommer und Herbst 1932 weiterhin gegen die Anwen-

dung von Gewalt zum Sturz des Regimes aus, und er verhandelte und la-

vierte weiter, um sein Ziel zu erreichen.164 Was hier mit unheimlicher Klarheit 

zum Vorschein kommt, ist eine Persönlichkeit, in der kalte Berechnung und 

blinde Wut koexistierten und nahezu gleichzeitig Ausdruck finden konnten. 

Fügt man ein drittes Ingrediens – Hitlers ideologischen Fanatismus – hinzu, 

dann ergibt sich die Möglichkeit eines Einblicks in das psychologische Ge-

füge, das zu den entscheidendsten Entschlüssen des NS-Führers führte, auch 

im Hinblick auf die Juden. 

Ideologischer Fanatismus und pragmatische Berechnung standen bei Hit-

lers Entscheidungen ständig in Wechselwirkung zueinander. Die ideologi-

sche Obsession war unerschütterlich, aber taktische Erwägungen waren nicht 

weniger zwingend. Manchmal jedoch brach sich – von einem Hindernis, ei- 
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ner Bedrohung, einer Niederlage ausgelöst – das dritte Element, die ungezü-

gelte Wut, Bahn und fegte alle praktischen Erwägungen beiseite. Dann ex-

plodierte, von der Gewalt des ideologischen Fanatismus gespeist, der mör-

derische Zorn in einem grenzenlosen Drang nach Zerstörung und Tod. 



4. 

Das neue Ghetto 

I 

«Zelle 6: ca. 5 m hoch, Fenster ca. 40 x 70 cm in 4 Meter Höhe, dadurch Ein-

druck eines Kellerraumes.... Holzpritsche mit Strohsack und 2 Decken, Holz-

schemel, Wasserkanne, Schüssel, Seife, Handtuch. Kein Spiegel, keine Zahn-

bürste, kein Kamm, keine Bürste, kein Tisch, kein Buch vom 12. Januar [1935] 

bis zu meinem Weggang am 18. September; keine Zeitung vom 12. Januar bis 

17. August; kein Bad und keine Brause vom 12. Januar bis 10. August; kein 

Verlassen der Zelle, abgesehen von Verhören, vom 12. Januar bis 1. Juli. Ar-

rest in dunkler Zelle vom 16. April bis 1. Mai, dann vom 15. Mai bis 27. Au-

gust, also 119 Tage.»1 

Dies schrieb der Würzburger Weinhändler Leopold Obermayer über seine 

erste Haftzeit in Dachau in einem siebzehnseitigen Bericht vom 10. Oktober 

1935, den er an seinen Rechtsanwalt hinausschmuggeln konnte. Das Schrift-

stück wurde von der Gestapo beschlagnahmt und nach dem Kriege in deren 

Würzburger Akten gefunden. Obermayer hatte als Jurist in Frankfurt promo-

viert; er war praktizierender Jude und Schweizer Bürger. Am 29. Oktober 

1934 hatte er sich bei der Würzburger Polizei darüber beklagt, dass seine Post 

geöffnet wurde. Zwei Tage später wurde er, nachdem man ihn auf das Poli-

zeipräsidium vorgeladen hatte, verhaftet. Von da an wurde er zu einem be-

sonderen Fall für den örtlichen Gestapochef Josef Gerum, einen «alten Nazi-

kämpfer», der selbst unter seinen Kollegen einen schlechten Ruf hatte. Gerum 

warf Obermayer vor, er verbreite Anschuldigungen gegen das neue Regime. 

Kurz darauf fand man in Obermayers Bankschliessfach Nacktfotos von sei-

nen Liebhabern. Ein Jude und dazu ein Homosexueller: das war für Gerum 

allerdings ein lohnender Fang. 

In seinem Bericht kommt Obermayer viele Male auf den grenzenlosen 

Hass zu sprechen, den seine Peiniger auf die Juden hatten; sie versicherten 

ihm, er werde niemals freigelassen werden, und versuchten, ihn zum Selbst-

mord zu treiben. Warum brachten sie ihn nicht um? In ihrer Darstellung von 

Obermayers Geschichte geben Martin Broszat und Elke Fröhlich dafür keine 

eindeutige Erklärung; es sieht jedoch so aus, als sei die Ermordung eines 

Schweizer Bürgers, auch wenn er Jude war, im Jahre 1935 noch nicht leichthin 

vollzogen worden, umso mehr, als das Schweizer Konsulat in München und 



130 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

später die Gesandtschaft in Berlin von der Inhaftierung Obermayers wussten; 

insbesondere das Justizministerium war wegen der Möglichkeit einer 

schweizerischen Intervention besorgt.2 

Beim Verhör wurde Obermayer dazu gedrängt, Einzelheiten über seine 

Liebhaber preiszugeben; er weigerte sich und wurde zusammengeschlagen. 

Am 15. Mai, als er erneut zum Verhör ins Büro des Lagerkommandanten ge-

führt wurde, fragte er einen SS-Mann namens Lang, der eben gerade damit 

gedroht hatte, ihn zu erschiessen, ob er denn gar kein Gefühl hätte. Lang ant-

wortete, nein, für Juden hätte er keines. Obermayer beschwerte sich beim 

Kommandanten, SS-Oberführer Deubel, über seine Behandlung. «Da sagte 

der SS-Truppführer, der am Fenster stand: ‚Sie sind ja auch kein Mensch, son-

dern ein Tier!’ Ich sagte resp. begann den Satz: ‚Auch Friedrich der Grosse ...’ 

Bevor ich noch weitersprechen konnte, bekam ich von diesem Truppführer 

einen Faustschlag ins Gesicht, dass mein mittlerer Zahn im Oberkiefer sich 

lockerte und ich aus Mund und Nase zu bluten anfing. Auch Lang schlug 

wieder auf mich ein. Der Truppführer: ‚Sie Judenschwein, wollen sich mit 

Friedrich dem Grossen vergleichen!‘ Die weitere Vergeltung folgte auf dem 

Fusse: unbeleuchtete Zelle, kein Strohsack auf der Holzpritsche, die Arme 

hinter dem Rücken zusammengebunden, die Handschellen bis zu 36 Stunden 

nicht geöffnet, so dass Obermayer, wie er schrieb, sein Bedürfnis in der Hose 

verrichten musste.3 

Mitte September 1935 wurde Obermayer von Dachau in ein gewöhnliches 

Gefängnis in Ochsenfurt verlegt, wo ein gerichtliches Verhör stattfinden soll-

te. In der Zwischenzeit war Obermayers Rechtsanwalt Rosenthal, ein Jude, 

ebenfalls verhaftet worden, und in seinem Haus fand Gerum den belasten-

den Bericht über Obermayers Haftbedingungen in Dachau. Rosenthal wurde 

freigelassen und verliess später Deutschland: Seine Frau hatte Selbstmord be-

gangen. Das Gericht in Ochsenfurt behielt Obermayer nicht lange. Auf Ge-

rums Drängen wurde der jüdische Homosexuelle am 12. Oktober 1935 wie-

der nach Dachau gebracht.4 Obermayer wird uns im Folgenden noch begeg-

nen. 

Zu dieser Zeit erlebten Deutschland und die Welt eine dramatische Konsoli-

dierung der Macht Hitlers im Inland und auf internationaler Ebene. Die Er-

mordung von Ernst Röhm und anderen SA-Führern im Juni 1934, in der be-

rüchtigten Nacht der langen Messer, beseitigte selbst die entfernteste Mög-

lichkeit einer alternativen Machtbasis innerhalb der Partei. Unmittelbar nach 

Hindenburgs Tod machte die Ernennung Hitlers zum Führer und Reichs-

kanzler ihn zur einzigen Quelle der Legitimität in Deutschland. 1935 er-

reichte Hitlers Popularität neue Höhen: Am 13. Januar stimmte eine überwäl- 
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tigende Mehrheit der Saarbevölkerung für die Rückkehr des Gebietes ins 

Reich. Am 16. März wurden die allgemeine Wehrpflicht und die Gründung 

der Wehrmacht verkündet. Keine fremde Macht wagte es, auf diese massiven 

Brüche des Versailler Vertrages zu reagieren; die gemeinsame Front gegen 

Deutschland, die Grossbritannien, Frankreich und Italien im April 1935 in 

Stresa gebildet hatten, um die Unabhängigkeit Österreichs gegen jeden An-

nektionsversuch Deutschlands zu verteidigen und den Status quo in Europa 

zu bewahren, war schon im Juni zerbröckelt, als die Briten ein separates Flot-

tenabkommen mit Deutschland unterzeichneten. Am 17. März dieses Jahres 

war Hitler in München gewesen, und ein Bericht für die illegale Sozialdemo-

kratische Partei fing die allgemein herrschende Stimmung lebendig ein: 

«Begeisterung am 17. März ungeheuer. Ganz München war auf den Bei-

nen. Man kann ein Volk zwingen zu singen, aber man kann es nicht zwingen, 

mit solcher Begeisterung zu singen. Ich habe die Tage von 1914 miterlebt und 

kann nur sagen, die Kriegserklärung hatte auf mich nicht den Eindruck ge-

macht wie der Empfang Hitlers am 17. März. ... Das Vertrauen in politisches 

Talent und ehrlichen Willen Hitlers wird immer grösser, wie überhaupt Hit-

ler wieder im Volk ausserordentlich an Boden gewonnen hat. Er wird von 

vielen geliebt.»5 

Zwischen 1933 und 1936 wurde so etwas wie eine Balance zwischen dem 

revolutionär-charismatischen Impuls des Nazismus und den autoritär-kon-

servativen Tendenzen des deutschen Staates vor 1933 gewahrt: «Die Verbin-

dung des autoritären Regierungssystems mit der Massenbewegung des Na-

tionalsozialismus schien trotz zahlreicher Friktionen in wesentlichen Punkten 

geglückt, damit aber auch die Unzulänglichkeit des obrigkeitsstaatlichen Sy-

stems überwunden», schrieb Martin Broszat.6 In diesem zeitweiligen Bündnis 

war Hitlers Rolle entscheidend. Für die traditionellen Eliten wurde der neue 

«Glaube an den Führer» mit der Autorität des Monarchen in Verbindung ge-

bracht. Grundlegende Elemente des kaiserlichen Staates und des nationalso-

zialistischen Regimes wurden in der Person des neuen Führers verknüpft.7 

Ein derartiger «Glaube an den Führer» führte auf Seiten der Gliederungen 

von Staat und Partei ganz von selbst zu einem Drang nach Aktion in Über-

einstimmung mit den von Hitler erlassenen allgemeinen Richtlinien, ohne 

dass es ständig spezifischer Befehle von ihm bedurfte. Die Dynamik dieser 

Interaktion zwischen Basis und Spitze wurde, wie der britische Historiker Ian 

Kershaw ausgeführt hat, «in den Empfindungen einer routinemässigen Rede 

eines Nazifunktionärs aus dem Jahre 1934 geschickt eingefangen»: 

«‚Jeder, der Gelegenheit gehabt hat, es zu beobachten, weiss, dass der Füh-

rer kaum von oben alles diktieren kann, was er früher oder später zu verwirk-

lichen gedenkt. Im Gegenteil, bisher hat jeder, der im neuen Deutschland ei- 
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nen Posten hat, am besten gearbeitet, wenn er sozusagen dem Führer zuge-

arbeitet hat. Sehr oft und in vielen Bereichen ist es – auch schon in früheren 

Jahren – so gewesen, dass Einzelne einfach auf Befehle und Anweisungen 

gewartet haben. Unglücklicherweise wird dasselbe auch in Zukunft gelten; 

doch tatsächlich ist es die Pflicht jedes Einzelnen, dass er dem Führer in der 

Weise, die dieser sich wünschen würde, zuzuarbeiten versucht. Jeder, der 

Fehler macht, wird das bald genug merken. Doch wer wirklich dem Führer 

nach seinen Richtlinien und auf sein Ziel hin zuarbeitet, wird gewiss sowohl 

jetzt als auch in Zukunft eines Tages den schönsten Lohn in Gestalt der plötz-

lichen juristischen Bestätigung seiner Arbeit empfangen.‘»8 

So glaubte die Mehrheit einer Gesellschaft, die sich eben gerade aus Jahren 

der Krise herausarbeitete, dass das neue Regime Lösungen böte, die auf un-

terschiedliche, aber miteinander verknüpfte Weise Antworten auf die Ambi-

tionen, die Ressentiments und Interessen ihrer verschiedenen Sektoren geben 

würden. Dieser Glaube überlebte die Schwierigkeiten der Frühphase (wie 

etwa die immer noch schleppend funktionierende Wirtschaft) auf Grund ei-

nes neuen Zielbewusstseins, einer Reihe von Erfolgen auf der internationalen 

Bühne und vor allem eines unerschütterlichen Glaubens an den Führer. Als 

eine seiner Folgeerscheinungen brachte jedoch eben dieser Glaube eine weit-

verbreitete Zustimmung, ob passiv oder nicht, zu den Massnahmen gegen 

die Juden mit sich: Mitgefühl mit den Juden hätte ein gewisses Misstrauen 

gegen die Richtigkeit von Hitlers Weg bedeutet, und viele Deutsche hatten 

sich mit ihren individuellen und kollektiven Prioritäten in dieser Hinsicht 

endgültig festgelegt. Dasselbe gilt im Hinblick auf den anderen zentralen 

Mythos des Regimes, den der Volksgemeinschaft. Die Volksgemeinschaft 

schloss die Juden ausdrücklich aus. Zur Volksgemeinschaft zu gehören hiess, 

die Ausschliessungen anzuerkennen, die sie verfügte. Mit anderen Worten, 

eine Treue zu «positiven» Dogmen des Regimes, zu mobilisierenden Mythen 

wie dem Mythos vom Führer und dem von der Volksgemeinschaft genügte, 

um explizite Einwände gegen antijüdische Massnahmen (und andere Verfol-

gungsaktivitäten des Regimes) zu untergraben. Doch wie wir sehen werden, 

gab es trotz dieser allgemeinen Trends Abstufungen in den Einstellungen der 

deutschen Gesellschaft zu den «Aussenseitern» in ihrer Mitte. 

Hitlers taktische Mässigung bei jeder Frage, die negative wirtschaftliche 

Konsequenzen haben konnte, zeigt seine bewusste Orientierung an den kon-

servativen Verbündeten. Wenn es aber um symbolische Äusserungen von 

antijüdischem Hass ging, liess sich der NS-Führer nur mit Mühe zurückhal-

ten. Im April 1935 erkundigte sich Martin Bormann, damals Stabschef von 

Rudolf Hess, ob Hitler den Wunsch hätte, die antijüdischen Plakate zu besei-

tigen, die überall im Reich aus dem Boden schossen. Hitlers Adjutant Fritz 
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Fritz Wiedemann teilte Bormann mit, der Führer sei dagegen, sie zu beseiti-

gen.9 Bald kam die Sache wieder auf den Tisch, als sich Oswald Leewald, der 

Präsident des Deutschen Olympischen Komitees, darüber beklagte, dass die-

se Schilder an solchen grossen olympischen Stätten wie Garmisch-Partenkir-

chen zu fortwährender antijüdischer Agitation beitrügen. Von den Olympi-

schen Spielen wird später noch die Rede sein, aber im Hinblick auf die anti-

jüdischen Bekanntmachungen weigerte sich Hitler zunächst, gegen die Initia-

tiven der örtlichen Parteichefs vorzugehen; erst als ihm gesagt wurde, dass 

sie der Winterolympiade schweren Schaden zufügen könnten, gab er doch 

den Befehl, die anstössigen Schilder zu entfernen.10 Schliesslich wurde eine 

umfassende Kompromisslösung gefunden. Am 11. Juni 1935 ordnete das Pro-

pagandaministerium an, angesichts der bevorstehenden Olympiade sollten 

Schilder wie die mit der Aufschrift «Juden unerwünscht» stillschweigend 

von Hauptstrassen entfernt werden.11 Das war vielleicht zu viel verlangt, 

denn wenige Tage vor dem Beginn der Winterolympiade erliess das Büro von 

Hess die folgende Verfügung: «Um bei Besuchern aus dem Ausland einen 

schlechten Eindruck zu verhindern, sollen Schilder mit extremem Inhalt ab-

genommen werden; es genügen Schilder wie: ‚Juden sind hier uner-

wünscht‘.»12  

II 

Am 1. Januar 1935 erhielt Hugo Loewenstein, ein jüdischer Kaufmann aus 

Tübingen, «im Namen des Führers und Reichskanzlers» eine Medaille für 
seinen Dienst im Ersten Weltkrieg.13 Dieselbe Auszeichnung wurde Ludwig 

Tannhauser, einem jüdischen Geschäftsmann aus Stuttgart, noch am 1. Au- 

gust 1935 verliehen.14 Doch fast anderthalb Jahre zuvor, am 28. Februar 1934, 

hatte Reichswehrminister Werner von Blomberg angeordnet, dass der Arier-

paragraph auf das Militär anzuwenden sei.15 Als im März 1935 die Wehr- 

macht gegründet wurde, richteten «nationale» Juden Eingaben an Hitler, um 

das Recht zu erhalten, in den neuen Streitkräften zu dienen.16 Es nützte 

nichts: Am 21. Mai wurde Juden der Militärdienst offiziell verboten.17 

«Mischlingen ersten und zweiten Grades» (diese Kategorien waren im 

Reichswehrministerium schon vor den Nürnberger Gesetzen in Gebrauch ge-

wesen) konnte es jedoch gestattet werden, im Sinne einer individuellen Aus-

nahme in den Streitkräften zu dienen.18 

Früher hatte die Armee versucht, jüdischen Offizieren, die entlassen wur-

den, zu helfen. Am 16. Mai 1934 hatte sich ein Mitglied des Stabes der Reichs-

wehr an einen chinesischen Diplomaten in Berlin gewandt und ihm den Vor-

schlag unterbreitet, die chinesische Armee möge Stellen für einige der jünge- 
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ren jüdischen Reichswehroffiziere finden. Legationssekretär Tan brachte sein 

persönliches Interesse an der Idee zum Ausdruck, war aber skeptisch, was 

die Durchführung anging: Funktionäre der NSDAP hatten bereits Fühlung 

mit der chinesischen Regierung aufgenommen, um sie von der Einstellung 

deutsch-jüdischer Offiziere mit der Begründung abzubringen, Juden seien 

für das deutsche Volk nicht repräsentativ und das Deutsche Reich werde da-

her von ihrem Wirken im Ausland keinen Nutzen haben.19 

Goebbels konnte hinter dem Militär nicht weit zurückstehen. Weniger als 

einen Monat nach Blombergs Anordnung, am 24. März 1934, verkündete der 

Propagandaminister, prinzipiell würden alle Juden von der Mitgliedschaft in 

der Reichskulturkammer ausgeschlossen werden. Die Vorbereitungen be-

gannen sofort, und Anfang 1935 wurde mit der Entlassung der verbliebenen 

jüdischen Mitglieder der verschiedenen Einzelkammern begonnen.20 Am 15. 

November 1935 auf der Jahrestagung in Berlin konnte Goebbels – wie man 

sehen wird, etwas verfrüht – verkünden, die Reichskulturkammer sei jetzt 

«judenfrei».21 

Die Erbarmungslosigkeit der Bemühungen zur Ausgrenzung der Juden 

war unverkennbar. Ideologisch gesehen war die entscheidendste Sphäre die 

der physischen – d.h. biologischen – Absonderung; lange vor der Nürnberger 

Gesetzgebung wurden Mischehen und sexuelle Beziehungen zwischen Deut-

schen und Juden zur Zielscheibe unablässiger, häufig gewaltsamer Angriffe 

durch die Partei. An der Spitze dieser Kampagne stand die Parteipresse, und 

der Strom antijüdischer Beschimpfungen, den ein Blatt wie Streichers Stür-

mer verbreitete, blieb nicht ohne Wirkung. Andererseits standen jedoch im 

Widerspruch zur Hauptstossrichtung der Parteiagitation einige Bevölke-

rungsgruppen nicht nur der antijüdischen Gewalttätigkeit ablehnend gegen-

über und zögerten, ihre wirtschaftlichen Beziehungen zu Juden zu lösen, son-

dern sie zeigten bisweilen sogar Mitgefühl mit den Opfern. Abgesehen von 

derartigem Zögern, die Juden vollkommen abzusondern, stiess die «Säube-

rung» verschiedener Bereiche des deutschen Lebens von jeder Spur von jü-

discher Präsenz auf unzählige andere Schwierigkeiten. So verblieben in die-

ser Frühphase des Regimes Juden auf die eine oder andere Weise immer noch 

in verschiedenen Bereichen des deutschen Lebens, auch wenn sich ihre Lage 

infolge der Parteiagitation im Frühjahr und Sommer 1935 verschlechterte. 

Der Begriff Rasse als solcher, definiert als eine Reihe gemeinsamer physischer 

und seelischer Merkmale, die innerhalb einer Gruppe durch die Kraft der 

Tradition oder sogar auf irgendeine biologische Weise weitergetragen wer-

den, war von Juden selbst verwendet worden, angefangen von Moses Hess 

bis hin zu Martin Buber, insbesondere in Bubers 1911 gehaltenen Prager Vor- 
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trägen, die als Drei Reden über das Judentum veröffentlicht wurden. Dieser Be-

griff war im Nachkriegsdeutschland nicht verschwunden. So betonte Ludwig 

Holländer, der Direktor des Central-Vereins, im Februar 1928 in einer Rede 

über die Probleme, vor denen die deutschen Juden standen, die Juden seien 

infolge ihrer gemeinsamen Abstammung seit biblischen Zeiten eine Rasse ge-

wesen, äusserte dann freilich Zweifel, ob sich der Rassenbegriff auf den mo-

dernen Juden anwenden lasse, und fuhr dennoch fort: «Die Herkunft bleibt, 

d.h. die rassischen Merkmale sind immer noch vorhanden, wenn auch durch 

die Jahrhunderte abgeschwächt; sie sind in äusseren wie in seelischen Zügen 

vorhanden.»22 1932 kam es zu einer heftigen inner jüdischen Kontroverse um 

die Veröffentlichung eines Büchleins des zionistischen Autors Gustav Kro-

janker mit dem Titel Zum Problem des neuen deutschen Nationalismus. Nach 

Krojankers Ansicht sollte die zionistische Revolte gegen den Liberalismus, 

die auf einen Willen reagierte, der von den Geboten des Blutes geweckt wor-

den war, ein tiefes Verständnis für die politischen Entwicklungen in Deutsch-

land ermöglichen.23 

Solche recht extremen Positionen waren die einer kleinen Minderheit, aber 

sie zeigen den Einfluss des völkischen Denkens auf einige deutsche Juden.24 

Hier und da plädierten einige jüdische Stimmen sogar für «Rassereinheit des 

jüdischen Stammes» und für Untersuchungen nach den Regeln der «Rassen-

forschung» zur Gewinnung von umfassenderen und genaueren Informatio-

nen über «das Ausmass der Vermischung zwischen Juden und Christen [sic], 

also zwischen Angehörigen der semitischen und der arischen Rasse».25 Doch 

in diesen verschiedenen Aussagen schwang weder der Gedanke einer auf 

biologischen Kriterien beruhenden rassischen Hierarchie noch der eines 

Kampfes zwischen Rassen mit. 

Es sieht so aus, als habe es jedenfalls zunächst in der Partei einen weitver-

breiteten Glauben gegeben, dass es möglich sein werde, wissenschaftliche 

Rassenkriterien zur Identifizierung des Juden zu entdecken. So machte Wil-

helm Frick in einem Brief vom 1. September 1933 an den badischen Innenmi-

nister (mit Durchschrift an alle zuständigen Behörden im Reich) deutlich, 

dass für die Identifizierung des Nichtariers nicht die Religion der Eltern oder 

Grosseltern massgeblich war, sondern «die Abstammung, die Rasse, das 

Blut». Das bedeutete, dass sich, selbst wenn die religiöse Zugehörigkeit der 

Eltern oder Grosseltern nicht jüdisch war, ein anderes Kriterium finden 

liess.26 Dies war die Denkrichtung, die den Jenaer Rassenanthropologen Hans 

F. K. Günther bei seinem Versuch leitete, verschiedene äusserliche physische 

Merkmale des Juden zu identifizieren, wie sie auch seinen Leipziger Kollegen 

Paul Reche dazu veranlasste, seine jahrelange Forschung über rassisch deter-

minierte Blutgruppen zu betreiben. Doch selbst Reche musste einräumen,  
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dass «bei den Juden keine bestimmte Blutgruppe typisch war».27 Dieses 

Scheitern wurde zwar bald von den meisten NS-Wissenschaftlern erkannt,28 

aber es schreckte Publikationen, die sich auf Popularisierung von Wissen-

schaft spezialisierten, nicht davon ab zu verkünden, an dieser Front seien wie 

an allen anderen entscheidende Durchbrüche erzielt worden. 

In der Ausgabe der Volksgesundheitswacht vom Oktober 1934 offerierte ein 

Doktor Stähle «neue Forschungsergebnisse» zum Thema «Blut und Rasse». 

Er verfolgte einige Krankheiten, die speziell Juden zugeschrieben wurden 

(mit dem ironischen Kommentar, dies seien «Speicherungskrankheiten»), 

wobei er sich vorwiegend auf die Arbeiten eines Leningrader «Wissenschaft-

lers» namens E.O. Manoiloff bezog. Dieser Russe behauptete, er könne mit-

tels einer chemischen Untersuchungsmethode mit einer Genauigkeit von 90 

Prozent jüdisches von russischem Blut unterscheiden. Stähle vermittelte sei-

nen Lesern angemessene Begeisterung: «Bedenken Sie, was es in der letzten 

Konsequenz für uns bedeuten würde, den Nichtarier mit dem Reagenzglas 

festlegen zu können. Da hilft dann keine Tarnung mehr, keine Taufe, kein 

Namens wechsel, kein Staatsbürgerrecht, ja nicht einmal mehr eine wohlge-

lungene Nasenoperation. Das Blut kann man nicht wechseln.»29 Stähle war 

Vorsitzender der regionalen medizinischen Gesellschaft in Württemberg.30 

Ungeachtet des Optimismus Stähles blieben biologische Kriterien zur De-

finition des Juden ungreifbar, und die Nationalsozialisten mussten ihren 

Kreuzzug zur rassischen Reinigung des Volkes auf der Basis der religiösen 

Zugehörigkeit von Eltern und Grosseltern starten. 

Fast drei Jahre vor Hitlers Machtergreifung hatten die Nationalsozialisten 

ohne Erfolg eine Änderung des Gesetzes zum Schutze der Republik gefor-

dert, mit der «Rassenverrat» als ein Verbrechen definiert werden sollte, das 

mit Gefängnis oder sogar mit der Todesstrafe zu ahnden war. Dieses Verbre-

chens machte sich schuldig, «wer durch Vermischung mit Angehörigen der 

jüdischen Blutsgemeinschaft oder farbiger Rassen zur rassischen Verschlech-

terung und Zersetzung des deutschen Volkes beiträgt oder beizutragen 

droht».31 

Im September 1933 machten in einer Denkschrift mit dem Titel «National-

sozialistisches Strafrecht» der preussische Justizminister Hans Kerrl und sein 

Unterstaatssekretär Roland Freisler der Partei den Vorschlag, Ehen und 

aussereheliche sexuelle Beziehungen zwischen «Deutschblütigen» und «An-

gehörigen fremder Blutsgemeinschaften» ebenso zu bestrafen wie «Verlet-

zung der Rassenehre» und «Rassengefährdung».32 Zum damaligen Zeit-

punkt wurde diesen Vorschlägen nicht nachgegangen. Nach der Etablierung 

des neuen Regimes begann sich die Situation jedoch de facto zu ändern. In 

zunehmendem Masse griffen Beamte auf das Gesetz zur Wiederherstellung 

des Berufsbeamtentums zurück, um auf der Grundlage der «allgemeinen na- 
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tionalen Prinzipien» dieses Gesetzes den Vollzug von Trauzeremonien zwi-

schen Juden und «Deutschblütigen» zu verweigern.33 Der Druck nahm der-

massen zu, dass Frick am 26. Juli 1935 verkündete, da in naher Zukunft eine 

offizielle Behandlung der juristischen Gültigkeit von «Ehen zwischen Ariern 

und Nichtariern» bevorstehe, sollten derartige Ehen «bis auf Weiteres ver-

schoben» werden.34 

Die Verweigerung des Vollzugs von Trauungen war ein leichtes im Ver-

gleich zu der anderen «logischen» Schlussfolgerung, die sich aus der Situa-

tion ergab: der Auflösung existierender Mischehen. Das Bürgerliche Gesetz-

buch gestattete die Ehescheidung auf Grund von Verfehlungen eines der bei-

den Partner, aber es war schwierig, die Zugehörigkeit zu einer bestimmten 

Rasse mit dem Begriff Verfehlung gleichzusetzen. 

Paragraph 1333 des Bürgerlichen Gesetzbuches sah jedoch vor, dass eine 

Ehe angefochten werden konnte, wenn ein Verlobter bei der Eheschliessung 

in Unkenntnis von «persönlichen Eigenschaften» oder Umständen gewesen 

war, welche, sofern er sie gekannt hätte, die Verbindung verhindert hätten. 

Auf diesen Paragraphen konnte man sich jedoch nur innerhalb einer Frist von 

sechs Monaten nach der Hochzeit berufen, und die rassische Identität liess 

sich kaum als persönliche Qualität definieren; schliesslich ist es unwahr-

scheinlich, dass sich Ehepartner zum Zeitpunkt ihrer Entscheidung über eine 

derartige rassische Identität nicht im Klaren waren. Dennoch wurde Para-

graph 1333 in zunehmendem Masse zur Stütze der von den Nationalsoziali-

sten vorgenommenen juristischen Interpretation, mit der Begründung, dass 

«Judesein» in der Tat eine persönliche Qualität sei, deren Bedeutung erst in-

folge der neuen politischen Umstände klar geworden war. Folglich konnte 

man die Sechs-Monats-Frist von dem Zeitpunkt an rechnen, an dem der Stel-

lenwert des Judeseins zu einem bedeutenden Element im öffentlichen Be-

wusstsein geworden war, also vom 30. Januar (Hitlers Amtsantritt) oder so-

gar vom 7. April (Verkündung des Berufsbeamtengesetzes) an.35 

Da die Gerichte zunehmend ihre Entscheidungen auf die neue Interpreta-

tion des Berufsbeamtengesetzes zu gründen begannen, mussten führende 

NS-Juristen wie Roland Freisler eingreifen, um einen Anschein von Ordnung 

wiederherzustellen.36 Erst mit dem Gesetz vom 6. Juli 1938 wurde es tatsäch-

lich möglich, «gemischtrassige» Ehen legal zu annullieren. Die Richter, 

Rechtsanwälte und Standesbeamten, die sich die Auflösung von Mischehen 

angelegen sein liessen, waren nicht unbedingt Parteimitglieder; in ihrer Ent-

schlossenheit, die Juden von der Gesellschaft abzusondern, gingen sie über 

die unmittelbaren Anordnungen der Naziführung hinaus. 

Der antijüdische Eifer der Gerichte in Sachen Mischehen wurde durch 

Initiativen der Polizei und sogar durch Demonstrationen des Pöbels gegen je- 
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de Form von sexuellen Beziehungen zwischen Juden und Ariern verstärkt: 

«Rassenschande» war die Zwangsvorstellung des Tages. So wurde am 19. 

August 1935 in Stuttgart ein jüdischer Geschäftsmann unter diesem Vorwurf 

verhaftet. Als er auf das Polizeirevier gebracht wurde, sammelte sich eine 

Menschenmenge und demonstrierte gegen den Beschuldigten. Kurz danach 

verlor, wie es in der Stadtchronik heisst, eine jüdische Kaufmannsfrau, die seit 

1923 einen Stand auf dem Markt hatte, ihre Genehmigung, weil sie es dul-

dete, dass ihr Sohn ein Verhältnis mit einem nichtjüdischen deutschen Mäd-

chen unterhielt.37 

Ob die Demonstranten, die sich vor dem Stuttgarter Polizeirevier sammel-

ten, Parteiaktivisten waren, ein von der Partei zusammengetrommelter Mob 

oder eine zufällige Ansammlung von Deutschen, lässt sich schwer sagen. Die 

Erregung über Mischehen und Rassenschande, die im Sommer 1935 aus allen 

Teilen des Reiches gemeldet wurde, liefert keine weiteren Anhaltspunkte. So 

weist ein Gestapobericht aus Pommern für den Monat Juli 1935 darauf hin, 

dass am 14. in Stralsund Volksgenossen demonstrierten, «weil hier verschie-

dene Juden arische Mädchen geheiratet hatten», und am 24. in Altdamm, 

«weil hier ein Jude mit einer arischen Ehefrau Rassenschande getrieben hat-

te».38 

Die Parteipresse scheute keine Mühe, den Zorn der Volksgenossen gegen 

eine derartige Befleckung anzufachen. Jüdische Rassenschänder müssten ka-

striert werden, verlangte der Westdeutsche Beobachter am 19. Februar 1935. Am 

10. April forderte die SS-Zeitschrift Das Schwarze Korps drakonische Strafen 

(bis zu 15 Jahren Gefängnis selbst für den deutschen Partner) für sexuelle Be-

ziehungen zwischen Deutschen und Juden.39 Alle Aspekte der Hexenjagd, 

wie sie für die Periode nach der Verabschiedung der Nürnberger Rassenge-

setze charakteristisch sein sollten, waren bereits erkennbar. 

Die Anwesenheit von Juden in öffentlichen Badeanstalten war für die por-

nographische Phantasie der Nazis ein wichtiges Thema, das in seinem Stel-

lenwert nur von regelrechter Rassenschande übertroffen wurde: Zum Aus-

druck kam dabei ein «gesunder» arischer Abscheu beim Anblick des jüdi-

schen Körpers,40 die Furcht vor möglicher Ansteckung infolge von gemein-

samer Benutzung des Wassers oder eines Zusammentreffens im Beckenbe-

reich und, ganz ausdrücklich, die sexuelle Bedrohung durch jüdische Nackt-

heit, auf die oft angespielt wurde, wenn von schamlosem Verhalten jüdischer 

Frauen und regelrechten sexuellen Attacken jüdischer Männer auf deutsche 

Frauen die Rede war. Wie zu erwarten war, tauchte das Thema in der NS-

Literatur auf. So wird in Hans Zöberleins 1937 erschienenem Roman Der Be-

fehl des Gewissens, der in den Jahren unmittelbar nach dem Ersten Weltkrieg 

spielt, die Arierin Berta in einem Freibad in Bayern von Juden belästigt:  



4. Das neue Ghetto 139 

«Diese Judenschweine richten uns zugrunde», ruft sie aus. «Das ganze Blut 

versauen sie uns. Und Blut ist das Beste und das Einzige, was wir noch ha-

ben.»41 

In den meisten deutschen Städten wurde die Vertreibung der Juden aus 

öffentlichen Badeanstalten zu einem vorrangigen Ziel der Partei. In Dort-

mund beispielsweise kam die Parteipresse immer wieder auf die Gefahr zu 

sprechen, die von der Anwesenheit von Juden in städtischen Schwimmbä-

dern ausging, bis sie ihr Ziel erreicht hatte, als der Bürgermeister der Stadt 

am 25. Juli 1935 eine Bekanntmachung erliess: «Aufgrund verschiedener un-

liebsamer Vorkommnisse und da die überwiegende Mehrzahl unserer deut-

schen Volksgenossen und Volksgenossinnen sich durch die Anwesenheit von 

Juden belästigt fühlt, habe ich die Benutzung sämtlicher Frei-, Hallen- und 

Luftbäder für Juden gesperrt. In den Bädern werden Schilder angebracht mit 

der Aufschrift: ‚Juden haben in diesen Anlagen keinen Zutritt’.»42 

In Stuttgart initiierte die Parteipresse eine ähnliche Kampagne, und am 8. 

Juli berichtete der NS-Kurier, in der vorangegangenen Woche hätten mehrere 

Jüdinnen «ob ihres frechen Betragens» aus den Schwimmbädern der Stadt 

verwiesen werden müssen. Das Blatt ergriff die Gelegenheit, um darauf hin-

zuweisen, dass es keine Schilder gebe, mit denen Juden der Zutritt verboten 

werde. Da sich der Stadtrat über die Frage nicht einig war, wurden in Stutt-

gart derartige Schilder schliesslich erst nach den Olympischen Spielen von 

1936 aufgestellt.43 

Der Prozess der Ausschliessung schien einem feststehenden Muster zu fol-

gen. Manchmal kam es allerdings zu kleinen Schwierigkeiten. Am 1. August 

1935 berichtete die bayerische Politische Polizei von einem Vorfall, der sich 

am 14. Juli im Schwimmbad Heigenbrücken ereignet hatte, als etwa 15 bis 20 

junge Leute «durch Sprechchöre die Entfernung der Juden aus dem 

Schwimmbad verlangt» hatten. Dazu heisst es im Polizeibericht: «Eine erheb-

liche Anzahl sonstiger Schwimmbadbesucher hatte in diese Sprechchöre mit-

eingestimmt, so dass wohl die überwiegende Zahl der Schwimmbadbesucher 

die Entfernung der Juden verlangte. Mit Rücksicht auf diese allgemeine Em-

pörung und die zu befürchtenden Unruhen hatte sich der zufällig im 

Schwimmbad anwesende Kreisleiter der NSDAP, Oberbürgermeister Wohl-

gemuth von Aschaffenburg, zu dem Bademeister begeben und die Hinaus-

weisung der Juden durch diesen verlangt. Der Bademeister hat das Ersuchen 

abgelehnt mit der Begründung, dass er nur den Anordnungen der Badever-

waltung Folge zu leisten habe und zudem die Juden als solche auch nicht 

ohne Weiteres erkennen könne. Wegen dieser Ansicht des Bademeisters kam 

es zwischen Oberbürgermeister Wohlgemuth und dem Bademeister zu einer 

geringfügigen Auseinandersetzung, die später durch die Badeverwaltung 

beigelegt wurde. Mit Rücksicht auf dieses Vorkommnis hat der Kur- und  
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Kneippverein unterm Heutigen am Badeeingang eine Tafel mit der Auf-

schrift angebracht: Juden ist der Zutritt verboten».»44 

Von den Zeitungen, die einen ständigen Schwall von antijüdischen Be-

schimpfungen von sich gaben, war Streichers Stürmer die bösartigste; die un-

unterbrochene Kampagne dieses Blattes und die weite Verbreitung, die es 

durch öffentliche Aushängung erlangte, mögen auf die gebildete Mittelklasse 

oder sogar auf gebildete Parteimitglieder abschreckend gewirkt haben, aber 

der Zuspruch, den es in der breiten Bevölkerung, bei jüngeren Schülern und 

in der Hitlerjugend – möglicherweise wegen seiner pornographischen und 

sadistischen Züge – fand, scheint ziemlich weitreichend gewesen zu sein. 

Am 1. Mai 1934 brachte der Stürmer seine berüchtigte Sondernummer über 

jüdischen Ritualmord heraus. Die Titelseite trug die Schlagzeile «Jüdischer 

Mordplan gegen die nichtjüdische Menschheit aufgedeckt» und wurde von 

einer über eine halbe Seite reichenden Zeichnung von zwei besonders 

scheusslich aussehenden Juden geziert, die ein Gefäss hielten, um damit das 

Blut aufzufangen, das den nackten Leibern engelgleicher christlicher Kinder 

entströmte, die sie soeben ermordet hatten (einer der Juden hielt ein blutbe-

flecktes Messer in der Hand). Im Hintergrund stand ein Kreuz. Am nächsten 

Tage schickte die Reichs Vertretung der deutschen Juden ein Telegramm an 

Reichsbischof Ludwig Müller: «Wir halten uns für verpflichtet, auf die Son-

dernummer des ‚Stürmer’ vom 1. Mai hinzuweisen. Wir haben an den Herrn 

Reichskanzler folgendes Telegramm gesandt: ‚Der Stürmer verbreitet eine 

Sondernummer, die unter ungeheuerlichen Beschimpfungen und mit grau-

enerregenden Darstellungen das Judentum des Ritualmordes bezichtigt. Vor 

Gott und Menschen erheben wir gegen diese beispiellose Schändung unseres 

Glaubens in feierlicher Verwahrung unsere Stimme.» Wir sind dessen ge-

wiss, dass die tiefe Entrüstung, die wir empfinden, von jedem gläubigen 

Christen geteilt wird.»» Weder von Hitler noch von Reichsbischof Müller 

kam eine Antwort.45 

Neben grossen Sachen wie Ritualmord befasste sich der Stürmer auch mit 

banaleren Themen (wobei allerdings das Banale in echter Stürmer-Manier im-

mer zum breiteren historischen Panorama hinführte), wie das etwa im Som-

mer 1935 geschah. In seiner Ausgabe vom August 1935 (Nr. 35) griff das Blatt 

Streichers eine Geschichte auf, die zuvor das Reutlinger Tageblatt gebracht 

hatte. Sie betraf Dr. R. E, einen jüdischen Chemiker, dem der Vorwurf ge-

macht worden war, er habe eine Katze zu Tode gequält. Dem Stürmer zufolge 

hatte E die Katze, um sie zu töten, in einen Sack gebunden, den er dann auf 

den Zementboden vor seiner Tür warf. «Darauf sprang er mit seinen Füssen 

auf das arme Tier in dem Sacke ein und führte auf diesem einen wahren Ne- 
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gertanz auf. Als er das Tier, das ob der schamlosen Behandlung durch den 

Sack durchblutete, so nicht tot bekommen konnte, nahm er ein Brett und 

schlug mit dessen Kante so lange auf die Katze ein, bis sie tot war.» Der Stür-

mer brachte die Tötung der Katze in Verbindung mit der «Abschlachtung der 

75’000 Perser (Buch Esther)» und mit der Ermordung von «Millionen Nicht-

juden auf grausamste Art» im zeitgenössischen Russland. «Was in Deutsch-

land geschehen würde, wenn die Juden noch einmal zur Macht kämen, dar-

über denkt der sattgewordene Spiesser viel zu wenig nach», schloss Der Stür-

mer.46 Wie zu erwarten war, rief der Artikel im Stürmer Reaktionen der Leser 

hervor. Eine Frau aus München richtete ihren Brief an den Übeltäter: «Die 

Meinung meiner sämtlichen Kolleginnen und Kollegen geht dahin, dass man 

es Ihnen um kein Haar besser machen sollte und man so lange auf Sie eintre-

ten und einschlagen sollte, bis Sie verreckt sind. Um solch einen erbärmli-

chen, ekelhaften, abscheulichen, plattfüssigen und hakelnasigen Saujuden ist 

es bei Gott nicht schade.... Verrecken sollten Sie wie ein Wurm.»47 

Streichers Blatt zögerte nicht, die treuen konservativen Bundesgenossen 

der Partei zu attackieren, wenn es (gewöhnlich falsche) Informationen ir-

gendwelcher Art darüber erhielt, dass einem Juden Hilfe gewährt worden sei. 

So musste am 20. Mai 1935 Justizminister Franz Gürtner selber an Hitler 

schreiben, um ein Stuttgarter Gericht von dem Vorwurf des Stürmers zu rei-

nigen, es habe einem Juden namens David Isak dabei geholfen, seinen Namen 

in Fritsch zu ändern (sozusagen ein doppelter Skandal, da Fritsch der Name 

eines der «grossen Vorkämpfer der antisemitischen Bewegung in Deutsch-

land» war). Gürtner ging in die Details: Die Isaks waren erwiesenermassen 

katholisch-bäuerlicher Abstammung, und ihre Vorfahren liessen sich über 

mehr als 200 Jahre hinweg in den Kirchenbüchern verfolgen. Anfang 1935 

hatte David Isak den Antrag gestellt, seinen Namen in «Rudolf Fritsch» än-

dern zu dürfen, weil sein jüdisch klingender Name zu zunehmenden Schwie-

rigkeiten bei seiner Arbeit führte. Trotz dieser leicht festzustellenden Fakten 

hatte Der Stürmer eine Verleumdungskampagne gegen das Justizministerium 

inszeniert, und Gürtner verlangte, dass das Blatt Streichers zu öffentlichem 

Widerruf gezwungen werden sollte.48 Einen Monat später setzte der Chef der 

Reichskanzlei, Hans Lammers, den Minister davon in Kenntnis, dass Hitler 

sich mit seiner Forderung einverstanden erklärt hatte.49 Dieser Vorfall hatte 

weitreichende Folgen: Nun kam es zu langwierigen Auseinandersetzungen 

in der Verwaltung über jüdische Namen, Namensänderungen und besondere 

Namen für Juden. 

Solche Beschwerden gegen den Stürmer mögen Hitler davon überzeugt ha-

ben, dass Streichers Blatt dem Ansehen der Partei abträglich sein konnte. Am  



142 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

12. Juni 1936 schrieb Bormann an den Justizminister, der Entscheidung des 
Führers zufolge sei der Stürmer «kein Organ der NSDAP».50 

Die breite Masse war angesichts einer derartigen fortwährenden Agitation 

der Partei anscheinend überwiegend passiv: Gegen regelrechte antijüdische 

Gewalttätigkeit gab es zwar keinen Widerstand, aber sie stiess oft auf Miss-

billigung. Recht aufschlussreich ist ein Vorfall aus dem Frühjahr 1935. Beim 

polizeilichen Verhör eines Mannes, der verdächtigt wurde, im Rheinland ei-

nen jüdischen Friedhof verwüstet zu haben, kam die folgende Geschichte zu-

tage: Der Verdächtige und seine Freunde Gross und Remle hatten sich in 

Hassloch in einer Wirtschaft getroffen, und als sie von dem örtlichen SS-Füh-

rer Strubel gehört hatten, dass «die Juden als Freiwild behandelt werden dür-

fen», machten sie sich auf den Weg zum Haus des jüdischen Viehhändlers 

Heinrich Heene. Sie überschütteten Heene und seine Familie mit Beschimp-

fungen und versuchten dabei erfolglos, in den Hof einzudringen. Die Leute, 

die sich inzwischen vor Heenes Haus versammelt hatten, leisteten den drei 

Männern bei ihren Bemühungen, das Tor aufzubrechen, keine Hilfe. «Als 

Gross sah, dass die anwesenden Leute ihn nicht unterstützten», hiess es wei-

ter in dem Polizeibericht, «schrie er: ‚Was, ihr seid auch Männer und helft 

nicht mit, das Judenpack herausholen.’ Er versuchte nun mit Gewalt, das 

Hoftor einzudrücken, und trat immer wieder wie wild gegen das Tor. Die 

Bevölkerung war aber nicht für Gross eingenommen, und man hörte Stim-

men laut werden, dass so etwas nicht recht sei.»51 

Remle, Gross und der Verdächtige waren Parteimitglieder, die ihre Stich-

worte von dem örtlichen SS-Führer bezogen hatten und die bei einer Gruppe 

von Anwohnern auf Zeichen des Zögerns stiessen, als sie zu Gewalttätigkei-

ten übergingen. Das bedeutet nicht, dass sporadische (und traditionelle) an-

tijüdische Gewalttätigkeiten überall unbekannt waren.52 Mindestens in ei-

nem Fall, der sich im Frühjahr 1934 in Gunzenhausen (Mittelfranken) ereig-

nete, führte ein solcher Angriff zum Tod zweier ortsansässiger Juden.53 Doch 

derartige Vorfälle waren selten. 

Die Bauern waren anscheinend nicht gewillt, auf die Dienste des Juden als 

Kaufmann oder Viehhändler zu verzichten:54 «Wegen der ökonomischen 

Vorteile, die sie davon hatten, mit Juden zu handeln, die bar bezahlten und 

auf Kredit verkauften, zögerten sie [die Bauern], zu den arischen Viehhänd-

lern überzuwechseln, welche die Nazis zu fördern versuchten.»55 Aus allge-

meineren Gründen entschieden sich die Bauern oft dafür, «fast ausschliess-

lich jüdische Geschäfte» aufzusuchen, wie es für den Monat Juni 1935 aus 

Pommern berichtet wurde, wobei sie erklärten, «dass es beim Juden eben bil-

liger sei und man eine grössere Auswahl habe».56 Wahrscheinlich aus den-

selben Gründen bevorzugte eine beträchtliche Anzahl von Volksgenossen in  
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Kleinstädten nicht weniger als in Grossstädten immer noch jüdische Läden 

und Geschäfte. Als es in Falkenstein in Sachsen, wie Victor Klemperer in sei-

nem Tagebuch schreibt, Nichtjuden verboten wurde, in den örtlichen jüdi-

schen Läden zu kaufen, fuhren sie ins benachbarte Auerbach, wo sie immer 

noch in den jüdischen Geschäften einkaufen konnten; Nichtjuden aus Auer-

bach wiederum fuhren zu demselben Zweck nach Falkenstein. Für grössere 

Einkäufe fuhren Nichtjuden aus beiden Städten nach Plauen, wo es ein jüdi-

sches Warenhaus gab: «Trifft man sich dort, hat man sich nicht gesehen. Still-

schweigende Konvention.»57 

Das grösste Ärgernis für die Parteidienststellen war anscheinend die Tat-

sache, dass selbst Parteimitglieder, manche in voller Uniform, sich nicht da-

von abschrecken liessen, Geschäfte mit Juden zu machen. So wurde im Früh-

sommer 1935 das Beharren auf solch verwerflichem Verhalten aus Dort-

mund, Frankfurt an der Oder, Königsberg, Stettin und Breslau gemeldet.58 

Kurz, während Horden von Parteiaktivisten Juden zusammenschlugen, 

kauften andere Parteimitglieder treulich in jüdischen Geschäften. Einige Par-

teimitglieder gingen sogar noch weiter. Einem Bericht des SD zufolge, der am 

11. Oktober 1935 an das Kreisgericht der NSDAP in Berlin-Steglitz gerichtet 

wurde, hatte man sechs Monate zuvor in der Gegend von Bad Polzin gese-

hen, wie sich der Parteigenosse Hermann Prinz zusammen mit dem Juden 

Max Ksinski im Teppichhandel betätigte; er hatte bei dieser Gelegenheit so-

gar das Parteiabzeichen getragen.59 

Im Sommer 1935, als in zahlreichen deutschen Städten, wie wir sahen, Ju-

den der Zutritt zu Schwimmbädern und anderen Badeanstalten verboten 

wurde und schon die blosse Anwesenheit von Juden in vielen Kleinstädten 

und Dörfern nicht gestattet war, entwickelte sich in einigen Ostseebädern, wo 

Der Stürmer an vielen Stellen ausgehängt wurde, eine surrealistische Situa-

tion. Anscheinend gehörte eine Reihe von beliebten Pensionen in diesen Ba-

deorten Juden. In Binz beispielsweise besass ein ungarischer Jude die promi-

nenteste Pension, die einem Gestapobericht zufolge von der örtlichen Bevöl-

kerung boykottiert wurde; da nun geschah es, dass sich dort zu Pfingsten 

ausgerechnet Gauleiter und Reichsstatthalter Löper einmietete!60 Und um al-

les noch schlimmer zu machen, wurde die Pension des ungarischen Juden 

einen Monat später, im Juli, von Offizieren und Matrosen der Köln beehrt, als 

der Kreuzer in Binz zu Besuch war.61 Diese paradoxe Situation dauerte noch 

drei Jahre an, bis zum Frühjahr 1938, als der Kurdirektor des Ostseebades 

Binz mitteilte, «dass die Bemühungen der letzten Monate zum Erfolg ge-

führt» hätten. Alle ehemals in jüdischem Besitz befindlichen Pensionen wa-

ren jetzt in arischen Händen.62 

Der Zusammenprall zwischen der Parteipropaganda gegen Geschäftsbe-

ziehungen mit Juden und den ökonomischen Vorteilen, die solche Beziehun- 
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gen mit sich brachten, war nur eine Widerspiegelung des widersprüchlichen 

Charakters der Befehle von oben: einerseits keine Kontakte zwischen Juden 

und Volksgenossen, andererseits keine Behinderung jüdischer Wirtschaftstä-

tigkeit. Dieser Widerspruch, der von zwei momentan unvereinbaren Priori-

täten herrührte – dem fortwährenden Kampf gegen die Juden und dem Be-

dürfnis, Deutschlands wirtschaftlichen Aufschwung zu fördern –, fand in Be-

richten örtlicher Behörden wiederholten Ausdruck. Der Präsident des Regie-

rungsbezirks Kassel sprach das Problem in seinem Monatsbericht vom 8. Au-

gust 1934 sehr direkt an: «Die Judenfrage spielt nach wie vor eine bedeutende 

Rolle. Im Geschäftsleben treten die Juden weiterhin stärker in Erscheinung. 

Den Viehhandel beherrschen sie wieder vollkommen. Bei den nationalsozia-

listischen Organisationen ist die Stellungnahme zur Judenfrage unverändert 

und steht vor allem hinsichtlich der Behandlung jüdischer Geschäfte öfters 

im Widerstreit zu den Weisungen des Herrn Reichswirtschaftsministers. 

Wiederholt mussten ich und die Staatspolizeistelle amtliche Boykottmass-

nahmen örtlicher Stellen und örtliche Übergriffe aufheben.»63 

Solche Widersprüche und Dilemmata waren auf der Ebene der Kleinstädte 

oft besonders offensichtlich. Am 2. Juli 1935 wurde von Beamten der Stadt-

gemeinde Laupheim ein Bericht an das württembergische Innenministerium 

geschickt: «Die Judenfrage ist für Laupheim unter den derzeitigen Verhält-

nissen mehr und mehr eine Quelle der Unsicherheit für die Gemeindever-

waltung ... geworden.... Wird in Laupheim ... mit der Bekämpfung der Juden 

fortgefahren, so muss damit gerechnet werden, dass die ansässigen jüdischen 

Geschäftsleute so rasch wie möglich abwandern. Die Stadtgemeinde Lau-

pheim hat dadurch weitere starke Ausfälle in ihren Einnahmen zu erwarten 

und wird zu einer Umlageerhöhung greifen müssen, um ihre Verpflichtun-

gen erfüllen zu können.» Der Verfasser des Berichts glaubte, das Aussterben 

der älteren Juden und die Auswanderung der jüngeren werde dazu führen, 

dass sich die Judenfrage innerhalb von 30 Jahren löse. In der Zwischenzeit 

sollte man die Juden, so meinte er, dort lassen, wo sie lebten, dies umso mehr, 

als es sich bei ihnen mit wenigen Ausnahmen um eine Gemeinschaft altein-

gesessener Familien handelte. Sollten jüdische Steuereinnahmen ersatzlos 

wegfallen, sei «der Abstieg der Stadtgemeinde Laupheim zu einem grossen 

Bauerndorf unvermeidlich».64 

Diese Spannung zwischen Parteiinitiativen und wirtschaftlichen Erforder-

nissen wurde ausführlich in einem ganz den Juden gewidmeten Bericht illu-

striert, der am 3. April 1935 vom SD, Oberabschnitt Rhein, an SS-Gruppen-

führer Heissmeyer in Koblenz gesandt wurde. Darin wird beschrieben, wie 

ein «stiller Boykott» gegen die Juden hauptsächlich von der Partei und ihren  
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Untergliederungen initiiert wurde, die in geschlossenen Versammlungen ihre 
Mitglieder immer wieder aufforderten, nicht bei Juden zu kaufen. Der Bericht 
verweist dann darauf, «dass der Boykott in den Städten trotz der geringeren 
Kontrollmöglichkeit schärfer durchgeführt wird als auf dem Lande. Beson-
ders in den katholischen Gegenden kaufen die Bauern nach wie vor grössten-
teils bei Juden, dies artet sogar teilweise zu einer Anti-Boykottbewegung aus, 
die ihre Stütze in der katholischen Geistlichkeit findet.» 

Der Bericht erwähnt dann den zunehmenden Einfluss des Stürmers, der 
«zum Teil sogar schon in den Schulen als Lehrmittel Verbreitung findet». 
Wenn aber das Blatt seine Leser offen zum Boykott anstachelte, gab es Gegen-
massnahmen der staatlichen Behörden. Der Bericht schreibt: «Die Juden 
schliessen hieraus, dass der Boykott vom Staat nicht gewünscht wird. Als 
Folge davon hört man allenthalben Klagen über die jüdische Frechheit, die 
wieder überhandnimmt.»65 

III 

Manchmal fanden echtes Mitgefühl mit der Notlage der Juden und sogar 

Hilfsangebote direkte oder indirekte Formen des Ausdrucks. So machte in ei-

nem Brief an die Jüdische Rundschau die Enkelin des Dichters Hoffmann von 

Fallersleben, des Verfassers des Deutschlandliedes, das Angebot, jüdischen 

Kindern ein Haus an der Ostsee zur Verfügung zu stellen.66 Ein anderes, 

ziemlich unerwartetes Zeugnis für jüdisches Beharrungsvermögen und ari-

sches Mitgefühl fand Anfang 1935 seinen Weg in die Akten der Göttinger Po-

lizei; es war dies ein von Reinhard Heydrich unterzeichneter Bericht, der an 

alle Staatspolizeistellen gesandt wurde. Sein Thema: «Auftreten jüdischer 

Künstler.» 

«In letzter Zeit», schrieb Heydrich, «ist die Beobachtung gemacht worden, 

dass jüdische Künstler beim Auftreten vor der Öffentlichkeit versuchten, sich 

in versteckter Form mit Massnahmen der Regierung und der politischen und 

wirtschaftlichen Lage Deutschlands zu beschäftigen und vor dem meist aus 

Nichtariern bestehenden Publikum durch Mimik und Tonfall absichtlich zer-

setzende Kritik zu üben, die darauf abgestellt war, Staat und Bewegung vor 

der Öffentlichkeit verächtlich zu machen.» Soviel zu jüdischen Künstlern, die 

sich an ein jüdisches Publikum wandten. Doch es gab noch mehr: «Auch sind 

Provokationen der staatlichen Behörden dadurch hervorgerufen worden, 

dass das Einschreiten der Polizei beim unerwünschten Zusammenwirken 

von arischen und nichtarischen Künstlern zum Gegenstand von Ovationen 

für nichtarische Künstler gemacht wurde.» Und als sei ihm nachträglich noch 

etwas eingefallen, fügte Heydrich hinzu: «Das Auftreten nichtarischer 

Künstler vor arischem Publikum ist grundsätzlich unerwünscht, weil Kom- 
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plikationen zu befürchten sind.» Kurz, die Gestapo wurde aufgefordert, alle 

derartigen Auftritte sofort zu unterbinden, auch wenn juristisch gesehen ei-

nige Juden von einem derartigen Verbot immer noch ausgenommen waren. 

Für Heydrich mussten sich nichtarische Künstler auf ein jüdisches Publikum 

beschränken. Überdies mussten nichtarische Künstler, sofern sie erneut auf 

die Lage in Deutschland anspielen sollten, verhaftet werden, da «die Einmi-

schung von Nichtariern in deutsche Angelegenheiten keineswegs geduldet 

wird».67 

Wiederholte Anweisungen an Parteimitglieder und Beamte, alle weiteren 

Kontakte zu Juden zu meiden, sind ein indirekter Beweis dafür, dass solche 

Kontakte noch bis 1935 fortgesetzt wurden, und das nicht nur aus wirtschaft-

lichen Gründen. Am 7. Juni richtete der Bürgermeister von Lörrach eine 

strenge Warnung an alle Beschäftigten der Stadt: der Führer hatte Deutsch-

land von der jüdischen Gefahr befreit, und jeder Deutsche, «der noch etwas 

auf seine völkische Ehre hält», musste dem Führer für diese Leistung dank-

bar sein. «Wenn es trotzdem noch vorkommt, dass Deutsche dieser artfrem-

den Rasse ihre Zuneigung bekunden, indem sie mit ihren Angehörigen einen 

freundschaftlichen Verkehr unterhalten, so zeugt dies von einer Geschmack-

losigkeit sondergleichen, die schärfstens gebrandmarkt werden muss.»68 

Die unterschwellige Tendenz von Mitgefühl mit den verfolgten Juden 

muss bedeutend genug gewesen sein, um Goebbels dazu zu veranlassen, sich 

in demselben Monat in einer Rede mit ihr zu befassen. Goebbels attackierte 

«diejenigen seiner Landsleute, welche ... ‚schamlos’ behaupteten, der Jude sei 

schliesslich auch ein Mensch». Nach Ansicht von Robert Weltsch, der damals 

Herausgeber der Jüdischen Rundschau war, «macht Goebbels' Zorn deutlich, 

dass immer noch eine Flüsterkampagne im Gange war, die auf ein gewisses 

Mass an Unmut auf Seiten der Leute verwies, die Goebbels als bürgerliche 

Intellektuelle bezeichnete. Das waren die Deutschen, welche der Gauleiter 

[von Berlin, d.h. Goebbels] warnen wollte.»69 

Es mag schwer sein, den Beweis zu führen, welchen Erfolg die Rede von 

Goebbels damit hatte, die «bürgerlichen Intellektuellen» einzuschüchtern, 

aber sie hatte mit Sicherheit andere Konsequenzen. In ihrer Ausgabe vom 2. 

Juli 1935 brachte die Jüdische Rundschau einen Artikel von Weltsch mit dem 

Titel «Der Jude ist auch ein Mensch: Ein Argument der Judenfreunde.» Dies 

war ein subtil ironischer Kommentar zu der Tirade des Ministers, und er 

führte zum Verbot des Blattes.70 Nach einigen Wochen und einer Reihe von 

Verhandlungen wurde ein in Goebbels' Namen geschriebener (aber mit 

«Jahnke» unterzeichneter) Brief an Weltsch geschickt: «Die Jüdische Rund-

schau’ veröffentlicht in der Nr. 53 vom 9.7. 1935 einen Artikel ‚Der Jude ist 

auch ein Mensch’, der sich mit meiner Rede vom 29.6. 1935 auseinandersetzt,  
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soweit sie die Judenfrage behandelt. Es wird der von mir abgelehnte Stand-

punkt der bürgerlichen Intellektuellen, ‚dass der Jude auch ein Mensch sei’, 

kritisiert, und zwar in dem Sinne, dass der Jude nicht nur auch ein Mensch 

sei, sondern bewusst Mensch und bewusst Jude sein muss. Ihr Blatt ist wegen 

dieser Veröffentlichung verboten worden. Das Verbot der Zeitung wird auf-

gehoben werden; jedoch verwarne ich Sie wegen der Polemik des Artikels auf 

das Schärfste und erwarte, dass ich in Zukunft keinen Anlass mehr haben 

werde, Ihre Veröffentlichungen zu beanstanden.»71 

Warum sollte sich Goebbels die Mühe machen, sich auf diese Manöver hin-

sichtlich einer Zeitschrift einzulassen, die von Juden für Juden geschrieben 

wurde? Weltsch erklärt: «Man darf nicht vergessen, dass die jüdischen Zei-

tungen damals öffentlich verkauft wurden. Der Kurfürstendamm, die vor-

nehme Hauptverkehrsstrasse im Berliner Westen, war buchstäblich mit der 

Jüdischen Rundschau gepflastert – sie lag jeden Dienstag und Freitag an allen 

Kiosken in zahlreichen Exemplaren aus, weil sie einer ihrer Bestseller war, 

besonders da ausländische Zeitungen verboten waren.»72 Auch das konnte 

nicht lange so bleiben. Am 1. Oktober 1935 wurden die öffentliche Auslage 

und der Verkauf jüdischer Zeitungen verboten. 

Während dieser frühen Jahre des Regimes war es schwierig, alle Zeichen jü-

discher kultureller Präsenz im deutschen Leben völlig zu unterdrücken. So 

trug beispielsweise ein Katalog des Verlages S. Fischer aus dem Jahre 1934 

auf der Titelseite ein Bild des kürzlich verstorbenen jüdischen Verlagsgrün-

ders, und er enthielt auf den folgenden Seiten eine Gedenkrede des Schrift-

stellers Oskar Loerke. In dem Katalog wurde auch Band 2 von Thomas Manns 

Tetralogie Joseph und seine Brüder angekündigt und ebenso Bücher der jüdi-

schen Autoren Arthur Schnitzer, Jakob Wassermann, Walther Rathenau und 

Alfred Döblin.73 

Fritz Habers erster Todestag fiel auf den 29. Januar 1935. Trotz des Wider-

standes des Erziehungsministeriums und der Tatsache, dass der Tag der Vor-

abend der Feierlichkeiten aus Anlass des zweiten Jahrestags der Machtüber-

nahme durch Hitler war, beschloss Max Planck, unter der Schirmherrschaft 

der Kaiser-Wilhelm-Gesellschaft für den berühmten jüdischen Naturwissen-

schaftler eine Gedenkversammlung abzuhalten. 

Aus einem Brief, den die Münchener Parteizentrale am 25. Januar ab-

schickte, geht hervor, dass die Gedenkveranstaltung auch von der Deutschen 

Chemischen Gesellschaft und der Deutschen Physikalischen Gesellschaft ge-

tragen wurde. Die Zentrale verbot Parteimitgliedern die Teilnahme, wagte 

aber anscheinend nicht, sich ausschliesslich auf das Argument zu stützen, 

dass Haber Jude war. So enthielt die Erklärung drei verschiedene Argumente: 

«Abgesehen davon, dass es bisher noch nicht üblich war, einen solchen Ge- 
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denktag schon ein Jahr nach dem Tode eines deutschen Gelehrten zu feiern, 

ist Prof. Dr. Haber, der Jude war, am 1. Oktober 1933 aus seinem Amt wegen 

seiner eindeutig gegensätzlichen Einstellung zum nationalsozialistischen 

Staat entlassen worden.»74 Die Sondergenehmigungen zur Teilnahme, die Er-

ziehungsminister Rust einigen von Habers Kollegen zugesagt hatte, wurden 

nie ausgestellt. Dennoch fand die Zeremonie statt. Es sprach ein gewisser 

Oberst Köth, der im Kriege Mitarbeiter von Haber gewesen war, und der 

Chemiker und nachmalige Nobelpreisträger Otto Hahn hielt die Gedenk-

rede. Der Saal war bis auf den letzten Platz mit Vertretern der Industrie und 

mit den Ehefrauen der Akademiker besetzt, denen die Teilnahme untersagt 

worden war.75 

Die Kampagne zur Säuberung des deutschen Kulturlebens von jüdischer 

Präsenz und jüdischem Geist hatte auf der internen Naziebene ihre hochdra-

matischen Augenblicke. Seit der Gründung der Reichskulturkammer war 

zwischen Goebbels und Rosenberg ein erbitterter Kampf um die Kontrolle 

über die Kultur im neuen Reich geführt worden, auch wenn machtpolitisch 

Rosenberg zu diesem Zeitpunkt bereits ausgespielt hatte. Nachdem Rosen-

berg im Januar 1934 zum «Beauftragten des Führers für die Überwachung 

der gesamten geistigen und weltanschaulichen Schulung und Erziehung der 

NSDAP» ernannt worden war, kam es erneut zu Auseinandersetzungen zwi-

schen ihm und Goebbels; diese erreichten ihren Höhepunkt in dem «Fall 

Strauss», der sich fast ein Jahr, vom August 1934 bis zum Juni 1935, hinzog. 

Rosenberg eröffnete die Feindseligkeiten in einem an Goebbels gerichteten 

Brief vom 20. August 1934, in dem er warnte, dass das Verhalten von Richard 

Strauss, dem grössten lebenden deutschen Komponisten, Präsidenten der 

Reichsmusikkammer und Protégé von Goebbels, sich in einen grossen öffent-

lichen Skandal zu verwandeln drohte: Strauss hatte eine Vereinbarung ge-

troffen, dass das Libretto zu seiner Oper Die schweigsame Frau von «dem Ju-

den Stefan Zweig» geschrieben werden sollte, der, wie Rosenberg hinzu-

fügte, zugleich «künstlerischer Mitberater eines jüdischen Emigranten-Thea-

ters» in der Schweiz sei.76 Auf dem Spiel stand nicht nur die ideologische 

Reinheit: Rosenberg suchte nach jedem möglichen Mittel, die beherrschende 

Stellung von Goebbels auf dem Gebiet der Kulturpolitik zu unterminieren. 

Goebbels, der soeben Hitlers Einwilligung zur Aufführung der Strauss'-

schen Oper im Frühsommer 1935 in Dresden erhalten hatte, drosch auf den 

wichtigtuerischen Ideologen ein: Es sei «unwahr, dass Dr. Richard Strauss 

den Text seiner Oper von einem jüdischen Emigranten schreiben lässt. Wahr 

dagegen ist, dass der Überarbeiter des Textes, Stefan Zweig, ein österreichi-

scher Jude ist, nicht zu verwechseln mit dem Emigranten Arnold Zweig. ... 
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Es ist demnach auch unwahr, dass der Verfasser des Operntextes künstleri-

scher Mitarbeiter eines jüdischen Emigranten-Theaters ist. ... Aus den oben 

behandelten Fragen könnte sich demnach entsprechend Ihrer Befürchtung 

nur dann ein kultureller Skandal entwickeln, wenn das Ausland sie mit der-

selben Unbekümmertheit behandelte, wie Sie das mit Ihrem hiermit beant-

worteten Brief getan haben. Heil Hitler!»77 

Bald  wurde  die  Kontroverse  schriller,  als  Rosenberg  in  seiner  Antwort 

Goebbels an den Schutz, den er dem jüdischen Regisseur Curt Goetz ange-

deihen liess, und an die Schwierigkeiten, in die er nationalsozialistische Re-

gisseure dadurch brachte, erinnerte. Der letzte Schuss zielte auf Goebbels' 

Unterstützung für moderne, ja «bolschewistische» Kunst, insbesondere für 

die Künstler, die der Avantgardegruppe «Der Sturm» angehörten.78 

Zu Goebbels' Unglück fing die Gestapo im Frühjahr 1935 einen Brief von 

Strauss an Zweig ab, in dem der Komponist schrieb, er habe sich bereit er-

klärt, den Präsidenten der Reichsmusikkammer zu mimen, «um Gutes zu tun 

und grösseres Unglück zu verhüten». Als Folge hiervon wurde Strauss von 

seinem Posten entbunden und durch Peter Raabe, einen begeisterten Nazi, 

ersetzt. Da Zweig das Libretto verfasst hatte, wurde Die schweigsame Frau 

nach einigen wenigen Aufführungen verboten.79 

Die totale Säuberung der Reichsmusikkammer von ihren jüdischen Mit-

gliedern dauerte jedoch länger, als Goebbels gehofft – und angekündigt – 

hatte. In Goebbels' Tagebüchern kommt wiederholt seine Entschlossenheit 

zum Ausdruck, das Ziel der vollständigen Arisierung zu erreichen. Dieser 

Kampf wurde an zwei Fronten geführt: gegen Personen und gegen Melodien. 

Die meisten jüdischen Musiker emigrierten in den ersten drei Jahren von Hit-

lers Regime, aber zum Verdruss der Nationalsozialisten war es schwieriger, 

jüdische Melodien – d.h. vorwiegend «leichte» Musik – loszuwerden. «Ge-

genargumente, dass Zuhörer solche Musik häufig verlangten», schreibt Mi-

chael Kater, «wurden mit der Begründung zurückgewiesen, dass es die 

Pflicht ‚arischer’ Musiker sei, ihr Publikum durch die stetige Vorführung 

nicht-jüdischer Programme zu erziehen.»80 

Überdies ermöglichten, was die leichte Musik anging, verwickelte kom-

merzielle Beziehungen zwischen emigrierten jüdischen Musikverlegern und 

ihren Partnern, die sich noch in Deutschland aufhielten, einen stetigen Fluss 

unerwünschter Partituren und Plattenaufnahmen ins Reich. Musik kam aus 

Wien, aus London und New York, und erst Ende 1937, als «fremde» Musik 

offiziell verboten wurde, konnten sich Judenjäger beruhigter fühlen.81 

Goebbels' herkulische Aufgabe wurde durch die nahezu unüberwindliche 

Schwierigkeit belastet, die rassische Herkunft aller Komponisten und Libret- 
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tisten herauszufinden, und durch die Dilemmata, die dadurch geschaffen 

wurden, dass es bekannte Stücke gab, die durch irgendeine jüdische Verbin-

dung befleckt waren. Selbstverständlich waren die Dienste Rosenbergs und 

verwandte Organisationen wie auch sogar der SD unvermeidliche Konkur-

renten auf diesem Gebiet. Etwas von der Grösse der Herausforderung und 

von der allgemeinen Atmosphäre ist in einem Briefwechsel zu spüren, der 

im August 1933 zwischen der Münchener Filiale von Rosenbergs Kampf-

bund für Deutsche Kultur und dem ebenfalls von Rosenberg kontrollierten 

Reichsverband Deutsche Bühne in Berlin geführt wurde. Die Münchener 

schrieben am 16. August: 

«Die jüdischen Librettisten und Komponisten bildeten in den letzten 15 

Jahren einen Ring, durch den kein deutscher Autor zu stossen vermochte, 

und wenn er ein noch so gutes Werk präsentierte. Nun sollen die Herrschaf-

ten einmal die umgekehrte Seite kennen lernen. Eine Abwehr ist schon des-

wegen notwendig, weil in ausländischen Zeitungen bereits höhnische Arti-

kel erschienen sind, dass es in Deutschland ohne Juden nicht ginge. 

Am Deutschen Theater in München wird gegenwärtig die Operette ‚Sissy’, 

Text von [Ernst] Marischke, Musik von [Fritz] Kreisler, gegeben. Kreisler hat 

sich in Prag in einer äusserst abfälligen Weise über unseren Führer ausge-

sprochen. Wir haben gegen die Aufführung des Werkes scharfen Protest ein-

gelegt, u.a. bei der Reichsleitung der NSDAP zu Händen des Herrn Pg. Hess. 

Wie wir nun hören, hat sich der Direktor Gruss des Deutschen Theaters bereit 

erklärt, das Werk abzusetzen, wenn ihm ein anderes dafür präsentiert wird. 

Wir wären Ihnen dankbar, wenn Sie uns das eine oder andere Werk empfeh-

len könnten. Nur müsste es sich für eine etwas revuemässige Aufmachung 

eignen, weil das Deutsche Theater eigentlich Variété ist und nur Konzession 

für Revuen besitzt.»82 

Am 23. August war die Antwort des Reichsverbands Deutsche Bühne 

nach München unterwegs: Die zuständigen Leute in Berlin wussten bereits 

von Sissy und beschäftigten sich wahrscheinlich mit dem Fall. Andere Dinge 

mussten aber richtiggestellt werden: In dem Brief aus München waren Franz 

Lehar und Künnecke allzu schnell von allen jüdischen Verbindungen freige-

sprochen worden: «Über [die beiden] besteht durchaus noch Unklarheit, in-

sofern nämlich, als die Librettisten dieser beiden Operettenkomponisten fast 

ausnahmslos Juden sind. Ich beabsichtige in Kürze eine Liste herauszugeben, 

wo alle die Operetten verzeichnet stehen, deren Komponisten und Libretti-

sten keine Juden sind.»83 Im Dezember desselben Jahres erhielt der Reichs-

verband Deutsche Bühne eine weitere Anfrage vom Münchener Kampfbund, 

in der es um die Frage ging, ob Franz Lehar, Robert Stolz, Hans Meisel, Ralph 
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Benatzky und andere Komponisten Juden seien. Wieder kamen bei Lehar, 

Stolz und Benatzky die Librettisten zum Vorschein (die anderen Komponi-

sten waren Juden).84 Hitler hatte, das sollte erwähnt werden, eine besondere 

Vorliebe für Lehars Operette Die lustige Witwe. War der Librettist des be-

rühmtesten Werkes von Lehar zufällig etwa Jude? Und wenn ja, wusste Hit-

ler das? 

In einem Brief an den Preussischen Theaterausschuss vom 9. März 1934 

erwähnte Schlösser «den Witz über [Meyerbeers Oper] Die Hugenotten (Pro-

testanten und Katholiken erschiessen sich, und ein Jude macht Musik dazu). 

... Bei der nicht zu verkennenden Empfindlichkeit der breiteren Massen in 

der Judenfrage muss man m. E. auch solche psychologisch wichtige Tatsache 

ins Auge fassen.» Gegenüber Offenbach nahm Schlösser dieselbe Haltung 

ein, erwähnte aber, dass infolge von widersprüchlichen offiziellen Verlautba-

rungen zu dieser Frage ein Theater in Koblenz «nicht weniger als 3 Operetten 

von Offenbach ausgegraben» habe.85 

Alles in allem hielt jedoch die Konfusion der Kulturwalter des neuen Re-

gimes die Entjudung der Musik im Reich nicht auf. Jüdische Interpreten wie 

Artur Schnabel (der bald nach der Machtergreifung durch die NSDAP emi-

griert war), Jascha Heifetz und Yehudi Menuhin waren nun im Konzert eben-

sowenig mehr zu hören wie im Radio; jüdische Dirigenten waren geflohen 

und die Komponisten Arnold Schönberg, Kurt Weill und Franz Schreker des-

gleichen. Nach einem gewissen anfänglichen Zögern wurden Mendelssohn, 

Meyerbeer, Offenbach und Mahler nicht mehr aufgeführt. Das Mendelssohn-

Denkmal, das vor dem Leipziger Gewandhaus gestanden hatte, wurde ent-

fernt. Doch das war noch längst nicht alles: Händels alttestamentarische Ora-

torien verloren ihre ursprünglichen Titel und wurden arisiert, so dass sich 

Judas Makkabäus in Der Feldmarschall: Ein Kriegsdrama oder, alternativ dazu, in 

Freiheitsoratorium: Wilhelm von Nassau verwandelte; die erste Version stammte 

von Hermann Stephani, die zweite von Johannes Klöcking. Drei der grössten 

Mozartopern, Don Giovanni, Die Hochzeit des Figaro und Cosi fan tutte, bereite-

ten ein spezielles Problem: Ihr Librettist, Lorenzo Da Ponte, war jüdischer 

Abstammung. Die erste Lösung war, auf die ursprüngliche italienische Ver-

sion zu verzichten, aber das half nichts: die gängige deutsche Aufführungs-

version war das Werk des jüdischen Dirigenten Hermann Levi. Es gab einen 

letzten Ausweg: Hastig musste eine neue Übersetzung in reineres, unbefleck-

tes Deutsch angefertigt werden. Die neuen deutschen Übersetzungen der Li-

bretti Da Pontes für den Figaro und Cosï fan tutte stammten von Siegfried An-

heisser, einem Regisseur am Kölner Theater, und bis 1938 waren sie von 76 

deutschen Opernhäusern übernommen worden.86 Als Krönung des Ganzen 

sollten zwei grosse Enzyklopädien, Judentum in der Musik A-B-C und Lexikon 
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der Juden in der Musik, sicherstellen, dass in Zukunft keine Fehler mehr ge-
macht würden. Doch selbst Enzyklopädien waren nicht immer ausreichend: 
Das Judentum in der Musik erschien 1935; nach dem Anschluss jedoch waren 
die neuen Herren Österreichs erstaunt, als sie feststellten, dass der «Walzer-
könig» Johann Strauss Juden in seiner Grossfamilie hatte, und seine Geburts-
urkunde verschwand aus den Wiener Archiven.87 

Abteilung II 112 des SD (das Judenreferat) hatte gleichfalls ein Auge auf 
jüdische Musiker, tot oder lebendig. Am 27. November 1936 stellte sie fest, 
dass im Saal der Berliner Philharmonie unter den bekannten deutschen Kom-
ponisten immer noch ein Relief «des Juden Felix Mendelssohn-Bartholdy» 
angebracht war. Da die Aufführung von Stücken jüdischer Komponisten ver-
boten worden war, «dürfte», so der Schluss des Vermerks, «eine Entfernung 
des Reliefs unbedingt zweckmässig sein».88 Einige Zeit später bemerkte die 
Abteilung, der jüdische Bassist Michael Bohnen sei «in letzter Zeit wieder im 
Film aufgetreten». Um seine Adressaten über Bohnen zu informieren, zitierte 
der anonyme Agent von II 112 die biographische Eintragung über den Sänger 
in der Encyclopedia Judaica.89 

Was hätte es genutzt, alle unschönen jüdischen Namen aus der deutschen 

Welt der Kunst hinauszusäubern, wenn die Juden ihre Identität verschleiern 

konnten, indem sie arische Namen annahmen? Am 19. Juli 1935 unterbreitete 

Frick (der im Dezember 1934 damit begonnen hatte, gegen Namensänderun-

gen zu kämpfen) als Resultat des Falles, den Gürtner in seiner Beschwerde 

gegen den Stürmer vorgestellt hatte, Hitler einen Entwurf, wonach es Ariern, 

welche Namen trugen, die gemeinhin als jüdisch galten, gestattet werden 

sollte, diese zu ändern. Juden würde es im Allgemeinen nicht gestattet, ihren 

Namen zu ändern, es sei denn, ihr Name gebe Anlass zu Spötteleien und Be-

leidigungen; in diesem Falle konnte ein anderer jüdischer Name gewählt 

werden.90 Am 31. Juli übermittelte Lammers aus Berchtesgaden Hitlers Billi-

gung.91 Frick liess es dabei nicht bewenden, und in einer Mitteilung vom 14. 

August brachte er bei Gürtner die Möglichkeit ins Gespräch, die Abkömm-

linge von Juden, die zu Anfang des 19. Jahrhunderts fürstliche deutsche Na-

men angenommen hatten, zur erneuten Annahme eines jüdischen Namens 

zu zwingen; dies geschah, so schrieb er, auf Verlangen eines Reichstagsabge-

ordneten, Prinz von und zu Loewenstein.92 Anscheinend kam es zu keiner 

Entscheidung, auch wenn Staatssekretär Hans Pfundtner damals die Reichs-

stelle für Sippenforschung anwies, Listen deutscher Namen zusammenzu-

stellen, die seit der Emanzipation von Juden gewählt worden waren.93 Bald 

sollte sich, wie wir sehen werden, die Strategie ändern: Statt gezwungen zu  
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werden, ihre deutsch klingenden Namen aufzugeben, sollten die Juden zu-

sätzliche – und offensichtlich jüdische – Vornamen annehmen müssen. 

Hans Hinkel kam 1935 in Goebbels' Ministerium, wo er einer der drei Ge-

schäftsführer der Reichskulturkammer wurde. Bald danach kam zu den Ti-

teln, die er bereits trug, eine ungewöhnliche neue Amtsbezeichnung hinzu: 

«Sonderbeauftragter für die Überwachung der geistig und kulturell tätigen 

Juden im deutschen Reichsgebiet».94 Der neue Titel war insofern zutreffend, 

als sich Hinkel abgesehen von seinen wiederholten Säuberungsrazzien in der 

RKK jetzt rühmen konnte, er habe mit sanfter Nachhilfe die verschiedenen 

regionalen jüdischen Kulturbünde dazu veranlasst, ihre relative Autonomie 

aufzugeben und zu Mitgliedern eines landesweiten Verbandes mit Sitz in 

Berlin zu werden. Die entscheidende Versammlung, auf der den Delegierten 

der Kulturbünde in sehr höflicher, aber unmissverständlicher Form erklärt 

wurde, Hinkel halte die Gründung einer einzigen Organisation für das ganze 

Reich für äusserst wünschenswert, fand am 27. und 28. April unter Teilnahme 

Hinkels und in der stillen Gegenwart von Gestapovertretern in Berlin statt. 

Hinkel sprach zu den jüdischen Delegierten, wie er sagte, «im Vertrauen», 

und jede Enthüllung der Versammlung konnte zu «Unannehmlichkeiten» 

führen; die Entscheidung über die Bildung einer nationalen Organisation 

sollte wirklich der «freien Wahl» der Delegierten überlassen werden, aber der 

einzige Weg zur vernünftigen Lösung einer Vielzahl technischer Probleme 

bestand darin, eine einheitliche Organisation zu gründen. Kurt Singer, der 

auf Hinkels Geheiss die Versammlung einberufen hatte, war stark für eine 

derartige Vereinigung und anscheinend mit Staatssekretär Hinkel einer Mei-

nung. Dieser und Singer leiteten die Versammlung so zügig, dass Singer am 

Ende der ersten Sitzung (der einzigen, an der Hinkel teilnahm) erklären 

konnte: «Ich mache hiermit dem Staatssekretär und den Herren von der 

Staatspolizei die offizielle Meldung, dass sich die anwesenden Delegierten 

einstimmig auf die Schaffung eines Dachverbandes der jüdischen Kultur-

bünde im Reich geeinigt haben.»95 

In einer Rede von 1936 formulierte Hinkel noch einmal das unmittelbare 

Ziel der NS-Kulturpolitik hinsichtlich der Juden: Sie waren zur Entwicklung 

ihres eigenen kulturellen Erbes in Deutschland berechtigt, aber nur in völliger 

Isolierung von der allgemeinen Kultur. Jüdische Künstler «können ungehin-

dert arbeiten, solange sie sich auf die Pflege des jüdischen Kunst- und Kul-

turlebens beschränken und solange sie nicht – offen, heimlich oder betrüge-

risch – unsere Kultur zu beeinflussen suchen».96 Heydrich fasste die Nütz-

lichkeit der Zentralisierung in etwas anderen Worten zusammen: «Die Grün-

dung des Reichsverbandes jüdischer Kulturbünde erfolgte, um sämtliche jü- 
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dischen kulturellen Vereinigungen zur leichteren Erfassung und zentralen 
Überwachung zusammenzufassen.»97 Alle jüdischen Kulturorganisationen, 
die dem neuen Reichsverband nicht angehörten, wurden verboten. 

IV 

Seit Anfang 1935 war unter Parteiradikalen erneut eine intensive antijüdische 

Hetze aufgetreten, und Unzufriedenheit und Unruhe verbreiteten sich unter 

den einfachen Parteimitgliedern und unter den SA-Mitgliedern, die immer 

noch wegen der Ermordung ihres Führers im vorangegangenen Jahr grollten. 

Fortdauernde wirtschaftliche Schwierigkeiten wie auch das Ausbleiben ma-

terieller und ideologischer Kompensationen für die grosse Zahl von Partei-

mitgliedern, die weder auf örtlicher noch auf nationaler Ebene Stellungen 

und Genugtuung finden konnten, führten zu zunehmender Agitation. 

Eine erste Welle antijüdischer Vorfälle begann Ende März 1935; in den dar-

auffolgenden Wochen verdichtete Goebbels' Angriff die pogromartige Atmo-

sphäre.98 Ein Hinweis des Innenministeriums auf bevorstehende antijüdische 

Gesetze und die Ausschliessung der Juden aus der neuen Wehrmacht dämpf-

ten die wachsende Unruhe nicht. 

Die erste Stadt, die antijüdische Unruhen in grossem Umfang erlebte, war 

München, und ein sorgfältig abgefasster Polizeibericht liefert eine recht prä-

zise Beschreibung des Ablaufs der dortigen Ereignisse. Im März und April 

wurden jüdische Läden nachts mit Säure besprüht oder mit Inschriften wie 

«Jude», «Stinkender Jude», «Juden raus» und dergleichen beschmiert. Dem 

Bericht zufolge kannten die Täter den Streifenplan der Polizei genau und 

konnten daher in völliger Freiheit agieren. Im Mai begann das Einschlagen 

von Schaufensterscheiben in jüdischen Geschäften. Der Polizeibericht deutet 

auf die Beteiligung von Gruppen der Hitlerjugend an einem dieser frühen 

Vorfälle. Mitte Mai griffen die Täter dann nicht nur bei hellichtem Tage jüdi-

sche Läden an, sondern verübten auch Tätlichkeiten gegen deren Besitzer, 

gegen Kunden und manchmal sogar gegen arische Angestellte. 

Am Samstag, dem 25. Mai, nahmen die Unruhen eine neue Dimension an. 

Im Laufe des Nachmittags hatten sich die Attacken auf jedes identifizierbar 

jüdische Geschäft in der Innenstadt ausgedehnt. Nach Angaben der Polizei 

waren die Täter «nicht allein Angehörige der NSDAP und ihrer Gliederun-

gen», sondern zu ihnen gehörten auch «Gruppen sehr zweifelhafter Art». Am 

Spätnachmittag gab es vor dem Hauptbahnhof Zusammenstösse zwischen 

der Polizei und einer Ansammlung von etwa 400 Menschen (hauptsächlich 

österreichischen Nazis, die im SS-Hilfslager in Schleissheim trainierten); bald  
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kam es in anderen Teilen der Stadt zu weiteren derartigen Begegnungen. 

Etwa um 18 Uhr versuchte eine Menge, das mexikanische Konsulat anzugrei-

fen. Unter den Verhafteten waren, wie sich herausstellte, SS-Männer in Zivil. 

Erst gegen neun Uhr abends wurde in der bayerischen Hauptstadt wieder 

ein gewisses Mass an Ordnung hergestellt.99 

Ein zweiter, grösserer Ausbruch, einer, von dem häufiger die Rede ist, er-

eignete sich Mitte Juli in Berlin, hauptsächlich auf dem Kurfürstendamm, wo 

elegante Geschäfte, die Juden gehörten, immer noch relativ aktiv waren. Jo-

chen Klepper, ein tiefreligiöser protestantischer Autor, dessen Frau Jüdin 

war, schrieb am 18./19. Juli in sein Tagebuch: «Antisemitische Ausschreitun-

gen am Kurfürstendamm. ... Die Säuberung Berlins von Juden drohend an-

gekündigt.»100 Eine Woche später schrieb Klepper erneut über das, was auf 

dem Kurfürstendamm geschehen war: Jüdische Frauen waren ins Gesicht ge-

schlagen worden; jüdische Männer hatten sich mutig verhalten. «Zu Hilfe 

kam ihnen niemand, weil jeder die Verhaftung fürchtet.»101 Am 7. September 

wurde Klepper, der 1933 wegen seiner jüdischen Frau seine Stellung beim 

Radio verloren hatte, von dem kürzlich arisierten Verlag Ullstein, bei dem er 

eine Beschäftigung gefunden hatte, entlassen. An diesem Tage notierte er, 

dass die Schilder, die Juden den Zutritt zum Schwimmbad verboten, aufge-

stellt waren und dass selbst in der kleinen Strasse, in der er mit seiner Frau 

spazierenging, an einem der Zäune dieselbe Warnung hing.102 

Die Geheimberichte der Sozialdemokratischen Partei Deutschlands über 

die Lage im Reich (die sogenannten SOPADE-Berichte), die in Prag zusam-

mengestellt wurden, beschrieben ausführlich, wie sich während der Sommer-

monate des Jahres 1935 antijüdische Gewalt in ganz Deutschland ausbreitete. 

Wie wir sahen, entzündete sich der Zorn der radikalen Nazis vor allem an 

Juden, die es wagten, öffentliche Schwimmbäder zu benutzen, an jüdischen 

Läden und Juden auf Marktplätzen und natürlich an jüdischen Rassenschän-

dern. Manchmal wurden die falschen Ziele ausgewählt, wie etwa der Gesta-

po-Agent aus Berlin, der am 13. Juli im Schwimmbad in Kassel fälschlich für 

einen Juden gehalten und von SA-Aktivisten zusammengeschlagen wur-

de.103 Meistens wurden jedoch keine Fehler gemacht. So fielen beispielsweise 

am 11. Juli fast 100 SA-Männer über den Viehmarkt in Fulda her (wie schon 

erwähnt, waren viele Viehhändler Juden) und griffen unterschiedslos sowohl 

die Händler als auch ihre Kunden an, wodurch einige von ihnen schwere 

Verletzungen davontrugen. Dazu heisst es im SOPADE-Bericht: «Vieh lief 

ziellos in den Strassen herum und konnte erst nach und nach eingefangen 

werden. Ganz Fulda war tagelang in Erregung.» Das Jüdische Familienblatt 

schrieb hintersinnig, die jüdischen Händler hätten Kühe auf den Markt ge-

bracht, die einen ganzen Tag lang nicht gemolken worden waren; das hätte  
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die Bevölkerung erzürnt und sie dazu veranlasst, sich auf die Seite der lei-

denden Kühe zu schlagen und ihren jüdischen Peinigern entgegenzutre-

ten.104 

Druck, Gewalt und Indoktrination blieben nicht ohne Wirkung. Ein SO-

PADE-Bericht vom August 1935 führt eine eindrucksvolle Liste neuer, auf 

lokale Initiativen zurückgehender Massnahmen gegen die Juden auf: «Berg-

zabern, Edenkoben, Höheinöd, Breunigweiler und andere Orte verbieten Ju-

den den Zuzug und untersagen den Verkauf von Grund und Boden an Ju-

den. ... Bad Tölz, Bad Reichenhall, Garmisch-Partenkirchen und das bayeri-

sche Hochland gewähren Juden keinen Zutritt mehr zu den Kuranlagen. In 

Apolda, Berka, Blankenstein, Sulza, Allstadt und Weimar (1 Kino) ist den Ju-

den der Besuch der Lichtspieltheater verboten.» In Magdeburg durften Juden 

nicht die Bibliotheken benutzen; und an den Strassenbahnen hingen dort 

Schilder mit der Aufschrift «Juden unerwünscht!». Der Bericht führt Dut-

zende von anderen für Juden verbotenen Orten und Aktivitäten auf.105 

Nicht alle Parteiführer widersetzten sich der Ausbreitung der antijüdischen 

Gewalttätigkeit. Der für Köln und Aachen zuständige Gauleiter Grohe bei-

spielsweise war für die Intensivierung antijüdischer Aktionen, um «die etwas 

gedrückte Stimmung in Mittelstandskreisen» zu heben.106 Dies war jedoch 

nicht die vorherrschende Position – nicht wegen potentieller negativer Reak-

tionen bei der Bevölkerung,107 sondern hauptsächlich deshalb, weil es sich 

das Regime schlecht leisten konnte, innerhalb und ausserhalb von Deutsch-

land den Eindruck zu erwecken, es verliere die Kontrolle über seine eigenen 

Kräfte, indem es die Ausbreitung ungezügelter Gewalt zuliess, insbesondere 

angesichts der bevorstehenden Olympischen Spiele. Wiederholte Befehle, 

von nicht genehmigten antijüdischen Aktionen abzusehen, wurden von Hess 

und anderen in Hitlers Namen erlassen, aber ohne durchschlagenden Erfolg. 

Für Schacht war die Ausbreitung antijüdischer Gewalt besonders unwill-

kommen. In den USA war der Wirtschaftsboykott gegen deutsche Waren 

wieder aufgeflackert. Am 3. Mai schickte der Wirtschaftsminister eine Denk-

schrift mit dem Titel «Betrifft Imponderabilien des Exportes» an Hitler; darin 

warnte er vor den ökonomischen Konsequenzen der neuen antijüdischen 

Kampagne. Zumindest nach aussen hin stimmte Hitler Schacht völlig zu: Im 

jetzigen Stadium musste die Gewalttätigkeit aufhören.108 

In dieser Atmosphäre wurde von Schacht am 20. August 1935 im Wirt-

schaftsministerium eine Konferenz einberufen. Unter den Teilnehmern wa-

ren Innenminister Frick, Justizminister Gürtner, der preussische Finanzmini-

ster Johannes Popitz, der Gauleiter und bayerische Innenminister Adolf 

Wagner sowie Vertreter des SD, der Gestapo und des Rassenpolitischen Am-

tes der Partei.109 
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Frick eröffnete die Diskussion mit einer Beschreibung der zusätzlichen, am 

Parteiprogramm orientierten antijüdischen Gesetzgebung, die sich im Mini-

sterium in Vorbereitung befand. Andererseits sprach er sich mit aller Ent-

schiedenheit gegen die vorherrschenden wilden antijüdischen Attacken aus 

und empfahl hartes polizeiliches Durchgreifen.110 

Wagner stimmte zu. Wie Frick war er für weitere juristische Massnahmen 

gegen die Juden, er erwähnte aber, dass es in dieser Frage Meinungsunter-

schiede zwischen Partei und Staat und auch zwischen verschiedenen Abtei-

lungen innerhalb des Staatsapparats selbst gebe. Nicht alles musste sofort ge-

schehen: seiner Ansicht nach waren zusätzliche Massnahmen vorwiegend 

gegen Volljuden zu ergreifen, nicht gegen Mischlinge.111 Doch Wagner be-

harrte darauf, dass auf Grund von Forderungen einer Mehrheit der Bevölke-

rung nach zusätzlichen antijüdischen Massnahmen neue juristische Schritte 

gegen die Wirtschaftstätigkeit von Juden ergriffen werden sollten.112 In die-

sem Stadium blieben Wagners Forderungen unberücksichtigt. 

Der Einsatz ausschliesslich juristischer Methoden war offensichtlich die 

Linie, die auf der Versammlung von dem Konservativen Gürtner verfolgt 

wurde: Es war gefährlich, wenn man die Radikalen mit dem Eindruck davon-

kommen liess, dass sie in Wirklichkeit das durchführten, was die Regierung 

wollte, wozu sie aber selbst wegen möglicher internationaler Konsequenzen 

nicht in der Lage war. «Der Grundsatz des Führerstaates», argumentierte 

Gürtner, «muss demgegenüber durchgesetzt werden.»113 

Wie nicht anders zu erwarten war, hob Schacht den Schaden hervor, den 

die antijüdischen Unruhen verursachten, und warnte, die sich entwickelnde 

Situation könne die ökonomische Basis der Wiederbewaffnung bedrohen. Er 

stimmte zu, dass das Parteiprogramm durchgeführt werden müsse, meinte 

aber, dass die Durchführung ausschliesslich in einem Rahmen juristischer 

Vorschriften stattzufinden habe.114 Schachts Motive waren, wie wir sahen, 

durch kurzfristige ökonomische Nützlichkeit diktiert. Die Ergebnisse der 

Versammlung wurden Hitler zur Kenntnis gebracht, und die von Frick ent-

worfenen Massnahmen wurden in der Zeit von Ende August bis Anfang Sep-

tember weiter ausgearbeitet.115 

Heydrich, damals Chef des SD und Leiter des zentralen Amts der Gestapo 

(Gestapa) in Berlin, nahm an der Versammlung teil. In einer Denkschrift an 

alle Teilnehmer der Besprechung vom 9. September wiederholte er die Punk-

te, die er auf der Konferenz ausgeführt hatte. In diesem Dokument umriss 

Heydrich eine Reihe von Massnahmen, die auf eine weitere Absonderung der 

Juden und, wenn möglich, auf die Aufhebung ihrer Rechte als Bürger zielten. 

Alle Juden in Deutschland sollten unter Fremdenrecht gestellt werden. Im 

Gegensatz zu dem, was oft behauptet wird, wies Heydrich jedoch nicht dar- 



158 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

auf hin, dass die Aus-Wanderung aller Juden das zentrale Ziel der NS-Politik 

sein sollte. Nur im letzten Satz der Denkschrift brachte der SD-Chef immer-

hin die Hoffnung zum Ausdruck, dass die von ihm vorgeschlagenen restrik-

tiven Massnahmen die Juden dem Zionismus zuführen und ihre Motivation 

zur Auswanderung stärken würden.116 

Am 8. August hatten sowohl der Angriff als auch der Völkische Beobachter 

unter der Schlagzeile «Recht und Prinzip in der Judenfrage» eine Ankündi-

gung des Chefs der deutschen Ordnungspolizei, SS-Obergruppenführer Kurt 

Daluege, veröffentlicht, wonach aus der Kriminalstatistik hervorgehe, dass 

Juden in allen Bereichen des Verbrechens führend seien. Beide Zeitungen be-

klagten sich später über den Mangel an Aufmerksamkeit für diese Frage in 

der ausländischen Presse; ausländische Zeitungen, die die Geschichte ge-

bracht hatten, hatten sie als Vorbereitung neuer antijüdischer Massnahmen 

interpretiert – besonders bösartige Anschuldigungen, wie der Angriff mein-

te.117 

V 

Am Nachmittag des 15. September 1935 marschierte die Abschlussparade 

des jährlich stattfindenden Nürnberger Parteitags an Hitler und der obersten 

Führung der NSDAP vorüber. Der Reichsparteitag der Freiheit ging zu Ende. 

Um 8 Uhr an diesem Abend wurde im Saal des Nürnberger Kulturbundes 

eine ungewöhnliche Sitzung des Reichstags eröffnet. Es war das erste und 

letzte Mal unter Hitlers Herrschaft, dass der Reichstag ausserhalb von Berlin 

zusammentrat. Tagungsort eines Deutschen Reichstages (damals der Ver-

sammlung der Reichsstände) war Nürnberg zum letzten Mal im Jahre 1543 

gewesen.118 

In seiner Rede ging Hitler kurz auf die unbeständige internationale Lage 

ein, die Deutschland dazu gezwungen hatte, mit dem Wiederaufbau einer 

Armee zu beginnen, um seine Freiheit zu verteidigen. Drohend erwähnte er 

die litauische Kontrolle über Memel, eine von einer deutschen Bevölkerungs-

mehrheit bewohnte Stadt. Die Bedrohung, die der internationale Bolschewis-

mus darstellte, wurde nicht vergessen: Hitler warnte, jeder Versuch der 

Kommunisten, in Deutschland wieder Fuss zu fassen, werde schnell unter-

drückt werden. Dann wandte er sich dem Hauptthema seiner Ansprache zu 

– den Juden: 

Die Juden standen hinter der zunehmenden Spannung zwischen den Völ-

kern. Im Hafen von New York hatten sie auf dem Passagierdampfer Bremen 

die deutsche Flagge beleidigt, und sie setzten erneut einen Wirtschaftsboy-

kott gegen Deutschland in Gang. In Deutschland selbst rief ihr provozieren-

des Verhalten zunehmend Beschwerden von allen Seiten hervor. Hiermit 

legte Hitler den Hintergrund fest. Dann kam er zu seinem Hauptpunkt: «Soll 
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dieses Vorgehen nicht zu sehr entschlossenen, im Einzelnen nicht übersehba-

ren Abwehraktionen der empörten Bevölkerung führen, bleibt nur der Weg 

einer gesetzlichen Regelung des Problems übrig. Die deutsche Reichsregie-

rung ist dabei beherrscht von dem Gedanken, durch eine einmalige säkulare 

Lösung vielleicht doch eine Ebene schaffen zu können, auf der es dem deut-

schen Volke möglich wird, ein erträgliches Verhältnis zum jüdischen Volk 

finden zu können. Sollte sich diese Hoffnung nicht erfüllen, die innerdeut-

sche und internationale jüdische Hetze ihren Fortgang nehmen, wird eine 

neue Überprüfung der Lage stattfinden.» 

Nach der Aufforderung an den Reichstag, die Gesetze zu verabschieden, 

die Göring jetzt verlesen würde, schloss Hitler seine Ansprache mit einem 

kurzen Kommentar zu jedem der drei Gesetze: «Das erste und zweite Gesetz 

tragen eine Dankesschuld an die Bewegung ab, unter deren Symbol Deutsch-

land die Freiheit zurückgewonnen hat, indem es das Programm der Natio-

nalsozialistischen Partei in einem wichtigen Punkt erfüllt. Das dritte ist der 

Versuch der gesetzlichen Regelung eines Problems, das im Falle des aberma-

ligen Scheiterns dann durch Gesetz zur endgültigen Lösung der Nationalso-

zialistischen Partei übertragen werden müsste. Hinter allen drei Gesetzen 

steht die Nationalsozialistische Partei und mit ihr und hinter ihr die Na-

tion.»119 Die Drohung war unmissverständlich. 

Das erste Gesetz, das Reichsflaggengesetz, proklamierte, dass fortan 

Schwarz, Weiss und Rot die Nationalfarben seien und dass die Hakenkreuz-

fahne die Nationalfahne sei.120 Das zweite, das Reichsbürgergesetz, etablierte 

den grundlegenden Unterschied zwischen «Reichsbürgern», denen die vol-

len politischen und bürgerlichen Rechte zustanden, und «Staatsangehöri-

gen», die dieser Rechte jetzt beraubt waren. Nur wer deutschen oder artver-

wandten Blutes war, konnte Bürger sein. Somit hatten die Juden von diesem 

Augenblick an, was ihre Bürgerrechte anging, tatsächlich einen Status, der 

dem von Ausländern ähnelte. Das dritte, das Gesetz zum Schutze des deut-

schen Blutes und der deutschen Ehre, verbot Eheschliessungen und ausser-

eheliche Beziehungen zwischen Juden und Bürgern deutschen oder artver-

wandten Blutes. Ehen, die diesem Gesetz zuwider geschlossen wurden, gal-

ten als nichtig, auch wenn sie ausserhalb von Deutschland geschlossen wa-

ren. Juden war es nicht gestattet, in ihren Haushalten weibliche deutsche 

Hausangestellte unter 45 Jahren zu beschäftigen.121 Schliesslich wurde es Ju-

den verboten, die Reichsflagge zu hissen (ein Verstoss gegen die deutsche 

Ehre), aber es war ihnen gestattet, ihre eigene Flagge zu zeigen. 

Die Präambel zum dritten Gesetz legte seine sämtlichen Implikationen of-

fen: «Durchdrungen von der Erkenntnis, dass die Reinheit des deutschen Blu-

tes die Voraussetzung für den Fortbestand des Deutschen Volkes ist, und be- 
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seelt von dem unbeugsamen Willen, die Deutsche Nation für alle Zukunft zu 
sichern, hat der Reichstag einstimmig das folgende Gesetz beschlossen, das 
hiermit verkündet wird.»122 Unmittelbar hierauf folgte Paragraph 1: «Ehe-
schliessungen zwischen Juden und Staatsangehörigen deutschen oder artver-
wandten Blutes sind verboten.» Die Beziehung der Präambel zum Text des 
Gesetzes liess das Ausmass der rassischen Gefahr erkennen, die der Jude dar-
stellte. 

Dem Völkischen Beobachter vom 17. September zufolge nahm Hitler auf ei-
ner Zusammenkunft mit «führenden Persönlichkeiten der Partei» später am 
selben Abend «die Gelegenheit wahr, die Bedeutung der neu erlassenen Ge-
setze zu unterstreichen und darauf hinzuweisen, dass die nationalsozialisti-
sche Gesetzgebung die einzige Möglichkeit eröffne, mit den in Deutschland 
lebenden Juden in ein erträgliches Verhältnis zu kommen. Der Führer be-
tonte insbesondere, dass den Juden in Deutschland nach diesen Gesetzen 
Möglichkeiten ihres völkischen Eigenlebens auf allen Gebieten eröffnet wür-
den, wie sie bisher in keinem anderen Lande zu verzeichnen wären.»123 «Im 
Hinblick darauf», so der Bericht weiter, «erneuerte der Führer den Befehl für 
die Partei, jede Einzelaktion gegen Juden wie bisher zu unterlassen.»124 

In einem Interview, das er am 27. November 1935 Hugh Baillie, dem Prä-
sidenten der amerikanischen Nachrichtenagentur United Press, gewährte, 
brachte Hitler mit ganz eindeutiger Blickrichtung auf das amerikanische Pu-
blikum die antijüdischen Gesetze in Zusammenhang mit der Gefahr bolsche-
wistischer Agitation.125 

Oberflächlich betrachtet, bedeuteten die Nürnberger Gesetze nicht das Ende 

jüdischen Lebens in Deutschland. «Wir haben ... gar kein Interesse daran, die 

Juden zu zwingen, ihr Geld im Auslande auszugeben», erklärte Goebbels auf 

einer Versammlung von Propagandaoffizieren, die am Tag nach dem Partei-

tag in Nürnberg abgehalten wurde. «Sie sollen es hier ausgeben. Man soll sie 

nicht in jedes Bad hineinlassen, aber man soll sagen: Wir haben hier oben an 

der Ostsee – sagen wir einmal: hundert Bäder; eins davon, da kommen die 

Juden hin, da kriegen sie jüdische Kellner und jüdische Geschäftsdirektoren 

und jüdische Badedirektoren und da können sie ihre jüdischen Zeitungen le-

sen, da wollen wir gar nichts von wissen; das soll nicht das schönste Bad sein, 

sondern vielleicht das schlechteste, das wir haben, das geben wir ihnen [Hei-

terkeit], – und in den anderen, da sind wir unter uns. Das halte ich für richtig. 

Denn wir können ja die Juden nicht wegschieben, sie sind ja da. Wir besitzen 

keine Insel, auf die wir die –, auf die wir sie transportieren könnten. Wir müs-

sen ja damit rechnen.»126 

Zwei verschiedene Zeugnisse aus den Tagen nach dem Parteitag berichten 

von Hitlers eigenen Absichten hinsichtlich der Zukunft der Juden. Nach Aus- 
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sagen von Fritz Wiedemann, der dann Hitlers Adjutant werden sollte, schil-

derte der Führer die bevorstehende Situation einem kleinen Kreis von Partei-

mitgliedern: «Heraus aus allen Berufen, Ghetto, eingesperrt in ein Territo-

rium, wo sie sich ergehen können, wie es ihrer Art entspricht, während das 

deutsche Volk zusieht, wie man wilde Tiere sich ansieht.»127 Aus der Perspek-

tive des Jahres 1935 hätte diese territoriale Isolierung der Juden in Deutsch-

land stattfinden müssen (das wird durch die Bemerkung über das deutsche 

Volk als Zuschauer bekräftigt). So wiederholte Goebbels wahrscheinlich das, 

was er von Hitler gehört hatte. Das zweite Zeugnis lautete ganz anders. 

Am 25. September 1935 berichtete Walter Gross, der Leiter des Rassenpo-

litischen Amtes der Partei, den Regionalleitern seiner Organisation die Inter-

pretation der Nürnberger Gesetze, die ihm Hitler gegeben hatte, und vor al-

lem, wie dieser die nächsten Schritte in der antijüdischen Politik sah. 

Es ist bemerkenswert, dass Hitler erneut, nachdem er einen grossen Schritt 

in Übereinstimmung mit seinen ideologischen Zielen getan hatte, darauf 

zielte, dessen extremste Konsequenzen auf taktischer Ebene zu entschärfen. 

Bei dem Zusammentreffen mit Gross warnte er die Partei vor Übereilung, so-

wohl bei der Ausdehnung des Geltungsbereichs der neuen Gesetze als auch 

im Hinblick auf direkte ökonomische Aktionen gegen die Juden. Für Hitler 

blieb das Ziel die Beschränkung des jüdischen Einflusses in Deutschland und 

die Trennung der Juden vom Körper der Nation; «stärkere Auswanderung» 

aus Deutschland war notwendig. Wirtschaftliche Massnahmen würden die 

nächste Stufe darstellen, aber sie durften keine Situation schaffen, die die Ju-

den in eine öffentliche Last verwandeln würde; darum brauchte man sorgfäl-

tig kalkulierte Schritte. Was die Mischlinge anging, so favorisierte Hitler ihre 

Assimilierung im Laufe einiger Generationen – um eine Schwächung des 

deutschen Kriegspotentials zu verhindern. In den letzten Worten des Ge-

sprächs war der pragmatische Ansatz plötzlich verschwunden; in dem von 

Gross angefertigten Protokoll heisst es: «An dieser Stelle erklärte er noch, 

dass er in dem Falle eines Krieges auf allen Fronten bereit zu allen Konse-

quenzen sei.»128 



5. 

Der Geist der Gesetze 

I 

Anfang August 1935, wenige Wochen vor dem Nürnberger Parteitag, ent-

schied Hitler, dass sechs jüdische oder zum Teil jüdische Professoren der Uni-

versität Leipzig, die bis dahin durch die Ausnahmeklauseln des Beamtenge-

setzes geschützt worden waren, pensioniert werden mussten. Am 26. August 

trafen zwei Beamte des sächsischen Erziehungsministeriums zu einer Bespre-

chung in der Reichskanzlei ein; sie wollten klären, ob von nun an alle nichtari-

schen Beamten in den Ruhestand zu versetzen seien. Ministerialrat Wienstein 

teilte ihnen Folgendes mit: 

«Grundsätzlich sei nach wie vor von Fall zu Fall zu entscheiden. Bei der 

Behandlung des Einzelfalles werde jedoch in Betracht zu ziehen sein, dass die 

Auffassungen über die Behandlung der Nichtarier inzwischen strenger ge-

worden seien. Zur Zeit der Herausgabe des Berufsbeamtengesetzes habe un-

zweifelhaft die Absicht bestanden, den Nichtariern den in § 3, Abs. 2 BBG 

umrissenen Schutz uneingeschränkt zu gewähren. Die neuere Entwicklung 

habe jedoch dahin geführt, dass die Nichtarier einen Anspruch auf Belassung 

im Dienst auf Grund der angeführten Vorschrift nicht mehr geltend machen 

könnten. Darüber könne vielmehr, wie Herr Ministerialrat Wienstein wieder-

holt bemerkte, nur von Fall zu Fall entschieden werden.»1 

Tatsächlich waren seit einigen Monaten jüdische Professoren, die vorgeb-

lich noch durch die Ausnahmeregelungen geschützt waren, entlassen wor-

den. Victor Klemperer hatte am 30. April in der Post seine Entlassungsur-

kunde vorgefunden. Sie war über das sächsische Erziehungsministerium ge-

schickt worden und trug die Unterschrift von Reichsstatthalter Martin 

Mutschmann.2 Innerhalb von wenigen Monaten gab es im Gefolge des neuen 

Reichsbürgergesetzes keine Ausnahmen mehr, und alle noch verbliebenen 

jüdischen Professoren wurden entlassen. 

Über den Ursprung der Nürnberger Gesetze hat es viele Diskussionen gege-

ben: Waren sie das Resultat einer aufs Geratewohl getroffenen Entscheidung 

oder das Ergebnis eines allgemeinen Plans, der darauf zielte, Schritt für 

Schritt die Juden aus der deutschen Gesellschaft auszuschliessen und sie 
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schliesslich vom Territorium des Reiches zu verbannen? Je nachdem, welche 

Ansicht man vertritt, lässt sich die Art und Weise, in der Hitler sowohl in 

jüdischen als auch in anderen Angelegenheiten seine Entscheidungen traf, 

unterschiedlich interpretieren. 

Wie wir sahen, hatte Hitler die Idee eines neuen Staatsbürgerschaftsgeset-

zes seit Beginn seines Regimes im Kopf gehabt. Im Juli 1933 begann eine Be-

ratungskommission für Bevölkerungs- und Rassenpolitik im Innenministe-

rium mit der Arbeit an Entwürfen für ein Gesetz, das dazu gedacht war, die 

Juden von vollen Bürgerrechten auszuschliessen.3 Seit Anfang 1935 häuften 

sich die Anzeichen für das Bevorstehen derartiger Veränderungen. In den 

Frühjahrs- und Sommermonaten dieses Jahres wurden Anspielungen auf sie 

von verschiedenen führenden Persönlichkeiten in Deutschland – von Frick, 

Goebbels und Schacht – gemacht; die ausländische Presse, insbesondere die 

Londoner Jewish Chronicle und die New York Times, veröffentlichte ähnliche 

Informationen, und nach Berichten der Gestapo sprachen Führer der deut-

schen Juden wie der Rabbiner Joachim Prinz offen von einem neuen Staats-

bürgerschaftsgesetz, das die Juden in «Staatsangehörige» verwandeln würde; 

ihre Informationen waren anscheinend durchaus präzise.4 

Gleichzeitig stiessen, wie wir ebenfalls sahen, Mischehen in zunehmen-

dem Masse auf Widerstand bei den Gerichten, was dazu führte, dass Frick im 

Juli die Formulierung neuer Gesetze auch in diesem Bereich ankündigte. Im 

selben Monat legte das Justizministerium einen Entwurf für das Verbot von 

Ehen zwischen Juden und Deutschen vor. Von da an war das Thema Gegen-

stand laufender Konsultationen zwischen den Ministerien.5 So wurde, was 

auch immer der unmittelbare Grund für Hitlers Entscheidung gewesen sein 

mag, sowohl das Thema der Staatsbürgerschaft als auch das der Mischehen 

sehr ausführlich auf der Beamtenebene und innerhalb der Partei diskutiert, 

und verschiedene Anzeichen deuteten darauf hin, dass eine neue Gesetzge-

bung bevorstand. Als übrigens Goebbels in einem Gespräch das Thema der 

«Judenüberheblichkeit» anschnitt, bemerkte Hitler kryptisch: «In vielem wird 

es nun bald Änderung geben.»6 

Von Historikern, welche die Planlosigkeit der NS-Massnahmen hervorhe-

ben, ist die Auffassung vertreten worden, dass Hitler bis zum 13. September 

vorgehabt habe, eine grosse aussenpolitische Erklärung über die Lage in 

Abessinien abzugeben, dass er davon aber im letzten Moment durch Aussen-

minister Neurath abgebracht wurde. Diese Hypothese wird durch keinen Be-

weis gestützt, mit Ausnahme einer zweifelhaften Zeugenaussage bei den 

Nürnberger Prozessen, die von Bernhard Lösener, dem «Rassereferenten» 

des Innenministeriums, stammt. (Bei der Verhandlung lag es in Löseners In-

teresse zu zeigen, dass es für die Rassengesetze von 1935 keine langandau- 
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ernde Planung gegeben hatte, denn an einer derartigen Planung wäre er 
zwangsläufig beteiligt gewesen.)7 

In seiner Eröffnungsansprache vom 11. September auf dem Nürnberger 
Parteitag warnte Hitler, der Kampf gegen die internationalen Feinde der Na-
tion würde nicht durch Schwächen der Bürokratie vereitelt werden: Der 
Wille der Nation – das heisst, der Partei – würde notfalls eintreten, wenn sich 
bürokratische Unzulänglichkeiten bemerkbar machen sollten. Genau in die-
sem Sinne beendete Hitler seine Schlussansprache vom 15. September, als er 
auf die Lösung des Judenproblems einging. Somit lag anscheinend das 
grundlegende Motiv für die Forcierung der antijüdischen Gesetzgebung 
darin, sich mit dem spezifischen innenpolitischen Klima, von dem bereits die 
Rede war, auseinanderzusetzen. 

In dem labilen Gleichgewicht, das zwischen der Partei einerseits, der staat-
lichen Verwaltung und der Reichswehr andererseits existierte, hatte Hitler 
1934 den Staatsapparat begünstigt, indem er die SA enthauptete. Ausserdem 
warnte Hitler Anfang 1935, als es zu Spannungen zwischen der Reichswehr 
und der SS kam, die Partei «vor Übergriffen auf die Armee und bezeichnete 
die Reichwehr als den ‚einzigen Waffenträgen».8 Es wurde Zeit, sich der an-
deren Seite zuzuneigen, besonders da die Unzufriedenheit in den unteren 
Rängen der Partei zunahm. Kurz, die Nürnberger Gesetze sollten allen kund-
tun, dass die Rolle der Partei alles andere als ausgespielt war – ganz im Ge-
genteil. So würde die Masse der Parteimitglieder beruhigt, individuelle Ge-
waltakte gegen Juden würden durch die Aufstellung klarer «legaler» Richtli-
nien beendet, und der politische Aktivismus würde auf wohldefinierte Ziele 
hingelenkt werden. Die Hinzuziehung des Reichstages und des diplomati-
schen Korps zum Parteitag war als Reverenz an die Partei anlässlich ihrer 
wichtigsten Jahresfeier gedacht, und das war unabhängig davon, ob es in der 
Haupterklärung um die Aussenpolitik, die deutsche Fahne oder die Juden-
frage gehen sollte. Die Vorarbeiten für die Judengesetzgebung waren been-
det, und Hitler konnte leicht dazu übergehen, im allerletzten Moment die ab-
schliessenden Verfügungen anfertigen zu lassen. 

Die Bedingungen, unter denen die Ausarbeitung der Gesetze stattfand, 
sind aus einem anderen Bericht von Lösener bekannt, und zwar einem, den 
er 1950 geschrieben hat und in dem die Formulierung der Verordnungen an 
den letzten beiden Tagen des Parteitages geschildert wird.9 Lösener hatte kei-
nen Grund, ein falsches Bild dieser beiden hektischen Tage zu zeichnen, mit 
Ausnahme des Verschweigens der Tatsache, dass bis dahin schon viel Vorar-
beit geleistet worden war. Nach Angaben Löseners wurden am Abend des 
13. September er und Franz Albrecht Medicus, sein Kollege aus dem Innen-
ministerium, eilig von Berlin nach Nürnberg beordert. Dort wurde ihnen von 
den Staatssekretären Pfundtner und Stuckart mitgeteilt, dass Hitler, der das  
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Flaggengesetz als ungenügende Basis für eine Einberufung des Reichstages 

ansah, die Anfertigung eines Gesetzes anordnete, welches Ehen und ausser-

eheliche Beziehungen zwischen Juden und Ariern sowie die Beschäftigung 

arischer Hausgehilfinnen in jüdischen Familien behandelte. Am nächsten 

Tage verlangte Hitler ein Staatsbürgerschaftsgesetz, das umfassend genug 

sein sollte, um die spezielle rassenbiologisch ausgerichtete antijüdische Ge-

setzgebung zu untermauern. Die Partei und insbesondere solche Einzelper-

sonen wie Gerhard Wagner, schrieb Lösener, bestanden auf der umfassend-

sten Definition des Juden, einer, die selbst «Vierteljuden» (Mischlinge zwei-

ten Grades) mit Volljuden gleichgesetzt hätte. Hitler selbst verlangte vier Ver-

sionen des Gesetzes, die von der engsten (Version D) bis zu der umfassend-

sten Version (Version A) reichten. Am 15. September um halb drei Uhr nachts 

erklärte er sich mit den Entwürfen zufrieden.10 

Hitler entschied sich für Version D. Doch in einem typischen Zug, der 

diese scheinbare «Mässigung» zunichte machte und die Tür für weitere Aus-

weitungen des Geltungsbereichs der Gesetze offen liess, strich Hitler einen 

entscheidenden Satz durch, den Stuckart und Lösener in den Text eingefügt 

hatten: «Dieses Gesetz gilt nur für Volljuden.» Dieser Satz war dazu be-

stimmt, Mischlinge aus der Gesetzgebung auszuschliessen; nun hing auch ihr 

Schicksal in der Schwebe. Hitler befahl, dass der von Stuckart und Lösener 

formulierte Satz in den offiziellen Ankündigungen der Gesetze, die das Deut-

sche Nachrichtenbüro (die offizielle deutsche Nachrichtenagentur) verbrei-

tete, beibehalten werden sollte.11 Er tat dies wahrscheinlich, um die öffentli-

che Meinung im Ausland und möglicherweise diejenigen Sektoren der deut-

schen Bevölkerung zu beschwichtigen, die direkt oder indirekt von den Ge-

setzen betroffen wurden, aber in allen weiteren Veröffentlichungen des voll-

ständigen Textes sollte der Satz fehlen. 

Es gibt einen plausiblen Grund dafür, dass Hitler, wenn er den Plan hatte, 

die Gesetze auf dem Nürnberger Parteitag zu verkünden, mit dem Auftrag 

für das Entwerfen der abschliessenden Versionen bis zum allerletzten Mo-

ment wartete: Seine Methode war die von plötzlichen Schlägen, die dazu be-

stimmt waren, seine Gegner aus der Fassung zu bringen und sie mit vollen-

deten Tatsachen zu konfrontieren, von Schlägen, die wirkungsvolle Reaktio-

nen nahezu unmöglich machten, wenn eine grössere Krise vermieden wer-

den sollte. Wäre ihm die antijüdische Gesetzgebung Wochen vor dem Kon-

gress vorgelegt worden, dann hätten technische Einwände aus der Staatsbü-

rokratie den Prozess behindern können. Entscheidend war das Überra-

schungsmoment. 

In den Tagen und Wochen, die auf Nürnberg folgten, übten Parteiradikale, 

die der Wagnerschen Linie nahestanden, beträchtlichen Druck aus, um ihre 

Forderungen hinsichtlich des Status von Mischlingen in die Verordnungen  
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zu den beiden Hauptgesetzen von Nürnberg wieder einzuführen. Hitler 

selbst sollte die Entscheidung über «Mischlinge ersten Grades» auf einer ge-

schlossenen Parteiversammlung, die für den 29. September in München an-

beraumt war, verkünden. Die Versammlung fand statt, aber Hitler verschob 

die Ankündigung seiner Entscheidung.12 Tatsächlich dauerte die Konfronta-

tion hinsichtlich des Themas Mischlinge zwischen den Parteiradikalen Wag-

ner und Gütt (letzterer gehörte formal dem Innenministerium an) einerseits 

und den Spezialisten des Innenministeriums Stuckart und Lösener anderer-

seits vom 22. September bis zum 6. November, wobei Hitler von beiden Sei-

ten mehrfach um eine Meinungsäusserung gebeten wurde.13 

In einem frühen Stadium der Debatte einigten sich beide Seiten darauf, 

dass Dreivierteljuden (Personen mit drei jüdischen Grosseltern) als Juden an-

gesehen werden sollten und dass Vierteljuden (ein jüdischer Grosselternteil) 

Mischlinge waren. Die gesamte Konfrontation konzentrierte sich auf den Sta-

tus der Halbjuden (zwei jüdische Grosseltern). Während die Partei die Halb-

juden in die Kategorie der Juden einbeziehen oder zumindest eine offizielle 

Behörde darüber befinden lassen wollte, wer von ihnen Jude war und wer 

Mischling, beharrte das Ministerium darauf, sie in die Kategorie der Misch-

linge aufzunehmen (zusammen mit den Vierteljuden). Die abschliessende 

Entscheidung, die Hitler traf, stand den Forderungen des Ministeriums viel 

näher als denen der Partei. Halbjuden waren Mischlinge; nur als Resultat ih-

rer persönlichen Entscheidung (nicht als Resultat der Entscheidung einer of-

fiziellen Behörde) wurden sie zu Juden – entweder durch die Wahl eines jü-

dischen Ehepartners oder durch Zugehörigkeit zur jüdischen Religionsge-

meinschaft.14 

Die ergänzenden Verordnungen wurden schliesslich am 14. November 

veröffentlicht. Die Erste Verordnung zum Reichsbürgergesetz definierte als 

Juden alle Personen, die mindestens drei volljüdische Grosseltern hatten oder 

die zwei jüdische Grosseltern hatten und mit einem jüdischen Ehepartner 

verheiratet waren oder zum Zeitpunkt der Veröffentlichung des Gesetzes der 

jüdischen Religion angehörten oder die zu einem späteren Datum solche Bin-

dungen eingingen. Mit Wirkung vom 14. November waren die bürgerlichen 

Rechte von Juden aufgehoben, ihre Wahlrechte beseitigt; jüdische Beamte, 

die infolge ihres Status als Frontkämpfer oder aus damit zusammenhängen-

den Gründen ihre Stellungen behalten hatten, wurden zwangspensioniert.15 

Am 21. Dezember verfügte eine zweite Verordnung die Entlassung jüdischer 

Professoren, Lehrer, Ärzte, Rechtsanwälte und Notare, die im Staatsdienst 

standen und denen Ausnahmen gewährt worden waren. 

Die verschiedenen Kategorien verbotener Eheschliessungen wurden in 

der Ersten Verordnung zum Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und 
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der deutschen Ehre ausgeführt: Untersagt waren Heiraten zwischen einem 

Juden und einem Mischling mit einem jüdischen Grosselternteil; zwischen 

einem Mischling und einem anderen, von denen jeder einen jüdischen Gros-

selternteil hatte; und zwischen einem Mischling mit zwei jüdischen Grossel-

tern und einem Deutschen (das letztgenannte Verbot konnte durch eine Son-

dergenehmigung vom Innenminister oder vom Stellvertreter des Führers 

aufgehoben werden).16 Mischlinge ersten Grades (zwei jüdische Grosseltern) 

konnten Juden heiraten – und dadurch zu Juden werden – oder untereinan-

der heiraten, in der Annahme, dass sich derartige Paare gewöhnlich entschie-

den, kinderlos zu bleiben, wie aus dem empirischen Material hervorging, das 

der Jenaer Professor für Rassenanthropologie, Hans F.K. Günther, gesammelt 

hatte.17 Schliesslich konnten Bürgerinnen deutschen Blutes, die zur Zeit der 

Veröffentlichung des Gesetzes in einem jüdischen Haushalt beschäftigt wa-

ren, ihre Arbeit nur dann fortsetzen, wenn sie bis zum 31. Dezember 1935 das 

45. Lebensjahr vollendet hatten.18 

In einem Rundschreiben vom 2. Dezember, das an alle zuständigen Partei-

dienststellen gerichtet war, formulierte Hess noch einmal die wichtigsten 

Vorschriften der Verordnung vom 14. November, um zu erklären, welche 

Absicht hinter den Ehebestimmungen stand, die für beide Arten von Misch-

lingen galten: «Die jüdischen Mischlinge, also die Viertels- und Halbjuden, 

werden in der Ehegesetzgebung unterschiedlich behandelt. Die Regelung 

geht von der Tatsache aus, dass die Mischrasse der deutschjüdischen Misch-

linge in jedem Fall – blutmässig und politisch – unerwünscht ist und baldigst 

verschwinden muss.» Nach den Ausführungen von Hess stellte das Gesetz 

sicher, «dass die deutsch-jüdischen Mischlinge in der jetzigen oder der näch-

sten Generation entweder der Gruppe der Juden oder der der Staatsangehö-

rigen deutschen oder artverwandten Blutes angehören». Dadurch, dass die 

Vierteljuden nur vollblütige deutsche Ehepartner heiraten durften, würden 

sie zu Deutschen werden, und dies werde, so Hess, geschehen, «ohne dass 

das 6 5-Millionen-Volk der Deutschen durch die Aufsaugung dieser hundert-

tausend Viertelsjuden in seiner Erbmasse merklich verändert bezw. ver-

schlechtert werden kann». Die Erklärungen des Stellvertreters des Führers zu 

den Halbjuden waren etwas gewundener, da es für sie kein absolutes Verbot 

gab, Deutsche oder Vierteljuden zu heiraten, sofern sie die Genehmigung des 

Stellvertreters des Führers erhielten. Hess erkannte, dass dieser Aspekt der 

Gesetzgebung den Wünschen der Partei zuwiderlief, und erklärte lakonisch, 

die Entscheidung sei aus «politischen Gründen» getroffen worden. Die allge-

meine Politik war jedoch die, Halbjuden dazu zu zwingen, ausschliesslich Ju-

den zu heiraten und sie so von der jüdischen Gruppe absorbieren zu lassen19 

– ein Beweis für den Wunsch Hitlers (wie er ihn Walter Gross gegenüber for-

mulierte), die Mischlinge verschwinden zu lassen. 
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Wie viele Menschen waren von den Nürnberger Gesetzen betroffen? Nach 

einer Statistik, die das Innenministerium am 3. April 1935 vorlegte, lebten 

damals in Deutschland etwa 750’000 Mischlinge ersten und zweiten Grades. 

In diesem Dokument, das die Unterschrift Pfundtners trug und Hitler von 

seinem Wehrmachtsadjutanten, Oberst Friedrich Hossbach, vorgelegt wur-

de, war nicht klar, wie diese Summe errechnet war. (Tatsächlich räumte das 

Ministerium ein, dass es kein präzises Verfahren gab, um eine derartige 

Schätzung abzugeben.) Neben den Mischlingen führte das Dokument auch 

475’000 Volljuden auf, die der jüdischen Religion angehörten, und 300’000 

Volljuden, die ihr nicht angehörten, was eine Gesamtzahl von etwa 1,5 Mil-

lionen oder 2,3 Prozent der deutschen Bevölkerung ergab. Eine weitere Zahl 

war wahrscheinlich auf Hitlers Anforderung hin genannt: In dieser Summe 

enthalten waren 728’000 Männer, davon etwa 328’000 im wehrfähigen Al-

ter.20 

Selbst nach der Verkündung der Gesetze und der ersten ergänzenden Ver-

ordnungen im November hatte Rudolf Hess in seinem Rundschreiben falsche 

Zahlen – er gab die Gesamtzahl der Mischlinge mit 300’000 an.21 Auch diese 

Zahl war übertrieben. 

Neuere Untersuchungen setzen die Zahl der Mischlinge zum Zeitpunkt 

der Verordnungen mit etwa 200’000 an.22 Eine detaillierte demographische 

Untersuchung, die von der C.V.-Zeitung (der Zeitung des Central-Vereins der 

deutschen Juden) durchgeführt und am 16. Mai 1935 veröffentlicht worden 

war, war zu demselben Ergebnis gekommen. Dieser Darstellung zufolge leb-

ten in Deutschland damals etwa 450’000 Volljuden (die vier jüdische Grossel-

tern hatten und der jüdischen Religion angehörten). «Nichtjüdische Nicht-

arier» – unter ihnen konvertierte Volljuden und konvertierte Mischlinge mit 

ein bis drei jüdischen Grosseltern – zählten etwa 250’000. Da der Verfasser 

der Untersuchung 50’000 konvertierte Volljuden und 2’000 konvertierte Drei-

vierteljuden in seine Statistik einbezog, ergaben sich nach den Grad-Katego-

rien der Nürnberger Gesetze folgende Zahlen: Volljuden (im rassischen 

Sinne): ungefähr 502’000 (450’000 plus 50’000 plus 2’000); Halbjuden: 70’000 

bis 75’000; Vierteljuden: 125’000 bis 130’000; Gesamtzahl der Mischlinge: 

195’000 bis 205’000. (In der Untersuchung des C.-V. waren die Halbjuden alle 

konvertierte Juden und wären somit nach den Nürnberger Gesetzen nicht als 

Juden, sondern als Mischlinge ersten Grades gezählt worden.)23 

II 

«Die Judenfrage ist in Deutschland», so hiess es in einem 1936 erschienenen 

Buch von Lösener und Knost, «die Rassenfrage schlechthin. Wie es dazu ge-

kommen ist», fuhren die Verfasser fort, «braucht hier nicht noch einmal dar- 
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gestellt zu werden. Hier handelt es sich nur um die jetzt entscheidend ange-

bahnte Lösung der Frage, die eine der Grundvoraussetzungen für den Auf-

bau des neuen Reiches ist. Nach dem Willen des Führers sind die Nürnberger 

Gesetze gerade nicht Massnahmen, die den Rassenhass züchten und verewi-

gen sollen, sondern solche, die den Beginn einer Befriedung der Beziehungen 

des deutschen und des jüdischen Volkes bedeuten.» Der Zionismus hatte die 

richtige Auffassung von der Sache, behaupteten die Autoren, und überhaupt 

sollte das jüdische Volk, das selbst so sehr darauf bedacht war, die Reinheit 

seines Blutes über die Jahrhunderte hinweg zu bewahren, Gesetze begrüssen, 

die dazu bestimmt waren, Blutsreinheit zu verteidigen.24 

Der wichtigste Kommentar zur «deutschen Rassengesetzgebung», der im 

selben Jahr erschien, war von Staatssekretär Wilhelm Stuckart (aus dem In-

nenministerium) und von Hans Globke, einem anderen Beamten aus demsel-

ben Ministerium, gemeinsam verfasst worden; Globkes Leidenschaft für die 

Identifizierung von Juden anhand ihrer Namen wird uns noch begegnen.25 

Dieser Text lässt krass einige der – selbst aus der Sicht der Nationalsozialisten 

– verwirrendsten Aspekte der Nürnberger Gesetze hervortreten. Um die ab-

solute Gültigkeit religiöser Zugehörigkeit als Kriterium für die Identifizie-

rung der Rasse der Abkömmlinge zu veranschaulichen, führten Stuckart und 

Globke das hypothetische Beispiel einer vollkommen deutschblütigen Frau 

an, die einen Juden geheiratet hatte und zum Judentum übergetreten war und 

sich dann, nachdem sie Witwe geworden war, wieder dem Christentum zu-

gewandt und einen vollkommen deutschblütigen Mann geheiratet hatte. Ein 

Enkel, der von Kindern aus dieser zweiten Ehe abstammte, würde nach dem 

Gesetz wegen der einstigen religiösen Zugehörigkeit der Grossmutter zum 

Judentum als teiljüdisch gelten. Stuckart und Globke kamen nicht umhin, die 

folgende Konsequenz zu formulieren: «Zu beachten ist...: Ein zum Judentum 

übergetretener Deutschblütiger ist ... für seine eigene Einordnung nach wie 

vor als deutschblütig anzusehen, lediglich für die arische Einordnung der En-

kel gilt er als Volljude.»26 

Die durch einen solchen zeitweiligen Kontakt mit der jüdischen Religion 

verursachte rassische Mutation ist mysteriös genug. Doch das Mysterium 

wird noch verstärkt, wenn man sich daran erinnert, dass in der Eugenik oder 

Rassenanthropologie der Nationalsozialisten die Wirkung von Umweltfakto-

ren im Vergleich zu den Folgen der ererbten Eigenschaften als unerheblich 

betrachtet wurde. Hier jedoch verursacht eine vorübergehende Veränderung 

in der Umwelt auf mysteriöse Weise die dauerhafteste biologische Verwand-

lung.27 Doch wo immer auch ihre Ursprünge liegen mochten, Rassenunter-

schiede konnten in Fällen von länger anhaltender Vermischung zu schlim-

men Konsequenzen führen: 
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«Die Zuführung artfremden Blutes zu dem eigenen führt daher zu dem 
Volkskörper schädlichen Veränderungen; denn die Homogenität, das in-
stinktsichere Wollen eines Körpers wird dadurch geschwächt; an seine Stelle 
tritt eine unsichere, schwankende Haltung in allen entscheidenden Lebensla-
gen, eine Überschätzung des Intellekts und eine seelische Aufspaltung. Eine 
Blutmischung erreicht nicht eine einheitliche Verschmelzung beider sich 
fremder Rassen, sondern hat in der Regel eine Störung des seelischen Gleich-
gewichts in dem aufnehmenden Teil zur Folge.»28 

Auf die Septembergesetze folgten zwei Gesetze, welche sich gegen Indivi-

duen und Gruppen richteten, die keine Juden waren. Das erste war das Ge-

setz zum Schutze der Erbgesundheit des deutschen Volkes, das darauf zielte, 

«fremdrassige» oder rassisch «minderwertige» Gruppen zu registrieren, und 

die Verpflichtung eines Ehezeugnisses erliess, welches bekräftigte, dass die 

beiden Partner (rassisch) «ehetauglich» waren.29 Dieses Gesetz wurde durch 

die am 14. November erlassene Erste Verordnung zum Gesetz zum Schutze 

des deutschen Blutes und der deutschen Ehre verstärkt, die es Deutschen 

auch verbot, Personen «fremden Blutes», welche keine Juden waren, zu hei-

raten oder sexuelle Beziehungen zu ihnen zu unterhalten. Zwölf Tage später 

wurde ein Rundschreiben aus dem Innenministerium genauer: Die Gruppen, 

um die es ging, waren «Zigeuner, Neger und ihre Bastarde».30 

Für eine normale Existenz im Dritten Reich wurde der Beweis, dass man 

nicht jüdischer Abstammung war oder sonst einer «minderwertigen» 

Gruppe angehörte, entscheidend. Und besonders streng waren die Anforde-

rungen für jeden, der den Wunsch hatte, eine Stellung in einer staatlichen 

Behörde oder bei einer Dienststelle der Partei anzutreten oder zu behalten. 

Selbst die höheren Schichten der Beamtenschaft, der Partei und der Wehr-

macht konnten Nachforschungen nach ihrer rassischen Zugehörigkeit nicht 

entgehen. Die Personalakte von Generaloberst Alfred Jodl, der bald darauf 

stellvertretender Stabschef des Oberkommandos der Wehrmacht werden 

sollte, enthält einen detaillierten Stammbaum in Jodls Handschrift, der im 

Jahre 1936 seine untadelige arische Abstammung bis zur Mitte des 18. Jahr-

hunderts nachwies.31 

Ausnahmen wurden selten gemacht. Der bekannteste Fall war der des 

Staatssekretärs im Luftfahrtministerium Erhard Milch, eines Mischlings 

zweiten Grades, der in einen Arier verwandelt wurde. Solche seltenen Vor-

kommnisse wurden übrigens rasch bekannt, auch in der breiten Bevölke-

rung. So wurden im Dezember 1937 Vorwürfe gegen einen gewissen Pater 

Wolpert aus Dinkelsbühl erhoben, weil er in einer Religionsstunde erklärt 

hatte, General Milch sei jüdischer Abstammung.32 
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In jeder derartigen Angelegenheit lag die endgültige Entscheidung bei Hess 

und oft bei Hitler selbst. Ob Hess in jedem Einzelfall Hitler zu Rate zog, lässt 

sich schwer sagen; dass er ihn in besonders spektakulären Fällen konsultierte, 

ist wahrscheinlich. Beispielsweise ist nicht anzunehmen, dass Hess – wenige 

Tage nach dem Kristallnacht-Pogrom von 1938 und nachdem Hitler Lammers 

erklärt hatte, er werde bei Personen jüdischer Abstammung keinen Ausnah-

men mehr zustimmen – allein entschied, für Albrecht Haushofer, den Sohn 

des Geopolitikers Karl Haushofer, einen Mischling zweiten Grades nach den 

Nürnberger Gesetzen, einen Schutzbrief auszustellen.33 Manchmal spielten 

Hitlers hypochondrische Ängste eine Rolle. Man wird sich erinnern, dass der 

Krebsforscher und «Mischling ersten Grades» Otto Warburg auf Görings An-

ordnung in einen «Mischling zweiten Grades» verwandelt wurde. Etwas 

Ähnliches geschah Anfang 1937, als Henri Chaoul, ein Radiologieprofessor 

an der Friedrich-Wilhelm-Universität in Berlin – der nach der einen Untersu-

chung von syrischen Maroniten und griechischen Zyprioten abstammte, nach 

einer anderen, plausibleren «kein Arier im Sinne des Beamtengesetzes» (mit 

anderen Worten, jüdischer Abstammung) war –, auf Hitlers ausdrückliche 

Forderung hin vor allen Schwierigkeiten geschützt und zum Direktor eines 

neugegründeten radiologischen Zentralinstituts in Berlin ernannt wurde.34 

Wahrscheinlich hörten die Nachforschungen bei der allerhöchsten Partei-

führung auf. Gerüchte kannten allerdings keine derartigen Grenzen, und be-

kanntlich wurden unter anderem sowohl Hitler als auch Heydrich verdäch-

tigt, nichtarische Vorfahren zu verheimlichen. In beiden Fällen erwiesen sich 

die Gerüchte als unbegründet,35 aber unter den damaligen Umständen waren 

solche Andeutungen gewiss dazu bestimmt zu schädigen. Manchmal benutz-

ten verärgerte Parteiführer den Vorwurf nichtarischer Abstammung gegen 

ihre Rivalen. So schickte im April 1936 Wilhelm Kube, Gauleiter der Kur-

mark, an die Parteikanzlei einen anonymen Brief (der mit «Einige Berliner 

Juden» unterzeichnet war), und darin behauptete er, die Frau von Walter 

Buch, dem Leiter des Parteigerichts, und Bormanns Schwiegermutter seien 

jüdischer Abstammung. Eine Überprüfung der Vorfahren ergab, dass die An-

schuldigungen haltlos waren; Kube gab zu, den Brief geschrieben zu haben, 

und wurde von Hitler zeitweilig aller seiner Ämter enthoben.36 

Tatsächlich folgten die neuen Ehegesetze der Denkschrift, die Hans Kerrl 

und Roland Freisler im September 1933 erstellt hatten, wonach Ehen und 

aussereheliche sexuelle Beziehungen zwischen «Deutschblütigen» und «An-

gehörigen fremder Blutsgemeinschaften» als «Verbrechen gegen die Rassen-

ehre» angesehen werden sollten. In den ersten drei Jahren des Regimes führ-

ten die sehr heftigen Reaktionen einer Reihe asiatischer und südamerikani- 
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scher Länder (die den Boykott deutscher Waren einschlossen) neben anderen 

Gründen dazu, dass die Initiative auf Eis gelegt wurde.37 Es kann jedoch kein 

Zweifel daran bestehen, dass die frühen Vorschläge, das dritte Nürnberger 

Gesetz und die nachfolgenden Ehegesetze als der Ausdruck eines allgemeinen 

rassebiologischen Standpunktes betrachtet werden konnten, ebenso wie die 

speziell gegen die jüdische Gefahr gerichteten Massnahmen. 

Eine Reihe von Konsultationen, die es Ende 1934 und Anfang 1935 zwi-

schen dem Aussenministerium, dem Innenministerium und dem Rassenpo-

litischen Amt der Partei gab, liess deutlich die Verflochtenheit dieser Fragen 

und die zwischen ihnen bestehenden Unterschiede erkennen. Die Wil-

helmstrasse, die über die Auswirkungen der Ariergesetzgebung auf die aus-

wärtigen Beziehungen des Reiches besorgt war, vertrat den Standpunkt, dass 

die neuen Gesetze eindeutig auf Juden beschränkt werden sollten und dass 

andere Nichtarier (wie etwa Japaner und Chinesen) ausgeklammert werden 

sollten. Für Walter Gross war jede grundsätzliche Veränderung in der Ein-

stellung der Partei zu Rassefragen unmöglich, da sie zum Kernbestand der 

NS-Weltanschauung gehörte, aber er versprach, die Partei werde vermeiden, 

die auswärtigen Beziehungen Deutschlands durch irgendwelche unange-

messenen Entscheidungen im Inland zu belasten. Die Ersetzung des Begriffes 

«nichtarisch» durch «jüdisch» wurde für den offiziellen Gebrauch noch nicht 

als angebracht angesehen: Gegen eine derartige Änderung gab es im Prinzip 

keinen Einwand, aber es wurde befürchtet, dass die Änderung als «Rückzug» 

gedeutet werden würde. Auf jeden Fall konnten Ausnahmen in Fällen ge-

macht werden, in denen die Ariergesetzgebung nichtarische, nichtjüdische 

Ausländer betraf.38 Weniger als zwei Wochen vor der Eröffnung des Nürn-

berger Parteitags, am 28. August 1935, hatte Hess den Wunsch geäussert, 

dass aus Rücksicht auf die semitischen Völker auf dem Parteitag der Begriff 

«antisemitisch» durch «antijüdisch» ersetzt werden möge.39 Für ihn schien 

die von Lösener und Knost verwendete Formulierung in der Tat entschei-

dend zu sein: «Die Judenfrage ist in Deutschland die Rassenfrage schlecht-

hin.» 

Löseners Bericht über die letzten Phasen, die den Nürnberger Gesetzen 

vorangingen, weist deutlich darauf hin, dass die Diskussionen am 14. und 15. 

September nur um die antijüdische Gesetzgebung kreisten; diese war in den 

vorangegangenen Monaten Gegenstand der Parteiagitation gewesen und 

sollte es auch in den nachfolgenden Diskussionen sein (einschliesslich derje-

nigen vom 29. September mit Hitlers Zögern und seiner Entscheidung vom 

14. November). Somit standen die Getrenntheit und die Vereinbarkeit der speziellen 

antijüdischen und der allgemeinen rassischen und eugenischen Tendenzen ganz im 

Mittelpunkt des NS-Systems. Der Hauptimpetus für die Nürnberger Gesetze  
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und ihre Anwendung war antijüdisch; doch das dritte Gesetz liess sich ohne 
Schwierigkeiten erweitern, um andere rassische Ausgrenzungen abzude-
cken, und es führte logisch zu der zusätzlichen Rassengesetzgebung vom 
Herbst 1935. Die beiden ideologischen Trends verstärkten sich gegenseitig.40 

III 

Für den Mischling Karl Berthold, den Angestellten des Versorgungsamtes 

Chemnitz, dessen Geschichte in Kapitel 1 begann, löste die Gesetzgebung von 

Nürnberg das Problem seiner Rassereinheit nicht.41 Am 18. April 1934 erneu-

erte der Spezialist für Rassenforschung im Innenministerium seine Stellung-

nahme, die darauf zielte, Berthold aus dem öffentlichen Dienst auszuschlies-

sen, wobei er den Standpunkt vertrat, selbst wenn die Einzelheiten hinsicht-

lich des mutmasslichen Vaters Carl Blumenfeld unsicher seien, sei Berthold 

doch mit der Familie Blumenfeld verwandt, und seine Mutter habe erklärt, er 

sei der Sohn eines gewissen Carl Blumenfeld, eines «jüdischen Künstlers». 

Seine nichtarische Abstammung war nicht zu bezweifeln.42 

An diesem Punkt betrat kurz Bertholds Tante, die Schwester seiner Mutter, 

die Bühne und sagte aus, sein Vater sei ein Arier, der zur Verheimlichung 

seiner Identität den Namen Carl Blumenfeld angenommen habe. Das Haupt-

versorgungsamt in Dresden setzte am 30. Juni den Arbeitsminister von dieser 

neuen Entwicklung in Kenntnis. Ende Juli war der Arbeitsminister bereit, 

Berthold die Erlaubnis zum Verbleib im öffentlichen Dienst zu geben, und 

verlangte lediglich die Bestätigung durch den Innenminister. Der Spezialist 

für «Sippenforschung» im Innenministerium liess sich nicht so leicht hinters 

Licht führen. Ein detaillierter Bericht, der am 14. September hinausging, wies 

darauf hin, dass der Jude Carl Blumenfeld, von dessen Daten die ganze Zeit 

die Rede gewesen war und dessen Alter es höchst unwahrscheinlich machte, 

dass er der Vater von Karl Berthold war, tatsächlich ein entfernter Cousin des 

Zirkusartisten Carl Blumenfeld war, der inzwischen in Amsterdam lebte. Am 

5. November übermittelte das Hauptamt in Dresden dem Arbeitsminister 

noch ein Gesuch von Berthold um erneute Überprüfung des Falles, dem wie-

derum das Zeugnis von Bertholds Tante beigefügt war. Einige Wochen später 

wurde, da keine Antwort eingegangen war, eine weitere Petition an den In-

nenminister gerichtet, diesmal von Bertholds Ehefrau, Frau Ada Berthold. 

Berthold werde aus seiner Stellung entlassen werden, schrieb sie, wenn bis 

zum 31. März 1936 keine positive Antwort käme.43 Eine neue Phase seiner 

Geschichte nahm nun ihren Anfang. 
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Die neuen Gesetze konnten im Prinzip eine Klarheit, wie Nazis sie verstan-

den, in einige Fälle bringen, in denen die Frage nach rassischer Zugehörigkeit 

bisher widersprüchlich beantwortet worden war. So hatte eine Anfrage der 

Wohlfahrtsverwaltung der Stadt Stettin vom 26. Oktober 1934 über die Be-

handlung unehelicher Kinder jüdischer Väter und arischer Mütter weit aus-

einandergehende Auffassungen auf Seiten von Wohlfahrtsämtern in ver-

schiedenen deutschen Grossstädten offenbart: In Dortmund wurden solche 

Kinder als Arier betrachtet und erhielten alle übliche Unterstützung, wäh-

rend die Wohlfahrtsämter in Königsberg, Breslau und Nürnberg sie als «se-

mitisiert» ansahen. Der Direktor des Breslauer Amtes gab folgenden Kom-

mentar ab: «Meiner Ansicht nach ist es sinnlos, gemischtrassige Kinder der 

deutschen Nation einzuverleiben, da sie selbst bekanntlich keine rassereinen 

Kinder haben können und Regelungen zur Sterilisierung von Gemischtrassi-

gen noch nicht existieren. Darum sollte man Mischlinge nicht daran hindern, 

sich der fremden Nation anzuschliessen, der sie bereits zur Hälfte angehören. 

Man sollte sie sogar dazu ermutigen, indem man sie beispielsweise jüdische 

Kindergärten besuchen lässt.»44 Die Reaktion aus Nürnberg, dem Haupt-

quartier Streichers, sollte nicht überraschend kommen: «Eine Mutter, die sich 

so benimmt», schrieb der dortige Wohlfahrtsdirektor, «ist so stark von jüdi-

schen Ideen beeinflusst, dass vermutlich alle Bemühungen zu ihrer Aufklä-

rung vergeblich sein werden und der Versuch, ihr jüdisches Kind mach den 

‚Prinzipien der nationalsozialistischen Führung’ zu erziehen, scheitern muss. 

Denn die nationalsozialistische Weltanschauung, die vom Blut bestimmt ist, 

kann nur diejenigen gelehrt werden, die deutsches Blut in ihren Adern ha-

ben. In diesem Falle sollte man Nietzsches Wort verwirklichen: ‚Was fallen 

will, das soll man stürzens»45 Nach Verabschiedung der Gesetze müssen 

diese Kinder alle zu Mischlingen ersten Grades geworden sein. 

Die Definition der beiden Grade von Mischlingen in den Nürnberger Ge-

setzen und in der Ersten Verordnung vom 14. November 1935 erleichterte 

vorübergehend ihre Situation sowohl hinsichtlich der Bürgerrechte als auch 

im Hinblick auf den Zugang zu Berufen, die «Volljuden» verschlossen waren. 

Zumindest im Prinzip wurden junge Mischlinge in Schulen und auf Univer-

sitäten wie alle anderen Deutschen aufgenommen. Bis 1940 durften sie alle 

Fächer (mit Ausnahme von Medizin und Zahnmedizin)46 studieren. Dies war 

allerdings nur eine Atempause, und von 1937 an bedrohten verschiedene 

neue Formen offizieller Verfolgung die berufliche und wirtschaftliche Exi-

stenz der Mischlinge, ganz zu schweigen von ihrer zunehmenden gesell-

schaftlichen Isolierung und schliesslich der Bedrohung ihres Lebens. Manch-

mal jedoch war der Mischlingsstatus selbst nicht frei von Zweideutigkeiten. 

Betrachten wir den Fall von Otto Citron, der im Jahre 1937 von der Univer- 
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sität Tübingen an die Universität Bonn überwechselte. Als er Tübingen ver-

lassen hatte, kamen der dortigen Verwaltung plötzlich Zweifel an der Erklä-

rung des Studenten, dass er eine arische Grossmutter habe. War diese Erklä-

rung falsch, dann würde sich Citrons Status ändern, und Tübingen verlangte, 

man solle in Bonn ein Verfahren gegen den getarnten Juden einleiten. Citrons 

Antwort auf die Vorwürfe war untadelig. Er hatte vor der Verkündung der 

Nürnberger Gesetze erklärt, seine halbjüdische Grossmutter sei Arierin, zu 

einem Zeitpunkt, als die einzige existierende Unterscheidung die war, die 

den Arier vom Juden trennte. Das heisst, die Einstufung als Halbjude war 

eine Kategorie, die vor September 1935 juristisch nicht existierte. Nach der 

Verabschiedung der Nürnberger Gesetze gab Citron korrekt an, er sei nach 

seinen beiden anderen Grosseltern Halbjude. Da die halbjüdische Grossmut-

ter auf der anderen Seite der Familie einen Arier geheiratet hatte, gab Citron 

wiederum korrekt an, er sei nach den Nürnberger Kriterien auf ihrer Seite zu 

einem Achtel Jude. Wenn man demnach, so erklärte er, die beiden Seiten der 

Familie zusammenzählte, war er zu fünf Achteln Jude. Doch «nach den Aus-

führungsbestimmungen der Nürnberger Gesetze», schrieb Citron, «die ich 

vor Abgabe eines mündlichen oder schriftlichen Tatbestandes genauestens 

eingesehen habe, werden die 5/8 Leute zu den Halbariern geschlagen, und 

es gilt für sie das gleiche. Das Nämliche gilt für die 3/8 Leute, sie zählen zu 

den Viertel-Leuten. Eine Täuschung oder Umgehung der Gesetze lag mir also 

vollkommen fern.» Der Tübinger Universität blieb nichts anderes übrig, als 

Citrons Argumentation zu folgen, und sie stellte das gegen ihn angestrengte 

Verfahren ein.47 

Tatsächlich war der Fall Citron einigermassen simpel im Vergleich zu ei-

nigen der potentiellen (oder aktuellen) Situationen, die das Mitteilungsblatt 

des Reichsverbandes der Nichtarischen Christen im März 1936 in Form von Fra-

gen und Antworten beschrieb: 

«Frage: Was ist zu der Ehe eines Halbariers mit einer Frau zu sagen, die 

einen arischen Elternteil hat, deren arische Mutter aber zum Judentum über-

trat, so dass das Kind jüdisch erzogen wurde? Was ist weiter über die Kinder 

aus dieser Ehe zu sagen? 

Antwort: Die Frau, eigentlich Halbarierin, ist kein Mischling, sondern gilt 

ohne allen Zweifel als Jüdin im Sinne des Gesetzes, da sie am Stichtag, d.h. 

am 15. September 1935, der jüdischen Religionsgemeinschaft angehörte; eine 

nachfolgende Konversion ändert diesen Status in keiner Weise. Der Ehemann 

– ein Mischling I. Grades – gilt ebenfalls als Jude, weil er eine Frau geheiratet 

hat, die dem Gesetz nach Jüdin ist. Die Kinder aus dieser Ehe gelten ohnehin 

als Juden, da sie drei jüdische Grosselternteile haben (zwei der Rasse nach, 

einen der Religion nach). Dies wäre nicht anders gewesen, wenn die Mutter 

die jüdische Gemeinde vor dem Stichtag verlassen hätte. Sie selbst wäre dann 

ein Mischling gewesen, aber die Kinder hätten immer noch drei jüdische  
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Grosseltern gehabt. Mit anderen Worten, es ist durchaus möglich, dass Kin-
der, die als Juden gelten, einer Ehe entstammen, in der beide Partner 
Halbarier sind. 

Frage: Ein Mann hat zwei jüdische Grosseltern, eine arische Grossmutter 
und einen halbarischen Grossvater; letzterer wurde als Jude geboren und trat 
erst später zum Christentum über. Ist diese zu 62 Prozent jüdische Person 
Mischling oder Jude? 

Antwort: Der Mann ist Jude nach den Nürnberger Gesetzen wegen des 
einen Grosselternteils, der der jüdischen Religion angehörte; von diesem 
Grosselternteil wird vermutet, dass er Volljude war, und diese Vermutung 
ist nicht widerlegbar. Somit hat dieser 62prozentige Jude drei volljüdische 
Grosseltern. Wenn dagegen der halbarische Grossvater von Geburt an Christ 
gewesen wäre, wäre er dann kein Volljude gewesen und hätte für diese Be-
rechnung überhaupt nicht gezählt; sein Enkel wäre ein Mischling I. Grades 
gewesen.»48 

Eine der grössten Hürden, auf die die juristischen Experten bei der Interpre-

tation der Nürnberger Gesetze stiessen, war die Definition von «Verkehr». 

Die grundlegenden Formen des Geschlechtsverkehrs waren nur ein Aus-

gangspunkt, und beispielsweise Stuckart und Globke ahnten die vielfältigen 

Perspektiven, die sich aus «beischlafähnlichen Handlungen, z.B. wechselsei-

tiger Onanie» ergaben. Bald wurde in den Augen einiger Gerichte selbst diese 

erweiterte Interpretation des Verkehrs unzureichend. Das Landgericht Augs-

burg definierte die Anwendbarkeit der Gesetze in einer Weise, die praktisch 

sämtliche Einschränkungen der Definition beseitigte. «Da der Gesetzgeber 

die Reinheit des deutschen Blutes so weit wie irgend möglich sichern will», 

führte das Gericht aus, «muss somit nach dem Willen des Gesetzgebers auch 

der regelwidrige aussereheliche Geschlechtsverkehr zwischen Juden und 

Staatsangehörigen deutschen und artverwandten Blutes als verboten und un-

ter Strafe gestellt angesehen werden. Dazu kommt, dass das fragliche Gesetz 

auch die deutsche Ehre, insbesondere die Geschlechtsehre der Staatsangehö-

rigen deutschen Blutes, schützen will.»49 

Der Rechtsstreit über diesen Punkt erreichte den Grossen Strafsenat des 

Reichsgerichts, der am 9. Dezember 1935 seine Entscheidung verkündete: 

«Der Begriff Geschlechtsverkehr im Sinne des Blutschutzgesetzes umfasst 

nicht jede unzüchtige Handlung, ist aber auch nicht auf den Beischlaf be-

schränkt. Er umfasst den gesamten natürlichen und naturwidrigen Ge-

schlechtsverkehr, also ausser dem Beischlaf auch alle anderen geschlechtli-

chen Betätigungen mit einem Angehörigen des anderen Geschlechts, die 

nach der Art ihrer Vornahme bestimmt sind, anstelle des Beischlafs der Be-

friedigung des Geschlechtstriebes zumindest des einen Teils zu dienen.»50 
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Das Reichsgericht ermunterte die örtlichen Gerichte, hinter dem blossen 

Buchstaben des Gesetzes die Absicht des Gesetzgebers zu verstehen, und da-

mit öffnete es die Schleusen. Paare wurden selbst dann für schuldig befun-

den, wenn keine gegenseitige sexuelle Aktivität stattgefunden hatte. Mastur-

bation in Gegenwart des Partners beispielsweise wurde zu einem strafbaren 

Verhalten: «Es würde dem gesunden Volksempfinden und der zielbewussten 

deutschen Rassenpolitik widersprechen, solche Ersatzhandlungen schlecht-

hin straflos zu lassen und damit ein neues Mittel und einen neuen Anreiz zu 

schaffen, die Rassenehre des deutschen Volkes durch widernatürliches Trei-

ben zwischen den beiden Geschlechtern zu verletzen.»51 

Die Suche nach immer präziseren Einzelheiten aller möglichen Aspekte 

der Rassenschande lässt sich verstehen nicht nur als eine weitere Illustration 

für das bürokratische und polizeiliche Denken der Nazis, sondern auch als 

riesige Leinwand zur Projektion verschiedener «Männerphantasien».52 In der 

Phantasie der Nationalsozialisten wurden überdies Juden als Verkörperun-

gen sexueller Potenz und Lust wahrgenommen, etwa wie Schwarze bei weis-

sen Rassisten oder Hexen (und Frauen überhaupt) in den Augen der Inquisi-

tion oder einiger puritanischer Kirchenältester. Einzelheiten der Verfehlun-

gen wurden so zu einer Quelle von (gefährlichem) Wissen und von verbor-

genem Kitzel. Und meist waren die Details allerdings plastisch. So verurteilte 

am 28. Januar das Bezirksgericht Frankfurt den vierunddreissigjährigen 

«Volljuden» Alfred Rapp zu zwei Jahren Gefängnis und die «vollblütige 

Deutsche» Margarete Lehmann zu neun Monaten, und zwar mit folgender 

Begründung: 

Rapp war in einem Herrenbekleidungsgeschäft angestellt, und Lehmann 

war dort Näherin. Man wusste, dass sie miteinander befreundet waren und 

sich häufig besuchten. Ihren Aussagen zufolge hatten sie vorher keine sexu-

elle Beziehung zueinander unterhalten. Am 1. November 1936 gegen halb 

neun Uhr abends kam Rapp in Lehmanns Wohnung, wo er auch eine Jüdin 

namens Rosenstock vorfand. Die drei gingen hinaus, um etwas zu trinken, 

und begaben sich dann in Rosenstocks Wohnung. Rosenstock wurde wegge-

schickt, um Wein zu kaufen. Wie die Angeklagten angaben, trieben sie dann 

Oralverkehr. Der Gerichtsbericht führte einige plastische Einzelheiten auf 

und fügte hinzu: «Diese Darstellung erscheint schon an sich unglaubhaft und 

zum mindesten unvollständig, da es nach den allgemeinen Lebenserfahrun-

gen ausgeschlossen erscheint, dass ohne weitere zeitlich dazwischenliegende 

Intimitäten ein Mädchen sich in dieser Weise einem Manne geschlechtlich nä-

hert, selbst wenn es – wie die Lehmann angibt – vorher im Verlaufe von etwa 

zwei Stunden zwei Glas Wein getrunken hat. Dazu kommt, dass die beiden 

Angeklagten auch in dem Zimmer der Rosenstock von den Zeugen W. und 
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U. beobachtet worden sind.» Es folgt in dem Bericht diese Szene, wie sie von 

den Zeugen beobachtet wurde, wiederum in allen Einzelheiten, wie sie nach-

einander von beiden bekräftigt wurde: «Die gleiche Wahrnehmung machte 

auch die Zeugin U., die der Zeuge W. dann ebenfalls durch das Schlüsselloch 

blicken liess. Jetzt öffnete W. die nicht verschlossene Türe und trat in das 

Zimmer. Die beiden Angeklagten versuchten rasch ihre Kleider und Haare 

in Ordnung zu bringen.»53 

Für ein Hamburger Gericht traten die Küsse eines impotenten Mannes «an 

die Stelle des normalen Geschlechtsverkehrs» und führten zu einer zweijäh-

rigen Gefängnisstrafe. Therapeutische Massage geriet selbstverständlich bald 

in Verdacht wie in dem berüchtigten Fall des jüdischen Kaufmanns Leon 

Abel. Obwohl die «deutschblütige» Masseurin standhaft leugnete, dass Abel 

bei der einen, einzigen Massagesitzung irgendwelche Zeichen von sexueller 

Erregung gezeigt hätte, und obwohl Abel selbst im Prozess das Geständnis 

zurückzog, das er der Gestapo gegenüber gemacht hatte, verurteilte ihn das 

Gericht zu zwei Jahren Zuchthaus, weil er «sich die geschlechtliche Befriedi-

gung bei der Massage verschafft» und damit «das Verbrechen der Rassen-

schande ... vollendet» habe, «gleichgültig ob die Zeugin davon Kenntnis ge-

habt [habe] oder nicht».54 

Das Gesetz über weibliche Hausangestellte in jüdischen Familien zeigt, 

dass man die Rassenschande begünstigende Situationen in Betracht gezogen 

hatte. Wie aber konnte man alle derartigen potentiellen Situationen vorher-

sehen? Ständige Wachsamkeit war die einzig mögliche Antwort. Im Novem-

ber 1937 brachte Hess, nachdem er den Innenminister aufgefordert hatte, sein 

Augenmerk den Möglichkeiten zuzuwenden, die im Gesetz immer noch für 

die Adoption «vollblütiger» deutscher Volksgenossen durch Juden existier-

ten, ein unmittelbarer bedrohliches Problem zur Sprache. In denjenigen Fäl-

len, in denen ein deutsches Mädchen in einer jüdischen Familie aufwuchs, 

war es erforderlich, «etwas zum Schutze des deutschen Teils zu unterneh-

men. ... Es müsste m. E. ein Weg gefunden werden, der hier den gleichen 

Schutz gewährleistet, wie er ... für die deutschblütige Hausangestellte gege-

ben ist.»55 

Tatsächlich wurden alle Aspekte des Alltagslebens und alle beruflichen 

Aktivitäten, in denen der Kontakt zwischen Ariern und Juden so verstanden 

werden konnte, als habe er irgendeine sexuelle Konnotation, systematisch 

identifiziert und verboten. Die Ausschliessung der Juden aus Badeanstalten 

ist bereits diskutiert worden. Im Frühjahr 1936 untersagten die meisten me-

dizinischen Fakultäten ihren jüdischen Studenten, an Arierinnen genitale Un-

tersuchungen vorzunehmen (die Entscheidung über die Anwendung dieser  
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Einschränkungen wurde den Krankenhausdirektoren überlassen, die für die 

jüdischen Medizinalassistenten im Bereich der Gynäkologie verantwortlich 

waren).56 

Wie weit diese zunehmenden Tabus von der breiteren Bevölkerung be-

grüsst oder nur passiv akzeptiert wurden, lässt sich schwer mutmassen. 

Manchmal waren – zweifellos aus ökonomischen Gründen, aber möglicher-

weise auch in der Absicht, einen symbolischen Protest zum Ausdruck zu 

bringen – deutsche Frauen jenseits des gebärfähigen Alters bereit, sich der 

zersetzenden Atmosphäre einer jüdischen Familie auszusetzen. Beispielswei-

se veröffentlichte die Frankfurter Zeitung am 14. November 1935 die folgende 

Annonce: «Gebildetes katholisches Fräulein über 45 Jahre, perfekt in Haus-

halt und Küche, sucht in gutem jüdischem Haushalt Stellung, auch halb-

tags.»57 

In einer Untersuchung über die fast vollständig erhaltenen Würzburger 

Gestapo-Akten hat Robert Gellately gezeigt, dass die wichtigste Informati-

onsquelle für Verhaftungen durch die Gestapo ein Strom von Denunzianten 

war; die Einstellung oder Aktivität, die der Geheimpolizei am häufigsten ge-

meldet wurde, war «Rassenschande» oder «Freundlichkeit gegenüber Ju-

den».58 Die Nürnberger Gesetze boten eine Art vager juristischer Basis, die 

von Denunzianten auf alle mögliche Weise genutzt werden konnte, und in 

den folgenden Jahren nahm die Zahl der Denunziationen beträchtlich zu. 

Nach Gellatelys Analyse der Würzburger Gestapo-Akten (die eine kleinere 

Stadt betreffen, so dass die Zahlen auf nationales Niveau hochgerechnet wer-

den sollten) gab es 1933 zwei Denunziationen wegen Rassenschande und eine 

wegen freundlichen Verhaltens gegenüber Juden; 1934 eine aus dem erstge-

nannten und zwei aus dem letztgenannten Grund; 1935 waren es fünf und 

zwei; 1936 19 und zwölf; 1937 14 und sieben; 1938 14 und 14; 1939 acht und 

17. Nach Kriegsbeginn, im September 1939, gingen die Denunziationen zu-

rück, 1943 waren sie auf je eine gefallen, und danach verschwanden sie völ-

lig.59 Inzwischen gab es in Würzburg – in Deutschland – natürlich keine Juden 

mehr. 

Nach Angaben derselben Quelle kamen etwa 57 Prozent der Denunziatio-

nen von Leuten, die keine Parteimitglieder waren, und zwischen 30 und 40 

Prozent der Anschuldigungen waren falsch.60 Manchmal denunzierten Ho-

telangestellte ein Paar, von denen keiner ein Jude war; andere wurden wegen 

Informationen über Beziehungen verhaftet, die lange vor 1933 zu Ende ge-

gangen waren. Es gab Fälle von Paaren, deren intime Beziehungen viele Jahre 

zurücklagen und die jetzt den Geschlechtsverkehr vermieden, und viele Fälle 

von Frauen, die ihre Bereitschaft erklärten, sich einer medizinischen Untersu-

chung zu unterziehen, um zu beweisen, dass sie Jungfrauen waren.61 

Goebbels war mit den Presseberichten über Rassenschande nicht zufrie-

den. Im März 1936 forderte er die Pressestelle des Justizministeriums auf, bei 



180 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

Rassenschande-Urteilen gegen Juden eine übermässige Publizität zu vermei-

den, da das seiner Ansicht nach antideutschen ausländischen Zeitungen Ma-

terial in die Hand gebe. Überdies waren die Berichte «häufig derart unge-

schickt abgefasst, dass die Verurteilung vom Leser nicht verstanden und eher 

sein Mitgefühl mit dem Verurteilten wachgerufen werde».62 

IV 

Passte sich die öffentliche Meinung nach der Verabschiedung der Nürnber-

ger Gesetze noch weiter an die antijüdischen Massnahmen des Regimes an? 

Nach Ansicht des israelischen Historikers David Bankier nahmen die Deut-

schen die Gesetze mehrheitlich hin, weil sie den Gedanken einer Absonde-

rung der Juden akzeptierten: «Diese Gefühle hat die Potsdamer Gestapo in 

vollem Umfang registriert. Sie schrieb, dass alle der Meinung sind, es sei jetzt, 

nachdem sich das Regime stabilisiert hat, für die Partei die Zeit, diese Punkte 

auf die Tagesordnung zu bringen. Der Kommentator fügt gleichzeitig hinzu, 

die Bevölkerung hofft, es würden auch andere Punkte des nationalsozialisti-

schen Programms in Angriff genommen, besonders die sozialen Bestimmun-

gen. Auch in Kiel gab es Zustimmung zu den antisemitischen Gesetzen. Die 

Bevölkerung erwartete dort ausserdem eine ähnlich befriedigende Regelung 

zum Status der Kirchen.»63 

Wie es in derselben Analyse heisst, waren anscheinend Menschen in ver-

schiedenen Städten und Regionen des Reiches insbesondere deshalb mit dem 

Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre zufrieden, 

weil sie meinten, die Durchsetzung des Gesetzes werde dem antijüdischen 

Terror der vorangegangenen Monate ein Ende setzen. Ruhe würde wieder-

hergestellt werden und mit ihr der gute Name Deutschlands in den Augen 

der Welt. Die Menschen glaubten, unter den neuen Gesetzen sei das Verhält-

nis zu den Juden in Deutschland nunmehr klar definiert: «Das Judentum 

wird zur nationalen Minderheit gestempelt und erhält bei staatlichem Schutz 

die Möglichkeit, ein eigenes Kulturleben und sein eigenes völkisches Leben 

zu entfalten»;64 das war die allgemeine Ansicht, wie sie aus Berlin berichtet 

wurde. 

Für die Parteiradikalen waren die Gesetze ein eindeutiger Sieg der Partei 

über die Staatsbürokratie, aber viele betrachteten die neuen Verfügungen als 

«zu milde». Die Dortmunder Nationalsozialisten beispielsweise hielten die 

Tatsache, dass die Juden immer noch ihre eigenen Symbole verwenden durf-

ten, für ein übermässiges Zugeständnis. Manche Aktivisten hofften, die Ju-

den würden neue Vorwände zum Handeln liefern, andere verlangten ein- 
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fach, dass der Anwendungsbereich einiger der Massnahmen ausgeweitet 

werden sollte: dass es beispielsweise keiner deutschen Frau, welchen Alters 

auch immer, gestattet sein sollte, in einer jüdischen (oder gemischt deutsch-

jüdischen) Familie – oder auch nur im Haushalt einer alleinstehenden Jüdin 

– zu arbeiten.65 

In oppositionellen Kreisen, hauptsächlich unter den (nunmehr im Unter-

grund arbeitenden) Kommunisten, wurden die Gesetze scharf kritisiert. Ei-

nige kommunistische Flugblätter brandmarkten die demagogische Benut-

zung des Antisemitismus durch die Nazis und verlangten eine geeinte Op-

positionsfront; andere forderten die Befreiung politischer Gefangener und 

die Beendigung antijüdischer Massnahmen. Daniel Bankier zufolge fuhr je-

doch die kommunistische Propaganda der damaligen Zeit trotz seiner Prote-

ste gegen die Nürnberger Gesetze fort, solche altbekannten Standardbehaup-

tungen zu wiederholen wie die, «nur arme Arbeiter würden wegen Rassen-

schändung verurteilt, während die Nazis reiche Juden nicht belangen wür-

den», und die, «hinter dem Verbot der Beschäftigung deutscher Frauen unter 

45 Jahren würden nicht rassische Prinzipien stehen, sondern es handele sich 

dabei schlicht um einen Entschuldigungsgrund für die Entlassung Tausender 

von Frauen aus der Arbeit».66 

Die Kirchen hielten Distanz, mit Ausnahme des streng katholischen Krei-

ses Aachen und einiger Proteste evangelischer Pastoren beispielsweise in 

Speyer. Die evangelische Kirche wurde auf die Probe gestellt, als Ende Sep-

tember 1935 in Berlin die Preussische Bekenntnissynode zusammentrat: Eine 

Erklärung, welche Sorge um getaufte wie ungetaufte Juden zum Ausdruck 

brachte, wurde diskutiert und verworfen, aber ebenso erging es auch einer 

allzu deutlichen Bekundung der Unterstützung für den Staat. Die Erklärung, 

auf die man sich schliesslich einigte, bekräftigte lediglich erneut die Heilig-

keit der Taufe, was Niemöller dazu veranlasste, seine bösen Ahnungen dar-

über zum Ausdruck zu bringen, dass in diesem Text das Schicksal getaufter 

Juden nach der Taufe überhaupt nicht berücksichtigt wurde.67 

Was nun wieder die Einstellungen der allgemeinen Bevölkerung angeht, 

so verwiesen NS-Berichte auf Äusserungen der Besorgnis und sogar des Pro-

tests von Deutschen, die bei Juden angestellt waren – seien es deutsche Buch-

halter, die in jüdischen Firmen arbeiteten, oder Hausmädchen, die in jüdi-

schen Familien beschäftigt waren. Alles in allem aber lässt Bankier wenig 

Spielraum für Zweideutigkeit und Zweifel: «Zusammengefasst lässt sich sa-

gen, dass die Mehrheit der Bevölkerung den Nürnberger Gesetzen zustimm-

te, denn sie identifizierten sich mit der Rassenpolitik, und die Diskriminie-

rung hatte durch sie einen permanenten Rahmen erhalten, wodurch der herr-

schende Terror beendet wurde und den antisemitischen Aktivitäten präzise 

Grenzen gesetzt wurden.»68 
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Obwohl seine Fälle weitgehend dieselben sind wie die, die später von Ban-

kier behandelt wurden, hinterlässt die Studie von Otto Dov Kulka, einem an-

deren israelischen Historiker, den Eindruck eines differenzierteren Bündels 

von Reaktionen. Auch er erwähnt kommunistischen Widerstand sowie ka-

tholische Missbilligung in einigen Städten wie Aachen und Allenstein und 

verzeichnet die Kritik einiger protestantischer Pastoren, insbesondere in 

Speyer. Auch er spricht von Parteiaktivisten, welche die Massnahmen unzu-

reichend fanden. Zusätzlich kommentiert er die Missbilligung, die sich bei 

einem höheren Bürgertum manifestierte, welches unter anderem über die 

Möglichkeit ökonomischer Vergeltungsmassnahmen im Ausland besorgt 

war. Dennoch ist der Gesamteindruck, den diese Studie vermittelt, der, dass 

die Mehrheit der Bevölkerung mit den Gesetzen zufrieden war, weil sie den 

Status von Juden in Deutschland klarstellten und, so hoffte man, dem plan-

losen Durcheinander und der Gewalttätigkeit ein Ende setzen würden. Ein 

zeitgenössischer Bericht aus Koblenz spiegelt anscheinend die verbreitetsten 

Reaktionen wider: 

«Das Gesetz zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre 

wurde grösstenteils mit Genugtuung aufgenommen, nicht zuletzt deshalb, 

weil es psychologisch mehr als die unerfreulichen Einzelaktionen [gegen die 

Juden] die erwünschte Isolierung des Judentums herbeiführen wird. ... Die 

Frage, wie weit das jüdische Blut aus dem deutschen Volkskörper ausge-

schaltet werden soll, gibt noch zu lebhaften Diskussionen Anlass.»69 

Die Bezugnahme auf die Mischlinge ist unverkennbar. So sind sich beide 

Untersuchungen einig, dass eine Mehrheit der Deutschen mehr oder weniger 

passiv mit den Gesetzen einverstanden war. Mit anderen Worten, der grösste 

Teil der Bevölkerung liebte keine Gewaltakte, hatte aber nichts gegen die Ent-

rechtung und Absonderung der Juden. Es bedeutete weiter, dass es die neue 

Situation, da die Absonderung nunmehr juristisch festgeschrieben war, für 

eine Mehrheit der Bevölkerung dem Einzelnen gestattete, sich jeder Verant-

wortung für die Massnahmen gegen die Juden zu entledigen. Die Verantwor-

tung für ihr Schicksal war vom Staat übernommen worden.70 

Es gab Ausnahmen, und Beziehungen zu Juden wurden aufrechterhalten, 

wie wir bereits im Hinblick auf die Zeit vor den Nürnberger Gesetzen fest-

gestellt haben. Am 3. Dezember 1935 schickte das Gestapa eine allgemeine 

Anweisung (an alle Staatspolizeistellen), in der es heisst: «In letzter Zeit meh-

ren sich die Anmeldungen jüdischer Unternehmen und ehern. Kapelleninha-

ber über die Veranstaltungen von Tanzfestlichkeiten in einem solchen Masse, 

dass es den einzelnen Staatspolizeibehörden nicht immer möglich ist, für eine 

geordnete Überwachung der Veranstaltungen Sorge zu tragen.» Und dann  
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kommt der interessantere Teil der Nachricht: «Wiederholt konnte festgestellt 

werden, dass zu diesen Veranstaltungen auch Ariern Zutritt gewährt wur-

de.»71 

Es sieht übrigens so aus, als sei die Gestapo bei der Kontrolle jüdischer 

Veranstaltungen auf immer grössere technische Schwierigkeiten gestossen. 

Die Erklärung dafür ist möglicherweise einfach: Die Juden reagierten auf die 

zunehmende Verfolgung und Absonderung, indem sie alle möglichen For-

men innerjüdischen Lebens intensivierten, und das erklärt sowohl die Zahl 

als auch die Vielfalt von Versammlungen, Vorträgen, Tanzveranstaltungen 

und dergleichen; diese boten ein gewisses Mass an geistiger Gesundheit und 

Würde, bedeuteten aber für die Gestapo mehr Schwierigkeiten. Schon 1934 

beklagte sich die Staatspolizei darüber, dass viele jüdische Versammlungen, 

insbesondere die des Central-Vereins der deutschen Juden, in Privaträumen 

stattfanden, was die Kontrolle nahezu unmöglich machte;72 dann, Ende 1935, 

wurden jüdische Veranstaltungen angeblich häufig von Samstagen auf Sonn-

tage und auf die christlichen Feiertage verlegt, «offenbar», so die Gestapo, «in 

der Annahme, dass die Veranstaltungen an diesen Tagen nicht überwacht 

werden». Versammlungen in Privaträumen waren schwer zu verbieten, aber 

es wurde ersucht, in der Folgezeit jüdische Veranstaltungen an Sonntagen 

oder christlichen Feiertagen «nur noch in ausnahmsweisen Fällen zuzulas-

sen».73 Der Tropfen, der das Fass zum Überlaufen brachte, kam im April 1936: 

Die Gestapostellen meldeten den zunehmenden Gebrauch der hebräischen 

Sprache bei öffentlichen jüdisch-politischen Versammlungen. «Eine ord-

nungsgemässe Überwachung derartiger Versammlungen», schrieb Heyd-

rich, «und die Verhinderung staatsfeindlicher Propaganda wird hierdurch 

unmöglich gemacht.» Der Gebrauch der hebräischen Sprache in öffentlichen 

jüdischen Versammlungen wurde daraufhin verboten, aber die Sprache 

konnte weiterhin bei geschlossenen Veranstaltungen, zu Studienzwecken 

und zur Vorbereitung der Auswanderung nach Palästina benutzt werden.74 

Übrigens bleiben die Berichte über den Gebrauch des Hebräischen etwas my-

steriös, sofern nicht (und das ist sehr unwahrscheinlich) nur Versammlungen 

der kleinen Minderheit osteuropäischer, orthodoxer (aber nicht ultra-ortho-

doxer) und begeisterter zionistischer Juden gemeint waren. Bei der überwäl-

tigenden Mehrheit der deutschen Juden war jede Art von geläufiger Beherr-

schung des Hebräischen gleich Null. 

Unter denen, welche die Gesetze möglicherweise als nicht extrem genug an-

sahen, gab es einen harten Kern von Judenhassern, die der Partei nicht ange-

hörten und sogar Feinde des Nationalsozialismus waren: Ihr Hass war derart, 

dass in ihren Augen selbst die Nazis Werkzeuge der Juden waren. Sie waren 

nicht notwendig randständige Typen. Adolf Schlatter beispielsweise war ein 

berühmter Theologieprofessor in Tübingen. Am 18. November 1935 veröf- 



184 Erster Teil: Ein Anfang und ein Ende 

fentlichte er eine Broschüre mit dem Titel Wird der Jude über uns siegen? Ein 

Wort für die Weihnacht. Innerhalb von wenigen Wochen waren etwa 50’000 

Stück verteilt. «Heute», schrieb Schlatter, «kann der Rabbi mit Stolz sagen: 

‚Seht, wie sich die Lage in Deutschland geändert hat; freilich werden wir ver-

achtet, jedoch nur unserer Rasse wegen; dafür aber, dass der mit der Weih-

nacht gepredigte Wahn, der Christus sei gekommen, aus der Öffentlichkeit 

verschwinde, bemühten wir uns bisher allein; nun aber kämpfen auch solche 

mit uns, denen die Schulung des Deutschen Volkes anvertraut ist, denen also 

der Deutsche zum Gehorsam verpflichtet ist.‘ ... [Es] kann dem Juden nicht 

bestritten werden, dass im deutschen Bereich die Lage für seine Weltan-

schauung noch nie so günstig war wie jetzt.» 

Doch in den Schlusszeilen von Schlatters Pamphlet lag Hoffnung: «Es ist 

freilich möglich, dass der Jude zunächst einen machtvollen Sieg über uns ge-

winnt; aber dieser Sieg wird nicht endgültig sein. Denn den Glauben an Gott 

hat nicht der Jude in die Welt gebracht, und ebensowenig können die Juden 

und Judengenossen ihn zerstören. Sie können dies nicht, weil sie nicht unge-

schehen machen können, dass der Christus in die Welt gekommen ist.»75 

Schlatters gegen das Regime gerichteter Judenhass hatte in NS-Deutsch-

land seine natürlichen Grenzen. Auf den ersten Blick hätten die Möglichkei-

ten für ein Mitglied der SS grösser sein sollen. Bei einer Fahrt als Dritter-

Klasse-Passagier im Expresszug von Halle nach Karlsruhe am 22. Oktober 

1935 war SS-Offizier Hermann Florstedt, wie er später aussagte, sehr müde. 

Da ihm seine Fahrkarte keinen Zutritt zum Schlafwagen ermöglichte, ging er 

auf der Suche nach einem freien Platz durch die zweite Klasse. Alle Abteile 

waren voll besetzt, mit Ausnahme von zweien, in denen, so Florstedt, jeweils 

ein Jude sass. «Ich befand mich in Uniform», schrieb Florstedt in seinem Be-

schwerdebrief an die Reichsbahndirektion in Berlin, «und hatte kein Verlan-

gen, diese lange Fahrt in einem Abteil mit einem Juden zusammen zu ver-

bringen.» Florstedt fand den Schaffner und verlangte einen Platz in der zwei-

ten Klasse. Der Schaffner führte ihn zu den von den Juden besetzten Abteilen; 

Florstedt protestierte. «Der Schaffner», schrieb Florstedt, «betrug sich mehr 

als merkwürdig, er sagte unter anderem, ich hätte ja den Taufschein dieser 

Herren nicht gesehen, und im Übrigen seien für ihn die Juden auch Reisen-

de.»76 

Anscheinend flösste im Oktober 1935 eine SS-Uniform noch keinen Schre-

cken ein. Ausserdem muss das Bewusstsein, dass er geltenden Verwaltungs-

vorschriften gehorchte (eine Verfügung vom August 1935 gestattete es Juden 

ausdrücklich, die öffentlichen Verkehrsmittel zu benutzen),77 dem Schaffner 

genug Selbstvertrauen gegeben haben, um so zu antworten, wie er es tat. Die 
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Antwort, auch die Juden seien Reisende, lässt sich auch mit der verbreiteten 

Meinung («auch der Jude ist ein Mensch») in Verbindung bringen, die Go-

ebbels in seiner Rede vom Juni 1935 attackiert hatte. 

In seiner Beschwerde an die Reichsbahndirektion verlangte Florstedt den 

Namen des Schaffners, da er die Absicht hatte, sich mit ihm «im Stürmer zu 

unterhalten». Der Brief landete auf dem Schreibtisch von Gruppenführer 

Heissmeyer, dem Leiter des SS-Hauptamtes, der das Verhalten des Bahnbe-

amten in Schutz nahm und sich für Florstedts Drohung, im Stürmer an die 

Öffentlichkeit zu gehen, nicht erwärmen konnte. 

Florstedt wurde bald in die Verwaltung der Konzentrationslager versetzt. 

In den ersten Kriegsjahren war er stellvertretender Kommandeur von Bu-

chenwald, und im März 1943 wurde er Kommandant des Vernichtungslagers 

Lublin.78 

V 

«Wir nehmen in diesen Tagen zugleich vom alten Jahr und von einem Jahr-

hundert Abschied», erklärte die C.V.-Zeitung etwa zwei Wochen nach der 

Verkündung der Nürnberger Gesetze. «Ein Geschichtsabschnitt geht zu 

Ende.»79 Doch dieses scheinbare Verständnis dafür, dass sich die Situation 

drastisch änderte, führte zu keinen durchschlagenden Empfehlungen. Viele 

deutsche Juden hofften immer noch, die Krise liesse sich in Deutschland über-

stehen und die neuen Gesetze würden einen anerkannten Rahmen für ein ab-

gesondertes, aber gleichwohl erträgliches jüdisches Leben schaffen. Die offi-

zielle Reaktion der Reichsvertretung (die jetzt ihren Namen von «Reichsver-

tretung der deutschen Juden» in «Reichsvertretung der Juden in Deutsch-

land» ändern musste) nahm Hitlers Erklärung von der neuen Basis, die durch 

die Gesetze für die Beziehungen zwischen dem deutschen Volk und den in 

Deutschland lebenden Juden geschaffen sei, wörtlich und verlangte dement-

sprechend das Recht zur freien Ausübung ihrer Aktivitäten im Bildungs- und 

Kulturbereich. Selbst auf individueller Ebene glaubten viele Juden, die neue 

Situation biete eine akzeptable Basis für die Zukunft. Nach einer Untersu-

chung von Berichten der Gestapo und des SD über jüdische Reaktionen auf 

die Gesetze waren in einer bedeutenden Zahl von Gemeinden «die Juden ge-

rade deshalb erleichtert, weil die Gesetze, selbst wenn sie einen permanenten 

Rahmen der Diskriminierung schufen, die Herrschaft des willkürlichen Ter-

rors beendeten. Es gab eine gewisse Ähnlichkeit in der Art und Weise, wie 

durchschnittliche Deutsche und durchschnittliche Juden reagierten. Die 

Deutschen äusserten Zufriedenheit, während die Juden Grund zur Hoffnung  
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sahen. Es war so, wie es der Verfasser des Berichtes formulierte: Die Gesetze 

definierten abschliessend das Verhältnis zwischen Juden und Deutschen. Die 

Juden werden zu einer nationalen Minderheit de facto, welche die Möglichkeit 

geniesst, unter staatlichem Schutz ihr eigenes kulturelles und nationales Le-

ben zu bewahren.»80 

Der ultrareligiöse Teil der Gemeinschaft begrüsste sogar die neue Lage. 

Am 19. September 1935 bewillkommnete Der Israelit, das Organ des orthodo-

xen deutschen Judentums, nachdem er seine Unterstützung für den Gedan-

ken von kultureller Autonomie und getrennter Erziehung zum Ausdruck ge-

bracht hatte, ausdrücklich das Verbot von Mischehen.81 Und was die deut-

schen Zionisten anging, so hatten sie es, auch wenn sie ihre Aktivitäten be-

schleunigten, anscheinend nicht besonders eilig, und die Mainstream-

Gruppe, Hechaluz, wollte mit der deutschen Regierung über Mittel und 

Wege zu einer schrittweisen Auswanderung der deutschen Juden nach Palä-

stina im Laufe eines Zeitraums von 15 bis 20 Jahren verhandeln. Wie andere 

Gruppen der deutschen Juden äusserten sie die Hoffnung, dass in der Zwi-

schenzeit ein autonomes jüdisches Leben in Deutschland möglich sein wer-

de.82 

Die Juden Deutschlands waren nämlich immer noch mit einer Situation 

konfrontiert, die einen zwiespältigen Eindruck machte. Über ihre zuneh-

mende Absonderung innerhalb der deutschen Gesellschaft und über den 

fortwährenden Strom neuer Regierungsentscheidungen, die dazu bestimmt 

waren, ihnen das Leben in Deutschland beschwerlicher zu machen, waren sie 

sich durchaus im Klaren. Einige Aspekte ihrer Alltagsexistenz stützten je-

doch die Illusion, das Endziel der Nationalsozialisten sei die Absonderung 

und die grundlegenden Mittel der wirtschaftlichen Existenz würden verfüg-

bar bleiben. Beispielsweise gingen trotz des 1933 erlassenen Gesetzes «gegen 

die Überfüllung deutscher Schulen» und trotz der ständigen Verleumdungen 

und Attacken, die sich gegen jüdische Kinder richteten, Anfang 1937, wenn 

auch die Mehrheit der jüdischen Kinder jüdische Schulen besuchte, fast 39 

Prozent der jüdischen Schüler immer noch in deutsche Schulen. Im Frühjahr 

des darauffolgenden Jahres war dieser Anteil auf 25 Prozent zurückgegan-

gen.83 Wie wir sehen werden, waren viele jüdische Fachleute, die in den Ge-

nuss verschiedener Ausnahmeregelungen gekommen waren, immer noch 

ausserhalb der jüdischen Gemeinschaft tätig. Doch es bleibt schwierig, die 

wirtschaftliche Situation der durchschnittlichen jüdischen Familie, die ein 

Einzelhandelsgeschäft betrieb oder in einem der verschiedenen Zweige des 

Handels ihre Existenzgrundlage hatte, genau einzuschätzen. 

Im Jahre 1935 zitierte die Jüdische Rundschau, in deren Absicht es eigentlich 

hätte liegen sollen zu zeigen, wie schlimm die Lage war, eine in der Frankfur-

ter Zeitung veröffentlichte Statistik, wonach die Hälfte der Damenoberbeklei- 
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dungsindustrie immer noch Juden gehörte, wobei die Zahl in Berlin sogar 80 

Prozent betrug.84 Ob diese Zahlen zutreffen oder nicht, die Juden im Reich 

glaubten immer noch, sie würden in der Lage sein, sich weiterhin ihren Le-

bensunterhalt zu verdienen; die meisten von ihnen sahen keine materielle Ka-

tastrophe vorher. 

Doch auch wenn die Auswanderung, wie schon erwähnt, langsam verlief 

und auch wenn die meisten deutschen Juden immer noch hofften, diese 

schlimme Periode in Deutschland zu überleben, wurde jedenfalls der Ge-

danke an das Verlassen des Landes, der zuvor für viele undenkbar gewesen 

war, nunmehr von allen deutsch-jüdischen Organisationen akzeptiert. Man 

dachte nicht an eine sofortige Notflucht, aber an einen geordneten Exodus. 

Ziele in Übersee (der amerikanische Kontinent oder Australien beispiels-

weise) standen auf der Liste konkreter Möglichkeiten höher als Palästina, 

aber alle deutsch-jüdischen Zeitungen hätten aus vollem Herzen die Über-

schrift eines Leitartikels der Jüdischen Rundschau akzeptieren können, der an 

den Völkerbund gerichtet war: «Öffnet die Tore!»85 

Für die zahlreichen Juden, welche die Möglichkeit einer Auswanderung 

erwogen, aber immer noch in Deutschland zu bleiben hofften, vertiefte sich 

die Kluft zwischen öffentlichem und privatem Verhalten: «Wir wollen», so 

warnten jüdische Frauenorganisationen, «alles vermeiden, was Aufsehen er-

regt und aufreizend wirkt und was den besten Kulturforderungen wider-

spricht, in Sprache und Ton, in Kleidung und Auftreten.»86 Jüdischer Stolz 

sollte gewahrt werden, aber ohne jede öffentliche Zurschaustellung. Im ein-

geschlossenen Raum der Synagoge oder der weltlichen jüdischen Versamm-

lungen fanden Äusserungen dieses Stolzes und des aufgestauten Ärgers auf 

das Regime und die umgebende Gesellschaft gelegentlich Ausdruck. Reli-

giöse Texte wurden als Träger symbolischer Bedeutung und offenkundiger 

Anspielung gewählt. Eine Auswahl von Psalmen mit dem Titel Aus Tiefen rufe 

ich Dich, die Martin Buber 1936 veröffentlichte, enthielt Verse, die nicht miss-

zuverstehen waren: 

Rechte für mich, Gott,  

streite meinen Streit!  

vor dem unholden Stamm,  

vom Mann des Trugs und des Falschs  

lass mich entrinnen! 

Ein neuer Typ von religiösem Kommentar, der hauptsächlich in Predigten 

vermittelt wurde – der «neue Midrasch», wie ihn Ernst Simon nannte –, ver-

wob religiöse Themen mit Äusserungen praktischer Weisheit, die auf die Zu-

hörer eine beruhigende, therapeutische Wirkung ausüben sollten.87 
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Manche Juden zeigten anscheinend gelegentlich weniger öffentliche De-
mut. Bei einem Aufenthalt in Bad Saarow notierte William L. Shirer, der da-
mals in Berlin stationierte Journalist, der dann bald der dortige CBS-Kor-
respondent werden sollte, am 21. April 1935 sein Tagebuch: «Wir haben uns 
das Osterwochenende freigenommen. Im Hotel sind hauptsächlich Juden, es 
überrascht uns ein wenig, wie viele von ihnen immer noch unbeschwert und 
offenbar ohne Angst hier leben. Ich denke, sie sind unzulässig optimi-
stisch.»88 

Manchmal blieb die Selbstbehauptung erstaunlich stark, selbst unter Ju-
den in den kleinsten Gemeinden. So wurde 1936 in Weissenburg der jüdische 
Viehhändler Guttmann von dem örtlichen NS-Bauernführer beschuldigt, er 
habe behauptet, dass er eine offizielle Genehmigung habe, seinen Handel 
fortzuführen. Obwohl der Jude verhaftet wurde, bestand er weiter auf sei-
nem Recht, sein Geschäft zu betreiben. Der Bericht über den Vorfall schliesst 
mit folgenden Worten: «Guttmann bittet um die Genehmigung, das Doku-
ment zu unterzeichnen, wenn der Sabbat vorüber ist.»89 

Nach der Verkündung der Nürnberger Gesetze legte die zionistische Füh-

rung in Palästina, was die Auswanderung anging, kein grösseres Gefühl der 

Dringlichkeit an den Tag, als es die deutsch-jüdische Gemeinschaft selbst tat. 

Die Führung in Palästina weigerte sich sogar, Auswanderern, deren Ziel 

nicht Erez Israel war, irgendwelche Hilfe zukommen zu lassen. Ihre Prioritä-

tenliste verschob sich zunehmend: Die wirtschaftliche Situation des Jischuw 

verschlechterte sich von 1936 an, während der arabische Aufstand dieses Jah-

res den Widerstand Grossbritanniens gegen jede Zunahme der jüdischen Ein-

wanderung nach Palästina verstärkte. Nach Auffassung einiger örtlicher Zio-

nistenführer waren sogar die leichter zu integrierenden Einwanderer aus Po-

len im grossen Ganzen denen aus Deutschland vorzuziehen, mit Ausnahme 

derjenigen deutschen Juden, die im Rahmen des 1933 geschlossenen Haa-

varah-Abkommens nennenswerte Geldbeträge oder Vermögenswerte trans-

ferieren konnten. So blieb nach 1935 die Zahl der Einwanderungsurkunden, 

die für deutsche Juden angefordert wurden, im Verhältnis zur Gesamtzahl 

der von den Briten ausgestellten Papiere dieselbe wie vorher. Dieses Fehlen 

eines grösseren Engagements für die Förderung jüdischer Auswanderung 

aus Deutschland auf Seiten der zionistischen Führung führte zu wachsenden 

Spannungen im Verhältnis zu einigen jüdischen Führern in der Diaspora.90 

Als im November 1935 in London eine Gruppe von jüdischen Bankiers 

zusammenkam, um über die Finanzierung der Auswanderung aus Deutsch-

land zu diskutieren, kam es zu einer offenen Spaltung zwischen Zionisten 

und Nichtzionisten. Chaim Weizmann, der Präsident der Zionistischen Welt- 
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organisation, war besonders über Max Warburgs Projekt erbittert, mit den 

Nazis eine Vereinbarung ähnlich dem Haavarah-Abkommen auszuhandeln, 

um die deutsch-jüdische Auswanderung in andere Länder als Palästina zu 

bezahlen.91 Dennoch erörterte Warburg seinen Plan mit Vertretern des Wirt-

schaftsministeriums. Die Parteiarchive deuten darauf hin, dass die Deutschen 

weitere Diskussionen an die Bedingung knüpften, dass ein detaillierter Vor-

schlag vorgelegt werde.92 Wegen der Publizität, die das Projekt erlangt hatte, 

und letztlich wegen des Fehlens einer zureichenden Finanzierung wurde 

nichts aus dem Vorhaben.93 

VI 

«In Bad Gastein. Hitler führt mich in lebhafter Unterhaltung eine grosse Frei-

treppe hinunter, weithin sichtbar, unten ist Kurkonzert und Menschenge-

wimmel, und ich denke stolz und glücklich: Nun sehen doch alle Leute, dass 

es unserm Führer nichts ausmacht, sich mit mir trotz meiner Grossmutter 

Recha in aller Öffentlichkeit zu zeigen.»94 So lautete der Traum, den ein jun-

ges Mädchen erzählte, das von den Nürnberger Gesetzen soeben in einen 

Mischling zweiten Grades verwandelt worden war. 

Eine Frau, die zu einem Mischling ersten Grades geworden war, träumte 

Folgendes: «Ich bin auf einem Schiff mit Hitler zusammen. Das erste, was ich 

ihm sage, ist: ‚Eigentlich darf ich gar nicht hier sein. Ich habe nämlich etwas 

jüdisches Blut.’ Er sieht sehr nett aus, gar nicht wie sonst, rundes, angeneh-

mes, gütiges Gesicht. Ich flüstere ihm ins Ohr: ‚Ganz gross hättest du werden 

können, wenn du es so gemacht hättest wie Mussolini, ohne diese dumme 

Judensache. Es ist ja wahr, dass es sehr üble unter den Juden gibt, aber alle 

sind doch nicht Verbrecher, das kann man doch wirklich nicht behauptens 

Hitler hört mir ruhig zu, hört sich alles ganz freundlich an. Dann plötzlich 

bin ich in einem anderen Raum des Schiffes, wo lauter schwarzuniformierte 

SS-Leute sind. Sie stossen sich miteinander an, zeigen auf mich und sagen 

zueinander mit dem höchsten Respekt: ‚Seht mal, das ist die Dame, die dem 

Chef Bescheid gesagt hat.’»95 

Die Traumwelt von Volljuden sah oft ganz anders aus als die der Misch-

linge. Ein etwa sechzigjähriger jüdischer Rechtsanwalt aus Berlin träumte, er 

sei im Tiergarten: «Zwei Bänke stehen im Tiergarten, eine normal grün, eine 

gelb [Juden durften sich damals nur noch auf gelbangestrichene Bänke set-

zen], und zwischen beiden ein Papierkorb. Ich setze mich auf den Papierkorb 

und befestige selbst ein Schild an meinem Hals, wie es blinde Bettler zuwei- 
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len tragen, wie es aber auch ‚Rassenschändern’ behördlicherseits umgehängt 

wurde: ‚Wenn nötig, mache ich dem Papier Platz.’»96 

Manche der Tagträume bekannter jüdischer Intellektueller, die jenseits der 

Reichsgrenzen wohnten, waren gelegentlich nicht weniger phantastisch als 

die nächtlichen Phantasien der gefangenen Opfer. «Politische Prophezeiun-

gen von mir zu geben liebe ich nicht», schrieb Lion Feuchtwanger am 20. Sep-

tember an Arnold Zweig, «... [aber] durch intensives Studieren der Ge-

schichte bin ich ... zu der, lassen Sie mich sagen, wissenschaftlichen Überzeu-

gung gelangt, dass am Ende die Vernunft über den Unsinn triumphieren 

muss und dass man den Ablauf eines Wahnsinnsausbruchs wie den in 

Deutschland nicht für eine Sache halten darf, die mehr als eine Generation 

überdauert. Abergläubisch wie ich bin, hoffe ich im Stillen, dass der deutsche 

Wahnsinn auch diesmal nicht länger dauern wird als der Kriegswahnsinn 

[1914-1918]. – Und wir sind schon am Ende des dritten Jahres.»97 

Dann gab es Stimmen, die einen ganz anderen Klang hatten. Carl Gustav 

Jung versuchte, bei seiner Suche nach den Merkmalen der deutschen Psyche 

– und auch nach denen der jüdischen – «tiefer» zu tauchen. Seine Einschät-

zung, die er im Jahre 1934 niederschrieb, war anders: «Der Jude als relativer 

Nomade hat nie und wird voraussichtlich auch nie eine eigene Kulturform 

schaffen, da alle seine Instinkte und Begabungen ein mehr oder weniger zi-

vilisiertes Wirtsvolk zu ihrer Entfaltung voraussetzen.... Das arische Unbe-

wusste hat ein höheres Potential als das jüdische; das ist der Vorteil und der 

Nachteil einer dem Barbarischen noch nicht völlig entfremdeten Jugendlich-

keit. Meines Erachtens ist es ein schwerer Fehler der bisherigen medizini-

schen Psychologie gewesen, dass sie jüdische Kategorien, die nicht einmal für 

alle Juden verbindlich sind, unbesehen auf den christlichen Germanen oder 

Slawen verwandte. Damit hat sie nämlich das kostbarste Geheimnis des ger-

manischen Menschen, seinen schöpferisch-ahnungsvollen Seelengrund als 

kindisch-banalen Sumpf erklärt, während meine warnende Stimme durch 

Jahrzehnte des Antisemitismus verdächtigt wurde. Diese Verdächtigung ist 

von Freud ausgegangen. Er kannte die germanische Seele nicht, so wenig wie 

alle seine germanischen Nachbeter sie kannten. Hat sie die gewaltige Erschei-

nung des Nationalsozialismus, auf den eine ganze Welt mit erstaunten Au-

gen blickt, eines Besseren belehrt?»98 

Auf Sigmund Freud machte die «gewaltige Erscheinung des Nationalso-

zialismus» anscheinend keinen Eindruck. Am 23. September 1935 schrieb er 

an Arnold Zweig: «Wir dachten alle, es sei der Krieg und nicht die Menschen, 

aber die anderen Völker haben auch Krieg gehabt und sich doch anders be-

nommen. Wir wollten es damals nicht glauben, aber es ist wahr gewesen, was 

die anderen von den Boches erzählt haben.»99 
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Was Kurt Tucholsky anging, den möglicherweise brillantesten antinatio-

nalistischen Satiriker der Weimarer Zeit, der jetzt in seinem schwedischen 

Exil gefangen sass, so war sein Zorn anders als der Freuds, und seine Ver-

zweiflung war total: «Ich bin im Jahre 1911 ‚aus dem Judentum ausgetre-

ten»», schrieb er am 15. Dezember 1935 an Arnold Zweig, fügte aber sogleich 

hinzu: «Ich weiss, dass man das gar nicht kann.» Auf vielfache Weise werden 

Tucholskys Hilflosigkeit und Zorn gegen die Juden gekehrt. Dem unver-

meidlichen Schicksal konnte man mit Mut oder mit Feigheit begegnen. Für 

Tucholsky hatten sich die Juden immer wie Feiglinge verhalten, jetzt mehr 

als je zuvor. Selbst die Juden in den mittelalterlichen Ghettos hätten sich an-

ders verhalten können: «Aber lassen wir die mittelalterlichen Juden – nehmen 

wir die von heute, die von Deutschland. Da sehen Sie, dass dieselben Leute, 

die auf vielen Gebieten die erste Geige gespielt haben, das Getto akzeptieren – 

die Idee des Gettos und ihre Ausführung. ... Man sperrt sie ein, man pfercht 

sie in Judentheater [ein Hinweis auf die Aktivitäten des Kulturbundes] mit 

vier gelben Flecken vorn und hinten, und sie haben ... nur einen Ehrgeiz: 

‚Nun werden wir ihnen mal zeigen, dass wir das bessere Theater haben!» ... 

Nicht zu begreifen, dass im März 33 der Augenblick gekommen war, in um-

gekehrter Proportion auszuziehen – also nicht wie heute einer auf zehn, son-

dern einer hätte da bleiben müssen, und neun hätten gehen müssen, sollen, 

müssen.... Und hier ist das, was mich an der deutschen Emigration so abstösst 

–: es geht alles weiter, wie wenn gar nichts geschehen wäre. Immer weiter, 

immer weiter – sie schreiben dieselben Bücher, sie halten dieselben Reden, 

sie machen dieselben Gesten.»» Tucholsky wusste, dass er und seine Genera-

tion die neue Freiheit nicht sehen würden: «Es gehört dazu ... eine Jugend-

kraft, die wir nicht mehr haben. Es werden neue, nach uns, kommen. – So 

aber gehts nicht. Das Spiel ist aus.»100 

Sechs Tage später beging Tucholsky Selbstmord. 



ZWEITER TEIL 

DIE EINKREISUNG 



4.  

Kreuzzug und Kartei 

Anfang 1937 liess Hitler bei einer Besprechung über Kirchenfragen erneut sei-

nen weltgeschichtlichen Visionen freien Lauf: «Führer», schrieb Goebbels in 

sein Tagebuch, «erklärt das Christentum und Christus. Er [Christus] wollte 

auch gegen die jüdische Weltherrschaft. Das Judentum hat ihn dann gekreu-

zigt. Aber Paulus hat seine Lehre umgefälscht und damit das antike Rom un-

terhöhlt. Der Jude im Christentum. Dasselbe hat Marx mit dem deutschen 

Gemeinschaftsgedanken, mit dem Sozialismus gemacht.»1 Am 30. November 

desselben Jahres klangen die Bemerkungen, die Goebbels in sein Tagebuch 

notierte, weitaus bedrohlicher: «Lange [mit Hitler] über Judenfrage disku-

tiert. ... Die Juden müssen aus Deutschland, aus ganz Europa heraus. Das 

dauert noch eine Zeit, aber geschehen wird und muss das. Der Führer ist fest 

entschlossen dazu.»2 Wie die Erklärung, die Hitler im September 1935 Walter 

Gross gab, bedeutete seine Prophezeiung von 1937 die Möglichkeit eines 

Krieges: Sie liess sich nur in einer Kriegssituation erfüllen. 

Am 7. März 1936 war die Wehrmacht im Rheinland einmarschiert, und es 

hatte eine neue Phase in der europäischen Geschichte begonnen. Sie entwik-

kelte sich im Zeichen einer Serie deutscher Vertragsbrüche und Aggressions-

akte und führte innerhalb von drei Jahren zum Ausbruch eines neuen Bran-

des. 

Die Entmilitarisierung des linken Rheinufers war durch die Verträge von 

Versailles und Locarno garantiert worden. Die Garanten des Status quo wa-

ren Grossbritannien und Italien, während Frankreich dasjenige Land war, das 

durch den deutschen Schritt direkt bedroht wurde. Nun stellte sich Italien an 

Deutschlands Seite, weil die Demokratien versucht hatten, im Abessinien-

krieg Sanktionen gegen es zu verhängen. Im Prinzip besass jedoch Frankreich 

immer noch die stärkste Armee in Europa. Man weiss heute, dass eine mili-

tärische Reaktion der Franzosen die deutschen Einheiten dazu gezwungen 

hätte, sich hinter den Rhein zurückzuziehen – ein Rückschlag mit unvorher-

sehbaren Konsequenzen für das Hitlerregime. Doch die französische Regie-

rung unter dem radikalsozialistischen Premierminister Albert Sarrault drohte 

zwar zu handeln, tat aber nichts. Und die Briten drohten nicht einmal; 

schliesslich nahm Hitler lediglich seinen eigenen «Hinterhof» in Besitz, wie 

man so sagte. Die französische und britische Appeasement-Politik gewann an 

Boden. 
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Die Wahlen von 1936 brachten in Frankreich die Mitte-Links-Regierung 

der Volksfront an die Macht, und für einen grossen Teil der französischen 

Gesellschaft wurde die Bedrohung durch Revolution und kommunistische 

Machtübernahme zu einer alptraumartigen Zwangsvorstellung. Wenige Mo-

nate zuvor hatten die spanischen Wähler eine linke Regierung an die Macht 

gebracht. Das war ein kurzlebiger Sieg. Im Juli 1936 rebellierten Einheiten der 

spanischen Armee in Nordafrika unter der Führung von General Francisco 

Franco gegen die neue republikanische Regierung und setzten nach Spanien 

über. Der spanische Bürgerkrieg – der zu einem mörderischen Kampf zweier 

politischer Ideologien werden sollte, auf beiden Seiten von massiven Liefe-

rungen ausländischer Waffen und regulären Truppen sowie Freiwilligen un-

terstützt – hatte begonnen. Zwischen dem Sommer 1936 und dem Frühjahr 

1939 waren die in Spanien gezogenen Kampffronten die Bezugspunkte, an 

denen sich die ideologischen Konfrontationen der damaligen Zeit explizit 

und stillschweigend orientierten. 

Auf der globalen Bühne wurde der am 25. November 1936 von Deutsch-

land und Japan unterzeichnete Anti-Komintern-Pakt, dem ein Jahr später 

auch Italien beitrat, zumindest symbolisch zu einem Ausdruck des Kampfes, 

der sich zwischen den antikommunistischen Regimes und dem Bolschewis-

mus abspielen sollte. In den Ländern Ostmitteleuropas (mit Ausnahme der 

Tschechoslowakei) und auf dem Balkan waren rechte Regierungen an die 

Macht gelangt. Zu ihren ideologischen Festlegungen gehörten drei grundle-

gende Dogmen: Autoritarismus, extremer Nationalismus und extremer An-

tikommunismus. Vom Atlantik bis zur sowjetischen Grenze hatten sie im All-

gemeinen noch ein weiteres Element gemeinsam: den Antisemitismus. Für 

die europäische Rechte waren Antisemitismus und Antibolschewismus häu-

fig identisch. 

Ganz eindeutig markiert das Jahr 1936 auch den Beginn einer neuen Phase 

auf der innenpolitischen Bühne in Deutschland. In der vorangegangenen Pe-

riode (1933-36) hatte das Bedürfnis, das Regime zu stabilisieren, ausländische 

Präventivmassnahmen abzuwehren und für Wirtschaftswachstum sowie für 

die Rückkehr zur Vollbeschäftigung zu sorgen, in einigen Bereichen ein rela-

tiv gemässigtes Vorgehen erfordert. 1936 war dann die Vollbeschäftigung er-

reicht, und die Schwäche der antideutschen Front liess sich einschätzen. Eine 

weitere politische Radikalisierung und die Mobilisierung interner Ressour-

cen waren nunmehr möglich: Himmler wurde zum Chef sämtlicher deut-

scher Polizeikräfte ernannt und Göring zum Oberherrn eines neuen Vierjah-

resplans, der das geheime Ziel verfolgte, das Land auf den Krieg vorzuberei-

ten. Der Antrieb zur äusseren und inneren Radikalisierung hing ebenso wie 

der diesbezügliche Zeitplan möglicherweise mit noch ungelösten Spannun- 
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gen in der deutschen Gesellschaft selbst zusammen, oder aber er ergab sich 

vielleicht aus den fundamentalen Bedürfnissen eines Regimes, das nur bei 

immer hektischeren Aktivitäten und immer spektakuläreren Erfolgen gedei-

hen konnte. 

In dieser Atmosphäre der beschleunigten Mobilisierung gewann die Ju-

denfrage in den Augen der Nazis eine neue Dimension und erfüllte für sie 

eine neue Funktion. Nun wurden die Juden wieder als weltweite Bedrohung 

dargestellt, und antijüdische Aktionen liessen sich als Rechtfertigung für die 

zwangsläufig bevorstehende Konfrontation benutzen. Aus der Sicht des Re-

gimes mussten in einer Zeit der Krise die Juden vertrieben werden, man 

musste ihren Besitz zugunsten der deutschen Wiederbewaffnung beschlag-

nahmen, und ihr Schicksal liess sich – solange sich einige von ihnen noch in 

deutschen Händen befanden – benutzen, um die Einstellung des Weltjuden-

tums und der unter seiner Kontrolle stehenden ausländischen Mächte gegen-

über NS-Deutschland zu beeinflussen. Vorrangig beherrschten drei wesent-

liche Handlungslinien die neue Phase des antijüdischen Feldzugs: beschleu-

nigte Arisierung, in zunehmendem Masse koordinierte Bemühungen, die Ju-

den zum Verlassen Deutschlands zu zwingen, und wütende Propagandaak-

tivitäten, um das Thema jüdische Verschwörung und Bedrohung als Angele-

genheit von weltweiter Bedeutung erscheinen zu lassen. 

Die beschleunigte Arisierung resultierte zumindest teilweise aus der 

neuen wirtschaftlichen Situation und der sich in deutschen Geschäfts- und 

Industriekreisen ausbreitenden Zuversicht, dass man auf die Risiken jüdi-

scher Vergeltung oder deren Auswirkungen keine Rücksicht mehr zu neh-

men brauchte. Das Wirtschaftswachstum führte zu einer allmählichen Koor-

dinierung der widersprüchlichen Massnahmen, die bis dahin zwangsläufig 

den Kurs der antijüdischen Politik behindert hatten: 1936 konnten Ideologie 

und Politik immer mehr im Gleichschritt marschieren. Die Einsetzung 

Himmlers und Görings in ihre neuen Positionen schuf zwei Machtbasen, die 

für die wirksame Durchführung des neuen antijüdischen Feldzuges unent-

behrlich waren. Und doch liess sich die ökonomische Enteignung der Juden 

Deutschlands, auch wenn sich die Umrisse der neuen Phase deutlich abzeich-

neten, erst Anfang 1938 – als im Februar 1938 die konservativen Minister aus 

der Regierung vertrieben worden waren und vor allem nachdem Ende 1937 

Schacht zum Verlassen des Wirtschaftsministeriums gezwungen worden war 

– radikal durchsetzen. Im Verlaufe des Jahres 1938 sollte etwas folgen, das 

noch schlimmer war als totale Enteignung: Wirtschaftliche Schikanen und 

selbst gewalttätige Angriffe wurden nunmehr angewendet, um die Juden zur 

Flucht aus dem Reich oder aus dem soeben annektierten Österreich zu zwin-

gen. In der zweiten Phase war 1938 der schicksalhafte Wendepunkt. 
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Die antijüdische Rhetorik, die von 1936 an in Hitlers Reden und Verlaut-
barungen vorgetragen wurde, nahm verschiedene Formen an. Vorherr-
schend und am massivsten war ihre Verbindung zur allgemeinen ideologi-
schen Konfrontation mit dem Bolschewismus. Doch die Weltgefahr, wie Hit-
ler sie darstellte, war nicht der Bolschewismus als solcher, mit den Juden, die 
als seine Werkzeuge agierten. Die Juden waren die Bedrohung, die letztlich 
hinter dem Bolschewismus stand: Die bolschewistische Gefahr wurde von 
den Juden manipuliert.3 In seiner Rede auf dem Parteitag 1937 sorgte Hitler, 
wie wir sehen werden, dafür, dass es in diesem Punkt kein Missverständnis 
gab. Doch Hitlers antijüdische Tiraden waren nicht nur ideologisch (antibol-
schewistisch) in einem konkreten Sinn: Häufig wurde der Jude als der Welt-
feind per se beschrieben, als die Gefahr, die vernichtet werden musste, damit 
Deutschland (oder die arische Menschheit) nicht durch sie vernichtet würde. 
In ihrer extremsten Form erschien diese apokalyptische Vision in der Reichs-
tagsrede vom Januar 1939, aber ihr Hauptthema wurde schon im Sommer 
1936, in den Leitlinien zum Vierjahresplan, umrissen. Der «Erlösungs»anti-
semitismus, der Hitlers frühe ideologische Aussagen beherrscht hatte, trat 
jetzt wieder hervor. Als das konservative Programm zerfiel, breitete sich eine 
neue Atmosphäre mörderischer Brutalität aus. 

Gerade am Beginn dieses sich verdunkelnden Weges errangen die National-

sozialisten einen ihrer grössten Propagandasiege: die erfolgreiche Ausrich-

tung der Olympischen Spiele 1936. Besucher, die zur Olympiade nach 

Deutschland kamen, fanden ein Reich vor, das mächtig, ordentlich und zu-

frieden aussah. So schrieb die amerikanische liberale Zeitschrift The Nation 

am 1. August 1936: «Man sieht nicht, wie jüdische Köpfe abgeschlagen oder 

auch nur gehörig geprügelt werden. ... Die Menschen lächeln, sie sind 

freundlich und singen begeistert in Biergärten. Unterkunft und Verpflegung 

sind gut, billig und reichlich, und niemand wird von raffgierigen Hoteliers 

und Geschäftsinhabern übers Ohr gehauen. Alles ist schrecklich sauber, und 

der Besucher hat es alles gern.»4 Selbst der Präsident der Vereinigten Staaten 

liess sich täuschen. Im Oktober desselben Jahres, einen Monat vor den Präsi-

dentenwahlen, wurde Rabbiner Stephen Wise, der Präsident des Jüdischen 

Weltkongresses, zu einem Treffen mit Roosevelt im Hyde Park eingeladen. 

Als das Gespräch auf Deutschland kam, zitierte der Präsident zwei Leute, die 

kürzlich Deutschland «bereist» und ihm berichtet hatten, «die Synagogen 

seien überfüllt, und es gebe an der Situation gegenwärtig anscheinend nichts 

besonders Problematisches». Wise versuchte, seinem Gastgeber die Auswir-

kungen der Olympischen Spiele auf das Verhalten der Nazis zu erklären,  
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aber als er sich verabschiedete, hatte er das Gefühl, dass Roosevelt die Be-

richte über die Verfolgung von Juden immer noch für übertrieben hielt.5 

Schilder, die Juden den Zutritt untersagten, wurden aus olympischen An-

lagen und von anderen Orten, an denen man mit Besuchen von Touristen 

rechnen musste, entfernt, aber es wurden nur ganz geringfügige ideologische 

Zugeständnisse gemacht. Die jüdische Hochspringerin Gretel Bergmann aus 

Stuttgart wurde unter technischen Vorwänden aus der deutschen Mann-

schaft ausgeschlossen; die Fechtmeisterin Helene Mayer durfte bleiben, weil 

sie Mischling und somit nach den Nürnberger Gesetzen deutsche Bürgerin 

war.6 Nur ein einziger deutscher Volljude, der Eishockeyspieler Rudi Ball, 

durfte für Deutschland in den Wettbewerb gehen. Doch die Winterspiele zo-

gen damals weit weniger Aufmerksamkeit auf sich als die Sommerspiele.7 

Die Verhandlungen, die der Olympiade vorangegangen waren, zeigten, 

dass Hitlers taktische Mässigung nur auf den immensen Propagandawert zu-

rückzuführen war, den die Spiele für NS-Deutschland besassen. Als der Füh-

rer am 24. August 1935 General Charles Sherrill, ein amerikanisches Mitglied 

des Internationalen Olympischen Komitees, empfing, war er noch unnach-

giebig: Die Juden hatten ein volles Recht auf ihr abgesondertes Leben in 

Deutschland, aber sie konnten keine Mitglieder der Nationalmannschaft sein. 

Was die ausländischen Mannschaften anging, so stand es ihnen frei, aufzu-

nehmen wen sie wollten.8 Schliesslich wurden wegen der Drohung eines 

amerikanischen Boykotts der Olympiade, wie wir sahen, ganz geringfügige 

Zugeständnisse gemacht, und das gestattete es Deutschland, ungeachtet der 

kürzlich erfolgten Verabschiedung der Nürnberger Gesetze alle erwarteten 

Vorteile einzuheimsen. 

Die Grenzen des guten Willens, den die Nationalsozialisten anlässlich der 

Olympiade zu zeigen bereit waren, traten in der privaten Sphäre der Tagebü-

cher ganz offen zutage. Am 20. Juni, unmittelbar vor der Eröffnung der 

Olympiade, verfiel Goebbels in Begeisterung über den Sieg Max Schmelings 

gegen Joe Louis beim Kampf um die Weltmeisterschaft im Schwergewicht: 

«Schmeling hat für Deutschland gefochten und gesiegt. Der Weisse über den 

Schwarzen, und der Weisse war ein Deutscher.»9 Seine Eintragung am ersten 

Tag der Olympiade war nicht ganz so enthusiastisch: «Wir Deutschen errin-

gen eine Goldmedaille, die Amerikaner drei, davon zwei durch Neger. Das 

ist eine Schande. Die weisse Menschheit müsste sich schämen. Aber was gilt 

das dort in diesem Lande ohne Kultur.»10 

Die Winterspiele waren am 6. Februar in Garmisch-Partenkirchen eröffnet 

worden. Am Tag zuvor war Wilhelm Gustloff, der Vertreter der Nazipartei 

in der Schweiz, von dem jüdischen Medizinstudenten David Frankfurter er-

schossen worden. Innerhalb von wenigen Stunden wurde ein strikter Befehl 
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erlassen: Wegen der Olympischen Spiele waren alle antijüdischen Aktionen 

untersagt.11 Und tatsächlich kam es zu keinen Ausbrüchen von «Volkszorn». 

Bei der Beerdigung Gustloffs am 12. Februar in Schwerin sprach Hitler. Er 

erinnerte an die Tage der Niederlage, als Deutschland seiner Darstellung 

nach «einen tödlichen Stoss in der Heimat» erhalten hatte. In jenen Novem-

bertagen des Jahres 1918 versuchten die national gesinnten Deutschen, «die-

jenigen zu bekehren, die damals Werkzeug einer grauenhaften überstaatli-

chen Gewalt waren. ... [Überall] sehen wir ... dieselbe Macht,... die hasserfüll-

te Macht unseres jüdischen Feindes.»12 Wenige Monate später veröffentlichte 

der im Exil lebende Schriftsteller Emil Ludwig ein Pamphlet mit dem Titel 

«Mord in Davos». In seiner Tagebucheintragung vom 6. November 1936 re-

agierte Goebbels sofort: «Ein gemeines, echt jüdisches Machwerk zur Ver-

herrlichung des ... Frankfurter, der Gustloff erschossen hat. ... Diese Juden-

pest muss ausradiert werden. Ganz und gar. Davon darf nichts übrigblei-

ben.»13 

Der Kampf zwischen dem neuen Deutschland und jener grauenhaften 

überstaatlichen Gewalt, dem jüdischen Feind, wurde jetzt als die totale Kon-

frontation auf breitester internationaler Ebene mit dem Bolschewismus, dem 

«Werkzeug der Juden», neu definiert. Auf dem Parteitag von 1935 waren die 

anti-jüdisch-bolschewistischen Deklarationen Goebbels und Rosenberg über-

lassen worden. Bald stürzte sich Himmler mit in den Kampf. Im November 

1935 auf dem Reichsbauerntag in Goslar beschrieb der Reichsführer SS die 

Bedrohung, welche die Juden darstellten, in grauenerregenden Worten: «Wir 

kennen ihn, den Juden», rief Himmler aus, «dieses Volk, das aus den Abfall-

produkten sämtlicher Völker und Nationen dieses Erdballes zusammenge-

setzt ist und allen den Stempel seiner jüdischen Blutsart aufgedrückt hat, des-

sen Wunsch die Weltherrschaft, dessen Lust die Zerstörung, dessen Wille die 

Ausrottung, dessen Religion die Gottlosigkeit, dessen Idee der Bolschewis-

mus ist.»14 

In seiner Rede bei der Beerdigung Gustloffs hatte Hitler persönlich in die 

neue antijüdische Kampagne eingegriffen. Ein nicht weniger bedrohlicher 

Ton klang in seiner geheimen Denkschrift vom Sommer desselben Jahres an, 

in der er die Ziele des Vierjahresplans umriss. Im ersten Absatz ging es um 

die Frage der Ideologie als solcher: «Politik ist die Führung und der Ablauf 

des geschichtlichen Lebenskampfes der Völker. Das Ziel dieser Kämpfe ist 

die Behauptung des Daseins. Auch die idealistischen Weltanschauungs-

kämpfe besitzen ihre letzten Ursachen und erhalten ihre tiefsten Antriebe aus 

volklich gegebenen Lebenszwecken und Zielen. Religionen und Weltan-

schauungen vermögen aber solchen Kämpfen stets eine besondere Härte zu  
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geben und verleihen ihnen daher auch eine grosse geschichtliche Eindring-

lichkeit. Sie prägen dem Inhalt von Jahrhunderten ihren Stempel auf ...» In 

einer Folge schneller Assoziationen führte dieser theoretische Prolog zur vor-

hersehbaren ideologischen Illustration: «Seit dem Ausbruch der Französi-

schen Revolution treibt die Welt in immer schärferem Tempo in eine neue 

Auseinandersetzung, deren extremste Lösung Bolschewismus heisst, deren 

Inhalt und Ziel aber nur die Beseitigung und Ersetzung der bislang führen-

den Gesellschaftsschichten der Menschheit durch das international verbrei-

tete Judentum ist.. ,»15 

Auf Anweisung von Hitler verschärften Goebbels und Rosenberg den Ton 

ihrer verbalen Attacken auf dem Parteitag von 1936 noch weiter.16 Für Goeb-

bels konnte «die Idee des Bolschewismus, d.h. der skrupellosen Verwilde-

rung und Auflösung jeder Sitte und Kultur mit dem diabolischen Zweck der 

Vernichtung der Völker überhaupt, ... nur im Gehirn von Juden erdacht wer-

den. Die bolschewistische Praxis in ihrer schauderhaften und bluttriefenden 

Grausamkeit ist nur in den Händen von Juden vorstellbar.»17 

In seinen beiden programmatischen Reden auf dem Parteitag behandelte 

Hitler auch die jüdisch-bolschewistische Gefahr. In der Eröffnungsansprache 

vom 9. September griff er kurz die weltweiten subversiven Aktivitäten des 

jüdischen revolutionären Zentrums in Moskau an.18 Doch ausführlich schlug 

er in seiner Schlussrede am 14. September um sich: «Diesen Bolschewismus, 

der von den jüdisch-sowjetischen Moskauer Terroristen Lewin, Axelroth 

[sic], Neumann, Béla Kun usw. nach Deutschland hereinzutragen versucht 

wurde, haben wir angegriffen, niedergeworfen und ausgerottet. ... Und nur, 

weil wir wissen und es tagtäglich erleben, dass dieser Versuch der Einmi-

schung in unsere inneren deutschen Verhältnisse durch die jüdischen Sowjet-

machthaber kein Ende nimmt, sind wir gezwungen, den Bolschewismus auch 

ausser uns als unsern Todfeind anzusehen und in seinem Vordringen eine 

uns nicht minder bedrohende Gefahr zu erkennen.»19 

Was Hitler meinte, war nur zu deutlich: Die Luftwaffe intervenierte jetzt 

zunehmend gegen die «bolschewistischen» Truppen in Spanien. Und wer 

war für das Moskauer Terroristenzentrum, das subversive Aktionen in der 

ganzen Welt lenkte, verantwortlich? Die Juden. 

Dass Hitler diese Themen in Privatgesprächen aufwärmte, ist nicht ver-

wunderlich; dass es sich bei dem beipflichtenden Gesprächspartner in einer 

derartigen Unterredung um den Münchner Kardinal Faulhaber handelte, 

stellt eine etwas grössere Überraschung dar. Am 4. November 1936 traf er 

sich mit Hitler auf dem Obersalzberg, Hitlers Residenz in den Bayerischen 

Alpen, zu einer dreistündigen Unterredung. Nach den Notizen, die sich Faul-

haber machte, sprach Hitler «freimütig, vertraulich, gemütvoll, teilweise tem-

peramentvoll; er geisselte den Bolschewismus und die Juden: ‚Wie die Unter- 
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menschen, von Juden angehalten, als Bestien in Spanien hausen’, darüber 
hatte er genaue Berichte. ... Er werde die geschichtliche Stunde nicht verpas-
sen.» Der Kardinal stimmte anscheinend zu: «Das alles», vermerkte er, «sei 
in erschütternder Weise in Hitlers grosser Rede auf dem Parteitag in Nürn-
berg (der Bolschewismus könne nur niederreissen, werde von Juden geführt) 
ausgesprochen worden.»20 

Zur vollen Entfaltung gelangte die anti-jüdisch-bolschewistische Kampa-
gne auf dem Parteitag der Arbeit im September 1937. In den davorliegenden 
Wochen hatten die Rangeleien unter Hitlers Statthaltern um eine Vorrang-
stellung auf dem Parteitag besonders erbitterte Formen angenommen. Ro-
senberg teilte Goebbels mit, auf Beschluss Hitlers solle er (Rosenberg) als er-
ster von beiden reden, und angesichts der beschränkten Zeit müsse Goebbels' 
Rede drastisch gekürzt werden. Dies muss für den Meister der Ideologie ein 
süsser Augenblick gewesen sein, insbesondere da in der fortwährenden 
Fehde zwischen ihm und Goebbels der Propagandaminister gewöhnlich die 
Oberhand behielt. 

Am 11. September gab Goebbels den Ton an. In einer Rede, die sich mit 
der Situation in Spanien befasste, liess der Propagandaminister eine hysteri-
sche Attacke gegen die Juden vom Stapel, die er für den bolschewistischen 
Terror verantwortlich machte. In seiner rhetorischen Wut gelang es Goebbels 
zweifellos, seine früheren Leistungen zu übertreffen. Seine Rede kann sehr 
wohl der giftigste öffentliche antijüdische Erguss jener Jahre sein. «Wer sind 
diejenigen, die für diese Katastrophe verantwortlich sind?» fragte Goebbels. 
Seine Antwort: «Unerschrocken wollen wir mit Fingern auf den Juden zeigen 
als den Inspirator, Urheber und Nutzniesser dieser furchtbaren Katastrophe: 
Sehet, das ist der Feind der Welt, der Vernichter der Kulturen, der Parasit 
unter den Völkern, der Sohn des Chaos, die Inkarnation des Bösen, das Fer-
ment der Dekomposition, der plastische Dämon des Verfalles der Mensch-
heit.»21 

II 

Am Abend des 13. September sprach Hitler erneut. Jede Zurückhaltung war 

nun verflogen. Zum ersten Mal seit seinem Amtsantritt als Reichskanzler be-

nutzte er die Plattform eines Parteitages mit der weltweiten Aufmerksamkeit, 

die dieser auf sich zog, um einen generellen historischen und politischen An-

griff auf das Weltjudentum als Drahtzieher hinter dem Bolschewismus und 

als Feind der Menschheit seit den Tagen des frühen Christentums zu richten. 

Die Themen des Zwiegesprächs mit Dietrich Eckart aus dem Jahre 1923 wur-

den in die ganze Welt verbreitet. 
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Noch nie seit dem Fall der antiken Weltordnung, noch nie seit dem Auf-

stieg des Christentums, der Ausbreitung des Islams und der Reformation sei 

die Welt, so erklärte Hitler, in derartigem Aufruhr gewesen. Dies war kein 

gewöhnlicher Krieg, sondern ein Kampf, in dem es um das eigentliche Wesen 

menschlicher Kultur und Zivilisation ging. «Was andere behaupten, nicht se-

hen zu können, weil sie es einfach nicht sehen wollen, das müssen wir leider 

als bittere Tatsache feststellen: Die Welt befindet sich im Zustande eines sich 

steigernden Aufruhrs, dessen geistige und sachliche Vorbereitung und Füh-

rung ohne Zweifel von den Machthabern des jüdischen Bolschewismus in 

Moskau ausgeht. Wenn ich dieses Problem so bewusst als ein jüdisches hin-

stelle, dann wissen Sie, meine Parteigenossen und -genossinnen, dass dies 

nicht eine unbewiesene Annahme ist, sondern eine durch nicht wegzustrei-

tende Belege erwiesene Tatsache.»22 

Die konkreten Aspekte dieses Kampfes von welthistorischer Bedeutung 

überliess Hitler nicht einfach der Phantasie seiner Zuhörer: 

«Wahrend ein Teil der ‚jüdischen Mitbürger’ die Demokratie besonders 

durch den Einfluss der Presse demobilisiert oder gar durch das Zusammen-

koppeln mit revolutionären Erscheinungen in der Form von Volksfronten mit 

deren Gift infiziert, trägt der andere Teil des Judentums bereits die Fackel der 

bolschewistischen Revolution mitten in die bürgerlich-demokratische Welt 

hinein, ohne dass von ihr noch eine wirkungsvolle Abwehr befürchtet zu 

werden braucht. Das letzte Ziel ist dann die endgültige bolschewistische Re-

volution, d.h. aber nun nicht etwa die Aufrichtung der Führung des Proleta-

riats durch das Proletariat, sondern die Unterwerfung des Proletariats unter 

die Führung seines neuen fremden Herrn. ..»23 

«Wir haben im vergangenen Jahr durch eine Reihenfolge erschütternder 

statistischer Belege bewiesen, dass im derzeitigen Sowjetrussland des Prole-

tariats über 80 Prozent der führenden Stellen von Juden besetzt sind. Das 

heisst also: nicht das Proletariat diktiert, sondern jene Rasse, deren David-

Stern ja endlich auch das Symbol des sogenannten Proletarierstaates gewor-

den ist.»24 

Gewöhnlich wiederholte Hitler seine wichtigsten Themen in einer sich 

ständig wandelnden Vielfalt von Formulierungen, die alle dieselbe Botschaft 

beinhalteten. Die Rede vom 13. September 1937 hämmerte die Bedrohung 

ein, die der jüdische Bolschewismus für die «Gemeinschaft europäischer Kul-

turnationen»25 darstellte. Was in Deutschland selbst erreicht war, wurde als 

das Beispiel hingestellt, dem alle folgen sollten: «Der Nationalsozialismus hat 

die bolschewistische Weltgefahr aus dem Inneren Deutschlands gebannt. Er 

hat dafür gesorgt, dass nicht der Abhub volksfremder jüdischer Literaten bei 

uns über das Proletariat, das heisst den deutschen Arbeiter, diktiert. ... Er hat  
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unser Volk und damit das Reich im Übrigen immun gemacht gegenüber ei-
ner bolschewistischen Verseuchung.»26 Einige Monate zuvor hatte Rudolf 
Hess allen Parteigliederungen mitgeteilt, was Hitler dachte: Deutschland 
sehnte sich nach Beziehungen der Freundschaft und Achtung zu allen Natio-
nen; es war «kein Feind der Slawen, sondern der unerbittliche und unver-
söhnliche Feind des Juden und des von ihm in die Welt gebrachten Kommu-
nismus».27 

Im privaten Gespräch hatte Hitler Verwirrung über die Bedeutung der Er-

eignisse zum Ausdruck gebracht, die sich damals in der Sowjetunion abspiel-

ten. «Erneut ein Schauprozess in Moskau», notierte Goebbels am 25. Januar 

1937 in sein Tagebuch. «Diesmal wieder ausschliesslich gegen Juden, Radek 

etc. Führer noch im Zweifel, ob nicht vielleicht doch mit versteckter antise-

mitischer Tendenz. Vielleicht will Stalin doch die Juden herausekeln. Auch 

das Militär soll stark antisemitisch sein. Also aufpassen.»28 

Zwar wurden im Aussenministerium und in der Wehrmacht Anstrengun-

gen unternommen, eine etwas realistischere Einschätzung sowjetischer An-

gelegenheiten aufrechtzuerhalten, aber für die meisten Stellen in Partei und 

Staat blieb die Gleichsetzung von Judentum und Bolschewismus die funda-

mentale Leitlinie. So brachte Heydrich 1937 eine geheime Denkschrift mit 

dem Titel «Die gegenwärtige Lage auf dem Gebiete der Ostforschung» in 

Umlauf, die mit dem Argument begann, der Osten, insbesondere die Sowjet-

union, besitze für Deutschland vor allem Bedeutung «als das vom jüdischen 

Bolschewismus eroberte und von ihm zum zentralen Stützpunkt im Kampf 

gegen das nationalsozialistische Deutschland ausgebaute Territorium, in 

dem auch alle ausserhalb des Bolschewismus liegenden, gegen den National-

sozialismus eingestellten Kräfte die aktivste Waffe gegen den Nationalsozia-

lismus sehen».29 

Abgesehen von dem Axiom, der Bolschewismus sei ein Werkzeug des Ju-

dentums, zielte die NS-Forschung darauf, die Verknüpfung zwischen Juden 

und Kommunismus in sozialpolitischen Termini zu beweisen. Gezeigt wur-

de dies beispielsweise in einem Vortrag, den Theodor Oberländer, der Leiter 

des Königsberger Instituts für Osteuropäische Wirtschaft (der dann nach 

dem Kriege Minister in Konrad Adenauers Kabinett war), im Juni 1937 über 

die polnischen Juden hielt: «Die osteuropäischen Juden sind, soweit es sich 

bei ihnen nicht um orthodoxe, sondern um assimilierte Juden handelt, die 

aktivsten Träger kommunistischer Ideen. Da allein schon Polen 3,5 Millionen 

Juden hat, von denen mehr als 1,5 Millionen als assimilierte Juden angesehen 

werden können, und da die Juden in ihrem städtischen Ghetto unter kaum 

zu glaubenden ungünstigen sozialen Bedingungen leben, so dass sie Proleta-

rier im wahrsten Sinne des Wortes sind, haben sie wenig zu verlieren, aber 
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viel zu gewinnen. Sie sind diejenigen, welche die militanteste und erfolg-
reichste Propaganda für den Kommunismus auf dem Lande treiben.»30 

Der Zusammenhang zwischen den Juden und dem Bolschewismus in der 

Sowjetunion liess sich auch durch gelehrte, «tiefgehende» Betrachtung erwei-

sen. «Nicht allein der numerische Einfluss der Juden im höheren Staats- und 

Parteiapparat noch auch der Herrschaftseinfluss einzelner Juden dürfen im 

einfachen Sinne als eine ‚Beherrschung’ des bolschewistischen Russlands 

durch die Juden gedeutet werden», schrieb Peter-Heinz Seraphim, der Spe-

zialist für das osteuropäische Judentum an der Universität Königsberg. 

«Schliesslich spitzt sich die Frage dahin zu, ob zwischen dem leninistischen 

oder stalinistischen Bolschewismus und der geistigen Einstellung der Juden 

eine ideologische Verbindung oder Wechselwirkung besteht.»31 Seraphims 

umfangreiche Studie Das Judentum im osteuropäischen Raum, die 1938 erschien, 

sollte zum Vademecum vieler NS-Praktiker im Osten werden. 

Seraphim ging von dem Postulat aus, die Juden hätten im bolschewisti-
schen System eine «Hegemoniestellung» inne.32 Da die Argumentation mit 
blossen Zahlen und individuellem Einfluss nicht ausreichte, gewann die 
Frage der geistigen Verwandtschaft in der Tat zentrale Bedeutung. Seraphim 
hatte anscheinend nicht den geringsten Zweifel an den jüdischen Merkmalen, 
die dieser Verwandtschaft zugrunde lagen: «seine Diesseitsbezogenheit, die 
Materialisierung und Intellektualisierung der Umwelt, die Zielstrebigkeit 
und Rücksichtslosigkeit seines Wesens».33 

Hitlers bedrohlichster antijüdischer Ausbruch vor seiner Reichstagsrede von 

1939 wurde durch die (aus der Sicht der Nationalsozialisten) anscheinend un-

tergeordnete Frage der Kennzeichnung von Einzelhandelsgeschäften in jüdi-

schem Besitz ausgelöst. 

Eine Debatte über dieses Problem war bereits seit mehreren Jahren im 

Gange. Ein Bericht des SS-Oberabschnitts Rhein vom April 1935 spricht von 

der Initiative, die die Frankfurter NS-Handelsorganisation ergriffen hatte, 

wonach ihre Mitglieder Schilder anbringen sollten, mit denen sie ihre Läden 

als «Deutsches Geschäft» kennzeichneten; dies war eine Möglichkeit zur Lö-

sung des Problems. Dem Bericht zufolge brachten 80 bis 90 Prozent der dor-

tigen Läden, die in deutschem Besitz waren, das Schild an.34 Dies muss ein 

ziemlich isoliertes Projekt gewesen sein, da eine ähnliche Forderung von NS-

Aktivisten nach der Verabschiedung der Nürnberger Gesetze als unpraktika-

bel betrachtet und die Kennzeichnung jüdischer Läden als die einzig mögli-

che Verfahrensweise vorgebracht wurde. 

Die Flüsterpropaganda für eine derartige Kennzeichnung nahm solche 



206 Zweiter Teil: Die Einkreisung 

Ausmasse an, dass Hitler beschloss, sich bei einer Kreisleiterversammlung 

auf der Ordensburg Vogelsang am 29. April 1937 mit der Situation zu befas-

sen. Er begann mit einer strengen Warnung an Parteimitglieder, welche die 

antijüdischen Massnahmen im wirtschaftlichen Bereich beschleunigen woll-

ten. Niemand sollte versuchen, ihm das Tempo derartiger Massnahmen zu 

diktieren, drohte Hitler dunkel. Er werde sich «den Mann» kommenlassen, 

der in einem lokalen Parteiblatt geschrieben hatte: «Wir fordern, dass auf jü-

dische Geschäfte nun ein Abzeichen kommt.» Hitler donnerte: «In der Zei-

tung: ‚Wir fordern! ‘ Nun muss ich sagen, sehen Sie: ‚Von wem fordert er das? 

Wer kann das anordnen? Ich ganz allein.» Also, der Herr Redakteur [dieser 

Parteizeitung] fordert im Namen seiner Leser von mir, dass ich das tue. Zu-

nächst: Längst eh' dieser Herr Redakteur von der Judenfrage eine Ahnung 

hatte, habe ich mich doch schon sehr gründlich damit beschäftigt; zweitens, 

dieses Problem der Kennzeichnung wird seit zwei, drei Jahren fortgesetzt er-

wogen und wird eines Tages so oder so natürlich auch durchgeführt.» Hitler 

fügte dann eine kryptische Bemerkung ein: «Denn: das Endziel unserer gan-

zen Politik ist uns ja allen ganz klar.» Bedeutete dies die totale Vertreibung 

der Juden von deutschem Boden? Spielte er auf andere Ziele an? War dies 

eine Formel, um die Ungewissheit der Pläne zu kaschieren? Die nun folgen-

den Kommentare zum Thema Strategie liessen jede beliebige Interpretation 

zu: «Es handelt sich bei mir immer nur darum, keinen Schritt zu machen, den 

ich vielleicht wieder zurück machen muss, und keinen Schritt zu machen, der 

uns schadet. Wissen Sie, ich gehe immer an die äusserste Grenze des Wag-

nisses, aber auch nicht darüber hinaus. Da muss man nun die Nase haben, 

ungefähr zu riechen: ‚Was kann ich noch machen, was kann ich nicht ma-

chen?» (Grosse Heiterkeit und Beifall)»» 

Das Finale, das nun folgte, verwies nicht auf irgendwelche bestimmten 

Massnahmen, aber der Ton, die Worte, die Bilder enthielten eine bisher un-

erhörte Wildheit, die Andeutung einer tödlichen Bedrohung. Ohne jeden 

Zweifel schuf Hitler dadurch eine Atmosphäre, in der sich seine Zuhörer die 

radikalsten Ergebnisse vorstellen konnten: 

«Ich will ja nicht gleich einen Gegner mit Gewalt zum Kampf fordern», 

rief der Führer. «Ich sage nicht Kampf, weil ich kämpfen will, sondern ich 

sage: Ich will dich vernichten. Und jetzt Klugheit hilf mir, dich so in die Ecke 

hinein zu manövrieren, dass du zu keinem Stoss kommst, und dann kriegst 

du den Stoss ins Herz hinein!»35 Die Aufnahme dieser Geheimrede hat den 

Krieg überdauert. An dieser Stelle brüllt Hitler in höchster Lautstärke. Dann 

kommt es, in einem orgiastischen Krampf, buchstäblich zu einer Explosion 

der drei letzten Worte: «Das ist es!» Der Beifall ist rasend. 

Nach einer Phase relativer rhetorischer Zurückhaltung kehrten die NS- 
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Führer jetzt zu den grundlegenden Themen der jüdischen Weltverschwörung 

in ihrer extremsten Form zurück. Wie aber wurden diese Themen auf den 

unteren Ebenen der Partei verinnerlicht? Wie wurden sie in die Sprache der 

Parteibürokratie und insbesondere der Polizeibürokratie übersetzt? 

Am 28. Oktober 1935 informierte der Gestapochef des Regierungsbezirks 

Hildesheim die ihm unterstehenden Landräte und Oberbürgermeister, aus 

Kreisen des Fleischerhandwerks werde Beschwerde über Gaunereien jüdi-

scher Viehhändler geführt. Die Fleischer warfen den Juden vor, Schlachtvieh 

zu überhöhten Preisen anzubieten und so die Preise für Fleisch- und Wurst-

waren in die Höhe zu treiben: Es bestehe, so der Gestapochef, «die Vermu-

tung, dass es sich bei diesen Machenschaften um einen planmässigen Angriff 

des Judentums handeln kann, der darauf abzielt, Unruhe und Unzufrieden-

heit in die Bevölkerung zu tragen».36 Einige Tage zuvor hatte dieselbe Ge-

stapobehörde ihre üblichen Adressaten davon unterrichtet, dass sich jüdische 

Schuhgeschäfte weigerten, bei arischen Herstellern zu kaufen. Nach Angaben 

des Polizeichefs versuchten angesichts der erheblichen Bedeutung des jüdi-

schen Schuhhandels einige arische Produzenten, den Juden ihre Waren zu 

verkaufen, indem sie erklärten, sie seien keine Mitglieder der NSDAP oder 

einer ihr angegliederten Organisation. Die Gestapo von Hildesheim nahm an, 

dass dieselben Boykottvorgänge in anderen Teilen des Reiches stattfänden 

und dass sie somit auf zentral erteilte Anweisungen zurückgehen müssten; 

ein Bericht über die jeweilige örtliche Situation wurde daher bis zum 10. No-

vember angefordert.37 

In jedem Einzelfall wird die Existenz einer jüdischen Verschwörung durch 

die «Aufdeckung» eines völlig banalen Vorgangs offenbart, der ganz real sein 

konnte – die Nahrungsmittelpreise stiegen 1935 tatsächlich, was allerdings 

durch völlig andere Faktoren verursacht wurde – oder der ein rein imaginä-

res Konstrukt sein konnte, das durch allgemeine wirtschaftliche Schwierig-

keiten verursacht war. Die Polizei verwandelte derartige unzusammenhän-

gende Ereignisse in Elemente einer vorbedachten Verschwörung und schuf 

so eine paranoide Vorstellung von zentral geplanten jüdischen Initiativen, die 

darauf abzielten, in der Bevölkerung eine Atmosphäre der Subversion zu ver-

breiten oder treue Parteianhänger im Geschäftsleben einzuschüchtern. Das 

letzte Ziel dieser «gefährlichen» jüdischen Initiativen war offenkundig: Es 

war der Sturz des NS-Regimes. Es besteht eine auffallende strukturelle Ähn-

lichkeit zwischen Hitlers allumfassender Vision von jüdischer Subversion im 

Weltmassstab und den dunklen Verdächtigungen eines Gestapochefs in einer 

kleinen deutschen Stadt. 



208 Zweiter Teil: Die Einkreisung 

III 

Im Juli 1936 wurde Hitler von der Vorläufigen Leitung der Bekennenden Kir-

che eine Denkschrift unterbreitet. Sie war ein energisches Dokument, das die 

Konzentrationslager, die Gestapomethoden und sogar den Missbrauch reli-

giöser Begriffe und Bilder bei der Verehrung des Führers zur Sprache 

brachte. In einer ungewöhnlich kühnen Abweichung von früherer Praxis 

sagte die Denkschrift eine Katastrophe für Deutschland voraus, wenn es ein 

Beharren auf totalitärer Vermessenheit und Macht im Widerspruch zum Wil-

len Gottes gäbe. Das Dokument wurde bekannt und erlangte im Ausland 

ausserordentliche Verbreitung. Eine derart mutige Stellungnahme musste, so 

könnte man annehmen, der Judenfrage – das heisst der Verfolgung der Juden 

– eine hervorragende Stellung eingeräumt haben. «Doch», so der Historiker 

Richard Gutteridge, «alles, was zu diesem Thema gesagt wurde, war die 

ziemlich gewundene Feststellung, dass der Christ, dem im Rahmen der na-

tionalsozialistischen Weltanschauung eine Form des Antisemitismus aufge-

zwungen wurde, die ihm eine Verpflichtung zum Hass auf die Juden aufer-

legte, dieser durch das christliche Gebot der Nächstenliebe zu begegnen 

habe. Hier gab es keine Ablehnung des Antisemitismus als solchen ein-

schliesslich seiner christlichen Spielart, sondern nur eine Wendung gegen 

dessen militante NS-Version, ohne dass auch nur indirekt zur Not der Juden 

Stellung genommen worden wäre. Das Schwergewicht lag auf dem ernsten 

Gewissenskonflikt, den die frommen deutschen Kirchenmitglieder durch-

machten.»38 Als am 23. August eine Erklärung der Bekennenden Kirche, die 

indirekt auf die Denkschrift Bezug nahm, von vielen Pfarrern in der Kirche 

verlesen wurde, wurde nicht ein einziges Wort über den Antisemitismus 

oder den Hass auf die Juden verloren.39 Einige Monate später, im März 1937, 

wurde die Enzyklika Mit brennender Sorge, die scharfe Kritik Pius' XI. am NS-

Regime, von allen katholischen Kanzeln in Deutschland verlesen. Die Pseu-

doreligion der Nationalsozialisten und die Rassentheorien des Regimes wur-

den in allgemeinen Worten scharf verdammt, aber auf das Schicksal der Ju-

den wurde nicht direkt Bezug genommen. 

Für den konvertierten «Volljuden» Friedrich Weissler sollte die Denk-

schrift der Bekennenden Kirche verhängnisvolle Folgen haben. Weissler, von 

Beruf Rechtsanwalt, war bei der Bekennenden Kirche als Rechtsberater ange-

stellt und hatte insgeheim den Auftrag, die Aussenwelt über ihre Aktivitäten 

zu informieren. Er war wahrscheinlich derjenige, der die Denkschrift der aus-

ländischen Presse zuspielte. Mit gespielter Empörung forderte die Führung 

der Bekennenden Kirche die Gestapo auf, sie solle den Schuldigen finden. 

Weissler und zwei arische Assistenten wurden verhaftet. Während die Arier  
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schliesslich freigelassen wurden, kam Weissler, zu dessen Gunsten die Kirche 
nicht intervenierte, am 19. Februar 1937 im Konzentrationslager Sachsenhau-
sen um. So wurde ein «Volljude» zum «ersten Märtyrer der Bekennenden 
Kirche».40 

Friedrich Meinecke, möglicherweise der renommierteste deutsche Historiker 

seiner Zeit, war 1935 als Herausgeber der Historischen Zeitschrift abgelöst wor-

den. An der ideologischen Orthodoxie seines Nachfolgers Karl Alexander 

von Müller konnte kein Zweifel bestehen. Doch schon seit Januar 1933 war 

die HZ gegenüber den neuen Entwicklungen nicht immun geblieben, beson-

ders da die akademische Welt, wie wir sahen, mit der Anpassung an das neue 

Regime keine grossen Schwierigkeiten hatte.41 Die Beiträger wurden hinsicht-

lich etwaiger jüdischer Abstammung überprüft, und zumindest ein jüdisches 

Mitglied der Redaktion, Hedwig Hintze, wurde ausgeschlossen.42 

Wie sich erwarten liess, war Müllers erstes Editorial ein Fanfarenstoss. Der 

neue Herausgeber beschrieb die grundlegenden Veränderungen, welche die 

Welt durchmachte, als machtvollen Kontext, der eine Erneuerung histori-

scher Einsicht verlangte. Müllers Schlussworte sind denkwürdig: 

«Uns umweht wie wenige Geschlechter der Sturmhauch grosser ge-

schichtlicher Zeit. Wie wenigen Geschlechtern ist uns ein Einblick vergönnt 

in die ursprünglichen, dämonischen Kräfte, welche solche Sturmzeiten tra-

gen, grossartig und furchtbar zugleich. Wie wenige Geschlechter erfüllt uns 

das Bewusstsein, dass wir mit den Entscheidungen der Gegenwart zugleich 

auf langehin mitbestimmen die Zukunft unseres ganzen Volkes. Vom Wer-

denden her suchen und durchleiden wir das Gewordene und beleben seine 

Schatten mit unserm Blut; vom wirklich Gewesenen aus erkennen wir und 

stärken wir die Kräfte des lebendigen Heute.»43 

Die bombastische Hohlheit dieser Zeilen ist selbst schon entlarvend. Die 

ideologische Botschaft des Nationalsozialismus mobilisierte eine anschei-

nend sinnlose Folge von Bildern, die gleichwohl ständig eine Sehnsucht nach 

dem Heiligen, dem Dämonischen, dem Urtümlichen – kurz, nach den Kräften 

des Mythos – heraufbeschworen. Der intellektuelle und politische Inhalt des 

Programms wurde vom «Sturmhauch» historischer Ereignisse mit weltge-

schichtlicher Bedeutung getragen. Auch die Leser der Historischen Zeitschrift 

konnten sich nicht völlig gleichgültig gegenüber der Wiederbelebung einer 

Atmosphäre verhalten, die in einer deutschen romantischen und neoroman-

tischen Tradition wurzelte, an der viele von ihnen teilhatten. 

Unter der neuen Leitung gingen die Veränderungen über die Beschwö-

rung von «dämonischen Kräften» durch den Herausgeber hinaus. Die noch 

in der Redaktion der Zeitschrift verbliebenen jüdischen Mitglieder, Gerhard 
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Masur beispielsweise, wurden durch Arier ersetzt; und es wurde, das war 

das Wichtigste, unter der herausgeberischen Aufsicht von Wilhelm Grau ein 

neues ständiges Referat eingeführt, das die «Geschichte der Judenfrage» be-

handeln sollte.44 In seinem Einführungsartikel «Die Judenfrage als Aufgabe 

der deutschen Geschichtsforschung» erklärte Grau, da bisher alle Bücher 

über jüdische Angelegenheiten nur von Juden besprochen worden seien, was 

natürlich zu unkritischem Lob geführt habe, werde seine neue Sektion einen 

etwas anderen Ansatz verfolgen.45 Der erste Titel, den er besprach, war eine 

Dissertation mit dem Titel «Die Lage der Juden in Russland von der Märzre-

volution 1917 bis zur Gegenwart», die Abraham Heller, ein litauischer Jude 

(von dem wir noch hören werden), verfasst hatte. Graus unmittelbarer Bei-

trag zu grösserer Objektivität war die Hinzufügung eines Untertitels, der sei-

ner Ansicht nach den Inhalt des Buches genauer wiedergab: «Der jüdische 

Anteil am Bolschewismus.»46 

Der junge Grau (er war 1936 kaum 27 Jahre alt) hatte sich – in gewisser 

Weise – bereits einen Namen gemacht: Er war Direktor der jüdischen Abtei-

lung, der wichtigsten Forschungsabteilung des Reichsinstituts für Geschichte 

des neuen Deutschland. Dieses Institut, das am 19. Oktober 1935 eingeweiht 

worden war, stand unter der Leitung von Walter Frank (einem Schützling 

von Rudolf Hess), der sich als Historiker mit dem modernen deutschen An-

tisemitismus, hauptsächlich mit Adolf Stoeckers «Berliner Bewegung», be-

fasst hatte. Grau war anscheinend ein würdiger Schüler: 1935 hatte er bereits 

einen schmalen Band über Humboldt und die Juden vorgelegt, in dem er den 

berühmtesten deutschen Humanisten und liberalen Intellektuellen des 19. 

Jahrhunderts wegen seiner Unterwerfung unter jüdischen Einfluss schalt. 

Der jüdische Philosoph Herbert Marcuse, der jenseits der Grenzen des Rei-

ches schrieb, konnte es sich leisten, unverblümt zu sein: Er verriss Graus Buch 

und stellte den Autor als den Narren und Scharlatan bloss, der er war. Für 

Walter Frank und sein Institut war Grau dennoch ein aufsteigender Stern, der 

ein Forschungsimperium über die Judenfrage begründen würde.47 

Am 19. November 1936 fand in München, dem künftigen Sitz der Institu-

tion, in Anwesenheit eines grossen Aufgebots nationaler und lokaler Be-

rühmtheiten aus Partei, Regierung, Militär und der akademischen Welt die 

Eröffnung der jüdischen Abteilung statt. Das Münchener Kammerorchester 

spielte eine Bach-Suite, und Karl Alexander von Müller, der formal Graus 

Vorgesetzter war, hielt eine Rede, gefolgt von Walter Frank. Nach der Zu-

sammenfassung in der Deutschen Allgemeinen Zeitung erklärte Frank, For-

schung über die Judenfrage sei «nicht viel anders ... denn eine Forschungs-

reise in ein unbekanntes Land, über dessen Dunkelheit ein grosses Schweigen  
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lastete. Denn über die jüdische Problematik hatte bisher nur die jüdische Seite 

gearbeitet.»48 Bald kam es zu Spannungen zwischen Frank und dem ehrgei-

zigen Grau, und innerhalb von zwei Jahren war letzterer nicht mehr auf sei-

nem Posten, wenn auch auf dem besten Wege, in Frankfurt, diesmal unter 

der Ägide von Alfred Rosenberg, ein konkurrierendes Forschungsinstitut 

über die Judenfrage aufzumachen.49 

Während Frank und Grau ihr Unternehmen auf den Weg brachten, gab 

Carl Schmitt seine eigene Vorstellung von antisemitischem Enthusiasmus. 

Diese Leuchte der deutschen Rechts- und Staatstheorie, deren enthusiastische 

Befürwortung des Nationalsozialismus im Jahre 1933 schon erwähnt wurde, 

hielt es anscheinend für notwendig, seine jüngst errungene ideologische Zu-

verlässigkeit gegen die Anklagen sowohl von Intellektuellen im Exil (wie 

etwa Waldemar Gurian) als auch von Kollegen, die zugleich Mitglieder der 

SS waren (wie Otto Köllreuther, Karl August Eckardt und Reinhard Höhn), 

zu verteidigen; letztere zögerten nicht, auf seine zahlreichen jüdischen 

Freunde vor 1933 und auf seine ziemlich plötzliche politische Bekehrung in 

diesem Jahr anzuspielen.50 

In dieser Atmosphäre organisierte Schmitt seine berüchtigte akademische 

Konferenz «Das Judentum in der Rechtswissenschaft», die am 3. und 4. Okto-

ber 1936 in Berlin abgehalten wurde. Schmitt eröffnete und beschloss die Ver-

handlungen mit zwei grossen antijüdischen Reden. An den Anfang seiner er-

sten Rede und an das Ende seiner Abschlussansprache stellte er Hitlers be-

rühmtes Wort aus Mein Kampf: «Indem ich mich des Juden erwehre, kämpfe 

ich für das Werk des Herrn.»51 

In den konkreten Resolutionen, die Schmitt für die Konferenz aufgesetzt 

hatte, verlangte er die Einrichtung einer juristischen Bibliographie, die zwi-

schen jüdischen und nichtjüdischen Autoren unterscheiden sollte, und die 

«Säuberung» der Bibliotheken von jüdischen Verfassern.52 Sofern ein jüdi-

scher Autor zitiert werden musste, sollte er als solcher gekennzeichnet wer-

den. Schmitt selbst formulierte das bei dieser Gelegenheit so: «Schon von der 

blossen Nennung des Wortes ‚jüdisch’ wird ein heilsamer Exorzismus ausge-

hen.»53 Innerhalb von wenigen Monaten begann die Durchführung von 

Schmitts Empfehlungen. 

All dies half Carl Schmitt selbst nicht viel. Im Dezember 1936 attackierte 

ihn das Schwarze Korps und wiederholte noch einmal die Anschuldigungen 

wegen seiner früheren Kontakte zu Juden. Trotz so mächtiger Beschützer wie 

Göring und Hans Frank konnte Schmitt dem Druck der SS nicht standhalten: 

Mit seinen offiziellen, seinen politischen Funktionen und Ambitionen war es 

aus. Seine ideologische Produktion ging jedoch weiter. In seinem 1938 er-

schienenen Werk über Thomas Hobbes (Der Leviathan in der Staatslehre des 

Thomas Hobbes) beschrieb Schmitt den tödlichen Kampf zwischen Leviathan,  
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den grossen Seemächten, und Behemoth, den grossen Landmächten; dann 

setzte er, indem er eine jüdische Legende über messianische Zeiten in eine 

Darstellung von Blutvergiessen und Kannibalismus verwandelte, hinzu: 

«Die Juden aber stehen daneben und sehen zu, wie die Völker der Erde sich 

gegenseitig töten; für sie ist dieses gegenseitige «Schächten und Schlachtern 

gesetzmässig und ‚koscher’. Daher essen sie das Fleisch der getöteten Völker 

und leben davon.»54 

Während Schmitt die Rechtswissenschaft und die politische Wissenschaft 

von allen Überresten des jüdischen Geistes säuberte, führten Philipp Lenard, 

Johannes Stark, Bruno Thüring und andere denselben reinigenden Feldzug 

in der Physik.55 In verschiedener Weise breiteten sich ähnliche Säuberungen 

auf alle anderen Bereiche des intellektuellen Lebens aus. Manchmal war die 

dünne Linie zwischen Überzeugung und blossem Mitmachen nicht klar, so 

etwa im Falle von Mathias Göring (dem Cousin von Hermann Göring), der 

als Direktor des Instituts für Psychotherapie in Berlin alle ausdrücklichen 

Hinweise auf die Psychoanalyse und ihre Theorien, ihren jüdischen Gründer 

und ihre vorwiegend jüdischen Theoretiker und Praktiker verbannte, dabei 

aber anscheinend den systematischen Einsatz therapeutischer Methoden, die 

direkt von der Psychoanalyse inspiriert waren, akzeptierte.56 

In manchen Fällen griff die Parteiführung selbst ein, um die Initiativen ei-

ner ideologischen Orthodoxie einzuschränken, die erhebliche negative Kon-

sequenzen haben konnten. So veröffentlichte Stark am 15. Juni 1937 im 

Schwarzen Korps eine regelrechte Attacke auf den berühmten Physiker Wer-

ner Heisenberg, der damals in Leipzig lehrte, und warf ihm vor, er sei ein 

«weisser Jude» und der «Ossietzky der Physik», weil der junge Theoretiker 

der Quantenphysik verschiedene moderne Theorien, insbesondere Einsteins 

Relativitätstheorie, übernommen hatte. Zunächst waren Heisenbergs Prote-

ste vergeblich, insbesondere deshalb, weil er die Unterstützungserklärung 

für das neue Regime, die Stark 1933 verschickt hatte, nicht unterzeichnet 

hatte. Doch Ludwig Prandtl, ein hochangesehener Luftfahrtingenieur aus 

Göttingen, intervenierte bei Himmler für Heisenberg. Himmler brauchte nur 

wenige Monate, um zu entscheiden, dass Heisenberg vor weiteren Angriffen 

geschützt werden sollte, allerdings unter der Bedingung, dass er bereit war, 

sich auf rein wissenschaftliche Fragen zu beschränken. Eine entsprechende 

Anordnung erging an Heydrich, und nach der Einverleibung Österreichs 

wurde Heisenberg auf den renommierten Lehrstuhl für theoretische Physik 

an der Universität Wien berufen. Nun willigte Heisenberg ohne weitere Um-

stände in alle Forderungen ein. Auch wenn also Stark und Lenard die ortho-

doxeste antisemitische Linie in der Naturwissenschaft repräsentierten und 

auch wenn Heisenberg die «jüdische Dimension» der Physik übernommen  
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hatte, erkannte Himmler den Schaden, den es der wissenschaftlichen Ent-

wicklung Deutschlands hätte zufügen können, wenn man Heisenberg an den 

Rand drängte oder zur Auswanderung veranlasste, und er beschloss, ihn zu 

schützen.57 Doch solche Kompromisse hatten ihre Grenzen. Zwar bekam Hei-

senberg die Ernennung in Wien, aber der Lehrstuhl, den er ursprünglich ge-

wollt hatte, der in München, wurde ihm verweigert. Überdies – und das ist 

der entscheidende Punkt – hätte Himmler niemals eingegriffen, um irgend-

einen der jüdischen Wissenschaftler, die zum Verlassen Deutschlands ge-

zwungen wurden, zu schützen und zu halten. Das Grundprinzip der rassi-

schen Säuberung war im Falle Heisenbergs nicht durchbrochen worden. 

IV 

Am 17. Juni 1936 wurde Heinrich Himmler zum Leiter sämtlicher deutscher 

Polizeikräfte ernannt; er war nun Reichsführer SS und Chef der deutschen 

Polizei.58 Damit wurde die deutsche Polizei der Jurisdiktion des Staates ent-

zogen. Diese entscheidende Umorganisierung entsprach der neuen Atmo-

sphäre der allgemeinen ideologischen Konfrontation, die eine wirksame Kon-

zentration des gesamten Überwachungs- und Inhaftierungsapparats des Re-

gimes verlangte. Konkreter gesprochen, signalisierte sie einen unmissver-

ständlichen Schritt hin zum zunehmenden Eingreifen der Partei in den Zu-

ständigkeitsbereich des Staates und somit eine Verschiebung der Macht von 

der traditionellen Staatsstruktur zur Partei. 

Am 26. Juni 1936 teilte Himmler die Polizeikräfte in zwei getrennte Be-

fehlsbereiche: die Ordnungspolizei unter Kurt Daluege sollte alle uniformier-

ten Polizeieinheiten umfassen, während die Sicherheitspolizei (Sipo) unter 

dem Befehl von Heydrich die Kriminalpolizei und die Gestapo zu einer ein-

zigen Organisation vereinte. Heydrich hatte jetzt die Kontrolle sowohl über 

die neue Sipo als auch über den Sicherheitsdienst der SS, den SD. Innerhalb 

der Sipo selbst war der neue Trend von Anfang an klar: «Anstatt dass die 

Kriminalpolizei wieder die politische Polizei absorbierte und sie erneut der 

staatlichen Verwaltung unterstellt wurden, wie es Himmlers Gegner [Frick] 

gewünscht hatten, nahm die Kriminalpolizei mehr vom Sonderstatus der Po-

litischen Polizei an.»59 Auch wenn die Polizeikräfte im Prinzip zum Innenmi-

nisterium gehörten und somit Himmler als Polizeichef theoretisch Frick un-

terstand, war die Sipo in Wirklichkeit keinen gewöhnlichen administrativen 

oder juristischen Regeln unterworfen; wie bei der Gestapo von Anfang an 

war ihr einziges Gesetz der Wille des Führers: «Sie brauchte keine andere Le-

gitimation.»60 Als Himmler die uneingeschränkte Kontrolle über Deutsch- 
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lands gesamtes Unterdrückungs- und Terrorsystem erlangte, war er 36 Jahre 

alt; Heydrich, seine rechte Hand, war 32. 

SS-Untersturmführer Rudolf aus den Ruthen, einer der drei jungen Heraus-

geber des Schwarzen Korps, beschloss, Marga Feldtmann zu ehelichen. Die 

künftige Braut hatte ein vollkommen arisches Aussehen, aber in ihrem 

Stammbaum gab es einen österreichischen Vorfahren namens Fried, und das 

war in der österreichischen Provinz, in der er gelebt hatte, meist ein jüdischer 

Name; Ruthen löste die Verlobung auf. Anfang 1937 fand er eine neue Gattin 

in spe, Isolina Böving-Burmeister. Isolina war in Mexiko als Tochter einer ku-

banischen Mutter und eines volksdeutschen Vaters geboren, und sie war ein-

gebürgerte Deutsche. Ihr Aussehen kam den Untersuchern nicht völlig ver-

trauenerweckend vor, und die Sache wurde an Himmler verwiesen. Der 

Reichsführer wurde bald auf eine aus Philadelphia stammende Vorfahrin 

von Isolina mit Namen Sarah Warner hingewiesen, die Jüdin gewesen sein 

konnte. Schliesslich gab es auch einen Verdacht auf etwas Negerblut auf Sei-

ten der kubanischen Mutter. Zunächst verlangte Himmler eine «vollständige 

Lösung» des Problems. Als sich eine völlige Aufklärung als unmöglich er-

wies, gab er schliesslich eine positive Antwort.61 

In seiner SS achtete Himmler mit pedantischer Genauigkeit auf Rasserein-

heit. So erklärte er in einer Rede, die er am 22. Mai 1936 auf dem Brocken 

hielt: «Für dieses Jahr ist das Ziel bis zum 1. Oktober auf 1‘850 gesteckt, bis 

zum nächsten 1. April wird es auf 1‘750 gesteckt werden, bis wir bei der ge-

samten SS und dann bei jedem Bewerber innerhalb der nächsten 3 Jahre auf 

1‘650 angekommen sind.» Himmler erklärte, weshalb er nicht die Absicht 

hatte, zeitlich noch weiter zurückzugehen: Für die Zeit vor 1648, dem Ende 

des Dreissigjährigen Krieges, gab es fast keine Kirchenbücher.62 Schliesslich 

musste auf solche Idealziele allerdings verzichtet werden, und das Jahr 1800 

wurde zum akzeptierten Stichtag für SS-Mitglieder. 

Der Reichsführer war nicht darüber erhaben, sich persönlich mit irgend-

welchen Aspekten der Ahnenforschung zu beschäftigen. Am 7. Mai 1936 

schrieb er an Landwirtschaftsminister Walter Darré, der auch Leiter des Ras-

se- und Siedlungshauptamtes der SS war, er möge Nachforschungen über die 

Vorfahren von Mathilde von Kemnitz, der Frau von General Ludendorff, an-

stellen. Himmler hatte den starken Verdacht, sie sei jüdischer Abstammung, 

«da sonst die Rabulistik dieser Frau ... sowie ihr ganzes anormales persönli-

ches und sexuelles Leben nicht erklärlich wären».63 Zwei Jahre später wurde 

Darré von Himmler aufgefordert, sich mit dem Verdacht auf jüdische Vor-

fahren bei einem SS-Offizier in Darrés eigenem Stab zu befassen.64 

Selbstverständlich unternahmen Bewerber für die SS oder SS-Mitglieder, 
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die heiraten wollten, wie wir das im Fall aus den Ruthen sahen, für ihre pros-

pektiven Bräute hinsichtlich einer etwaigen jüdischen Abstammung zumin-

dest bis zum Jahre 1800 ausserordentliche Anstrengungen, um einen saube-

ren Ahnennachweis zu bekommen, der einer Nachforschung standhalten 

konnte. So bat – um noch ein weiteres Beispiel anzuführen – am 27. April 1937 

SS-Hauptscharführer Friedrich Mennecke, ein Arzt, der dann eine berüch-

tigte Gestalt im Euthanasieprogramm werden sollte, um Genehmigung zur 

Heirat. Seinem Brief fügte er 41 Originalurkunden über die Vorfahren seiner 

Verlobten bei. Da der Satz der erforderlichen Dokumente nicht absolut kom-

plett war, gab Mennecke die Versicherung ab, «dass alle Ahnen mit an Sicher-

heit grenzender Wahrscheinlichkeit rein arisch waren».65 

Jüdische Abstammung war nicht Himmlers einzige ideologische Sorge. Im 

März 1938 schrieb er an Göring einen förmlichen Protestbrief, weil ein Luft-

waffengericht das Verfahren gegen einen Offizier eingestellt hatte, der sexu-

elle Beziehungen mit einer als jüdisch identifizierten Frau unterhielt. Zu 

Himmlers Empörung war der Fall niedergeschlagen worden, weil der Offi-

zier erklärte, die Frau sei keine Jüdin, sondern ein Mischling «negroider» Ab-

stammung.66 

In den unteren Rängen der SS wurde das Rassedogma in präzise und kon-

krete Begriffe gefasst. Das SS-Leitheft vom 22. April 1936 stellte die Frage: 

«Warum wird über das Judentum geschult?» Die Antwort lautete: «Es wird 

in der SS über das Judentum geschult, weil der Jude der gefährlichste Feind 

des deutschen Volkes ist.» Die Erklärung beharrte auf dem parasitischen As-

pekt des Juden, der von den Lebenskräften des Wirtsvolkes lebte und dessen 

rassisches Potential, sein Denken, seine Gefühle, seine Moral und Kultur zer-

störte. In noch präziseren Termini präsentierte das Leitheft die drei symboli-

schen Gestalten der Juden: «Ahasver, der Wurzellose, der – Rasse schändend, 

die Völker zersetzend – von einem unsteten Blute getrieben, ruhelos durch 

die Welt wandert, Shylock, der Seelenlose, der die Völker wirtschaftlich ver-

sklavt und als Geldleiher ihnen den Hals zuschnürt, Judas Ischariot, der Ver-

räter.»67 

Dasselbe Leitheft enthält für diejenigen, die auf Ahasver, Shylock und Ju-

das Ischariot noch nicht angemessen reagierten, noch unheimlichere Details: 

«Der Jude schändet planmässig die Mädchen und Frauen der arischen Völ-

ker. Kalte Berechnung und hemmungslose tierische Sinnlichkeit treiben ihn 

in gleicher Weise. Es ist bekannt, dass der Jude die blonden Mädchen bevor-

zugt. Er weiss, dass die Frauen und Mädchen, die er geschändet hat, für im-

mer ihrem Völk verloren sind. Nicht weil ihr Blut selbst dadurch verschlech-

tert würde. Aber das geschändete Mädchen ist seelisch vernichtet. Sie ist von 

der Sinnengier des Juden erfasst und hat das Empfinden für alles Edle und 

Reine verloren.»68 
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Die geschändeten arischen Maiden konnten schliesslich ein normales Le-
ben führen, wenn ihre Ambitionen nicht allzu hochgesteckt waren. Davon 
konnte allerdings keine Rede sein, wenn sie einen SS-Offizier zu heiraten ge-
dachten. Im August 1935 wurde Anneliese Hüttemann vom SD wegen ihrer 
Beziehung zu dem Juden Kurt Stern befragt. Beide räumten ein, mehrfach 
Geschlechtsverkehr miteinander gehabt zu haben (sie waren Nachbarn und 
kannten sich seit ihrer Kindheit). Was mit Kurt Stern geschah, können wir 
nur mutmassen. Für Anneliese Hüttemann führte die Sünde wider das Blut 
zu aufreibender Spannung, als sie neun Jahre später, im Mai 1944, im Begriff 
war, den SS-Obersturmbannführer Arthur Liebehenschei zu heiraten. Der SD 
grub die Akten aus dem Jahre 1935 aus. Nach einer gewissenhaften Untersu-
chung und endlosen Gesuchen genehmigte Himmler, weil ein Kind unter-
wegs war, die Heirat. Zu diesem Zeitpunkt war Liebehenschei der Komman-
dant von Auschwitz.69 

Auf den ersten Blick besteht ein scheinbarer Widerspruch zwischen der ideo-

logischen Bedeutung der Judenfrage in NS-Deutschland Mitte der dreissiger 

Jahre – und ihrer noch weit grösseren Bedeutung in der SS – und dem an-

scheinend untergeordneten Status der Stelle, die sich im SD, dem Sicherheits-

dienst der SS, mit Judenfragen befasste. Der SD selbst kam allerdings in den 

Jahren 1935-36 gerade erst zur Geltung. Anfang 1935 als eines der drei Haupt-

ämter der SS aufgewertet, seit seinen Anfängen als nachrichtendienstlicher 

Arm der Partei im August 1931 unter Heydrichs Kommando stehend, machte 

der SD im Januar 1936 eine erhebliche Umorganisation durch.70 Es wurden 

drei Ämter eingerichtet. Amt I, Verwaltung, wurde von Wilhelm Albert ge-

leitet, und Amt III, Abwehr, unterstand Hans Jost. Amt II, Inland, unter der 

Leitung von Hermann Behrends und später Franz Albert Six, wurde in zwei 

Zentralabteilungen unterteilt: II1, das sich mit ideologischen Einschätzungen 

befasste (Erich Ehrlinger und später Six), und II 2, das mit der Einschätzung 

sozialer Verhältnisse und Einstellungen beschäftigt war (Reinhard Höhn und 

später Otto Ohlendorf). Innerhalb von II1 beschäftigte sich die Hauptabtei-

lung II 11 unter Dieter Wisliceny mit ideologischen Gegnern; sie umfasste die 

Abteilungen II in (Freimaurer, ebenfalls Wisliceny), II 113 (politische Kirchen 

[d.h. ihre politischen Aktivitäten], Albert Hartl) und II 112 (Juden). Nach An-

gaben von Wisliceny wurde erst im Juni 1935 mit systematischer Arbeit zum 

«Gegner Judentum» begonnen: Zuvor war die Überwachung jüdischer Orga-

nisationen Teil der Aktivitäten einer Abteilung gewesen, die sich hauptsäch-

lich mit Freimaurerei befasste. Abteilung II 112 unterstand nacheinander Mil-

denstein, Kurt Schröder, Wisliceny und schliesslich, seit Ende 1937, Herbert 

Hagen. Es umfasste die folgenden «Referate»: 
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II 1121 (assimilatorisches Judentum), II 1122 (orthodoxes Judentum) und II 

1123 (Zionisten), letzteres unter der Leitung von Adolf Eichmann.71 

Die Gestapo war ungefähr nach demselben Schema organisiert. Das Pen-

dant zum Amt II des SD war dort die Abteilung II unter Heinrich Müller; der 

Hauptabteilung II11 des SD entsprach II/ 1B unter Karl Hasselbacher.72 Die 

Vereinigung dieser getrennten, aber koordinierten Befehlsstränge zum 

Reichssicherheitshauptamt (RSHA), die im September 1939 unter Heydrichs 

Kommando bewerkstelligt werden sollte, zielte zumindest im Prinzip auf die 

Schaffung eines völlig integrierten Systems von Überwachung, Anzeige und 

Inhaftierung. 

Die Männer Heydrichs waren jung: in den Jahren 1936-37 waren die mei-

sten Spitzenleute des SD um die 30. Sie gehörten der Generation an, die un-

mittelbar nach dem Ersten Weltkrieg erwachsen wurde. Die meisten von ih-

nen waren intensiv durch die Kriegsatmosphäre, die Entbehrungen und die 

Niederlage geprägt. Sie waren erbarmungslos, praktisch und stark durch die 

ideologischen Dogmen der rechtsextremen Organisationen der frühen zwan-

ziger Jahre motiviert, in denen viele von ihnen aktiv gewesen waren. Ihrer 

Weltanschauung zugrunde lag ein intensiver Antisemitismus (von der ratio-

nalen, nicht von der emotionalen Art – aus ihrer Sicht).73 

Zwar hatten Heydrichs antijüdische Initiativen und Vorschläge zuneh-

menden Einfluss gewonnen, aber bis 1938 beschränkten sich die Aktivitäten 

von Abteilung II 112 des SD, während die Gestapo bei der Durchführung an-

tijüdischer Beschlüsse bereits eine zentrale Rolle spielte, vorwiegend auf drei 

Bereiche: das Sammeln von Informationen über Juden, jüdische Organisatio-

nen und andere jüdische Aktivitäten, das Entwerfen von Empfehlungen für 

politische Massnahmen und eine zunehmend aktive Beteiligung an Überwa-

chungsoperationen und Verhören von Juden in Zusammenarbeit mit der Ge-

stapo. Darüber hinaus sah sich II 112 unverfroren als die Spitzengruppe von 

«Judenexperten» in Deutschland, und nach März 1936 organisierte es syste-

matisch Konferenzen, auf denen mehrere Male im Jahr Delegierten anderer 

SD-Abteilungen aus dem Hauptamt und aus verschiedenen Teilen Deutsch-

lands die neuesten Informationen vermittelt wurden. Die grösste dieser Kon-

ferenzen, die am 1. November 1937 einberufen wurde, versammelte 66 Mit-

glieder des SD, meist aus den mittleren Rängen.74 

Eines der Lieblingsprojekte von II 112 war die Erstellung einer Judenkar-

tei, mit der jeder im Reich lebende Jude identifiziert werden sollte. Ausser-

dem ordnete Franz Alfred Six an, II 112 solle mit der Zusammenstellung einer 

weiteren Kartei der wichtigsten Juden in fremden Ländern und ihren wech-

selseitigen Verbindungen beginnen. Als Beispiele führte Six den Richter am 

Obersten Gerichtshof der USA Felix Frankfurter und die Unternehmenslei- 
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tungen des ehemals deutschen Bankhauses Arnhold und des niederländi-

schen Unilever Trust an.75 

Die Judenkartei stand als eines der Themen auf der Tagesordnung der 

Konferenz vom 1. November. SS-Hauptsturmführer Ehrlinger fasste die An-

gelegenheit folgendermassen zusammen: «Zur erfolgreichen Bekämpfung 

des Judentums im Inland ist es erforderlich, alle heute in Deutschland leben-

den Juden und Jüdischstämmigen in einer Kartei zu erfassen. Diese Erfas-

sung hat folgende Ziele: (i) Die Feststellung der Zahl der Juden und Jüdisch-

stämmigen nach den Nürnberger Gesetzen, die gegenwärtig im Reich leben; 

(2) Die Feststellung des direkten Einflusses bzw. des jüdischen Einflusses 

über seine Verbindungen auf das kulturelle Leben, Gemeinschaftsleben und 

das materielle Leben des deutschen Volkes.»76 

Die allgemeine Volkszählung vom Mai 1939 sollte die Gelegenheit zur 

vollständigen Registrierung sämtlicher Juden in Deutschland (einschliesslich 

der Halb- und Vierteljuden) bieten: In jeder Stadt und in jedem Dorf sorgte 

die örtliche Polizei dafür, dass die Volkszählungskarten von Juden und 

Mischlingen als Kennzeichen den Buchstaben «J» trugen; Kopien aller örtli-

chen Volkszählungslisten sollten an den SD gesandt und an II 112 weiterge-

leitet werden.77 Die Volkszählung fand wie vorgesehen statt. Die Juden wur-

den registriert, wie geplant war, und die Karteien erfüllten ihre Funktion, als 

die Deportationen begannen. (Diese Akten wurden in dem Gebäude aufbe-

wahrt, in dem dann später das Philosophische Seminar der Freien Universität 

Berlin untergebracht war.)78 

Eine zweite Bemühung zur Informationssammlung richtete sich auf alle 

jüdischen Organisationen in Deutschland und in der ganzen Welt, von der 

ORT, einer Organisation für berufliche Ausbildung und Beratung, bis zu 

Agudas Jisroel (den ultra-orthodoxen Juden). Für die Männer von II 112 und 

vom SD insgesamt war kein Detail zu winzig, keine jüdische Organisation zu 

unbedeutend. Da der organisierte Feind, den sie bekämpften, als solcher 

nicht existent war, musste ihr Unternehmen ihn ex nihilo schaffen. Jüdische 

Organisationen wurden als Teile eines immer komplexeren Systems identifi-

ziert, analysiert und studiert; die antideutschen Aktivitäten dieses Systems 

mussten aufgedeckt, seine innere Funktionsweise entschlüsselt, sein eigent-

liches Wesen entschleiert werden. 

Der erstaunlichste Aspekt dieses Systems war seine Konkretheit. Ganz 

präzise – und absolut imaginäre – jüdische Verschwörungen wurden aufge-

deckt, Namen und Adressen wurden geliefert, Gegenmassnahmen ergriffen. 

So zählte Eichmann in seinem Vortrag «Das Weltjudentum» auf der Konfe-

renz vom 1. November eine ganze Reihe unheimlicher jüdischer Bestrebun-

gen auf. Ein Anschlag auf das Leben des sudetendeutschen Naziführers Kon- 
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rad Henlein war im Pariser Asyle de jour et de nuit (einer Unterkunft für mit-

tellose Juden) geplant worden. Er war nur deshalb gescheitert, weil Henlein 

gewarnt worden war und weil die Waffe des Mörders nicht funktioniert 

hatte. Schlimmer noch, Nathan Landsmann, der Präsident der in Paris ansäs-

sigen Alliance Israélite Universelle (einer jüdischen Bildungsorganisation) 

war dafür verantwortlich, Anschläge auf das Leben des Führers – und auch 

auf das von Julius Streicher – zu planen. Zu diesem Zweck stand Landsmann 

in Verbindung mit einer holländischen jüdischen Organisation, dem Komitee 

voor Bizondere Joodsche Belange in Amsterdam, welches wiederum eng mit 

dem niederländischen (jüdischen) Unilever Trust einschliesslich seiner 

Zweigstellen in Deutschland zusammenarbeitete.79 Dies ist lediglich ein Aus-

schnitt aus Eichmanns Offenbarungen. 

Für Heydrich und seine Männer war es wahrscheinlich undenkbar, dass 

die Verbindungen zwischen jüdischen Institutionen sehr locker waren und 

im jüdischen Leben eine äusserst geringe Rolle spielten.80 Wie er es in einem 

Ende 1935 erschienenen Pamphlet, Wandlungen unseres Kampfes, beschrieb, 

stellte das Netz der jüdischen Organisationen, die gegen das Reich agierten, 

eine tödliche Bedrohung dar.81 Als solche erschien es auf den erdichteten Dia-

grammen, die in den Büros des SD in der Wilhelmstrasse 102 in Berlin rasch 

anwuchsen. Dies war die Polizeiversion des Erlösungsantisemitismus. 

In seinen politischen Empfehlungen unterstützte II 112 alle Aktivitäten zur 

Beschleunigung der jüdischen Auswanderung, einschliesslich der möglicher-

weise positiven Effekte von angestifteten Gewalttaten.82 Schon im Mai 1934 

hatte eine an Heydrich gerichtete Denkschrift mit der unzweideutigen 

Feststellung begonnen: «Das Ziel der Judenpolitik muss die restlose Auswan-

derung der Juden sein.» Vor dem Hintergrund des Jahres 1934 waren die Zei-

len, die darauf folgten, ungewöhnlich: «Den Juden sind die Lebensmöglich-

keiten – nicht nur wirtschaftlich genommen – einzuschränken. Deutschland 

muss ihnen ein Land ohne Zukunft sein, in dem wohl die alte Generation in 

ihren Restpositionen sterben, nicht aber die junge leben kann, so dass der An-

reiz zur Auswanderung dauernd wach bleibt. Abzulehnen sind die Mittel des 

Radau-Antisemitismus. Gegen Ratten kämpft man nicht mit dem Revolver, 

sondern mit Gift und Gas.»83 Doch wie wir sahen, stellte Heydrich im Sep-

tember 1935 die Auswanderung nicht in den Mittelpunkt seiner politischen 

Vorschläge. Erst nach der allgemeinen Verschiebung der NS-Ziele im Jahre 

1936 wurde die Politik des SD zu einem aktiven Element in einer generellen 

Kampagne aller mit jüdischen Angelegenheiten befassten Stellen des NS-Re-

gimes: Für sie alle hatte die Emigration höchste Priorität. 

Palästina galt als eines der aussichtsreicheren Ziele für die jüdische Aus- 
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wanderung, wie es das seit 1933 gewesen war. Ebenso wie das Aussenmini-

sterium und das Amt Rosenberg (das hauptsächlich für ideologische Fragen 

einschliesslich der Kontakte zu ausländischen Nazisympathisanten zustän-

dig war) stand der SD vor dem Dilemma, dass einerseits zwar die jüdische 

Emigration nach Palästina ermutigt werden sollte, sich daraus aber anderer-

seits die Gefahr ergab, dass eine solche Auswanderung zur Errichtung eines 

strategischen Zentrums für die Machenschaften des Weltjudentums – zu ei-

nem jüdischen Staat – führen konnte. Im Zusammenhang mit derartigen po-

litischen Überlegungen gab Heydrich Hagen und Eichmann die Erlaubnis, 

im Herbst 1937 nach Palästina zu fahren und mit ihrem Haganah-«Kontakt-

mann», Feivel Polkes, zusammenzutreffen. 

Zumindest für Eichmann scheint die Mission grosse Erwartungen geweckt 

zu haben: «Da bei meiner Reise unter anderem Verhandlungen mit arabi-

schen Fürstlichkeiten vorgesehen sind», schrieb der ehemalige Vertreter der 

Vacuum Oil Company für Oberösterreich an Franz Alfred Six, den Leiter von 

II1, «benötige ich einen leichten hellen und einen dunklen Anzug sowie einen 

hellen Reisemantel.» Eichmanns Träume von orientalischer Eleganz blieben 

unerfüllt; stattdessenwurden die beiden Reisenden wiederholt auf strikte Ge-

heimhaltungsmassnahmen verpflichtet: keine Verwendung von Bezeichnun-

gen wie «SS», «SD», «Gestapo»; keine Postkarten an Freunde im Dienst, und 

so fort.84 Die Mission scheiterte jämmerlich: Die Briten liessen die beiden SD-

Männer nicht länger als einen Tag in Palästina bleiben, und ihre Gespräche 

mit Polkes – der zu einem Gespräch mit ihnen nach Kairo kam – erbrachten 

keinerlei wertvolle Informationen. Doch die positive Einschätzung, die der 

SD von Palästina als Ziel der deutschen Juden hatte, blieb unverändert. Spä-

ter war dann der SD die Stelle, mit der zionistische Abgesandte die Abreise 

von Konvois von Emigranten nach jugoslawischen und rumänischen Häfen 

organisierten, von wo aus sie den Versuch unternahmen, unter Durchbre-

chung der britischen Blockade zu Schiff nach Palästina zu gelangen. 

Schliesslich beteiligte sich die Judenabteilung des SD mit zunehmender 

Energie an den Überwachungsaktivitäten der Gestapo, und auf diesem Ge-

biet nahm ihr Anteil an der gemeinsamen Arbeit im Laufe des Jahres 1937 

ständig zu. Am 18. September beispielsweise legte der SD-Oberabschnitt 

Rhein einen Bericht über eine jüdische Schülerin namens Ilse Hanoch vor. 

Dem Bericht zufolge fuhr Hanoch («die angeblich in London studiert») um 

18,25 Uhr mit dem Zug von Trier nach Luxemburg. «Kurz vor der Grenzkon-

trolle zeigte die Hanoch ein sehr unsicheres Gebaren und riss von ihrem No-

tizblock anliegende Zettel, die sie zerknüllte und in den Aschenbecher warf.» 

An der Grenzstation wurde sie einer gründlichen Durchsuchung unterzogen,  
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die jedoch ergebnislos verlief. Auf Grund der Ein- und Ausreisedaten, wie sie 

sich aus ihrem Pass ergaben, und wegen der Namen verschiedener jüdischer 

Familien, die auf den Zetteln gefunden wurden, die sie zerrissen und wegge-

worfen hatte, nahm der SD-Bericht an, dass die sogenannte Studentin als Ku-

rier zwischen Juden, die emigriert waren, und solchen, die noch in Deutsch-

land lebten, tätig war. Alle Grenzstellen wurden «gebeten zu veranlassen, 

dass die Hanoch bei ihrer Einreise vom Ausland her an der Grenze genaue-

stens durchsucht und bei Reisen in Deutschland schärfstens überwacht 

wird».85 Es ist nicht bekannt, ob Ilse Hanoch je wieder nach Deutschland zu-

rückkehrte. 

Seltsamerweise hatten jedoch die antijüdischen Aktionen der SS, wenn keine 

klaren Anweisungen gegeben wurden oder wenn der Rahmen für Gewalttä-

tigkeiten nicht vorab festgelegt war, ihre immanenten Beschränkungen, zu-

mindest in der Mitte der dreissiger Jahre. Betrachten wir den Fall des SS-

Sturmmanns Anton Beckmann aus dem Kommandanturstab des Konzentra-

tionslagers Columbia in Berlin. Am 25. Januar 1936 betrat er einen Laden in 

der Friesenstrasse und kaufte sich ein Paar Hosenträger. Beim Verlassen des 

Geschäftes wurde Beckmann, der seine SS-Uniform trug, von einem Passan-

ten darauf hingewiesen, dass er soeben in einem jüdischen Geschäft gekauft 

hatte. Er versuchte sofort, den Kauf rückgängig zu machen, aber das gelang 

ihm nicht: Die Geschäftsinhaberin, «die Jüdin Joel, [sagte] frech, dass sie nicht 

daran dächte, einmal gekaufte Ware zurückzunehmen. Sie behauptete wei-

ter, sie hat eine Menge Kunden von der SS, unter anderen auch höhere 

Dienstgrade.» SS-Obersturmführer Kern, den Beckmann wegen der Rück-

gabe der Hosenträger zu Hilfe geholt hatte, hatte auch nicht mehr Erfolg. Der 

Kommandant des Konzentrationslagers Columbia schickte einen Bericht 

über die Sache ab, in dem er die Verhaftung der «Jüdin Joel wegen Verbrei-

tung unwahrer Gerüchte über SS-Angehörige» verlangte, und er fügte hinzu: 

«Es wäre im Interesse aller Nationalsozialisten zu begrüssen, wenn man end-

lich, wie in anderen Gauen, auch in Berlin dazu überginge, jüdische Geschäfte 

entsprechend zu kennzeichnen.»86 

Nach Erhalt des Berichtes des Kommandanten musste der Inspekteur der 

Konzentrationslager, SS-Gruppenführer Eicke, zugeben, dass er «dieser An-

gelegenheit machtlos gegenüber [stehe]», und er leitete die Anfrage an den 

Chef des SS-Hauptamtes, Gruppenführer Heissmeyer, weiter,87 der sie an den 

Berliner Standortführer-SS weitersandte und dazu schrieb: «Gerade in Berlin 

läuft jeder Gefahr, unbewusst in jüdischen Geschäften zu kaufen, während in 

anderen Städten, wie z.B. in Frankfurt/Main, durch die Anbringung von ein-

heitlichen Schildern ‚Deutsches Geschäft» diese Gefahr gebannt ist.»88 Von 

der Entwicklung des Kennzeichnungsproblems bei Geschäften war schon die  
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Rede, aber was geschah mit der «Jüdin Joel»? Das Fehlen von sie betreffenden 
Anweisungen und das Bevorstehen der Olympischen Spiele lassen darauf 
schliessen, dass sie vielleicht trotz ihrer «Frechheit» nicht verhaftet wurde. 

So geringfügig der Fall Joel war, er verweist auf ein Problem, das für die 
antijüdische Politik der Nationalsozialisten in der Vorkriegszeit von zentra-
ler Bedeutung war. Zu den wichtigsten Hindernissen, mit denen sich das Re-
gime bei seinem Versuch, die Juden aus Deutschland zu entfernen, konfron-
tiert sah, zählte die Tatsache, dass die Opfer mit sämtlichen Tätigkeitsberei-
chen in der deutschen Gesellschaft untrennbar verbunden gewesen waren. 
Infolgedessen musste das System, wenn direkte Gewalt (noch) nicht möglich 
war, immer neue administrative oder juristische Massnahmen entwickeln, 
um die zwischen dieser Gesellschaft und den Juden bestehenden Bindungen 
Stufe für Stufe und Schritt für Schritt aufzulösen. Und wie wir sahen, gab es 
in jedem Stadium eine beliebige Anzahl unvorhergesehener Ausnahmen, die 
zusätzliche administrative Lösungen verlangten. Mit anderen Worten, es war 
noch nicht leicht, die «Jüdin Joel», die legal ihre Waren verkaufte und immer 
noch durch die allgemeinen Anweisungen bezüglich der Wirtschaftstätigkeit 
der Juden geschützt war, einfach zu verhaften: Die Kennzeichnung jüdischer 
Geschäfte beispielsweise konnte Konsequenzen im In- und Ausland nach 
sich ziehen, denen sich zu stellen das Regime noch nicht bereit war. 

V 

Auch wenn die Gesamtzahl der Insassen von Konzentrationslagern in den 

Jahren 1936-37 im Vergleich zu den ersten beiden Jahren des Regimes und 

vor allem zu der Zeit danach ihren niedrigsten Wert hatte (sie lag bei 7 5 00),89 

nahmen die Kategorien von potentiellen Häftlingen erheblich zu. Neben po-

litischen Gegnern handelte es sich bei den Insassen hauptsächlich um Mit-

glieder religiöser Sekten wie der Zeugen Jehovas, um Homosexuelle und um 

«Gewohnheitsverbrecher» oder «Asoziale», eine Gruppe, die das Innenmini-

sterium folgendermassen definierte: 

«Personen, die durch kleinere, aber wiederholte Gesetzesverstösse deut-

lich machen, dass sie sich der natürlichen Disziplin des nationalsozialisti-

schen Staates nicht fügen werden, z.B. Bettler, Landstreicher (Zigeuner), Al-

koholiker, Huren mit ansteckenden Krankheiten, insbesondere Geschlechts-

krankheiten, die sich den von den Gesundheitsbehörden ergriffenen 

Massnahmen entziehen.» 

Eine weitere Kategorie von Asozialen waren die «Arbeitsscheuen»: «Män-

ner im arbeitsfähigen Lebensalter ..., die nachweisbar in zwei Fällen die ihnen 
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angebotenen Arbeitsplätze ohne berechtigten Grund abgelehnt oder die Ar-

beit zwar aufgenommen, aber nach kurzer Zeit ohne stichhaltigen Grund 

wieder aufgegeben haben.» In den darauffolgenden Jahren wurden Arbeits-

scheue dieser unterschiedlichen Kategorien in zunehmendem Masse von der 

Gestapo aufgegriffen und in Konzentrationslager geschickt.90 

Der selbst nach den Rechtsmassstäben des Dritten Reiches völlig willkür-

liche Charakter der Verhaftungen und der Einweisungen in Lager lässt sich 

durch zwei Polizeiverfügungen veranschaulichen. Im September 1935 ver-

langte die bayerische Politische Polizei, bei «allen Personen, die vom Volks-

gerichtshof abgeurteilt werden», sollte rechtzeitig das Datum der voraus-

sichtlichen Entlassung aus der Strafhaft festgestellt werden, damit sofort an-

schliessend eine Überführung in die Konzentrationslager veranlasst werden 

könne. Mit anderen Worten, die Polizei «korrigierte» die Gerichtsurteile.91 

Und am 23. Februar 1937 befahl Himmler der Kriminalpolizei, etwa 2’000 Ge-

wohnheitsverbrecher von neuem zu verhaften und sie in Konzentrationsla-

gern zu inhaftieren.92 Das waren Personen, die nicht noch einmal verurteilt 

worden waren; die Auswahl der Opfer blieb völlig dem Gutdünken der Kri-

minalpolizei überlassen – «wobei die angeordnete Pauschalsumme der Ver-

haftungen naturgemäss die Willkür der Auswahl fördern musste».93 

In den dreissiger Jahren benutzte das Naziregime zwei verschiedene, aber 

sich gegenseitig ergänzende Verfahren, um die vollständige Ausschliessung 

von rassisch gefährlichen Gruppen aus der Volksgemeinschaft zuwege zu 

bringen: einerseits Absonderung und Vertreibung, andererseits Sterilisie-

rung. Die erste Methode wurde in ihren verschiedenen Aspekten gegen die 

Juden, Zigeuner und Homosexuellen angewendet; die zweite Methode 

wurde gegen die Träger von (körperlichen oder geistigen) Erbkrankheiten 

und gegen Personen eingesetzt, die gefährliche Eigenschaften zeigten, welche 

man für erblich hielt, sowie gegen «rassisch verseuchte Individuen», die nicht 

vertrieben oder in Lager gesteckt werden konnten. Und was den Kampf ge-

gen den Juden als den Weltfeind angeht, so nahm er sowohl auf der ideolo-

gischen Ebene als auch im Hinblick auf seine allumfassende Natur zusätzli-

che und unterschiedliche Formen an. 

Neben den Asozialen waren die Gruppen, die vor allem für die Absonde-

rung und für verschiedene Formen der Inhaftierung in bereits existierenden 

Lagern oder in neuerrichteten lagerähnlichen Gebieten vorgesehen waren, 

die Zigeuner und die Homosexuellen. Wie die Juden bewohnten die Zigeu-

ner die wahnhaften Tiefen der europäischen Seele, und wie sie wurden sie als 

Fremde auf europäischem Boden gebrandmarkt. Wie wir sahen, wurde die 

Anwendbarkeit der Nürnberger Gesetze auf die Zigeuner schon bald nach 

ihrer Verabschiedung verkündet. 
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Als «Trägern fremden Blutes» wurde es den Zigeunern untersagt, Angehö-
rige der deutschen Rasse zu heiraten oder sexuelle Kontakte mit ihnen zu 
unterhalten.94 Doch obwohl der Beschluss auf Grund von allgemeinen Krite-
rien von Aussehen und Verhalten angewendet wurde, stand die Lösung der 
Aufgabe, tatsächlich den rassischen Charakter der «Zigeuner» zu definieren, 
noch aus. Von 1936 an wurde dies das Projekt des an der Universität Tübin-
gen tätigen Robert Ritter. 

Mit finanzieller Unterstützung der staatlich dotierten Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG), der SS und des Reichsgesundheitsministeriums 
machte sich Ritter an die Klassifizierung der in Deutschland lebenden 30’000 
Zigeuner. (Diese ethnischen Gruppen, die heute als Sinti und Roma bezeich-
net werden, wurden schon lange vor dem Dritten Reich im Allgemeinen Zi-
geuner genannt und werden es meist auch heute noch.) Dem Tübinger Spe-
zialisten zufolge kamen die Zigeuner aus Nordindien und waren ursprüng-
lich Arier, hatten sich aber auf ihren Wanderungen mit minderwertigen Ras-
sen vermischt und waren jetzt zu fast 90 Prozent rassisch unrein.95 Ritters 
Schlussfolgerungen sollten zur Grundlage für den nächsten Schritt auf dem 
Weg zu Absonderung, Abtransport und Vernichtung werden: Himmlers Be-
fehl vom 8. Dezember 1938 zu den Massnahmen, die gegen die Sinti und 
Roma ergriffen werden sollten. 

Während die Rassengesetze verkündet wurden, durch welche die Heirat 
und der Geschlechtsverkehr zwischen Zigeunern und Deutschen verboten 
wurde, und während Ritter und seine Assistenten ihre Forschungen an Fotos 
und Massangaben trieben, blieb die Polizei nicht untätig. Die Sinti und Roma 
waren traditionell vor allem in Bayern Schikanen ausgesetzt gewesen; nach 
1933 wurde jedoch das direkte Schikanieren zu einer systematischen Ange-
legenheit. Ausländische Zigeuner wurden aus dem Land vertrieben, und an-
dere inhaftierte man als Landstreicher, Gewohnheitsverbrecher und ver-
schiedene sonstige Arten von Asozialen. Indem sie die Olympischen Spiele 
zum Vorwand nahm, verhaftete die Berliner Polizei im Mai 1936 Hunderte 
von Zigeunern und verfrachtete ganze Familien mit ihren Wagen, Pferden 
und sonstigen Habseligkeiten zum sogenannten «Rastplatz» Marzahn, der 
zwischen einer Müllhalde und einem Friedhof lag. Bald wurde der Rastplatz 
mit Stacheldraht eingezäunt. In einem Vorort von Berlin war de facto ein Zi-
geuner-Konzentrationslager eingerichtet worden. Von Marzahn und von 
ähnlichen Rastplätzen aus, die bald darauf in der Nähe anderer deutscher 
Städte errichtet wurden, wurden dann wenige Jahre später Tausende von 
Sinti und Roma zu den Vernichtungsstätten im Osten geschickt.96 

Der Fall Leopold Obermayer hat bereits einen gewissen Hinweis auf den be-

sonderen Hass gegeben, den das System auf Homosexuelle hatte. In den Wei- 
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marer Jahren war ein gewisses Mass an Liberalisierung von antihomosexuel-

len Gesetzen und Bestimmungen erreicht worden, aber sobald die National-

sozialisten an der Macht waren, wurden die Verbote strenger, vor allem nach 

der Liquidierung der SA-Führung im Juni 1934 (Ernst Röhm und einige der 

bedeutendsten SA-Führer waren als Homosexuelle bekannt). In der SS war 

die Homophobie ungewöhnlich schrill. Ein 1935 erschienener Artikel im 

Schwarzen Korps verlangte die Todesstrafe für homosexuelle Handlungen, 

und im darauffolgenden Jahr schuf Himmler eine Reichszentrale zur Be-

kämpfung der Homosexualität und der Abtreibung.97 In der Nazizeit wurden 

10 bis 15’000 Homosexuelle inhaftiert.98 Wie viele in den Lagern starben, 

weiss man nicht, aber nach Aussage eines Häftlings aus Dachau lebten «die 

Häftlinge mit dem rosa Winkel niemals lange, sie wurden von der SS syste-

matisch rasch vernichtet».99 

Obermayers Geschichte bleibt in vieler Hinsicht exemplarisch. 

Mitte Oktober 1935 war Leopold Obermayer, wir erinnern uns, wieder in 

Dachau. Diesmal jedoch setzte er sich unter Heranziehung der verschieden-

sten juristischen und moralischen Argumente und unter Einsatz seines Status 

als Schweizer Bürger zur Wehr. Die meisten seiner Briefe und Eingaben wur-

den von den Dachauer Zensoren abgefangen und an seinen schlimmsten Pei-

niger, den Würzburger Gestapochef Josef Gerum, weitergeleitet; seine Vertei-

digungsstrategie wurde von seinem neuen Rechtsanwalt, einem ganz ge-

wöhnlichen Nazi, untergraben; die Hoffnungen, die er auf eine entschiedene 

Intervention der Schweizer Behörden setzte, erfüllten sich nicht (wie Broszat 

und Fröhlich es formuliert haben, waren die Schweizer wahrscheinlich nicht 

der Ansicht, dass der Fall eines jüdischen Homosexuellen einen Konflikt mit 

Deutschland wert war).100 Dennoch wurden Gerum und sogar einige seiner 

Vorgesetzten in München und Berlin durch Obermayers unablässige Be-

schwerden und die Ungewissheit der bayerischen Politischen Polizei und des 

Justizministeriums in Berlin hinsichtlich der Frage, wie weit die Schweizer 

bereit sein würden, den Fall Obermayer zu einem internationalen Skandal zu 

machen, zutiefst verunsichert.101 So konnte im Jahre 1936 der entschiedene 

Widerstand eines jüdischen Homosexuellen, wenn auch eines, der von einer 

ausländischen Staatsbürgerschaft profitierte, in den Operationen des Systems 

noch ein gewisses Mass an Unsicherheit hervorrufen. Doch wie dem auch 

sein mochte, Obermayers Prozess liess sich nicht endlos verschieben. Der Fall 

wurde der Würzburger Strafkammer übertragen, der Prozess für den 9. De-

zember 1936 angesetzt. Der Staatsanwalt hatte vor, sich auf die homosexuel-

len Aktivitäten des Angeklagten, hauptsächlich auf seine Verführung deut-

scher Jugendlicher, zu konzentrieren (Obermayer selbst stritt seine Homose-

xualität nie ab, behauptete aber standhaft, die Beziehungen, die er zu jünge- 
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ren Männern gehabt habe, hätten nie die vom Gesetz gezogenen Grenzen 
überschritten).102 

Im November dämmerte der Würzburger Gestapo und der Staatsanwalt-
schaft, dass Obermayer bei seiner Persönlichkeit und seiner Hartnäckigkeit 
in der Lage sein würde, den Gerichtssaal für die Argumentation zu verwen-
den, Hitler selbst habe von den homosexuellen Beziehungen in der SA-Füh-
rung gewusst und sie bis zum 30. Juni 1934 akzeptiert.103 So musste der Pro-
zess hinter verschlossenen Türen stattfinden, und während Obermayer seine 
letzte Chance verlor, seine Verfolger in Verlegenheit zu bringen, entging auch 
der Propagandamaschinerie der Partei und der Gestapo die Gelegenheit, ei-
nen Schauprozess zu inszenieren. (Wie wir sehen werden, sollte Jahre später 
im Hinblick auf den geplanten Schauprozess gegen Herschel Grynszpan, den 
jungen Juden, der im November 1938 den deutschen Diplomaten Ernst vom 
Rath erschoss, eine ähnliche Situation eintreten.) 

Über den Prozess selbst weiss man wenig, aber selbst die Berichte in den 
lokalen Naziblättern lassen darauf schliessen, dass sich Obermayer klug ver-
teidigte. Das Urteil stand von vornherein fest: lebenslängliche Haft. Bis 1942 
war Obermayer in einem regulären Gefängnis untergebracht, dann wurde er 
der SS übergeben und nach Mauthausen geschickt; dort starb er am 22. Fe-
bruar 1943. Josef Gerum wurde 1948, nachdem er einer Entnazifizierungs-
kammer seine Version der Ereignisse aufgetischt hatte, freigelassen.104 

In den dreissiger Jahren machte die im Juli 1933 eingeleitete Sterilisierungs-

kampagne kontinuierliche Fortschritte. Wenn sich das Gesundheitsargument 

zu rassischen Zwecken nicht umstandslos heranziehen liess, fand man an-

dere Methoden. So war das neue Regime kaum an der Macht, da wurde die 

Aufmerksamkeit der Behörden auf eine Gruppe gelenkt, die wahrscheinlich 

nicht mehr als 500 bis 700 Mitglieder zählte: die jungen Nachkommen von 

deutschen Frauen und Soldaten aus afrikanischen Kolonien, die in den ersten 

Nachkriegsjahren bei der französischen Besetzung des Rheinlands Dienst ge-

tan hatten. Im Nazijargon waren das die «Rheinlandbastarde».105 Hitler hatte 

diese «schwarze Befleckung des deutschen Blutes» bereits als eine weitere 

Methode beschrieben, mit der die Juden die rassische Kraft des Volkes unter-

höhlen wollten. 

Schon im April 1933 verlangte Göring als preussischer Innenminister die 

Registrierung dieser «Bastarde», und wenige Wochen später ordnete das Mi-

nisterium an, dass sie sich einer rassisch-anthropologischen Begutachtung zu 

unterziehen hätten.106 Im Juli erstellte ein gewisser Abel, einer der Assisten-

ten des Rasseanthropologen Eugen Fischer am Kaiser-Wilhelm-Institut, eine 

Studie über 38 von diesen Schulkindern. Wie zu erwarten war, fand Abel,  
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dass seine Probanden, die alle im Rheinland lebten, in ihren intellektuellen 

Fähigkeiten und in ihrem Verhalten verschiedene Defekte zeigten. Das preus-

sische Ministerium berichtete die Ergebnisse am 28. März 1934 und warnte 

vor den schlimmen rassischen Konsequenzen, die sich ergeben würden, 

wenn es diesen «Bastarden», trotz ihrer geringen Zahl, gestattet würde, sich 

fortzupflanzen. Das Fazit der Argumentation lautete, da die Anwesenheit ei-

ner halben Million Mischlinge in Frankreich innerhalb von vier oder fünf Ge-

nerationen zur Bastardisierung der Hälfte der französischen Bevölkerung 

führen werde, werde die vergleichbare Anwesenheit von Mischlingen auf der 

deutschen Seite der Grenze zu lokaler Rassenmischung und dem nachfolgen-

den Verschwinden rassischer Unterschiede zwischen den Franzosen und der 

Bevölkerung der an Frankreich angrenzenden westlichen Teile des Reiches 

führen.107 

Dass man die Sache nicht auf die leichte Schulter nahm, zeigt eine Bespre-

chung der Beratungskommission für Bevölkerungs- und Rassenpolitik im In-

nenministerium, zu der am 11. März 1935 Vertreter der Ministerien des Inne-

ren, der Gesundheit, der Justiz, der Arbeit und des Auswärtigen sowie Euge-

niker aus der akademischen Welt zusammengerufen wurden. Walter Gross 

verhehlte nicht die Schwierigkeiten bei der Behandlung des Problems mit den 

«Negerbastarden», wie er sie nannte. Ihre rasche Vertreibung war unmöglich; 

so liess Gross keinen Zweifel an der Notwendigkeit einer Sterilisierung. Doch 

die Sterilisierung einer gesunden Bevölkerungsgruppe konnte, wenn man sie 

offen durchführte, bedenkliche Reaktionen im In- und Ausland hervorrufen. 

Da man sich der Zuverlässigkeit gewöhnlicher niedergelassener Ärzte nicht 

sicher sein konnte, sah Gross keine andere Möglichkeit als die, das geheime 

Eingreifen von Ärzten zu fordern, die zugleich hartgesottene Parteigenossen 

waren und die Gebote des höheren Wohls des Volkes verstehen würden.108 

Im Laufe des Jahres 1937 wurden diese Hunderte von Jungen und Mädchen 

identifiziert, von der Gestapo aufgegriffen und sterilisiert.109 

Die Windungen des Nazidenkens bleiben jedoch unergründlich. Während 

die Parteidienststellen die Sterilisierung der «Negerbastarde» verabredeten, 

schickte Bormann an alle Gauleiter vertrauliche Instruktionen über «deutsche 

Kolonialneger»: Die etwa 50 Schwarzen aus den ehemaligen deutschen Kolo-

nien, die in Deutschland lebten, konnten, so der Reichsleiter, keine Beschäfti-

gung finden, denn «wenn sie Arbeit gefunden haben, so wird der Arbeitgeber 

angefeindet und zur Entlassung der Neger gezwungen». Bormann war be-

reit, ihnen Arbeitsgenehmigungen ausstellen zu lassen, um ihnen dabei zu 

helfen, eine feste Arbeit zu finden; jede individuelle Aktion gegen sie wurde 

verboten.110 Die Frage der Nachkommenschaft erwähnte der Reichsleiter  
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nicht einmal. Waren diese Schwarzen mit deutschen Frauen verheiratet? Hat-
ten sie gemischtrassige Kinder? Sollten diese Kinder sterilisiert werden? Es 
sieht so aus, als sei keine dieser Fragen dem obersten Rassefanatiker Martin 
Bormann auch nur durch den Kopf gegangen. 

Die Entscheidung, Träger von Erbkrankheiten und die sogenannten 
Schwachsinnigen zu sterilisieren, beruhte auf medizinischen Untersuchun-
gen und eigens entwickelten Intelligenztests. Die Resultate wurden Erbge-
sundheitsgerichten vorgelegt, deren Entscheidungen dann zur Revision an 
Erbgesundheitsberufungsgerichte weitergeleitet wurden; nur deren ab-
schliessende Sprüche waren verbindlich. Etwa drei Viertel der Gesamtzahl 
von ungefähr 400’000 Personen, die in NS-Deutschland sterilisiert wurden, 
machten die Operation vor Beginn des Krieges durch.111 Doch nur ein Teil 
der sterilisierten Bevölkerung überlebte schliesslich. Für psychiatrische Pati-
enten war die Sterilisierung häufig nur ein erster Schritt: Ende der dreissiger 
Jahre waren sie diejenige Gruppe, die in NS-Deutschlarrd am stärksten ge-
fährdet war. 

Schon in den letzten Jahren der Republik wurden Patienten in psychiatri-

schen Institutionen zunehmend als Belastung der Gemeinschaft betrachtet, 

sie galten als «Überflüssige», als Menschen, deren Leben «lebensunwert» 

war. Das NS-Regime scheute keine Mühe, um die richtigen Einstellungen ge-

genüber Anstaltsinsassen zu verbreiten. Organisierte Fahrten durch psychia-

trische Institutionen sollten das unberechenbare Erscheinungsbild der psych-

iatrischen Patienten demonstrieren und die unnötigen Kosten verdeutlichen, 

die ihr Unterhalt verursachte. So wurde beispielsweise 1936 die Münchner 

Anstalt Eglfing-Haar von Mitgliedern der Reichsführungsschule der SA be-

sichtigt, von örtlichen SS-Rasseexperten, von Ausbildern des SS-Regiments 

«Julius Schreck» und von verschiedenen Gruppen der Arbeitsfront.112 Ein 

ganzer Haufen von Propagandafilmen, die darauf abzielten, die breitere Öf-

fentlichkeit zu indoktrinieren, wurde in diesen Jahren gedreht und gezeigt,113 

und in Schulen führten entsprechende Rechenübungen den finanziellen Tri-

but vor, den solche Menschen von der Wirtschaft der Nation forderten.114 

Ob diese Erziehungsmassnahmen eine systematische Vorbereitung der öf-

fentlichen Meinung auf die Vernichtung der Insassen andeuten, ist nicht klar, 

aber in diesem Bereich kann man – mehr noch als in vielen anderen – die 

direkten Auswirkungen der Ideologie auf die politischen Massnahmen des 

Regimes seit 1933 verfolgen. Nach Angaben von Lammers hatte Hitler die 

Möglichkeit einer Euthanasie schon 1933 erwähnt, und nach den Aussagen 

seines Arztes Karl Brandt hatte Hitler das Thema 1935 mit dem Reichsärzte-

führer Wagner diskutiert und zu verstehen gegeben, ein derartiges Projekt 

werde sich in Kriegszeiten leichter durchführen lassen.115 Dennoch wurden  
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seit 1936 Psychiatriepatienten allmählich in grossen staatlichen Institutionen 

zusammengeführt, und die Beschäftigten einiger privater Institutionen wur-

den mit zuverlässigen SS-Leuten durchsetzt. Angesichts dieser Tendenz 

überrascht es nicht, dass das Schwarze Korps im März 1937 keine Bedenken 

hatte, einen Vater zu preisen, der seinen behinderten Sohn getötet hatte.116 

Die privat geführten Institutionen waren sich über den bedrohlichen As-

pekt dieser Entwicklungen durchaus im Klaren. Tatsächlich ist das Entsetzli-

che an der Dokumentation der Jahre 1936-38, «dass die Fürsorgeverbände 

[protestantische Gruppierungen wie die Innere Mission] die ihnen zur Für-

sorge Anvertrauten öffentlich diffamieren und denunzieren und so zu ihrer 

Verfolgung und Vernichtung Vorschub leisten».117 Viele der kirchlichen In-

stitutionen, die infolge der Verlegung von Patienten in staatliche Institutio-

nen einige ihrer Insassen verloren, beklagten sich zwar – aber nur über die 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten, die für sie durch derartige Verlegungen 

verursacht wurden.118 

Der erste konkrete Schritt zu einer Euthanasiepolitik wurde im Herbst 

1938 getan. Der Vater eines blind, zurückgeblieben und ohne Arme und Beine 

geborenen Kindes richtete eine Eingabe an Hitler, in der er für seinen Sohn 

um das Recht auf einen «Gnadentod» bat. Karl Brandt wurde nach Leipzig 

geschickt, wo das Knauer-Baby im Krankenhaus lag, um die behandelnden 

Ärzte zu konsultieren und die Euthanasie durchzuführen, was er dann tat.119 

Wie wir noch sehen werden, wurde die Euthanasieplanung in den ersten 

Monaten des Jahres 1939 beschleunigt. Dennoch agierte Hitler mit Vorsicht. 

Er war sich darüber im Klaren, dass die Tötung von geisteskranken Erwach-

senen oder von Kindern mit schweren Missbildungen auf erbitterten Wider-

stand von Seiten der Kirchen, insbesondere der katholischen Kirche, stossen 

konnte. Dieses potentielle Hindernis war umso bedeutsamer, als in Öster-

reich die überwiegend katholische Bevölkerung und die Kirchenhierarchie 

soeben ihre enthusiastische Zustimmung zum Anschluss gegeben hatten. So 

erhielt Ende 1938 Hartl, der Leiter der SD-Abteilung II 112 (politische Kir-

chen) über Heydrich eine Anweisung von Victor Brack, dem Stellvertreter 

von Philipp Bouhler (dem Leiter der Kanzlei des Führers), er solle ein «Gut-

achten» über die Einstellung der Kirche zur Euthanasie erstellen.120 Hartl sah 

sich zur Abfassung einer derartigen Einschätzung nicht in der Lage, aber er 

setzte sich mit Pater Joseph Mayer in Verbindung, der Professor für Moral-

theologie an der Philosophisch-Theologischen Akademie in Paderborn war 

und schon 1927 zustimmend über die Sterilisierung der Geisteskranken ge-

schrieben hatte. Im Frühherbst 1939 erhielt Hartl Mayers detaillierte Denk-

schrift, die das Für und Wider in katholischen Verlautbarungen zum Thema 

zusammenfasste. Die Denkschrift ist nicht aufgefunden worden, und wir 

wissen nicht, ob der Paderborner Geistliche seine eigene Auffassung zum  
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Thema Euthanasie zum Ausdruck brachte, aber anscheinend blieb, selbst 
wenn er zu keinem eindeutigen Schluss gelangte, die Tür für Ausnahmen 
jedenfalls offen.121 

Über indirekte Kanäle legte das Amt Bracks die von Mayer verfasste Denk-
schrift Bischof Berning und dem päpstlichen Nuntius, Monsignore Cesare 
Orsenigo, vor. Auf der protestantischen Seite wurde sie den Pastoren Paul 
Braune und Friedrich von Bodelschwingh zugeleitet. Anscheinend wurde 
von keinem der deutschen Geistlichen – ob Katholik oder Protestant –, mit 
denen sich Hitlers Kanzlei in Verbindung gesetzt hatte, Widerspruch geäus-
sert. Auch der Abgesandte des Papstes hüllte sich in Schweigen.122 



7. 

Paris, Warschau, Berlin – und Wien 

I 

Während sich der Sturm über Europa zusammenbraute, wurden die Juden 

auf dem ganzen Kontinent erneut zum Gegenstand verbreiteter Diskussio-

nen, zur Zielscheibe von Verdächtigungen und manchmal von regelrechtem 

Hass. Hauptquelle der Veränderung waren die allgemeinen ideologischen 

und politischen Spaltungen, die sich Mitte der dreissiger Jahre entwickelten, 

aber in Ländern ausserhalb von NS-Deutschland bereitete eine allgegenwär-

tige Krisenatmosphäre den Boden für eine neue Welle von antijüdischem Ex-

tremismus. 

Die ersten Zeichen dieser Radikalisierung hatten sich zu Beginn des Jahr-

zehnts gezeigt. Zunehmende Zweifel an der Gültigkeit der bestehenden Ord-

nung ergaben sich infolge der Wirtschaftskrise, aber auch auf Grund eines 

allgemeineren Unbehagens. Im Zuge einer nahezu «natürlichen» Reaktion 

wurden die Juden – und das nicht nur auf der äussersten Rechten – mit dem 

einen oder anderen Aspekt des scheinbaren sozialen und kulturellen Zerfalls 

identifiziert und für einige seiner schlimmsten Konsequenzen verantwortlich 

gemacht. Es war eine Zeit, in welcher der katholische Schriftsteller Georges 

Bernanos, der an sich kein Fanatiker war, einen Mann wie Edouard Drumont, 

den französischen Erzantisemiten des ausgehenden 19. Jahrhunderts, den be-

rüchtigten Herausgeber der Zeitung La Libre Parole und Autor von La France 

juive, verherrlichen und gegen die Bedrohung der christlichen Zivilisation 

durch die Juden wettern konnte. 

In Bernanos' 1931 erschienenem Buch La grande peur des bien-pensants («Die 

grosse Furcht der Spiessbürger») handelte es sich bei den Werten, die durch 

die angeblich ständig zunehmende jüdische Beherrschung bedroht waren, 

um die der christlichen Zivilisation und der Nation als einer lebenden orga-

nischen Entität. Die neue kapitalistische Wirtschaft wurde von der konzen-

trierten Finanzmacht von les gros kontrolliert – den mythischen «zweihundert 

Familien», die sowohl die Rechte als auch die Linke mit den Juden gleichsetz-

ten.1 Mit anderen Worten, die jüdische Bedrohung war zumindest zum Teil 

die Bedrohung durch die Moderne. Die Juden waren die Vorläufer, die Herren 

und die begeisterten Prediger der Lehre des Fortschritts. Ihren französischen  
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Schülern, schrieb Bernanos, brachten sie «eine neue Mystik, wunderbar an 

die des Fortschritts angepasst. ... In diesem Ingenieursparadies, nackt und 

glatt wie ein Labor, war allein die jüdische Phantasie in der Lage, diese mon-

strösen Blumen spriessen zu lassen.»2 

La grande peur endet mit den finstersten Vorahnungen. In den letzten Zei-

len des Buches bleiben die Juden unerwähnt, aber die ganze Logik des Textes 

verknüpft den apokalyptischen Schluss mit Drumonts verlorenem Kampf ge-

gen das Judentum. Die Gesellschaft, die vor den Augen des Autors erschaffen 

wurde, war eine gottlose Gesellschaft, in der er nicht leben zu können 

glaubte: «Es fehlt die Luft», rief er aus. «Sie kriegen uns nicht ... Sie kriegen 

uns nicht lebendig!»3 

Bernanos' Antisemitismus war leidenschaftlich, ohne unbedingt rassi-

stisch zu sein. Er war untrennbarer Bestandteil einer antimodernistischen 

und antiliberalen Richtung, die sich dann später im Hinblick auf NS-Deutsch-

land selbst in entgegengesetzte Lager aufspalten sollte. Er war die Stimme 

des Verdachts, der Verachtung; er konnte Ausschliessung verlangen. Von 

dieser Art waren unter anderem die antijüdischen Einstellungen einer mäch-

tigen Gruppe europäischer Intellektueller, die im Katholizismus verwurzelt 

waren, entweder als Gläubige oder als Männer, die stark durch ihren katho-

lischen Hintergrund geprägt waren. In Frankreich waren Schriftsteller wie 

Thierry Maulnier, Robert Brasillach, Maurice Bardèche und eine ganze Pha-

lanx von katholischen und nationalistischen Militanten der Action Française 

(der royalistischen Bewegung, die der ultranationalistische, antisemitische 

und gegen Dreyfus agierende Charles Maurras zu Beginn des Jahrhunderts 

gegründet hatte) Vertreter dieser Richtung; sie gehörten entweder immer 

noch der Bewegung von Charles Maurras an oder unterhielten enge Bezie-

hungen zu ihr. Paradoxerweise war Maurras selbst kein gläubiger Katholik, 

aber er verstand die Bedeutung des Katholizismus für seinen «integralen Na-

tionalismus». Die Kirche verurteilte 1926 die Action Française, aber viele 

rechtsgerichtete Gläubige blieben Maurras' Bewegung treu. In England be-

kannten sich so illustre Vertreter des Katholizismus wie Hilaire Belloc, G.K. 

Chesterton und T.S. Eliot zu ihrer Abhängigkeit von Maurras, doch ihre an-

tijüdischen Ausbrüche hatten einen Stil und eine Kraft eigener Art. Aus-

drücklich anerkannt wurden katholische Wurzeln von Carl Schmitt, und ihr 

indirekter Einfluss auf Heidegger ist unbestreitbar. Es gab in diesem militan-

ten Rechtskatholizismus einen apokalyptischen Ton, einen zunehmenden 

Drang, sich in den Endkampf gegen die Kräfte zu stürzen, von denen Ber-

nanos sprach – Kräfte, deren gemeinsamer Nenner normalerweise der Jude 

war. 

Zu gleicher Zeit ergriff jedoch ein wachsender Kulturpessimismus – des-

sen politische und religiöse Wurzeln diffus waren, der aber einen heftigen 

Antisemitismus eigener Art verströmte – verschiedene Bereiche der europäi- 
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schen Intellektuellenszene. Auch hieran waren einige der prominentesten 

französischen Schriftsteller der damaligen Zeit beteiligt: Louis-Ferdinand Cé-

line und Paul Léautaud, Pierre Drieu La Rochelle, Maurice Blanchot, Marcel 

Jouhandeau, Jean Giraudoux und Paul Morand. Doch am enthüllendsten wa-

ren nicht Célines 1937 erschienene Bagatelles pour un massacre als solche – die-

ses Buch ist möglicherweise, sieht man von regelrechten Nazi-Produktionen 

ab, die bösartigste antijüdische Tirade in der modernen abendländischen Li-

teratur –, sondern André Gides positive Besprechung des Werkes in der Nou-

velle Revue Française, die sich des Vorwandes bediente, was Céline in dem 

Buch geschrieben habe, sollte nicht ernstgenommen werden.4 Und am be-

zeichnendsten für die herrschende Atmosphäre war nicht Brasillachs ausge-

sprochener Hass auf die Juden, sondern die Tatsache, dass Giraudoux, der in 

Pleins pouvoirs soeben einen giftigen Angriff gegen jüdische Einwanderer vor-

getragen hatte, im letzten Jahr der Dritten Republik Informationsminister 

wurde.5 

Vor dem Hintergrund dieser religiös-kulturell-zivilisatorischen Krise und 

ihrer antijüdischen Folgeerscheinungen erscheinen andere, weniger abstrak-

te Faktoren als Ursachen der allgemeinen Verschärfung antijüdischer Einstel-

lungen und antisemitischer Agitation in Ländern ausserhalb von Nazi-

deutschland. 

Das Zusammentreffen der weltweiten Wirtschaftskrise und ihrer Folgeer-

scheinung, langjähriger Arbeitslosigkeit, mit dem zunehmenden Druck jüdi-

scher Einwanderung in westliche Länder einerseits und wirtschaftlicher Kon-

kurrenz von Seiten einer zahlreichen jüdischen Bevölkerung in Mittel- und 

Osteuropa andererseits mögen der unmittelbarste Antrieb zur Feindseligkeit 

gewesen sein. Doch für Millionen von missgestimmten Europäern und Ame-

rikanern galten die Juden auch als Menschen, die zu den Nutzniessern der 

Situation gehörten, sofern man sie nicht als die Manipulateure der finsteren 

und geheimnisvollen Kräfte ansah, die für die Krise selbst verantwortlich wa-

ren. Derartige Konstrukte waren auf alle Ebenen der Gesellschaft vorgedrun-

gen. 

In Ländern wie Frankreich, England und den Vereinigten Staaten, in de-

nen einige Juden prominente Stellungen im Zeitungswesen, im kulturellen 

Leben und sogar in der Politik errungen hatten, schilderten der herrschende 

europäische Pazifismus und amerikanische Isolationismus die jüdischen Pro-

teste gegen Nazideutschland als Kriegstreiberei. Den Juden wurde vorgewor-

fen, ihre eigenen Interessen und nicht die ihrer Länder zu verfolgen. Der fran-

zösische Politiker Gaston Bergery, ein ehemaliger Radikalsozialist, der dann 

wärend der deutschen Besatzung zum Kollaborateur werden sollte, beschrieb 

im November 1938 in seiner Zeitschrift La Flèche («Der Pfeil»), wie «das jüdi-

sche Programm» eines Krieges gegen Nazideutschland von der breiteren Öf- 
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fentlichkeit wahrgenommen wurde: «Ein Krieg – das spürt die öffentliche 

Meinung – weniger zur Verteidigung der direkten Interessen Fankreichs als 

zur Vernichtung des Hitlerregimes in Deutschland, also der Tod von Millio-

nen von Franzosen und [anderen] Europäern, um ein paar tote Juden und ein 

paar Hunderttausend unglückliche Juden zu rächen.»6 

Ein weiterer unmittelbar wahrnehmbarer Faktor war – wie bereits in den 

früheren Jahren des Jahrhunderts – die Exponiertheit von Juden auf der mi-

litanten Linken. Sowohl in Osteuropa als auch in Frankreich war die Gleich-

setzung der Juden mit der marxistischen Gefahr zum Teil so wahnhaft, wie 

sie es in der Vergangenheit gewesen war, aber zum Teil wurde sie auch durch 

bedeutende linksgerichtete Aktivitäten von Juden bestätigt. Derartige Akti-

vitäten entsprangen denselben soziopolitischen Gründen, die mehrere Jahr-

zehnte zuvor eine entscheidende Rolle gespielt hatten. Doch in den dreissiger 

Jahren gab es Juden, hauptsächlich in Westeuropa, welche Anhänger der Lin-

ken wurden, um eine politische Ausdrucksmöglichkeit für ihren Anti-Natio-

nalsozialismus zu finden (zu gleicher Zeit fielen in der Sowjetunion viele Ju-

den Stalins Säuberungen zum Opfer). Ganz allgemein identifizierten sich je-

doch die europäischen Juden – wie das auch zu Beginn des Jahrhunderts der 

Fall gewesen war (und seither der Fall ist) – mehrheitlich mit dem Liberalis-

mus oder der Sozialdemokratie und in geringerem Umfang mit dem tradi-

tionellen Konservatismus, und sie konnten auch mit diesen Richtungen iden-

tifiziert werden. Zu gleicher Zeit führten die Krise des liberalen Systems und 

die zunehmende Unzufriedenheit mit der Demokratie zu einer wachsenden 

Feindschaft gegenüber einer Gruppe, die zusätzlich zu ihrer teilweisen Iden-

tifizierung mit der Linken als Trägerin und Nutzniesserin des liberalen Gei-

stes sowohl in der Wirtschaft als auch im öffentlichen Leben betrachtet 

wurde. 

Die Ausbreitung des Antisemitismus auf der europäischen (und amerika-

nischen) Bühne war einer der Gründe für die zunehmenden Schwierigkeiten, 

die sich der jüdischen Auswanderung aus Deutschland, dann aus Österreich 

und dem Sudetenland und später aus dem Reichsprotektorat Böhmen und 

Mähren in den Weg stellten. Traditioneller Antisemitismus war auch einer 

der Gründe, welche die polnische Regierung dazu veranlassten, Massnah-

men im Hinblick auf die Staatsbürgerschaft von im Ausland wohnenden pol-

nischen Juden zu ergreifen, die, wie wir sehen werden, den Nationalsoziali-

sten den erforderlichen Vorwand dafür lieferten, Tausende von in Deutsch-

land ansässigen polnischen Juden auszuweisen. Einige Jahre später sollte 

diese Woge antijüdischer Feindseligkeit zu erheblich katastrophaleren Er-

gebnissen führen. Die Juden selbst waren sich nur zum Teil darüber im Kla-

ren, auf welch mehr und mehr schwankendem Boden sie standen, denn wie 

so viele andere nahmen sie das Ausmass der Krise der liberalen Demokratie  
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nicht wahr. Die Juden in Frankreich glaubten an die Stärke der Dritten Repu-

blik, und die Juden von Ostmitteleuropa glaubten an Frankreich. Nur wenige 

konnten sich vorstellen, dass das nationalsozialistische Deutschland jenseits 

seiner eigenen Grenzen zu einer realen Bedrohung werden könnte. 

Die Beteiligung Osteuropas an der zunehmenden antijüdischen Agitation in 

der zweiten Hälfte der dreissiger Jahre spielte sich im Kontext seiner eigenen 

Traditionen ab. Der Einfluss christlicher antijüdischer Themen war besonders 

stark unter Bevölkerungen, die mehrheitlich immer noch fromme Bauern wa-

ren. Ein weiterer Beweggrund für Feindschaft war soziales Ressentiment auf-

strebender nationalistischer Mittelklassen im Hinblick auf die Positionen, die 

in Handel und Gewerbe, in der Leichtindustrie, im Bank- und Pressewesen 

sowie in den typischen Mittelklasseberufen des Anwalts und des Arztes von 

Juden errungen worden waren. Das neueste und möglicherweise stärkste 

Element war der heftige Antibolschewismus von Regimen, die bereits in 

Richtung auf den Faschismus hin orientiert waren, Regimen, für welche die 

Gleichsetzung der Juden mit dem Bolschewismus ein gängiger Slogan war – 

beispielsweise in Ungarn, wo die Erinnerung an die Regierung Béla Kun le-

bendig blieb. In Polen verschmolzen diese unterschiedlichen Elemente mit 

einem verschärften Nationalismus, der den Einfluss sämtlicher Minderhei-

tengruppen, ob sie nun Ukrainer, Weissrussen, Juden oder Deutsche waren, 

zu beschränken suchte. Über einen etwas anderen Prozess führten der ver-

letzte Nationalismus der Ungarn und der Slowaken und die grössenwahn-

sinnigen nationalistischen Phantasien der rumänischen radikalen Rechten, 

die von einem Grossdakien* träumte, zu demselben antisemitischen Ressen-

timent. «Fast überall [in diesen Ländern]», schreibt Ezra Mendelsohn, 

«wurde die Judenfrage zu einer Angelegenheit von überragender Bedeutung 

und der Antisemitismus zu einer bedeutenden politischen Kraft.»7 

Die Führer der ostmitteleuropäischen Länder (Miklos Horthy in Ungarn, 

Jozef Beck – nach Jozef Pilsudskis Tod – in Polen und Ion Antonescu in Ru-

mänien) standen dem Faschismus oder zumindest einem extremen Autorita-

rismus bereits nahe. Alle hatten mit ultrarechten Bewegungen zu kämpfen – 

so etwa die Endeks in Polen, die Eiserne Garde in Rumänien, die Hlinka-

Garde in der Slowakei und die Pfeilkreuzler in Ungarn –, die manchmal Ver-

bündete und manchmal Feinde zu sein schienen. Hauptsächlich in Rumänien 

und Ungarn versuchten die rechtsgerichteten Regierungen, der radikalen 

Rechten den Wind aus den Segeln zu nehmen, indem sie selber eine antise- 

*  Dakien war ein altes Königreich und eine römische Provinz, deren Grenzen ungefähr 

denen des rumänischen Staates in den dreissiger Jahren entsprachen. 
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mitische Politik verfolgten. So führten Rumänien Ende 1937 und Ungarn 1938 

ein offizielles antisemitisches Programm ein. Die Ergebnisse traten bald offen 

zutage. Wie der italienische Journalist Virginio Gayda, ein offiziöser Vertre-

ter des faschistischen Regimes, Anfang 1938 feststellte, war der Antisemitis-

mus in den Donaustaaten das Band des «nationalen Zusammenhalts».8 

Die tiefsten Wurzeln des Antisemitismus in Polen waren religiöser Natur. In 

diesem zutiefst katholischen Land, dessen Bevölkerung in ihrer überwiegen-

den Mehrheit noch auf dem Lande oder in Kleinstädten lebte, blieben die 

grundlegendsten antijüdischen Themen christlicher Provenienz ständig ge-

genwärtig. Anfang 1937 erliess Augustus Kardinal Hlond, der Primas von 

Polen, einen Hirtenbrief, der unter anderem die Judenfrage behandelte. 

Nachdem das Oberhaupt der katholischen Kirche in Polen auf die Existenz 

eines «jüdischen Problems» hingewiesen hatte, welches «ernsthafte Betrach-

tung» verlangte, wandte es sich dessen unterschiedlichen Aspekten zu. «Es 

ist eine Tatsache», erklärte Hlond, «dass die Juden gegen die katholische Kir-

che kämpfen, dass sie in Freidenkerei verfallen sind, dass sie die Avantgarde 

der Gottlosigkeit, der bolschewistischen Bewegung und der subversiven Ak-

tion sind. Es ist eine Tatsache, dass der jüdische Einfluss auf die Moral bekla-

genswert ist und dass ihre Verlage Pornographie verbreiten. Es ist wahr, dass 

sie Betrüger sind und Wucher und Mädchenhandel betreiben. Es ist wahr, 

dass in den Schulen der Einfluss der jüdischen auf die katholischen Jugend-

lichen aus religiöser und moralischer Sicht im Allgemeinen negativ ist.» Doch 

um gerecht zu erscheinen, trat Kardinal Hlond dann einen Schritt zurück: 

«Nicht alle Juden sind so, wie wir sie beschrieben haben. Es gibt auch gläu-

bige, rechtschaffene, ehrbare, mildtätige und wohlmeinende Juden. In vielen 

jüdischen Familien herrscht ein gesunder und erbaulicher Familiengeist. Wir 

kennen einige Leute in der jüdischen Welt, die moralisch hervorragend, edel 

und achtbar sind.» 

Welche Einstellungen empfahl der Kardinal daher seiner Herde? «Ich 

warne euch vor der aus dem Ausland importierten moralischen Einstellung, 

die fundamental und bedingungslos antijüdisch ist. Diese Haltung wider-

spricht der katholischen Ethik. Es ist gestattet, sein eigenes Volk vorzuziehen; 

es ist falsch, irgendjemanden zu hassen. Selbst Juden. In Handelsbeziehun-

gen ist es rechtmässig, seine eigenen Leute zu bevorzugen, jüdische Ge-

schäfte und jüdische Stände auf dem Markt zu meiden, aber es ist falsch, jü-

dische Läden zu plündern, jüdische Waren zu vernichten, Fensterscheiben 

einzuschlagen und Bomben auf ihre Häuser zu werfen. Es ist notwendig, 

Schutz vor dem schädlichen moralischen Einfluss der Juden zu finden, sich 

von ihrer antichristlichen Kultur fernzuhalten und insbesondere die jüdische 

Presse sowie die demoralisierenden jüdischen Publikationen zu boykottie- 
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ren, aber es ist falsch, Juden anzugreifen, sie zu schlagen, zu verletzen oder 

zu verleumden. Selbst im Juden müssen wir den Menschen und Nachbarn 

achten und lieben, auch wenn man vielleicht nicht in der Lage ist, die unaus-

sprechliche Tragödie dieses Volkes zu achten, welches der Hüter des messia-

nischen Gedankens war und unserem Heiland das Leben gab. Wenn Gottes 

Gnade den Juden erleuchten wird und wenn er sich aufrichtig den Reihen 

seines und unseres Messias anschliesst, dann wollen wir ihn freudig in der 

Schar der Christen begrüssen.» 

«Hüten wir uns vor denen, die danach trachten, anti jüdische Exzesse her-

beizuführen. Sie dienen einer schlechten Sache. Wisst ihr, wessen Befehlen 

sie dabei gehorchen? Wisst ihr, in wessen Interesse solche Unruhen gefördert 

werden? Die gute Sache gewinnt nichts durch solche unbedachten Handlun-

gen. Und das Blut, das manchmal in solchen Fällen fliesst, ist polnisches 

Blut.»9 

Dies ist in genauem Wortlaut die Wiedergabe der englischen Übersetzung 

von Kardinal Hlonds Hirtenbrief, die am 9. Februar 1937 aus Polen an Rab-

biner Stephen Wise in New York gesandt wurde. Der Absender schrieb dazu: 

«Die im ersten Teil enthaltenen Aussagen über die moralische Minderwertig-

keit und die Verbrechen der Juden sind in einer Verlautbarung des Fürstbi-

schofs von Krakau, Sapieha, noch übertroffen worden. Doch diese beiden 

Verlautbarungen sind ihrerseits von den unheilstiftenden öffentlichen An-

sprachen des Prälaten Trzeciak übertroffen worden und ebenso auch von sei-

nem kürzlich erschienenen Buch, das mit den Protokollen der Weisen von Zion 

konkurrieren könnte.»10 

Die traditionelle christlich geprägte antijüdische Einstellung der Polen 

wurde durch besonders schwierige demographische und sozioökonomische 

Rahmenbedingungen verschärft. Als der polnische Staat im Gefolge des Er-

sten Weltkriegs wieder errichtet wurde, waren etwa 10 Prozent seiner Bevöl-

kerung Juden (1931 waren es 3‘113‘933, d.h. 9,8 Prozent der Gesamtbevölke-

rung). Der Anteil der Juden an der städtischen Bevölkerung betrug jedoch 

etwa 30 Prozent (dieser Durchschnittswert galt für die grössten Städte wie 

Warschau, Krakau und Lodz, aber in Grodno machte die jüdische Bevölke-

rung mehr als 40 Prozent aus, und in Pinsk erreichte sie 60 Prozent).11 

Die soziale Schichtung der polnischen Juden verstärkte die Schwierigkei-

ten, die schon allein durch die Zahlenverhältnisse und die Konzentration in 

den Städten geschaffen wurden: Die Mehrheit der jüdischen Bevölkerung, 

mehr als zwei Millionen, gehörte dem politisch entscheidenden Kleinbürger-

tum an.12 Schliesslich war, im Gegensatz zu der Situation in Deutschland, 

Frankreich, Grossbritannien und anderen westlichen Ländern, wo die Juden 

vor allem bestrebt waren, als Bürger ihrer jeweiligen Länder angesehen zu  
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werden – auch wenn die Mehrheit darauf beharrte, an einer gewissen Form 

von jüdischer Identität festzuhalten –, in Osteuropa, insbesondere in Polen, 

die Selbstdefinition von Minderheiten oft die einer besonderen «Nationali-

tät». So erklärten sich bei der polnischen Volkszählung von 1921 73,76 Pro-

zent der Gesamtzahl der Juden nach ihrer Religion auch als Juden nach ihrer 

Nationalität, und bei der Volkszählung von 1931 nannten 79,9 Prozent Jid-

disch als ihre Muttersprache, während 7,8 Prozent (eine unwahrscheinlich 

hohe Zahl, die vermutlich auf den Einfluss des Zionismus zurückgeht) er-

klärten, ihre erste Sprache sei Hebräisch. Damit blieb nur ein kleiner Anteil 

von polnischen Juden übrig, die Polnisch als ihre Muttersprache angaben.13 

So wurden die im Grunde religiösen antijüdischen Gefühle der polnischen 

Bevölkerung durch etwas verstärkt, das als jüdische Kontrolle über eine 

kleine Zahl von entscheidenden Berufen und über ganze Sektoren mittelstän-

discher Aktivitäten, vor allem Handel und Handwerk, angesehen wurde. 

Überdies veranlasste die klare Identifizierung der Juden als ethnischer Min-

derheit in einem Staat, der eine Reihe anderer Minderheitengruppen umfas-

ste, aber natürlich auf polnische nationale Oberhoheit abzielte, die polnischen 

Nationalisten dazu, den jüdischen religiösen und national-kulturellen «Sepa-

ratismus» und die jüdische Vorherrschaft in einigen Sektoren der Wirtschaft 

als verschärfte Bedrohung für den neuen Staat anzusehen. Schliesslich setzte 

der erbitterte Antibolschewismus der Polen, der von neuen Befürchtungen 

und einem alten, tiefsitzenden Hass auf Russland gespeist wurde, jüdische 

Sozialisten und Bundisten mit ihren kommunistischen Brüdern gleich und 

passte dadurch die Standardgleichsetzung von Antibolschewismus und An-

tisemitismus in eine spezifisch polnische Situation ein. Noch ausgeprägter 

wurde diese Tendenz Mitte der dreissiger Jahre, als das polnische «Obersten-

regime» zu einer Position überging, die in der Tat halbfaschistisch war und 

sich in ihrer nationalistisch-antisemitischen Haltung nicht immer nennens-

wert von Roman Dmowskis National-Demokratischer Partei (Endek) unter-

schied. Um die Juden und ihre politischen Aktivitäten zu identifizieren, ope-

rierten die Endeks mit dem Schreckgespenst von «Folksfront» (nach franzö-

sischer Manier; für Polen signalisierte die Schreibweise mit F jiddischen und 

somit jüdischen Ursprung) und Zydokomuna (im Sinne von jüdischem Kom-

munismus).14 Sie setzten sich für eine massive Umsiedlung von Juden nach 

Palästina und für eine jüdische Quote auf den Universitäten ein, und ihre 

Einsatzkommandos fanden das Zertrümmern jüdischer Geschäfte besonders 

reizvoll.15 Das Problem war, dass die Regierung und die Kirche trotz offiziel-

ler Erklärungen gelegentlich nicht abgeneigt waren, ähnliche Massnahmen 

und Aktivitäten, wenn auch auf indirekte Weise, zu fördern.16 

Schätzungen, die 1935 und 1936 in der polnischen Presse erschienen, wo- 
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nach bei den Pogromen, die damals in nicht weniger als 150 polnischen Städ-

ten ausbrachen, Hunderte von Juden umkamen, waren wahrscheinlich zu 

niedrig gegriffen.17 Eine geheime Quote auf den Universitäten liess den An-

teil jüdischer Studenten von 20,4 Prozent in den Jahren 1928-29 auf 9,9 Pro-

zent in den Jahren 1937-38 sinken.18 Was an den Universitäten heimlich ge-

schah, spielte sich offener auf wirtschaftlichem Gebiet ab, wo ein Boykott des 

jüdischen Handels in den Jahren unmittelbar vor dem Kriege zu einem kras-

sen Rückgang der Anzahl jüdischer Geschäfte führte.19 Die Verarmung brei-

ter Teile der jüdischen Bevölkerung hatte lange vor dem Krieg eingesetzt, 

aber in der Nach-Pilsudski-Ära wurde der Wirtschaftsboykott von der Regie-

rung selbst unterstützt. Zwar wurde antijüdische Gewalttätigkeit offiziell 

verdammt, aber, so formulierte es Ministerpräsident Slawoj-Skladkowski 

1936, «gleichzeitig ist es verständlich, dass das Land den Instinkt besitzen 

sollte, der es dazu zwingt, seine Kultur zu verteidigen, und es ist natürlich, 

dass die polnische Gesellschaft nach wirtschaftlicher Autarkie streben sollte». 

Der Ministerpräsident erklärte, was er mit Autarkie meinte: «Wirtschaftlicher 

Kampf [gegen die Juden] mit allen Mitteln – aber ohne Gewalt.»20 1937-38 

nahmen polnische Berufsverbände nur noch nichtjüdische Mitglieder auf. 

Und was den Staatsdienst, ob auf nationaler oder auf lokaler Ebene, anging, 

so hatte er mittlerweile völlig aufgehört, Juden zu beschäftigen.21 

Eines der Nebenprodukte des «Judenproblems» in Polen war Mitte der dreis-

siger Jahre das erneute Auftauchen einer Idee, die erstmals von dem deut-

schen Antisemiten Paul de Lagarde ausgeheckt worden war: die Verbrin-

gung eines Teils der jüdischen Bevölkerung auf die französische Inselkolonie 

Madagaskar.22 Im Januar 1937 erweckte die positive Einstellung des Soziali-

sten Marius Moutet, des französischen Kolonialministers in Léon Blums 

Volksfrontregierung, diesen Plan zu neuem Leben, und bald wurden Ver-

handlungen zwischen Polen und Frankreich über praktische Mittel und 

Wege zur Durchführung eines derartigen Bevölkerungstransfers eingeleitet. 

Die Pariser Regierung erklärte sich damit einverstanden, eine aus drei Mit-

gliedern, davon zwei Juden, bestehende polnische Untersuchungskommis-

sion auf die Insel zu schicken. Nach ihrer Rückkehr legten die jüdischen Mit-

glieder einen Bericht vor, in dem sie sich pessimistisch über Madagaskars 

Aufnahmekapazitäten äusserten, aber die polnische Regierung übernahm die 

positive Einschätzung des polnischen Vorsitzenden der Kommission Mieczy- 

slaw Lepecki. So wurden die Verhandlungen mit den Franzosen fortgesetzt, 

und Anfang 1938 liess Warschau dem Projekt anscheinend immer noch ernst-

hafte Unterstützung angedeihen. 

Während die europäische jüdische Presse über diese Initiative zunächst  
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positiv berichtete und offizielle Kommentare der Nationalsozialisten, die aus 

der Pariser und der Warschauer Botschaft kamen, nur unverbindlich klan-

gen, wurde die NS-Presse überaus sarkastisch, als Ende 1937 deutlich gewor-

den war, dass der Plan kaum Realisierungschancen besass. «Ein gelobtes 

Land für die Juden, die man in Polen los sein will», schrieb der Westdeutsche 

Beobachter am 9. Dezember, «würde Madagaskar nur sein, wenn sie dort ohne 

eigne Anstrengung auf Kosten anderer ein Herrenleben führen könnten. Es 

ist also fraglich, ob die Aufforderung zum Auszug der Kinder Israels nach 

Madagaskar Polen von einem grossen Teil dieser Schmarotzer befreien 

würde.»23 Dennoch erregte der Plan anscheinend Heydrichs Aufmerksam-

keit, und am 5. März 1938 schickte ein Mitglied seines Stabes an Adolf Eich-

mann die folgende Anordnung: 

«Ich bitte in der nächsten Zeit Material zusammenzustellen für eine Denk-

schrift an C, die gemeinsam mit II B 4 zusammengestellt werden soll. Es soll 

darin klargelegt werden, dass die Judenfrage auf der augenblicklichen Basis 

(Emigration) nicht zu lösen ist (finanzielle Schwierigkeiten usw.) und dass 

man darum herantreten muss, eine aussenpolitische Lösung zu finden, wie 

sie bereits zwischen Polen und Frankreich verhandelt wurde.»24 

II 

Zu Beginn des Jahrhunderts gab es in Frankreich 90’000 Juden; 1935 hatte ihre 

Zahl 260’000 erreicht. Am Vorabend des Krieges war die jüdische Bevölke-

rung auf etwa 300’000 angewachsen, davon zwei Drittel in Paris.25 Die detail-

liertesten Judenzählungen wurden später von der Vichy-Regierung und von 

den Deutschen in den besetzten Gebieten durchgeführt, natürlich in Überein-

stimmung mit ihrer eigenen Definition dessen, wer Jude war. Dennoch lie-

fern die Ergebnisse ein mehr oder weniger präzises Bild der Situation unmit-

telbar vor dem Kriege. Mitte 1939 war von der jüdischen Bevölkerung in Paris 

etwa die Hälfte Franzosen und die Hälfte Ausländer. Doch selbst von den 

französischen Juden war nur die Hälfte in Frankreich geboren. In der Region 

Paris waren 80 Prozent der ausländischen Juden osteuropäischer Herkunft, 

die Hälfte davon kam aus Polen.26 Obwohl es Ende der dreissiger Jahre drei 

Millionen Ausländer gab, die in Frankreich lebten, und die Juden allenfalls 

fünf Prozent von ihnen stellten,27 waren die Juden auffälliger als die anderen. 

In den Augen sowohl der Behörden als auch der Bevölkerung war damit zu 

rechnen, dass die ausländischen Juden Probleme bereiten würden. Dies war 

auch die Meinung vieler französischer Juden. «Schon 1934», schreibt Michael 

Marrus, «warnte R. R. Lambert, der Herausgeber des Univers Israélite und ei- 
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ne der führenden Gestalten des französisch-jüdischen Establishments, seine 

Glaubensgenossen, andere Franzosen seien dabei, die Geduld zu verlieren: 

Unter den gegenwärtigen Umständen sei eine massenweise Auswanderung 

[nach Frankreich] nicht mehr möglich. Ausländische Juden sollten sich vor-

sehen, sie sollten ihre Neigung aufgeben, sich eng aneinander zu halten, und 

sollten ihre Assimilation an die französische Gesellschaft beschleunigen.»28 

Tatsächlich war Lambert noch relativ mitfühlend und befürwortete keine 

Vertreibung der Flüchtlinge; Jacques Helbronner, der Präsident des Con-

sistoire, der zentralen Vertretung der französischen Juden, war anderer An-

sicht: «Wie jede andere Nation», erklärte Helbronner schon im Juni 1933, «hat 

Frankreich seine Arbeitslosen, und nicht alle jüdischen Flüchtlinge aus 

Deutschland sind Leute, die es wert sind, dass man sie behält. ... Wenn es 100 

bis 150 grosse Intellektuelle gibt, die würdig sind, dass man sie in Frankreich 

behält, weil sie Naturwissenschaftler oder Chemiker sind, welche Geheim-

nisse kennen, von denen unsere Chemiker nichts wissen ..., dann werden wir 

die behalten, aber die sieben, acht oder vielleicht zehntausend Juden, die nach 

Frankreich kommen werden, ist es wirklich in unserem besten Interesse, die 

zu behalten?»29 Diese Auffassung behielt Helbronner jahrelang bei; 1936 äus-

serte er Bedauern über die liberale französische Einwanderungspolitik von 

1933. Für ihn waren die jüdischen Flüchtlinge einfach «Gesindel, der Ab-

schaum der Gesellschaft, die Elemente, die ihrem eigenen Land wohl nicht 

von Nutzen sein konnten».30 Selbst nach Frankreichs Niederlage, so muss 

man hinzufügen, behielt Helbronner, der immer noch an der Spitze des Con-

sistoire stand, seine Antipathie gegen die ausländischen Juden. Erst im Laufe 

des Jahres 1943 änderte sich seine Einstellung. Bald nachdem dieser Sinnes-

wandel stattgefunden hatte, holten die Nazis auch ihn ein: Im Oktober des-

selben Jahres wurde er verhaftet, mit seiner Frau nach Auschwitz deportiert 

und ermordet. 

Die Position des Consistoire hatte ihre Auswirkungen, und von 1934 an 

hörte die materielle Unterstützung für die Flüchtlinge fast völlig auf. «Ganz 

eindeutig gab das französische jüdische Establishment alle Bemühungen auf, 

seine widerstreitenden Loyalitäten und Verpflichtungen gegenüber den 

Flüchtlingen und gegenüber Frankreich miteinander zu versöhnen. In die-

sem Kampf waren die französischen Interessen ... vorherrschend. Die Flücht-

linge wurden ganz einfach aufgegeben.»31 

Die ersten offiziellen Massnahmen gegen Ausländer (die Vertreibung der-

jenigen, deren Papiere nicht in Ordnung waren) wurden in der ersten Hälfte 

der dreissiger Jahre ergriffen, vor allem 1934 in der Regierungszeit von Pre-

mierminister Pierre-Etienne Flandin.32 Nach einer kurzen Besserung unter 

den Blum-Regierungen wurden die gegen Immigranten gerichteten Mass- 
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nahmen immer drakonischer und gipfelten in dem überaus restriktiven Ge-

setz vom November 1938, das die sofortige Ausweisung von Ausländern er-

leichterte und es zum Gegenstand einer einfachen Verwaltungsentscheidung 

machte, ihnen einen Wohnort in einem fernen Winkel des Landes zuzuwei-

sen. Es wurde auch möglich, eingebürgerten Ausländern die neuerrungene 

französische Staatsbürgerschaft zu entziehen, und eine Reihe von Berufs-

gruppen, welche kürzlich eingetroffene Juden als gefährliche Konkurrenz be-

trachteten, begannen mit einer Lobbytätigkeit, die auf ihre Ausschliessung 

aus verschiedenen Bereichen wie Medizin und Justiz zielte.33 

Das rasche Anwachsen des französischen Antisemitismus in der Mitte der 

dreissiger Jahre hatte jedoch noch andere Ursachen als die Probleme mit der 

jüdischen Einwanderung.34 Während sich die Wirtschaftskrise verschlim-

merte, spitzte sich Ende 1933 die Stavisky-Affäre zu: Das war ein Skandal, 

bei dem es um eine Reihe von zwielichtigen Finanztransaktionen ging, in de-

nen ein russischer Jude namens Serge-Alexandre Stavisky die Hauptrolle 

spielte und in dessen mysteriöse Verzweigungen bedeutende Gestalten der 

französischen Politik verwickelt waren. In den ersten Tagen des Jahres 1934 

wurde in der Nähe von Chamonix in den französischen Alpen Staviskys Lei-

che gefunden. Die radikalsozialistische Regierung von Camille Chautemps 

wurde gestürzt und durch die kurzlebige Premierschaft von Édouard Dala-

dier, ebenfalls einem Radikalsozialisten, ersetzt. Als das neue Kabinett am 3. 

Februar den Rücktritt des rechtsgerichteten Polizeichefs von Paris, Chiappe, 

verlangte, war das gesamte Aufgebot rechtsextremer Organisationen, von 

Maurras' und Daudets Action Française bis zur Croix de Feu, der von Fran-

çois de la Rocque geleiteten Veteranenorganisation, in Aufruhr. Am 6. Fe-

bruar 1934 kam es in Paris zu Unruhen, die von der Polizei niedergeschlagen 

wurden: Bei dem Versuch, die Abgeordnetenkammer zu stürmen, wurden 

auf der Place de la Concorde und der Rue Royale achtzehn Rechte getötet. 

Die Republik überlebte die Krise, aber der innere Riss, der seit der Revolution 

durch die französische Gesellschaft ging und das politische Leben des Lan-

des seit der Zeit der Restauration bis zur Dreyfus-Affäre beherrschte, stand 

wieder weit offen. 

Ein Wendepunkt kam mit den Konfrontationen vor und nach den Wahlen 

von 1936, bei denen die von Léon Blum geführte Volksfront einen überwälti-

genden Sieg errang. Als am 6. Juni die neue Regierung vereidigt wurde, 

wandte sich Xavier Vallat, der nachmalige Vichy-Generaldelegierte für Ju-

denfragen, am Rednerpult der Abgeordnetenkammer an Blum: «Ihre Macht-

übernahme, Herr Premierminister, markiert zweifellos ein historisches Da-

tum. Zum ersten Mal wird dieses alte gallo-romanische Land von einem Ju-

den regiert werden. Ich wage, das laut zu sagen, was das Volk in seinem tief- 
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sten Innern denkt; es ist besser, an die Spitze dieses Landes einen Mann zu 
stellen ..dessen Wurzeln in seinen Boden gehören, als einen subtilen Talmu-
disten.»35 

Vieles von dem, was Blum während seiner beiden kurzen Amtszeiten als 
Premierminister der Volksfrontregierung tat, schien der Rechten in die 
Hände zu spielen. So bewundernswert seine sozialen Errungenschaften – die 
40-Stunden-Woche und der bezahlte zweiwöchige Jahresurlaub – waren, sie 
standen anscheinend in offenem Widerspruch zu seinem Drang, angesichts 
der Bedrohung durch die Nationalsozialisten die Wiederbewaffnung zu be-
schleunigen. Wenn es allerdings etwas ungereimt war, traditionelle Pazifi-
sten in die militärischen Hüter Frankreichs verwandelt zu sehen, dann war 
es gewiss weit schlimmer mit anzusehen, wie die rechten Nationalisten unter 
anderem aus Hass auf den inneren Feind in Richtung auf eine regelrechte 
Beschwichtigung von Nazideutschland abdrifteten. «Besser Hitler als Blum» 
war nur eine der Parolen; schlimmere sollten kommen. 

Wie in Deutschland in den vorangegangenen Jahrzehnten waren in Wirklich-

keit die Juden in Frankreich ungeachtet der Exponiertheit einiger linker Ak-

tivitäten von Juden mehrheitlich alles andere als politische Parteigänger der 

Linken. Das Consistoire war eine zutiefst konservative Körperschaft, die 

nicht zögerte, die Anwesenheit von rechten Organisationen wie La Rocques 

Croix de Feu bei ihren Gedenkveranstaltungen zu begrüssen; zumindest bis 

1935 unterstützte es offen eine jüdische patriotische und ultrakonservative 

Bewegung, Édouard Blochs Union Patriotique des Français Israélites.36 Selbst 

unter den Einwanderern aus Osteuropa war Unterstützung für die Linke 

nicht verbreitet. Bei den Pariser Kommunalwahlen von 1935 und bei den ent-

scheidenden Parlamentswahlen 1936 waren offizielle Einwanderergremien 

eher bereit, rechten Kandidaten ihre Unterstützung zu geben als Kommuni-

sten.37 

Blum selbst wirkte häufig taub für die Rolle, die der Antisemitismus bei 

der Mobilisierung der rechten Einstellungen gegen seine Führung spielte. 

Vielleicht war seine Wahrnehmung auch von der distanzierten und fatalisti-

schen Art, mit der Rathenau den Hass akzeptierte, der sich in den Monaten 

vor seiner Ermordung gegen ihn richtete. Im Februar 1936 wurde Blum selbst 

von rechten Demonstranten leicht verletzt, als sein Wagen an dem Trauerzug 

von Jacques Bainville, dem Historiker der Action Française, vorbeifuhr.38 

Blums Nichtwahrnehmung erleichterte es der extremen Rechten, auf die Zahl 

von jüdischen Ministern in seinen Kabinetten zu verweisen.39 

In den Programmen oder der Propaganda der französischen Parteien, die 

dem Faschismus am nächsten standen, spielte der Antisemitismus zumindest 

in den dreissiger Jahren keine zentrale Rolle. Zwar gehörten antijüdische Pa-

rolen zum Repertoire der Solidarité Française und anderer ligues, aber Jac- 
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ques Doriots Parti Populaire Français wurde erst nach 1938 antisemitisch, um 

Wahler aus den Reihen der französischen Siedler in Nordafrika, die als Anti-

semiten berüchtigt waren, anzuziehen.40 Antijüdische Themen waren jedoch 

das Hauptprodukt einer Vielzahl von rechten Zeitschriften, die diese Bot-

schaft in Hunderttausende von französischen Häusern trugen: L'Action 

Française, Je suis partout und Gringoire waren nur die meistverbreiteten unter 

ihnen. Am 15. April 1938 veröffentlichte Je suis partout die erste seiner Son-

dernummern über «die Juden». Die Artikel trugen Überschriften wie «Die 

Juden und Deutschland», «Österreich und die Juden», «Die Juden und der 

Antisemitismus», «Die Juden und die Revolution», «Wenn Israel König ist: 

Der jüdische Terror in Ungarn» und so fort. In seinem Leitartikel verlangte 

Brasillach, die Juden in Frankreich unter Fremdenrecht zu stellen.41 Der fort-

gesetzte Strom antisemitischer Artikel nahm derartige Ausmasse an, dass im 

April 1939 ein Gesetz verabschiedet wurde, durch das Presseangriffe «gegen 

eine Personengruppe, die ihrer Herkunft nach einer bestimmten Rasse oder 

Religion angehört», verboten wurden, «wenn diese Angriffe darauf zielen, 

zum Hass zwischen Bürgern oder Einwohnern aufzuhetzen». Dass ein Be-

dürfnis nach einem derartigen Gesetz empfunden wurde, war ein Zeichen 

der Zeit. Ein weiteres derartiges Zeichen war, dass, ebenfalls im April 1939, 

der neugewählte Papst Pius XII. den Bann gegen die Action Française aufhob. 

Weder der Bann noch seine Aufhebung hatten etwas mit Antisemitismus zu 

tun, aber gleichwohl stand im Jahre 1939 Maurras' Doktrin des antijüdischen 

Hasses nicht mehr ausserhalb des offiziellen katholischen Raumes. 

Das nationalsozialistische Deutschland unterstützte die Ausbreitung des 

Antisemitismus in ganz Europa und darüber hinaus. Manchmal geschahen 

diese Initiativen indirekt: In Frankreich förderte das Comité France-Allema-

gne, das von der Dienststelle Ribbentrop organisiert und von Otto Abetz, 

dem nachmaligen NS-Botschafter im besetzten Frankreich, geleitet wurde, 

mit Bedacht verschiedene kulturelle Aktivitäten, von denen die meisten eine 

unterschwellig nazifreundliche ideologische Tendenz hatten.42 Auf der ande-

ren Seite bestand die Funktion von NS-Organisationen wie der in Stuttgart 

ansässigen Presseagentur Weltdienst in weltweiter antijüdischer Propa-

ganda.43 Doch es waren nicht die naziähnlichen und manchmal von den Na-

tionalsozialisten finanzierten Gruppen französischer, belgischer, polnischer 

und rumänischer Judenhasser, die in der Phase unmittelbar vor dem Kriege 

von Bedeutung waren. Der wirklich bedrohliche Aspekt in diesen Ländern 

war die Verschärfung hausgemachter Varietäten des Antisemitismus; der 

Beitrag, den der Nationalsozialismus dazu leistete, bestand in indirekter Ein-

flussnahme. Zu dieser Zeit hatte das Aufbranden antijüdischer Leidenschaft 

mit oder ohne Anstachelung durch die Nationalsozialisten einige unmittelba- 
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re Auswirkungen sowohl auf die Einstellungen gegenüber örtlichen jüdi-
schen Gemeinschaften als auch auf die Einwanderungspolitik gegenüber den 
Juden, die aus Deutschland, Österreich und dem tschechischen Protektorat 
zu fliehen versuchten. In allgemeinerer Sicht bereitete es den Boden dafür, 
dass die Politik, mit der nur drei oder vier Jahre später das Schicksal der eu-
ropäischen Juden besiegelt wurde, auf die aktive Kollaboration einiger und 
die passive Duldung durch die grosse Mehrheit stiess. 

III 

Am 29. September 1936 berief Wilhelm Stuckart, Staatssekretär im Reichsin-

nenministerium, eine Konferenz hochrangiger Beamter aus seiner eigenen 

Behörde, aus dem Wirtschaftsministerium und aus dem Amt des Stellvertre-

ters des Führers ein, um Empfehlungen für ein Ministertreffen zu der Frage 

auszuarbeiten, welche antijüdischen Massnahmen jetzt, nach dem Nürnber-

ger Parteitag, zu treffen seien. Da das Amt des Stellvertreters des Führers die 

Parteilinie repräsentierte, das Innenministerium (auch wenn es von dem Na-

tionalsozialisten Wilhelm Frick geführt wurde) oft zwischen der Partei und 

der konservativen Staatsbürokratie vermittelnde Positionen einnahm und 

das Wirtschaftsministerium (an dessen Spitze noch Schacht stand) entschie-

den konservativ war, ist bemerkenswert, dass sich auf dieser Konferenz die 

höchsten Beamten der drei Stellen völlig einig waren. 

Alle Anwesenden erkannten an, dass das grundlegende Ziel jetzt die «voll-

ständige Auswanderung» der Juden war und dass alle anderen Massnahmen 

im Blick auf dieses Ziel ergriffen werden mussten. Nach einer Wiederholung 

dieser Forderung fügte Stuckart einen Satz hinzu, der bald seine dramatische 

Verwirklichung finden sollte: «Letzten Endes [muss] auch in Betracht gezo-

gen werden, die Auswanderung zwangsweise durchzuführen.»44 

Der grösste Teil der Diskussion konzentrierte sich auf Dilemmata, welche 

die deutschen Entscheidungen bis zum Herbst 1938 belasten sollten: Erstens, 

welches Mass an sozialen und wirtschaftlichen Aktivitäten sollte den Juden 

im Reich zugestanden werden, um zu verhindern, dass sie dem Staat zur Last 

fielen, und doch den Anreiz zur Auswanderung für sie nicht zu verringern? 

Zweitens, in welche Länder sollte die jüdische Auswanderung gelenkt wer-

den, ohne dass das zur Schaffung neuer Zentren antideutscher Aktivität 

führte? Die Teilnehmer waren sich einig, dass alle Auswanderungsoptionen 

offen gelassen werden sollten, dass aber deutsche Mittel nur dazu eingesetzt 

werden sollten, die Auswanderung nach Palästina zu unterstützen. In Beant- 
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wortung der Frage, ob die Presse nicht die jüdische Auswanderung nach Pa-

lästina dadurch verlangsame, dass sie über die gegen die Juden gerichteten 

Unruhen unter den dortigen Arabern berichtete, äusserte Ministerialdirektor 

Walter Sommer (aus dem Stab des Stellvertreters des Führers), «man könne 

es anderen Völkern nicht übelnehmen, wenn sie sich gegen die Juden weh-

ren. Eine Einwirkung auf die Frage erscheine nicht angebracht.»45 Irgendwel-

che Massnahmen bezüglich der Presseberichte sollten nicht ergriffen werden. 

Und zum Problem der Kennzeichnung jüdischer Geschäfte wurde keine Ent-

scheidung getroffen.46 

Die Konferenz vom September 1936 war die erste mit den künftigen anti-

jüdischen Massnahmen des Regimes befasste Besprechung auf höherer 

Ebene, bei der die Priorität der totalen Auswanderung (zwangsweise Aus-

wanderung: das heisst notfalls Vertreibung) klar formuliert wurde. Vor der 

Verabschiedung der Nürnberger Gesetze hatte das Hauptziel Absonderung 

geheissen, und erst im September 1935 sprach Hitler in seiner Erklärung ge-

genüber Walter Gross von «stärkerer Auswanderung» der Juden aus 

Deutschland als einem seiner neuen Ziele. Somit wurden irgendwann Ende 

1935 oder im Laufe des Jahres 1936 Hitlers noch vorläufige Formulierungen 

zu einer festen Leitlinie für alle mit dem Thema befassten Staats- und Partei-

dienststellen. Die Hinwendung zu neuen Zielen passte, wie wir sahen, zu der 

neuen Radikalisierung sowohl im Innern als auch nach aussen. 

Gleichzeitig schritt der «Säuberungs»prozess erbarmungslos voran: Die 

wesentlichen Initiativen stammten von Hitler, aber wenn ihm von Ministern 

oder hohen Parteiführern andere Initiativen vorgelegt wurden, dann erfolgte 

seine Zustimmung alles andere als automatisch. 

Am 1. April 1933 praktizierten in Deutschland etwa 8’000 bis 9’000 jüdi-

sche Ärzte. Ende 1934 hatten ungefähr 2‘200 von ihnen entweder das Land 

verlassen oder ihren Beruf aufgegeben, aber trotz eines stetigen Rückgangs 

im Jahre 1935 waren Anfang 1936 im Reich immer noch 5’000 jüdische Ärzte 

tätig (darunter 2‘800 im öffentlichen Gesundheitswesen). Die offizielle Auf-

stellung der Ärzte des Landes für das Jahr 1937 kennzeichnete jüdische Ärzte 

nach den Nürnberger Kriterien als Juden; inzwischen betrug ihre Gesamtzahl 

etwa 4‘200, etwa die Hälfte der Zahl für 1933,47 aber in den Augen der Natio-

nalsozialisten waren das immer noch viel zu viele. 

Am 13. Dezember 1935 legte der Innenminister den Entwurf eines Geset-

zes zur Regelung des Arztberufes vor. Wie es im Protokoll der Kabinettssit-

zung heisst (das keine Einzelheiten über den Entwurf enthält), machte Frick 

die Minister darauf aufmerksam, «dass die Paragraphen 3 und 5 die Rege-

lung der Arierfrage für die Ärzte enthielten». Der Vorschlag wurde ange- 
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nommen.48 Anscheinend wurde jedoch aus unbekannten Gründen die end-

gültige Formulierung des Gesetzes um mehr als ein Jahr verschoben. 

Am 14. Juni 1937 traf Wagner im Beisein von Bormann mit Hitler zusam-

men: «Als ich dem Führer die Notwendigkeit vortrug, den Ärztestand von 

Juden zu befreien», schrieb Wagner, «erklärte der Führer, dass er diese Berei-

nigung für ausserordentlich notwendig und dringlich hielte. Er hält es auch 

nicht für richtig, dass weiterhin jüdische Ärzte entsprechend dem Anteil der 

jüdischen Bevölkerung zugelassen würden. Auf jeden Fall müssten auch 

diese Ärzte im Kriegsfall ausgeschaltet werden. Die Bereinigung des Ärzte-

standes hält der Führer für wichtiger als z.B. die des Beamtenkörpers, da die 

Aufgabe des Arztes nach seiner Meinung eine volksführende ist bezw. sein 

soll. Der Führer beauftragte uns, Staatssekretär Lammers seinen Auftrag zu 

übermitteln, die gesetzliche Grundlage auszuarbeiten zur Ausschaltung der 

jetzt noch tätigen jüdischen Ärzte (Approbationsentziehung).»49 

Zwei Monate später setzte Lammers Staatssekretär Pfundtner davon in 

Kenntnis, dass die Frage der jüdischen Ärzte auf der Tagesordnung eines 

Treffens von Staatssekretären mit Hitler stand, das für den 1. September an-

beraumt war.50 Innerhalb eines Jahres sollte dann das berufliche Schicksal der 

verbliebenen jüdischen Ärzte in Deutschland besiegelt sein. 

Innenminister Wilhelm Frick, ein treuer Parteigenosse, wenn es je einen 

gegeben hat, hatte dennoch anscheinend das beschleunigte Tempo der Radi-

kalisierung unterschätzt. Aus einem Rundschreiben des Erziehungsministe-

riums vom 25. November 1936 geht hervor, dass Frick zu Beginn des Jahres 

entschieden hatte, es gebe keine legale Basis für die Entlassung arischer Be-

amter, die mit jüdischen Frauen verheiratet waren. In den Worten des Rund-

schreibens: «Diese Stellungnahme [Fricks] hat nicht die Billigung des Führers 

und Reichskanzlers gefunden.» Die Folge war simpel: Fricks Initiative war 

null und nichtig.51 

Einige Monate später machte Frick seinen anfänglichen Mangel an kreati-

vem Legalismus wieder wett. Am 19. April 1937 erliess er die folgende Ver-

fügung: «Mein Rundschreiben vom 7. Dezember 1936 ..., das dem deutsch-

blütigen Ehegatten, der in einer deutsch-jüdischen Mischehe lebt, verbietet, 

in seiner Wohnung die Reichs- und Nationalflagge zu hissen, gilt auch für 

Beamte. Da der Zustand, dass ein Beamter nicht flaggen darf, auf die Dauer 

nicht tragbar ist, ist der jüdisch versippte Beamte in der Regel ... in den Ru-

hestand zu versetzen.»52 Einige Ausnahmen wurden zugelassen, aber die ju-

ristische Basis für die Entlassung von Beamten mit jüdischen Ehefrauen war 

gefunden. 

Im Allgemeinen konnte sich Frick jedoch durchschlagender Erfolge rüh-

men. Am 21. Juli 1937 löste er ein weiteres grosses Problem: Sicherheitsmass-

nahmen, die in Zusammenhang mit der Anwesenheit von Juden in Kurorten 
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und verwandten Einrichtungen zu ergreifen waren. Juden waren nur in jü-

disch geführten Hotels und Pensionen unterzubringen, sofern keine deut-

schen Hausangestellten unter 45 Jahren im Betrieb arbeiteten. Die allgemei-

nen Einrichtungen (für Bäder, Trinkkuren und dergleichen) sollten Juden zu-

gänglich sein, aber es sollte eine möglichst weitgehende Trennung von den 

anderen Gästen erfolgen. Was Anlagen ohne unmittelbare gesundheitliche 

Bedeutung (wie Parks und Sportplätze) anging, so konnten diese für Juden 

gesperrt werden.53 

Doch wie in früheren Jahren zögerte Hitler, wenn eine Massnahme unnö-

tige politische Verwicklungen hervorrufen konnte. So verfügte er am 17. No-

vember 1936 die weitere Verschiebung eines Judenschulgesetzes,54 für das 

ihm ein Entwurf vom Erziehungsminister vorgelegt worden war. Anschei-

nend scheute sich Hitler damals noch, die Absonderung der jüdischen Schü-

ler nach rassischen Kriterien vorzunehmen, da dies zur Verlegung jüdischer 

Kinder christlichen Glaubens in jüdische Schulen geführt und die Beziehun-

gen zur katholischen Kirche zusätzlich belastet hätte.55 

Bisweilen verwandelten sich die Säuberungsmassnahmen in ein total sur-

realistisches Durcheinander. Ein derartiger Fall war die Verleihung des Dok-

torgrades an jüdische Studenten.56 Das Problem wurde anscheinend Ende 

1935 aufgeworfen und vom Innenministerium diskutiert: Etwaige Beschrän-

kungen des Rechts zur Erlangung eines Doktorgrades sollten nicht für aus-

ländische jüdische Studenten gelten; für deutsche Juden blieb die Frage un-

gelöst. Anfang 1936 wurde sie von dem berüchtigten Wilhelm Grau wieder 

aufs Tapet gebracht, der gerade Leiter der jüdischen Abteilung in Walter 

Franks Reichsinstitut für Geschichte des neuen Deutschland werden sollte. 

Am 10. Februar 1936 schrieb Grau an den Staatssekretär im Reichserzie-

hungsministerium, er sei zur Begutachtung einer Dissertation über die Ge-

schichte der Juden von Ulm im Mittelalter aufgefordert worden, die ein Jude 

an der Philosophischen Fakultät der Berliner Universität vorgelegt habe. 

«Während in diesem mir vorliegenden Falle», schrieb Grau, «die Dissertation 

m. E. wissenschaftlich schon nicht genügt, erhebt sich doch auch hier schon 

die allgemeine Frage, ob Juden mit derartigen geschichtlichen Themen über-

haupt an deutschen Universitäten promovieren können. Da leider unsere 

Universitätsprofessoren recht wenig Wissen und noch weniger Instinkt in 

der Judenfrage haben, geschehen auf diesem Gebiet ganz unglaubliche 

Dinge.» Grau fuhr fort mit einer Geschichte, von der bei der Erörterung sei-

nes ersten Beitrags für die Historische Zeitschrift bereits die Rede war: «[Ich 

habe] zeigen müssen, wie ein orthodoxer Jude, Namens Heller, im vergange-

nen Oktober in der Universität Berlin mit einer Arbeit über die Juden im ro-

ten Russland promovieren konnte, in welcher versucht wird, den jüdischen  



7. Paris, Warschau, Berlin – und Wien 249 

Anteil am Bolschewismus vollkommen zu verleugnen mit Hilfe einer Me-

thode, die im völkischen Staat des Nationalsozialismus helle Empörung her-

vorrufen muss. Heller lässt nämlich die ihm unangenehmen bolschewisti-

schen Juden wie Trotzki und Konsorten einfach nicht als Juden gelten, son-

dern als ‚judengegnerische’ Internationalisten. Ich möchte mit diesem Hin-

weis lediglich die Frage nach dem Promotionsrecht der Juden aufgeworfen 

haben.»57 

An der Diskussion über dieses Thema, die sich 1936 und in den ersten Mo-

naten des Jahres 1937 entfaltete, waren das Erziehungsministerium, die De-

kane der Philosophischen Fakultäten sowohl an der Berliner als auch an der 

Leipziger Universität, die Rektoren dieser Universitäten, der Reichsstatthal-

ter von Sachsen und das Büro des Stellvertreters des Führers beteiligt. Die 

Haltung des Erziehungsministeriums war, sich an das Gesetz über das Stu-

dium von Juden an deutschen Universitäten zu halten: Solange es jüdischen 

Studenten gestattet war, an deutschen Universitäten zu studieren, konnte ih-

nen das Recht zur Erlangung eines Doktorgrades nicht genommen werden. 

Das beste Verfahren zur Behandlung der Situation bestand darin, an die na-

tionalen Empfindungen der Professoren zu appellieren und sie dazu zu be-

wegen, keine Juden als Doktoranden anzunehmen.58 Einige Dekane (vor al-

lem der Dekan der Philosophischen Fakultät in Leipzig) erklärten jedoch, als 

Parteimitglieder könnten sie den Gedanken nicht mehr ertragen, Promotions-

urkunden für Juden zu unterzeichnen. 

Am 29. Februar 1936 hob der Dekan der Philosophischen Fakultät an der 

Berliner Universität die negativen Folgen hervor, die sich aus der Zurückwei-

sung der Dissertationen aller vier jüdischen Doktoranden an seiner Fakultät 

(Schlesinger, Adler, Dicker und Heller) ergaben. Da es sich in allen diesen 

Fällen um Arbeiten handelte, die von «arischen Mitgliedern der Fakultät» an-

geregt worden waren, berührte die Ablehnung der Dissertationen auch die 

betreffenden Professoren. Der Dekan zitierte einen von ihnen, Professor 

Holtzmann, den Doktorvater des «Juden Dicker», dessen Dissertation über 

die Juden Ulms abgelehnt worden war: «Herr Holtzmann [hat mir] voller 

Zorn erklärt, nun habe er genug, er werde keinen Juden mehr bei seiner Dok-

torarbeit beraten.»59 

Am 15. Oktober 1936 griff Bormann ein. Für ihn war ein Appellieren an 

«das Nationalbewusstsein der Professoren» nicht das richtige Verfahren zur 

Regelung der Angelegenheit. «Insbesondere», schrieb Bormann an Frick, 

«möchte ich nicht, dass die Durchführung rassischer Grundsätze, die auf der 

Weltanschauung des Nationalsozialismus beruhen, von dem guten Willen 

der Hochschulprofessoren abhängig gemacht wird.» Bormann zögerte nicht: 

Ein Gesetz, das die Zuerkennung von Doktorgraden an jüdische Studenten 

verbot, war erforderlich, und es sollte sich nicht an die Studenten, sondern 

an die Professoren richten. Was die Reaktionen des Auslands anging, so war  
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Bormann der Ansicht, dass die Auswirkungen des Gesetzes positiv sein wür-
den; zur Rechtfertigung dieser Behauptung gebrauchte er ein Argument, des-
sen Bedeutung weit über die vorliegende Frage hinausreichte: «Darüber hin-
aus glaube ich sogar, dass der Erlass besonders in den fremdrassigen Län-
dern, die sich durch unsere Rassenpolitik zurückgesetzt fühlen, auf frucht-
baren Boden fallen wird, da hierin wiederum das Judentum bewusst gegen-
über anderen Fremdrassigen distanziert wird.» Gegen die Aushändigung 
von Doktordiplomen an jüdische Studenten, die die Promotionsbedingun-
gen bereits restlos erfüllt hatten, gab es keine Bedenken.60 

Am 15. April 1937 wurde vom Erziehungsminister ein Erlass entworfen, 
in dem sich Bormanns Auffassung niederschlug: Die Universitäten wurden 
angewiesen, jüdischen Studenten deutscher Staatsangehörigkeit die Able-
gung von Doktorexamina nicht zu gestatten. Mischlingen wurden unter ver-
schiedenen Voraussetzungen Ausnahmen zugestanden, und die Rechte der 
ausländischen Juden blieben unverändert.61 

Die Sache schien erledigt. Doch nur wenige Tage später, am 21. April, traf 
im Erziehungsministerium ein Telegramm von Dekan Weinhandel von der 
Philosophischen Fakultät der Kieler Universität ein, in der dieser eine Ent-
scheidung erbat, «ob Bedenken gegen Annahme einer anthropologischen 
Doktorarbeit bestehen, wenn Bewerber jüdische oder nicht rein arische Frau 
hat».62 

Auch auf örtlicher Ebene machte der Reinigungsprozess die gewünschten 

Fortschritte. So taten die Stadtväter von München, die 1935 die Juden aus öf-

fentlichen Schwimmbädern ausgesperrt hatten, 1937 einen weiteren kühnen 

Schritt. Nun sollte den Juden der Zutritt zu städtischen Reinigungsbädern 

untersagt werden. Doch da die Sache gewichtig war, war Bormanns Geneh-

migung erforderlich. Sie wurde versagt,63 wobei allerdings nicht klar ist, was 

Bormann für Gründe hatte. 

Nachdem die Münchener Behörden auf dem einen Gebiet gebremst wor-

den waren, preschten sie auf einem anderen vor. Seit 1933 waren die Strassen 

der Stadt, die jüdische Namen trugen, nach und nach umbenannt worden. 

Ende 1936 entdeckten jedoch Bürgermeister Karl Fiehler und die Baukom-

mission, dass immer noch elf jüdische Strassennnamen übrig waren. Im 

Laufe des Jahres 1937 wurden daher mit Unterstützung durch das Stadtar-

chiv diejenigen Namen, welche ohne Zweifel jüdisch waren, geändert. Doch 

es bestand, so ein Archivbeamter, immer noch die Möglichkeit, «dass bei ein-

gehender Forschung noch der eine oder andere Namensträger als jüdisch 

versippt sich feststellen liesse».64 

In Frankfurt waren die Probleme, die durch jüdische Strassennamen her-

vorgerufen wurden, noch schlimmer. Die erste, die das Thema öffentlich zur 

Sprache brachte, war anscheinend eine Parteigenossin, die am 17. Dezember 

1933 einen Leserbrief an das Frankfurter Volksblatt schrieb: «Herzlich habe ich 
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die Bitte an Sie, doch versuchen zu wollen, ob es nicht Ihrem Einfluss gelingt, 

unsere Strasse, die nach dem Juden Jakob Schiff heisst, umberufen zu können. 

Grad' in unserer Strasse wohnen fast ausschliesslich nationalsozialistisch ge-

sinnte Leute, und bei Beflaggung weht aus jedem Haus das Hakenkreuz. Das 

‚Jakob Schiff’ gibt immer einen Stich ins Herz.»65 Der Brief wurde an die 

Stadtkanzlei geschickt, die ihn an den Strassenbenennungsausschuss weiter-

leitete. Im März 1934 setzte der Ausschuss den Bürgermeister von allen 

Schenkungen in Kenntnis, die der jüdisch-amerikanische Finanzier Jakob 

Schiff verschiedenen Frankfurter Institutionen einschliesslich der Universität 

gemacht hatte, und schlug deshalb vor, die vorgeschlagene Namensände-

rung abzulehnen, insbesondere da eine derartige Änderung angesichts der 

Bedeutung des Privatbankhauses Jakob Schiff in den Vereinigten Staaten in 

weiten Kreisen bekannt werden würde und zu einer Forderung nach Rück-

erstattung der Summen führen könnte, die der Stadt vermacht worden wa-

ren.66 

Der Brief im Volksblatt hatte jedoch eine Reihe ähnlicher Initiativen ausge-

löst, und am 3. Februar 1935 erbat der Strassenbenennungsausschuss nach 

einem ausgedehnten Schriftwechsel die Zustimmung des Bürgermeisters zu 

folgendem Vorschlag: Die Namen von vierzehn Strassen oder Plätzen sollten 

sofort geändert werden, angefangen mit dem Börneplatz, der jetzt Dominika-

nerplatz heissen sollte. Als die Nazipropaganda «herausfand», dass Schiff in 

grossem Umfang die Bolschewisten finanziert hatte, wurde aus der Jakob-

Schiff-Strasse die Mumm-Strasse (zu Ehren eines früheren Frankfurter Bür-

germeisters).67 Zwölf andere Strassen sollten 1936 umbenannt werden, und 

neunundzwanzig weitere, deren Umbenennung vorgeschlagen worden war, 

sollten ihre Namen behalten, entweder weil sich ihre wirkliche Bedeutung 

wegerklären liess (Mathildenstrasse, Sophienstrasse, Luisenstrasse und Lui-

senplatz, alle in Wirklichkeit nach Frauen aus der Familie Rothschild be-

nannt, würden jetzt als lediglich nach nicht näher bestimmten Frauen be-

nannt angesehen werden) oder weil sich kein hinlänglicher oder triftiger 

Grund für die Änderung finden liess. Im Falle der Jakoby-Strasse beispiels-

weise mussten die möglicherweise arischen Ursprünge des Namens noch un-

tersucht werden; und was die Iselin-Strasse anging, so war «Isaak Iselin ... 

kein Jude (biblischer Vorname war bei den Baseler Calvinisten üblich)».68 

In Stuttgart wurde die Ausschliessung von Juden aus öffentlichen Schwimm-

bädern bis nach den Olympischen Spielen verschoben; antijüdische Initiati-

ven blieben jedoch nicht hinter denen in anderen deutschen Städten zurück. 

Ganz im Gegenteil. Die örtlichen Parteiführer waren darüber erbost, dass die 

jüdische Bevölkerung der Stadt zumindest bis 1937 eher zu- als abnahm. Ju- 
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den aus den Kleinstädten und Dörfern im umliegenden Württemberg flohen 

in die Stadt in der Hoffnung, dort sowohl den Schutz der Anonymität als 

auch Unterstützung durch eine grössere Gemeinschaft zu finden. So verlies-

sen zwar 1936 in den ersten sieben Monaten des Jahres 582 Juden Stuttgart, 

doch im gleichen Zeitraum zogen 592 zu. Erst Ende 1937 begann die etwa 

4’000 Menschen umfassende jüdische Bevölkerung abzunehmen.69 

Der Stadtrat beschloss, die jüdischen Angelegenheiten in die Hand zu neh-

men. Nachdem er sich ausgerechnet in Streichers Nürnberg Rat geholt hatte, 

beschloss er auf seiner Sitzung vom 21. September 1936, dass Altersheime, 

Kindergärten und (endlich) Schwimmbäder, die der Stadt gehörten, für Ju-

den verboten waren; in Krankenhäusern sollten Juden von anderen Patienten 

getrennt werden; städtischen Angestellten wurde es verboten, in jüdischen 

Geschäften zu kaufen und sich von jüdischen Ärzten behandeln zu lassen; 

jüdischen Geschäftsleuten wurde die Teilnahme an Märkten und Messen un-

tersagt; und die Stadt annullierte auf dem Immobiliensektor und in anderen 

Bereichen alle ihre geschäftlichen Transaktionen mit Juden.70 

Paradoxerweise führten diese Initiativen zu einem Zusammenstoss mit 

der staatlichen Verwaltung von Württemberg, als letztere verlangte, ein jüdi-

scher Stadtplaner aus Stuttgart möge von den Baubeschränkungen ausge-

nommen werden. Der Stadtrat beschwerte sich beim württembergischen In-

nenministerium, und der Stuttgarter Bürgermeister Karl Strölin erwähnte 

den Vorfall als ein Beispiel für die Differenzen, zu denen es hinsichtlich der 

Durchführung antijüdischer Massnahmen zwischen städtischen und staatli-

chen Behörden kommen konnte.71 

Derartige Konfrontationen, vorwiegend zwischen regionalen Bürokratien 

und Parteimitgliedern auf örtlicher Ebene, waren tatsächlich nicht unge-

wöhnlich. In Offenburg in Baden begann eine solche Auseinandersetzung am 

19. März 1937 mit einer Beschwerde des jüdischen Rechtsanwalts Hugo 

Schleicher, die er im Namen der örtlichen jüdischen Gemeinde und der Juden 

von Gengenbach, einem Vorort von Offenburg, an das Bezirksamt Offenburg 

richtete. Ein dortiger Kolonialwarenhändler, ein gewisser Engesser, hatte 

sich geweigert, an einen jüdischen Kunden namens Ferdinand Blum Lebens-

mittel und Milch abzugeben. Der Grund dafür war, wie sich bald heraus-

stellte, dass der Bürgermeister von Gengenbach, der auch Vorsitzender des 

Spitalfonds war, Engessser mitgeteilt hatte, man werde ihm nicht gestatten, 

seine Waren an das Spital zu verkaufen, wenn er weiterhin an Juden Waren 

abgebe. Da alle Einzelhändler in Gengenbach an das Spital verkaufen durf-

ten, würde die Taktik des Bürgermeisters rasch zu einem Resultat führen, das 

Schleicher in seinem Brief klar definierte: «Die letzte Consequenz dieser  
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Massnahme [wird sein], dass die jüdische Bevölkerung von Gengenbach 

keine Lebensmittel und keine Milch mehr erhalten wird.»72 

Das Bezirksamt Offenburg übermittelte die Beschwerde an den Bürger-

meister von Gengenbach und forderte eine Stellungnahme an. Am 2. April 

schrieb der Bürgermeister zurück: «Betrifft: Beschwerde des Juden H. Schlei-

cher vom 19. März 1937. Die in der Beschwerde vorgebrachten Angaben stim-

men. Bei dem kohlrabenschwarzen Engesser verkehren als Kunden neben 

den Juden nur die schwärzesten Brüder von Gengenbach, und dadurch bildet 

dieser Laden ein [siel Sammelplatz für alle Dunkelmänner der Gegenwart.* 

Ich habe Engesser vor die Wahl gestellt, sich zu entscheiden, ob er auf Liefe-

rungen an das Krankenhaus verzichten will oder auf die jüdische Kund-

schaft. Er hat sich sofort bereit erklärt, die jüdische Kundschaft zu entlassen. 

Ob die Juden Lebensmittel haben oder ob sie hier verrecken, ist mir gleich-

gültig, sie mögen in fruchtbarere Gegenden ziehen, wo zu Abrahams Zeiten 

bereits Milch und Honig floss. Keinesfalls dulde ich Lieferungen an ein mir 

unterstehendes Unternehmen durch Judenknechte, wie ich mir auch verbit-

ten muss, eines Juden wegen zur Verantwortung gezogen zu werden, als Na-

tionalsozialist lehne ich es ab, Rede und Antwort zu stehen. Ich bitte, dem 

Juden die entsprechende Antwort zu geben.»73 

Das Bezirksamt antwortete rasch. Am 5. April erhielt der Bürgermeister 

seinen Brief mit der Begründung zurück, er sei «in einem derart unsachlichen 

und ungehörigen Tone abgefasst, wie er einer vorgesetzten Behörde gegen-

über durchaus unangebracht und unangemessen ist». Dies war die Botschaft 

des ganzen Schreibens: «Wenn die vorgesetzte Behörde einen Bericht ver-

langt, so gehört es zu Ihren Dienstpflichten, einen solchen zu erstatten, und 

zwar in einer sachlichen Weise. Ich erwarte nunmehr einen solchen sachlich 

abgefassten Bericht, der sich auch darüber ausspricht, ob und wie die Milch-

belieferung der Familie Blum in Gengenbach sichergestellt ist.»74 

IV 

Für Juden wie für Deutsche war das grundlegende Kriterium, nach dem sich 

der Erfolg der antijüdischen Absonderungsmassnahmen einschätzen liess, 

der Umfang jüdischer ökonomischer Präsenz in Deutschland. Einige örtliche 

Vorkommnisse schienen gelegentlich auf unerwarteten Widerstand zu deu-

ten. So brachte der Stuttgarter NS-Kurier am 2. Februar 1937 einen längeren 

*  Diese Tirade entsprach der antikatholischen Schmähkampagne, die die Partei Ende der 

dreissiger Jahre führte. Deren Hauptideologe war Alfred Rosenberg, aber bald sollte 

Martin Bormann zu ihrem wichtigsten Motor werden. 
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Artikel über einen bestimmten Fall von «Erbärmlichkeit und Charakterlosig-

keit». Die Frau des Direktors eines städtischen Unternehmens (dessen Name 

ungenannt blieb) war gesehen worden, wie sie im jüdischen Kaufhaus Scho-

cken Waschseife kaufte.75 Schlimmer noch, am 20. März desselben Jahres 

muss der NS-Kurier seine Leser heftig aufgebracht haben, als er berichtete, 

das in jüdischem Besitz befindliche Münchener Modehaus Rothschild habe 

im Marquardt-Hotel seine Kollektion vorgeführt, und «einige reiche und ent-

sprechend gesinnungslose deutsche Frauen» hätten die jüdische Einladung 

zur Teilnahme an der Veranstaltung angenommen.76 

Manchmal war für die örtlichen Parteiblätter Schweigen die sicherere Al-

ternative. Keine Münchener Zeitung schrieb auch nur eine Zeile über den 

vierstündigen Besuch, den Göring 1936 in Begleitung seines Adjutanten 

Prinz Philipp von Hessen dem Teppich- und Gobelinladen Otto Bernheimer 

abstattete. Obwohl dieser als jüdisches Geschäft bekannt war, zahlte Göring 

36’000 Reichsmark für zwei seltene Teppiche, die dann prompt an ihr hoch-

gestelltes Ziel in Berlin gesandt wurden.77 

Göring war tatsächlich keine Ausnahme, und die Damen der Stuttgarter 

Gesellschaft waren es auch nicht. Gestapo-Berichte aus verschiedenen Teilen 

des Reiches deuten darauf hin, dass Ende 1935 und im Jahre 1936 viele Deut-

sche immer noch nicht zögerten, mit Juden Geschäfte zu machen. Trotz zu-

nehmender Besorgnis der Partei lag der Viehhandel in ländlichen Gegenden 

immer noch weitgehend in jüdischen Händen; so heisst es in einem Gestapo-

Bericht für den Monat November 1935, «dass die Juden den Viehhandel [in 

Hessen] noch nahezu vollkommen beherrschen. Sie haben ihre Tätigkeit ent-

weder in die späten Abendstunden oder in die Nacht verlegt. Zuweilen 

kommt es sogar vor, dass sich Volksgenossen den Juden zur Verfügung stel-

len und als verdeckte Stellvertreter, d.h. im eigenen Namen, jedoch für Rech-

nung der Juden an den einzelnen grösseren Schlachtviehmärkten Frankfurt 

a.M., Wiesbaden und Koblenz Geschäfte machen.»78 Fast ein Jahr später 

schlug ein Bericht aus dem fränkischen Kreis Hilpoltstein Alarm: «Die Han-

delsbeziehungen der Bauern mit Juden haben einen derartigen Umfang an-

genommen, dass sich die politische Leitung zu einem energischen Eingreifen 

veranlasst sah.»79 

In den Städten waren die jährlichen Winterschlussverkäufe in jüdischen 

Geschäften grosse Ereignisse. So berichtete im Februar 1936 die Münchener 

Polizeidirektion, der Ausverkauf in dem in jüdischem Besitz befindlichen 

Textilhaus Sally Eichengrün habe «grosse Menschenmengen» angezogen. 

Zeitweilig standen bis zu dreihundert eifrige Kundinnen auf der Strasse vor 

dem Geschäft Schlange.80 Und verschiedene SD-Berichte deuten darauf hin,  
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dass selbst 1937 in mehreren Bereichen wirtschaftliche Beziehungen zwi-

schen Deutschen und Juden fortbestanden, wobei beispielsweise Mitglieder 

der Aristokratie, des Offizierskorps und der Grossbourgeoisie ihr Vermögen 

immer noch bei jüdischen Banken hielten.81 

Was in dieser frühen Phase der Arisierung den Zehntausenden jüdischer 

Besitzer kleiner Betriebe – als durchschnittlicher Prozentsatz des Wertes – ge-

zahlt wurde, lässt sich schwer einschätzen. Wie in Kapitel 1 bemerkt, lässt die 

neuere Forschung darauf schliessen, dass das beträchtliche Ausmass der Ari-

sierung auf der Ebene mittlerer und kleiner Unternehmen keine Aussagen 

über die Situation in den höheren Rängen der Wirtschaft erlaubt: Hier war 

die Konkurrenz beschränkter, und die Einstellung zu Erpressung war immer 

noch negativ, weil die beteiligten Unternehmen international stärker expo-

niert waren. Daher beschlossen die Nazis, jeden direkten Konflikt zu vermei-

den.82 

In Gesellschaften wie Mannesmann, I.G. Farben, Gesellschaft für elektri-

sche Unternehmungen und dergleichen verblieben Dutzende von Juden in 

Aufsichtsräten und in anderen wichtigen geschäftsführenden Positionen. Die 

Dresdner Bank beispielsweise «hatte 1936 in Berlin immer noch 100 bis 150 

jüdische Angestellte, und fünf Direktoren behielten ihre Posten bis in die Zeit 

von 1938 bis 1940».83 

Als dann tatsächlich die Arisierung auf der Ebene der Grossunternehmen 

stattfand, lassen Hinweise in einigen sehr bedeutenden Fällen darauf schlies-

sen, dass den Besitzern bis Ende 1937 angemessene Preise geboten wurden; 

dann sollte sich die Situation drastisch ändern. Ein Teil des Motivs für diese 

scheinbare Zurückhaltung und Anständigkeit war offensichtlich Eigennutz. 

Der wirtschaftliche Aufschwung war weiterhin ungewiss. Einige der grös-

sten deutschen Firmen benutzten in dem Bestreben, eine zusätzliche Besteue-

rung ihrer neuen Profite zu vermeiden oder den Auswirkungen einer mögli-

chen Abwertung zu entgehen, die kostspielige Aneignung bewährter, aber 

abschreibbarer Unternehmen dazu, ihre steuerbaren Gewinne zu verbessern. 

Jedenfalls interpretierte in diesem Sinne sowohl die NS- als auch die Ge-

schäftspresse den über Nennwert erfolgenden Erwerb der in jüdischem Be-

sitz befindlichen Norddeutschen Hefeindustrie durch die Firma Henckel und 

eine ähnliche Operation, die von der wichtigsten deutschen Tochter von Uni-

lever getätigt wurde.84 Im Allgemeinen verschlechterte sich jedoch die wirt-

schaftliche Gesamtsituation der Juden in Deutschland ständig. 

Eine bemerkenswerte zeitgenössische Zusammenfassung erschien im De-

zember 1935 in der österreichischen Reichspost: «Die in den kleinen und mitt-

leren [deutschen] Provinzstädten ansässigen jüdischen Händler haben aller-

dings schon seit langer Zeit einen schweren Kampf auszufechten. In diesen 

Städten lässt sich nämlich die Waffe des Boykotts viel besser handhaben als 

etwa in Berlin; die Folge davon ist, dass ein Massenverkauf von jüdischen  
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Detailgeschäften eingesetzt hat. ... Aus einzelnen Gegenden ... liegen Berichte 

vor ..dass durchschnittlich 40 bis 50% sämtlicher jüdischer Geschäfte bereits 

in arische Hände übergegangen sind. Daneben gibt es aber auch wieder viele 

Kleinstädte, in denen bereits die letzten Reste jüdischer Geschäftstätigkeit li-

quidiert sind. Daher auch die Tatsache, dass verschiedene kleine Kultusge-

meinden ihre Synagogen zum Verkauf anbieten und dass erst letzthin ein 

fränkischer Bauer ein derartiges Gebäude um den Preis von 700 Mark zum 

Zwecke der Einlagerung von Getreide erwerben konnte.»85 

In Dörfern und Kleinstädten waren Schikanen oft der einfachste Weg, um 

Juden dazu zu zwingen, ihre Geschäfte zu einem Bruchteil des Wertes zu 

verkaufen und fortzuziehen oder auszuwandern. In den grösseren Städten 

und für grössere Betriebe führten Kreditbeschränkungen und andere von ari-

schen Firmen ersonnene Boykottmassnahmen zu demselben Ergebnis. Dieje-

nigen Juden, die an ihrer wirtschaftlichen Tätigkeit festhielten, wurden in zu-

nehmendem Masse auf den rapide schrumpfenden jüdischen Markt be-

schränkt. Von ihren Beschäftigungen ausgeschlossen, wurden jüdische Fach-

leute Hausierer, die entweder Waren von zu Hause aus verkauften oder von 

Ort zu Ort reisten – eine Umkehrung der historischen Entwicklung jüdischer 

sozialer Mobilität. Da die Hausierertätigkeit angemeldet werden musste, wa-

ren die Staats- und Parteibehörden, wie Barkai festgestellt hat, manchmal der 

irrigen Auffassung, die jüdische Wirtschaftstätigkeit nehme zu. Nachdem es 

Juden durch die Nürnberger Gesetze verboten worden war, Arierinnen unter 

45 Jahren im Haus zu beschäftigen, rückten jüdische Mädchen in die neuer-

dings vakanten Stellen ein, was wiederum einen Trend umkehrte, den mo-

derne jüdische Frauen jahrzehntelang unterstützt und erkämpft hatten.86 

Diese allgemeine Entwicklung ist unbestreitbar; doch sie bedarf, sofern 

wir uns auf SD-Berichte verlassen können, der Differenzierung. So vermittelt 

der Bericht der Judenabteilung des SD für das Jahr 1937 den Eindruck, dass 

die Einstellungen gegenüber den Juden in einigen Teilen der Bevölkerung 

gemischt blieben und nicht nur von wirtschaftlichen, sondern auch von reli-

giösen und möglicherweise einigen politischen Motiven getragen waren: 

«Das Berichtsjahr hat erwiesen, dass grosse Teile der Bevölkerung, ja 

selbst der Parteigenossenschaft, sich nicht einmal mehr um die einfachste 

Forderung, nämlich nicht beim Juden zu kaufen, bekümmern. Besonders 

stark zeigt sich diese Sabotage in streng katholischen Bezirken und bei der 

Anhängerschaft der Bekennenden Kirche, die zum Teil aus weltanschauli-

chen Gründen – Lösung der Judenfrage durch die Taufe und Aufnahme der 

Juden in die christliche Gemeinschaft –, zum Teil aber auch zum Zwecke der 

Stärkung der Opposition gegen den Nationalsozialismus, die Arbeit des Rei- 
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ches auf dem Gebiet des Judentums zu stören versucht. Den besten Beweis 

für den Erfolg dieser Gegenarbeit bietet die Tatsache, dass im Gegensatz zum 

übrigen Reichsgebiet in Mittel- und Unterfranken, sowie in Schwaben, eine 

ständige Verschiebung der jüdischen Bevölkerung von den Städten in die 

Landgemeinden vor sich geht, weil die Juden hier, unter dem moralischen 

Schutz der Kirche stehend, die Massnahmen des Reiches weniger stark zu 

spüren bekommen. Ein ähnlicher Vorgang ist in den katholischen Gegenden 

der preussischen Provinz Hessen-Nassau und im Land Hessen zu beobach-

ten.»87 

Auch wenn der SD-Bericht nur die Situation in einigen Gegenden be-

schrieb und auch wenn der Zuzug von Juden aus den Städten aufs Land – da 

die entgegengesetzte Tendenz im Allgemeinen dokumentiert ist – sehr be-

schränkt gewesen sein muss, wurde der Antisemitismus in der Gesamtbevöl-

kerung anscheinend nicht zu einer aktiven Kraft. Die Worte «sich nicht einmal 

mehr bekümmern» lassen sogar bei diesem Thema auf eine zunehmende 

Gleichgültigkeit gegenüber der Parteipropaganda schliessen. Doch wieder-

um waren anscheinend in diesen beiden Jahren einige religiöse Zwänge so-

wie ökonomisches Eigeninteresse die Hauptmotive für derart «laxe» Einstel-

lungen gegenüber den Juden. Aber das bevorstehende Verschwinden fast al-

ler jüdischen Wirtschaftstätigkeit in Verbindung mit stärkerem offiziellem 

Druck machte sich dann bald bemerkbar. 

Nachdem Hitler konkrete Schritte unternommen hatte, um das Reich auf den 

Kurs einer grossen militärischen Konfrontation zu bringen, war das Schicksal 

der Konservativen besiegelt. Ende 1937 war Schacht kaltgestellt, an seine 

Stelle trat der Nationalsozialist Walther Funk. Anfang 1938 folgten dann an-

dere konservative Minister, darunter Aussenminister Neurath und Verteidi-

gungsminister Blomberg. Zur gleichen Zeit musste der Oberbefehlshaber des 

Heeres, General Werner von Fritsch, wegen erdichteter Vorwürfe von Homo-

sexualität unehrenhaft seinen Dienst quittieren. Hitler selbst wurde Befehls-

haber der Streitkräfte, die von da an de facto von einem neuen Oberkom-

mando der Wehrmacht (OKW) unter General Wilhelm Keitel geführt wur-

den. Der immer schwächere und immer problematischere Schutz, den die 

Konservativen gegen die Radikalisierung der antijüdischen Massnahmen des 

Regimes boten, war damit verschwunden. 

In seiner Denkschrift zum Vierjahresplan verlangte Hitler die Verabschie-

dung eines Gesetzes, «das das gesamte Judentum haftbar macht für alle Schä-

den, die durch einzelne Exemplare dieses Verbrechertums der deutschen 

Wirtschaft und damit dem deutschen Volke zugefügt werden».88 Um die Ju-

den für den Tod Gustloffs zu bestrafen (Gustloff war, wir erinnern uns, der 
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NS-Vertreter in der Schweiz, der Anfang Februar 1936 von einem jüdischen 

Studenten ermordet wurde), sollte der Erlass über die kollektive Geldstrafe, 

die Hitler den Juden Deutschlands auferlegen wollte, bis zum Abschluss des 

Prozesses gegen den Attentäter in der Schweiz fertig sein. Der Termin wurde 

nicht eingehalten, weil sich Diskussionen zwischen dem Finanzministerium 

und dem Innenministerium über technische Einzelheiten bezüglich der Geld-

strafe über das Jahr 1937 und das erste Halbjahr 1938 hinzogen. Doch in 

Wirklichkeit resultierte die Verschiebung aus Görings Zögern wegen der po-

tentiellen Auswirkungen eines derartigen Erlasses auf die Devisen- und Roh-

stoffsituation des Reiches.89 Es war dann jedoch Göring, der schliesslich nach 

dem Kristallnacht-Pogrom, das auf Ernst vom Raths Ermordung folgte, die 

Verhängung einer kollektiven Geldstrafe für die Juden Deutschlands verkün-

dete. 

Das Schwinden des konservativen Einflusses, insbesondere im Hinblick 

auf die wirtschaftliche Lage der Juden, wurde auf verschiedenen Ebenen 

spürbar und ebenso auch im Ton des Schriftwechsels zwischen Parteigrössen 

und dem Wirtschaftsministerium. Im Herbst 1936 wurde der Chemnitzer 

Textilfabrikant Königsfeld zur Zielscheibe zunehmender Schikanen von Sei-

ten der örtlichen Parteiorganisationen. Da der Besitzer der Firma ein Misch-

ling ersten Grades war, der mit einer Deutschen verheiratet war und daher 

immer noch ein Anrecht auf den ungeschmälerten Status als vollberechtigter 

deutscher Reichsbürger hatte und da in diesem Unternehmen nach einem 

Rundschreiben des Wirtschaftsministeriums kein jüdischer Einfluss zu er-

kennen war, wurden die Parteibehörden in Sachsen aufgefordert, ihrer Kam-

pagne gegen die Firma Königsfeld ein Ende zu machen. Am 6. Dezember 

antwortete Reichsstatthalter Martin Mutschmann in einem Brief an Ministe-

rialrat Hoppe im Wirtschaftsministerium auf dieses Ersuchen. Mutschmann 

war «sehr erstaunt» über Hoppes Stellungnahme zur «nichtarischen» Firma 

Königsfeld: «Diese [Position] steht im Gegensatz zur nationalsozialistischen 

Weltanschauung und ist meines Erachtens eine Sabotage gegen die Anord-

nung des Führers. Ich bitte deshalb, an dem bestehenden Zustande nichts zu 

ändern, da ich sonst gezwungen wäre, Gegenmassnahmen zu ergreifen, die 

nicht ganz angenehm wären. Ich werde auch Gelegenheit nehmen, dem Füh-

rer Ihre Anschauung über diesen Fall klar vor Augen zu führen. Jedenfalls 

bin ich nicht gewillt, den mir unterstellten Behörden die von Ihnen ge-

wünschten Anweisungen zu erteilen; ich bin im Gegenteil der Meinung, dass 

Sie durch Ihre Stellungnahme bewiesen haben, dass Sie vollkommen fehl am 

Platze sind.»90 

Parteiaktivisten machten sich jetzt daran, in der Presse die Namen von 

Volksgenossen abzudrucken, die in jüdischen Geschäften kauften; obendrein 

wurden die Adressen der Schuldigen danebengesetzt. Bormann musste re- 
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agieren. In einer Anordnung vom 23. Oktober 1937 setzte er sich mit diesen 
Initiativen auseinander, indem er auf einen bekannten Umstand verwies: 
Viele Käufer waren sich nicht darüber im Klaren, dass ein bestimmter Laden 
jüdisch war, und sahen sich daher für eine völlig unabsichtlich begangene 
Missetat in der Presse blossgestellt. Namen sollten daher vor der Veröffentli-
chung sorgfältig überprüft werden, und Parteimitglieder, die sich in einer 
Gegend aufhielten, in der sie sich nicht auskannten, sollten den Einkauf in 
jüdischen Geschäften vermeiden, indem sie sich vorab nach der Identität des 
Eigentümers erkundigten.91 

1936 war klar geworden, dass das Haavarah-Abkommen Deutschland keine 

wirtschaftlichen oder politischen Vorteile gebracht hatte, sondern dass die 

Kanalisierung der jüdischen Auswanderung nach Palästina ganz im Gegen-

teil die Schaffung eines jüdischen Staates fördern konnte. Ein solcher Staat 

konnte zu einem Zentrum der Agitation gegen NS-Deutschland werden, 

oder er konnte, schlimmer noch, die Macht des Weltjudentums fördern und 

koordinieren. Besonders dringlich schien das Problem seit Ende 1936 und in 

den ersten Monaten des Jahres 1937 zu werden, als die britische Peel-Kom-

mission die Empfehlung aussprach, Palästina in zwei getrennte Staaten, ei-

nen jüdischen und einen arabisch-palästinensischen, aufzuteilen, während 

andere Gebiete unter britischer Kontrolle bleiben sollten. Welche diplomati-

sche Position sollte Deutschland einnehmen? Im April 1937 hatte Ernst von 

Weizsäcker, der Leiter der politischen Abteilung der Wilhelmstrasse und 

nachmalige Staatssekretär, eine Position entwickelt, die vom Referat 

Deutschland des Aussenministeriums durchgängig gestützt wurde und die 

gegen die Schaffung eines jüdischen Staates gerichtet war; konkret wurde je-

doch weiter eine Politik der Nichteinmischung verfolgt, was unter anderem 

bedeutete, dass es keine aktive Unterstützung für die arabische Nationalbe-

wegung gab.92 

Unnachgiebiger wurde die antizionistische Position der Wilhelmstrasse, 

zumindest auf der Ebene des Prinzips, als im Juni 1937 Aussenminister 

Neurath selbst Stellung bezog: «Bildung eines Judenstaates oder jüdisch ge-

leiteten Staatsgebildes unter britischer Mandatshoheit liegt nicht im deut-

schen Interesse», kabelte Neurath an seine diplomatischen Vertreter in Lon-

don, Jerusalem und Bagdad, «da ein Palästina-Staat das Weltjudentum nicht 

absorbieren, sondern zusätzliche völkerrechtliche Machtbasis für internatio-

nales Judentum schaffen würde etwa wie Vatikan-Staat für politischen Ka-

tholizismus oder Moskau für Komintern. Es besteht daher ein deutsches In-

teresse an Stärkung des Arabertums als Gegengewicht gegen etwaigen sol-

chen Machtzuwachs des Judentums. Es ist zwar nicht anzunehmen, dass di-

rektes deutsches Eingreifen Entwicklung der Palästina-Frage wesentlich be- 
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einflussen könnte. Gleichwohl wird es sich empfehlen, die interessierten 
fremden Regierungen über unsere Auffassung nicht ganz im Dunkeln zu las- 
sen.»93 

Die Position Neuraths und die allgemeine Denkrichtung im Aussenmini-
sterium gab im Jahre 1937 Gegnern des Haavarah-Abkommens Auftrieb, 
auch wenn klar wurde, dass die Empfehlungen der Peel-Kommission vor al-
lem infolge des starken arabischen Widerstandes nirgendwohin führten. Nie-
mand wagte es jedoch, irgendwelche konkreten Massnahmen gegen das Ab-
kommen zu ergreifen, da Hitler seinen Standpunkt noch nicht zum Ausdruck 
gebracht hatte. Seine Entscheidung, die er Ende Januar 1938 verkündete, be-
deutete ganz eindeutig die Aufrechterhaltung des Haavarah-Abkommens: 
weitere jüdische Auswanderung mit allen möglichen Mitteln. Die Bürokratie 
hatte nur eine Wahl: sich zu fügen. Und das tat sie.94 

Einige Tage vor Hitlers Entscheidung wurde ein etwas weniger gewichti-
ger Fall vor Gericht gelöst: Ein jüdischer Geschäftsmann wurde verurteilt, 
weil er Hakenkreuzfahnen und andere nationale Symbole verkauft hatte. Das 
Gericht vertrat die Auffassung, dass, genau wie es das Gesetz Juden verbot, 
die Reichsflagge zu zeigen, weil sie keinerlei «innere Beziehung» zu den 
Symbolen der Bewegung hatten oder ihnen sogar feindlich gegenüberstan-
den, auch der von Juden betriebene Handel mit diesen Symbolen – eine noch 
erniedrigendere Aktion – einen Verstoss gegen die Ehre der Bewegung und 
des deutschen Volkes darstellte.95 

V 

Am 5. November 1937 rief Hitler ein grosses Aufgebot von Experten für mi-

litärische, wirtschaftliche und aussenpolitische Fragen zusammen, um sie 

von seinen strategischen Plänen für die kommenden vier oder fünf Jahre in 

Kenntnis zu setzen. In naher Zukunft hatte Hitler vor, angesichts der ekla-

tanten Entschlusslosigkeit der westlichen Demokratien gegen die Tschecho-

slowakei und gegen Österreich (in dieser Reihenfolge) vorzugehen. Tatsäch-

lich kam Österreich infolge einer unvorhergesehenen Folge von Umständen, 

die von Hitler geschickt ausgenutzt wurden, als erstes an die Reihe. 

Im deutsch-österreichischen Vertrag von 1936 hatte der österreichische 

Kanzler Kurt von Schuschnigg zugesagt, einige NS-Minister in sein Kabinett 

aufzunehmen. Da Schuschnigg in den Augen der Nationalsozialisten beim 

Eingehen auf ihre Forderungen nicht weit genug ging und sich nicht schnell 

genug bewegte, beorderte ihn Hitler im Februar 1938 nach Berchtesgaden. 

Angesichts einer Drohung mit militärischen Massnahmen akzeptierte Schu- 
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schnigg die Forderungen des deutschen Diktators. Doch als er wieder in 
Wien war, versuchte er, Hitler dadurch zu überlisten, dass er eine Volksab-
stimmung über die österreichische Unabhängigkeit ansetzte. Hitler reagierte, 
indem er den sofortigen Einmarsch in Österreich für den Fall androhte, dass 
die Volksabstimmung nicht abgesagt würde. Die weiteren Forderungen Ber-
lins – einschliesslich des Rücktritts von Schuschniggs und seine Ersetzung 
durch den österreichischen Nationalsozialisten Arthur Seyss-Inquart – wur-
den alle angenommen. Dennoch stand Hitlers Kurs jetzt fest: Am 12. März 
1938 überschritt die Wehrmacht die österreichische Grenze; am darauffolgen-
den Tag wurde Österreich vom Reich annektiert. Am 15. März sprach Hitler 
vom Balkon der Hofburg zu Hunderttausenden von begeisterten Wienern, 
die sich auf dem Heldenplatz versammelt hatten. Seine Schlussworte waren 
kaum noch zu übertreffen: «Als der Führer und Kanzler der deutschen Na-
tion und des Reiches melde ich vor der Geschichte nunmehr den Eintritt mei-
ner Heimat in das Deutsche Reich.»96 

Am 16. März, als die Gestapo kam, um ihn zu verhaften, sprang der jüdi-
sche Dramatiker und Kulturgeschichtler Egon Friedell aus dem Fenster sei-
ner Wiener Wohnung in den Tod. Im Januar 1938 hatten in Wien fünf Juden 
Selbstmord begangen, im Februar vier. In der zweiten Märzhälfte brachten 
sich 79 Wiener Juden um.97 

In Heldenplatz, dem letzten Stück des österreichischen Autors Thomas Bern-

hard, kehrt der jüdische Professor Robert Schuster, der aus Wien stammt, ir-

gendwann in den achtziger Jahren aus Oxford in die österreichische Haupt-

stadt zurück. Für ihn und seine Frau bleibt die Vergangenheit, so stellt er fest, 

quälend gegenwärtig: 

Mein Bruder Josef kann von Glück reden  

dass ihm ein so spontaner Abgang gelungen ist  

Ich habe Selbstmörder immer bewundert  

ich habe nie gedacht dass mein Bruder dazu  

imstande sein könnte ... 

Später spricht er von seiner Frau: 

Sie hört seit Monaten wieder auf geradezu  

beängstigende Weise  

die Massen auf dem Heldenplatz schreien  

Sie wissen ja fünfzehnter März 

Hitler zieht auf dem Heldenplatz ein .. ,98 



8. 

Ein Modell Österreich? 

I 

Am 4. Juni 1938 wurde dem 82jährigen Sigmund Freud die Abreise aus Wien 

gestattet, aus der Stadt, in der er seit seinem vierten Lebensjahr zu Hause 

gewesen war. Zweimal war seine Wohnung von der Gestapo durchsucht 

worden, und seine Tochter Anna hatte man zum Verhör vorgeladen. 

Schliesslich verlangten die NS-Behörden, nachdem sie einen Teil seiner Habe 

beschlagnahmt und ihn mit der Reichsfluchtsteuer belegt hatten, seine Un-

terschrift unter eine Erklärung, dass er nicht misshandelt worden sei. Gehor-

sam unterzeichnete Freud und fügte hinzu: «Ich kann die Gestapo jedermann 

auf das Beste empfehlen.» Die Gestapoleute waren zu stumpfsinnig, um 

selbst einen derart grobschlächtigen Sarkasmus wahrzunehmen, aber das Ri-

siko eines solchen Kommentars war beträchtlich – und man kann sich die 

Frage stellen, ob etwas «in Freud am Werk [war], was ihn wünschen liess, in 

Wien zu bleiben und zu sterben».1 

Als Ergebnis des Anschlusses waren den Nazis weitere 190’000 Juden in 

die Hände gefallen.2 Die Verfolgung in Österreich und insbesondere in Wien 

ging über die im Reich hinaus. Die öffentliche Demütigung war krasser und 

sadistischer, die Enteignung besser organisiert, die Zwangsemigration ra-

scher. Die Österreicher – ihr Land war jetzt in Ostmark umbenannt und der 

Amtsgewalt von Gauleiter Josef Bürckel unterstellt worden, der den Titel 

Reichskommissar für die Wiedervereinigung Österreichs mit dem Deutschen 

Reich erhielt – dürsteten anscheinend mehr nach antijüdischen Aktionen als 

die Bürger des nunmehrigen Altreichs. Die Gewalttätigkeiten hatten bereits 

begonnen, bevor die Wehrmacht die Grenze überschritten hatte; trotz offizi-

eller Bemühungen, ihre chaotischsten und pöbelhaftesten Aspekte einzu-

dämmen, dauerten sie wochenlang an. Der Mob genoss die öffentlichen 

Schauspiele der Erniedrigung; zahllose Gauner aus allen Schichten, die ent-

weder Parteiuniformen trugen oder nur improvisierte Hakenkreuz-Armbin-

den angelegt hatten, griffen zu Drohungen und Erpressungen im grössten 

Ausmass: Geld, Juwelen, Möbel, Autos, Wohnungen und Betriebe wurden 

ihren entsetzten jüdischen Eigentümern entrissen. 

In Österreich war die Judenfrage Anfang der dreissiger Jahre zu einem  
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noch wirksameren Werkzeug rechter Demagogie geworden, als das in 

Deutschland in den letzten Jahren der Republik der Fall gewesen war.3 Als 

Anfang 1934 die NS-Kampagne gegen Engelbert Dollfuss ihren Höhepunkt 

erreichte, brachte sie immer wieder die Beherrschung des Kanzlers durch die 

Juden ins Spiel.4 Nach Dollfuss' Ermordung am 25. Juli und während der ge-

samten Amtszeit seines Nachfolgers Kurt von Schuschnigg, die mit dem 

deutschen Einmarsch im März 1938 endete, verstärkte sich die Agitation. So 

heisst es in Polizeiquellen: «Dass der Antisemitismus und deutsche Nationa-

lismus von entscheidender Bedeutung für den Erfolg nationalsozialistischer 

Propaganda waren, wird von verschiedenen Seiten bestätigt. Fürst Ernst 

Rüdiger Starhemberg, der Kommandeur der Heimwehr und Leiter der Va-

terländischen Front, schrieb später in seinen Nachkriegsmemoiren: ‚Das ge-

fährlichste Einbruchstor aber in die österreichische Abwehrfront lieferte der 

Antisemitismus. ... Überall schon witterte man jüdische Einflüsse und, ob-

wohl in der ganzen Vaterländischen Front nicht ein einziger Jude einen füh-

renden Posten innehatte, erzählten sich ... die Wiener Bürger ... von der Ver-

judung dieser Organisation und dass die Nazis doch recht hätten und dass 

man in Österreich auch mit den Juden Ordnung machen müsse.»»5 

Die unkontrollierte Aggression nach dem Anschluss nahm schnell derar-

tige Ausmasse an, dass Heydrich am 17. März Bürckel davon unterrichtete, 

er werde der Gestapo den Befehl geben, diejenigen Nationalsozialisten zu 

verhaften, die «in den letzten Tagen in grossem Umfange in völlig undiszi-

plinierter Weise sich Übergriffe [gegen Juden] erlaubt» hätten.6 In dem allge-

meinen Chaos hatten solche Drohungen keine unmittelbare Wirkung, und 

die Tatsache, dass die Gewalttätigkeit offiziell den Kommunisten in die 

Schuhe geschoben wurde, änderte an der Situation auch nichts. Erst am 29. 

April, als Bürckel verkündete, die Führer von SA-Einheiten, deren Männer 

sich an den Ausschreitungen beteiligten, würden degradiert und könnten aus 

der SA und der Partei ausgeschlossen werden, begann die Gewalttätigkeit 

nachzulassen.7 

Währenddessen nahm der offizielle Anteil an der Übernahme jüdischen 

Eigentums rasch zu. Am 28. März hatte Göring den Befehl erteilt, «in aller 

Ruhe Massnahmen zur sachgemässen Umleitung der jüdischen Wirtschaft zu 

treffen».8 Mitte Mai war eine Vermögensverkehrsstelle mit fast 500 Angestell-

ten eingerichtet worden, die aktiv die Arisierung der jüdischen Vermögens-

werte betrieb.9 Innerhalb von wenigen Monaten wurden allein in Wien 83 

Prozent des Handwerks, 26 Prozent der Industrie, 82 Prozent der Dienstlei-

stungsbetriebe und 50 Prozent der Einzelhandelsgeschäfte, die Juden gehör-

ten, übernommen; von den 86 Banken in jüdischem Besitz, die es in der öster- 
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reichischen Hauptstadt gab, blieben nach diesem ersten Schlag nur acht üb-

rig.10 Die durch die Beschlagnahmungen und Enteignungen verfügbar ge-

machten Mittel wurden teilweise dazu verwendet, die von «NS-Kämpfern» 

im «jüdisch-sozialistischen Wien» erlittenen Verluste zu kompensieren und 

der verarmten jüdischen Bevölkerung, die nicht auswandern konnte, eine ge-

wisse Unterstützung zu geben.11 Tatsächlich bot der Kompensationsgedanke 

ein breites Spektrum von Möglichkeiten. Am 18. Juli schickte das Büro des 

Stellvertreters des Führers Bürckel einen Entwurf für ein «Gesetz zum Aus-

gleich von Schäden, die dem Deutschen Reich durch Juden erwachsen sind». 

Wie es in dem Brief hiess, war das Gesetz noch nicht verkündet worden, 

«weil noch nicht feststeht, in welcher Weise der Ausgleichsfonds nunmehr 

nach Durchführung der von Göring geplanten Massnahmen gegen die Juden 

gebildet werden soll».12 

Manche Massnahmen bedurften keines Gesetzes. Einige Tage nach dem 

Anschluss nahmen SA-Männer Franz Rothenberg, den Vorstandsvorsitzen-

den der Kreditanstalt, der führenden Bank in Österreich, zu einer Autofahrt 

mit und brachten ihn um, indem sie ihn aus dem fahrenden Wagen stiessen. 

Isidor Pollack, der Generaldirektor der Chemiefirma Pulverfabrik, erhielt im 

April 1938 Besuch von der SA und wurde bei der «Durchsuchung» seiner 

Wohnung so schwer zusammengeschlagen, dass er kurz darauf starb. Die 

Deutsche Bank konfiszierte die von Rothschild kontrollierte Kreditanstalt, 

während die Pulverfabrik, ihre Tochter, von der I.G. Farben übernommen 

wurde.13 

Der gesamte Arisierungsprozess entwickelte sich mit ausserordentlicher 

Geschwindigkeit weiter. Mitte August 1939 konnte Walter Rafelsberger, der 

Leiter der Vermögensverkehrsstelle, Himmler ankündigen, dass «die gestell-

te Aufgabe der Entjudung der Wirtschaft in der Ostmark in der Frist von 

nicht ganz 1½  Jahren praktisch gelöst wurde». Aus Wien waren alle Betriebe 

in jüdischem Besitz verschwunden. Von den 33’000 jüdischen Unternehmen, 

die zum Zeitpunkt des Anschlusses in der österreichischen Hauptstadt exi-

stiert hatten, waren etwa 7’000 schon vor Einrichtung der Vermögensver-

kehrsstelle im Mai 1938 liquidiert worden. «Von den restlichen etwa 26’000 

Betrieben wurden ungefähr 5’000 der Arisierung, die restlichen 21’000 einer 

geordneten Liquidation zugeführt.»14 

Gleichzeitig fing man an, im ganzen Land, insbesondere in Wien, jüdische 

Wohnungen zu beschlagnahmen. Ende 1938 waren von einer Gesamtzahl 

von etwa 70’000 Wohnungen, die Juden gehörten, etwa 44’000 arisiert wor-

den. Nach Kriegsbeginn betrug die Belegungsdichte in den verbleibenden jü-

dischen Wohnungen etwa fünf bis sechs Familien pro Wohnung. Oft gab es 

weder sanitäre Einrichtungen noch Kochgelegenheiten, und in jedem Ge-

bäude stand nur ein Telefon zur Verfügung.15 
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Herbert Hagen traf am 12. März mit den ersten Einheiten der Wehrmacht in 

Wien ein; wenige Tage später stiess Adolf Eichmann, der gerade zum SS-Un-

tersturmführer befördert worden war, zu ihm. Auf der Basis von Listen, die 

vom SD erstellt worden waren, wurden Angestellte jüdischer Organisationen 

verhaftet und Dokumente beschlagnahmt.16 Nach diesem ersten Schlag gab 

es ein gewisses Mass an «Normalisierung», was die Durchführung weitrei-

chenderer Pläne ermöglichte. Eichmann wurde zum Berater für Judenfragen 

beim Inspektor der Sicherheitspolizei und des SD, Franz Stahlecker, ernannt. 

In einem Brief vom 8. Mai unterrichtete er Hagen von seinen neuen Aktivitä-

ten: «Ich hoffe, ich werde bald im Besitz der jüdischen Jahrbücher der Nach-

barstaaten [wahrscheinlich Tschechoslowakei und Ungarn] sein, die ich Ih-

nen dann zusenden werde. Ich betrachte sie als wichtige Hilfsmittel. Alle jü-

dischen Organisationen in Österreich haben Anordnung erhalten, wöchent-

lich Berichte zu erstatten. Diese gehen jeweils an die entsprechenden Referen-

ten in II 112 und an die verschiedenen Sachgebiete. Die Berichte sind in einen 

Bericht über die Lage und einen Bericht über Aktivitäten zu unterteilen. Sie 

sind jede Woche montags in Wien und donnerstags in der Provinz fällig. Ich 

hoffe, ich kann Ihnen die ersten Berichte morgen schicken. Die erste Nummer 

der zionistischen Rundschau soll nächsten Freitag erscheinen. Ich habe mir die 

Fahnen zuschicken lassen und bin jetzt mit der langweiligen Arbeit der Zen-

sur beschäftigt. Sie bekommen die Zeitung natürlich auch. Mit der Zeit wird 

dies bis zu einem gewissen Grade ‚meine Zeitung’ werden. Jedenfalls habe 

ich diese Herren in Bewegung gebracht, das können Sie mir glauben. Sie ar-

beiten bereits sehr eifrig. Ich habe von der jüdischen Gemeinde und der Zio-

nistenorganisation für Österreich eine Auswanderungszahl von 20’000 mit-

tellosen Juden für den Zeitraum vom 1. April 1938 bis zum 1. Mai 1939 ver-

langt, und sie haben mir versprochen, dass sie sich daranhalten werden.»17 

Die Idee der Einrichtung einer Zentralstelle für jüdische Auswanderung 

kam anscheinend von dem neuen Vorsteher der jüdischen Gemeinde, Josef 

Löwenherz. Die Gemeindedienste, die den Auswanderungswilligen beistan-

den, waren von den Zehntausenden von Anträgen auf Ausreisegenehmigun-

gen überrollt worden; ein Mangel an Koordination bei den verschiedenen 

deutschen Behörden, die an dem Auswanderungsprozess beteiligt waren, 

machte die Beschaffung dieser Dokumente zu einer langwierigen, beschwer-

lichen und zermürbenden Tortur. Löwenherz wandte sich an Eichmann, der 

den Vorschlag an Bürckel weiterleitete.18 Berlin gab seine Zustimmung, und 

am 20. August 1938 wurde unter der formellen Verantwortung Stahleckers 

und der faktischen Verantwortung von Eichmann selbst die Zentralstelle ge-

gründet.19 Die Prozedur, die im ehemaligen Rothschild-Palais in der Prinz- 
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Eugen-Strasse 20-22 eingeführt wurde, arbeitete nach Angaben von Eich-

mann mit der Fliessbandmethode: «Vorne kommen das erste Dokument 

drauf und die anderen Papiere, und rückwärts müsste dann der Reisepass 

abfallen.»20 Ein weiteres Prinzip wurde verwirklicht: Durch Abgaben, die 

man den reicheren Mitgliedern der jüdischen Gemeinde auferlegte, wurden 

die Summen konfisziert, die erforderlich waren, um die Auswanderung der 

ärmeren Juden zu finanzieren. Heydrich erklärte diese Methode später so: 

«Wir haben das in der Form gemacht, dass wir den reichen Juden, die aus-

wandern wollten, bei der jüdischen Kultusgemeinde eine gewisse Summe 

abgefordert haben. Das Problem war ja nicht, die reichen Juden herauszu-

kriegen, sondern den jüdischen Mob.»21 

Neben der Beschleunigung der legalen Auswanderung mit allen verfüg-

baren Mitteln begannen die neuen Herren Österreichs, Juden über die Gren-

zen, hauptsächlich die zur Tschechoslowakei, zu Ungarn und der Schweiz, 

abzuschieben. Was bis zum März 1938 eine sporadische NS-Initiative in eini-

gen Einzelfällen gewesen war, wurde nach dem Anschluss zu einer systema-

tischen Politik. Nach Angaben von Göring und Heydrich wurden zwischen 

März und November 1938 etwa 5’000 österreichische Juden auf diesem Wege 

abgeschoben.22 Und eine noch schärfere Kontrolle wurde über diejenigen Ju-

den ausgeübt, die das Land nicht verlassen hatten. Irgendwann im Oktober 

1938 gab Himmler den Befehl, alle Juden aus den österreichischen Provinzen 

in Wien zu konzentrieren. Nach einem internen Vermerk des Judenreferats 

des SD diskutierte Eichmann die Verlegung von schätzungsweise 10’000 Ju-

den, die noch ausserhalb der Hauptstadt lebten, mit Odilo Globocnik, der 

vorübergehend Gauleiter von Wien war, und begab sich am 26. Oktober 

selbst auf eine Fahrt durch die österreichischen Provinzen, «um die SD-Füh-

rer anzuweisen, gemeinsam mit den Stapostellen den Juden entweder bis 

zum 15.12.38 die Auswanderung anzuraten oder aber bis zum 31.10.38 

[wahrscheinlich irrtümlich für: 31.12.38] ihren Wohnsitz nach Wien zu verle-

gen».23 Innerhalb von sechs Monaten nach dem Anschluss waren 45’000 

österreichische Juden ausgewandert, und im Mai 1939 hatten ungefähr 

100’000 oder mehr als 50 Prozent das Land verlassen.24 Der jüdische Exodus 

aus Österreich hatte für die Nationalsozialisten einen unerwarteten positiven 

Nebeneffekt. Jeder Auswanderer musste den Formularen drei Passfotos bei-

fügen. Der Wiener SD machte das Rassenpolitische Amt der Partei auf eine 

derart hervorragende Sammlung aufmerksam; das Amt von Walter Gross 

antwortete sofort: Es hatte an diesem riesigen Inventar jüdischer Gesichter 

«ausserordentliches Interesse».25 

Die Deutschen hatten noch einige weitere Pläne. Im Oktober 1938 schlug 

Rafelsberger vor, in unbesiedelten Gegenden, hauptsächlich in sandigen Re- 
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gionen und in Sümpfen, drei Konzentrationslager für je IOOOO Juden zu er-

richten. Die Juden würden ihre eigenen Lager bauen; die Kosten würden auf 

etwa zehn Millionen Mark beschränkt werden, und die Lager würden Arbeit 

für etwa IOOOO arbeitslose Juden liefern. Eines der technischen Probleme be-

stand anscheinend darin, genügend Stacheldraht aufzutreiben.26 Aus dieser 

Idee wurde nichts – zumindest kurzfristig. Eine andere Idee – die nicht direkt 

mit antijüdischen Massnahmen zusammenhing und in naher Zukunft tödli-

cher war – wurde jedoch schnell in die Praxis umgesetzt. 

«Mauthausen», heisst es in dem neuesten Buch über das Lager, «liegt inmit-

ten einer sanft gewellten Hügelregion, deren Felder die österreichische Land-

schaft wie die Bettdecke eines Riesen bedecken. Friedlich schmiegt sich die 

kleine Stadt an das Nordufer der Donau, deren schnelle Strömung vom na-

hegelegenen Zufluss der Enns, eines bedeutenden Alpenflusses, beschleunigt 

wird. ... Mauthausen liegt nur etwas mehr als 20 Kilometer stromabwärts von 

Linz, der Hauptstadt der Provinz Oberösterreich; etwa 150 Kilometer östlich 

von hier ragt der Stephansdom, das Wahrzeichen Wiens, in den Himmel. ... 

Von allen Schätzen der Gegend sind jedoch für unsere Geschichte die gros-

sen, gähnenden Granitgruben von grösster Bedeutung.»27 

Einige Tage nach dem Anschluss, im März 1938, unternahm Himmler in 

Begleitung von Oswald Pohl, dem Chef des Verwaltungsamtes im SS-Haupt-

amt, eine erste Inspektion der Steinbrüche. Die Absicht war klar: Der Abbau 

des Granits würde einem von der SS betriebenen Unternehmen, den Deut-

schen Erd- und Steinwerken (DEST), die im April gegründet werden sollten, 

erhebliche finanzielle Gewinne bringen; ein Konzentrationslager auf dem Ge-

lände würde die notwendigen Arbeitskräfte liefern. Die abschliessende Ent-

scheidung muss schnell getroffen worden sein, denn nach einem Bericht der 

Londoner Times vom 30. März kündigte «Gauleiter Eigruber von Oberöster-

reich auf einer Rede in Gmunden an, seine Provinz werde für ihre Leistungen 

für die nationalsozialistische Sache die besondere Auszeichnung erhalten, 

auf ihrem Boden ein Konzentrationslager für die Verräter von ganz Öster-

reich zu beherbergen. Dies löste, dem Völkischen Beobachter zufolge, bei den 

Zuhörern derartige Begeisterung aus, dass der Gauleiter einige Zeit lang 

seine Rede nicht fortsetzen konnte.»28 

Ein zweiter Besuch fand Ende Mai statt; diesmal kamen Theodor Eicke, 

der Inspekteur der Konzentrationslager, und Herbert Karl von der Bauabtei-

lung der SS.29 Die ersten 300 Insassen, österreichische und deutsche Krimi-

nelle aus Dachau, trafen am 8. August 1938 ein. Im September 1939 hatte 

Mauthausen dann 2995 Insassen, darunter 958 Kriminelle, 1‘087 Zigeuner 

(hauptsächlich aus der österreichischen Provinz Burgenland) und 739 deut- 
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sche politische Gefangene.30 «Der erste jüdische Häftling war ein Wiener, den 
man als Homosexuellen verhaftet hatte; er wurde im September 1939 in 
Mauthausen registriert, und im März 1940 wurde verzeichnet, dass er gestor-
ben sei. Im Laufe des Jahres 1940 trafen weitere 90 Juden ein; bis auf zehn 
wurden sie alle bis Jahresende als tot aufgeführt.»31 

Nach Götz Aly und Susanne Heim war Österreich das Gebiet, in dem die 

Nationalsozialisten ihre «rationale», wirtschaftlich motivierte Politik zur Ju-

denfrage einführten, die von da an alle ihre Initiativen in diesem Bereich be-

stimmte, von dem in Wien etablierten «Modell» bis zur «Endlösung». Das 

Modell Wien war im Wesentlichen durch eine drastische Umstrukturierung 

der Wirtschaft als Ergebnis der Liquidierung praktisch aller unproduktiven 

jüdischen Betriebe auf der Basis einer gründlichen Taxierung ihrer Rentabili-

tät charakterisiert, die vom Reichskuratorium für Wirtschaftlichkeit erstellt 

wurde;32 durch eine systematische Anstrengung, das neugeschaffene jüdi-

sche Proletariat auf dem Wege beschleunigter Emigration loszuwerden, 

wobei reiche Juden, wie wir sahen, zum Auswanderungsfonds für den mit-

tellosen Teil der jüdischen Bevölkerung beitrugen; durch die Einrichtung von 

Arbeitslagern (den drei von Walter Rafelsbeiger geplanten Lagern), in denen 

der Unterhalt der Juden auf minimalem Niveau gehalten und durch die Ar-

beit der Insassen selbst finanziert werden sollte.33 Im Wesentlichen waren 

diejenigen, die im annektierten Österreich für die Judenfrage zuständig wa-

ren, angeblich von ökonomischer Logik und nicht von irgendwelcher natio-

nalsozialistischen antisemitischen Ideologie motiviert. Dieses Argument 

wird anscheinend dadurch gestützt, dass nicht nur der gesamte Arisierungs-

prozess in Österreich von Görings Vierjahresplan-Administration und ihren 

Technokraten organisiert wurde, sondern dass dieselben Technokraten (wie 

etwa Rafelsberger) auch die Lösung des Problems der verarmten jüdischen 

Massen durch Zwangsarbeits-Konzentrationslager planten, die für Aly und 

Heim frühe Modelle der künftigen Ghettos und schliesslich der künftigen 

Vernichtungslager darstellten. 

Tatsächlich hatte die Liquidierung des jüdischen Wirtschaftslebens in NS-

Deutschland, wie wir sahen, in beschleunigtem Tempo 1936 begonnen, und 

Ende 1937, mit der Beseitigung allen konservativen Einflusses, war die Kam-

pagne der Zwangsarisierung zur Hauptstossrichtung der antijüdischen 

Massnahmen geworden, vor allem um die Juden zur Auswanderung zu 

zwingen. So war also das, was in Österreich nach dem Anschluss geschah, 

einfach der besser organisierte Teil einer generellen Politik, die im gesamten 

Reich angewendet wurde. Die Verknüpfung von wirtschaftlicher Enteignung 

und Vertreibung der Juden aus Deutschland und aus den unter deutscher  
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Kontrolle stehenden Gebieten charakterisierte allerdings weiterhin dieses Sta-

dium der NS-Politik bis zum Ausbruch des Krieges. Dann erschien, nach einer 

Interimsphase von fast zwei Jahren, eine andere «Logik», eine, die kaum von 

ökonomischer Rationalität abhängig war. 

II 

Nach dem Anschluss wurde das jüdische Flüchtlingsproblem zu einer wich-

tigen internationalen Frage. Durch die Einberufung einer Konferenz von 32 

Ländern, die vom 6. bis 14. Juli 1938 im französischen Badeort Evian statt-

fand, demonstrierte Präsident Roosevelt öffentlich seine Hoffnung, für sie 

eine Lösung zu finden. Roosevelts Initiative war überraschend, denn «er ent-

schloss sich zum Eingreifen in eine Situation, in der er praktisch machtlos 

war, da ihm ja durch ein äusserst restriktives Einwanderungsgesetz die 

Hände gebunden waren».34 Tatsächlich stand das Ergebnis von Evian fest, 

bevor die Konferenz überhaupt begonnen hatte: In der Einladung zur Konfe-

renz hiess es ganz unmissverständlich, es werde «von keinem Land erwartet 

werden, eine grössere Zahl von Emigranten aufzunehmen, als es seine beste-

hende Gesetzgebung gestatte».35 

Die Konferenz und ihr Hauptthema, das Schicksal der Juden, fanden in 

der Weltpresse ein breites und vielfältiges Echo. «Es kann kaum Aussicht be-

stehen», schrieb der Londoner Daily Telegraph am 7. Juli, «dass in irgendwie 

absehbarer Zeit Platz gefunden werden wird.»36 Die Gazette de Lausanne vom 

11. Juli meinte: «Manche Leute glauben, dass sie [die Juden] eine zu starke 

Position für eine derart kleine Minderheit besitzen. Daher der Widerstand 

gegen sie, der sich an einigen Orten in eine allgemeine Attacke verwandelt 

hat.» «Sagte man nicht vor dem Ersten Weltkrieg, dass ein Zehntel des Goldes 

der Welt den Juden gehörte?» fragte am 7. Juli die Libre Belgique.31 

Nicht alle Zeitungen waren so feindselig. «Es ist ein Ärgernis speziell für 

das christliche Gewissen», schrieb der Londoner Spectator am 29. Juli, «dass 

die moderne Welt mit all ihren unermesslichen Reichtümern und Ressourcen 

diesen Verbannten keine Heimat und Essen und Trinken und einen gesicher-

ten Status verschaffen kann.»38 Georges Bidault, der dann nach dem Kriege 

französischer Ministerpräsident und Aussenminister war, schrieb am 7. Juli 

in der linkskatholischen Zeitung L'Aube: «Eines ist klar: die aufgeklärten Na-

tionen dürfen nicht zulassen, dass die Flüchtlinge zur Verzweiflung getrieben 

werden.»39 Die französische Zeitung La Croix, die den Mainstream-Katholi-

zismus repräsentierte, drang auf Mitgefühl: «Angesichts des Leidens von 

Menschen», argumentierte sie am 14. Juli, «ist es für uns unmöglich, abseits  
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zu stehen und auf ihren Schrei um Hilfe nicht zu reagieren. ... Wir können 

nicht Beteiligte an einer Lösung der Judenfrage durch ihre Auslöschung, 

durch die vollständige Vernichtung eines ganzen Volkes sein.»40 Doch in 

Evian öffneten sich keine Türen, und den Flüchtlingen wurde keine Hoff-

nung geboten. Unter dem Vorsitz des Amerikaners George Rublee wurde ein 

Zwischenstaatliches Komitee für Flüchtlinge gegründet. Von Rublees Aktivi-

täten, die letztlich zu keinem Ergebnis führten, wird noch die Rede sein. 

Der Sarkasmus der Nationalsozialisten hatte seinen grossen Tag. Für den 

SD wurde auf der Evian-Konferenz «aller Welt vor Augen geführt, dass das 

Judenproblem keineswegs nur eine von Deutschland provozierte Streitfrage, 

sondern dass es ein Problem von aktuellster weltpolitischer Bedeutung ist. 

Trotz der übereinstimmenden Ablehnung der Behandlung der Juden in 

Deutschland durch die Evian-Staaten hat sich mit Ausnahme von Amerika 

grundsätzlich kein Land bereit erklärt, bedingungslos eine beliebige Anzahl 

von Juden aufzunehmen. Bemerkenswert war, dass der australische Vertre-

ter sogar von einer Gefährdung der eigenen Rasse durch die jüdische Ein-

wanderung sprach.»41 Zwischen der deutschen Einschätzung und der sarka-

stischen Zusammenfassung von Evian, die der dortige Newsweek-Kor respond-

ent gab, bestand kein grundlegender Unterschied: «Der Vorsitzende Myron 

C. Taylor, früher Leiter der U. S. Steel, eröffnete die Verhandlungen: ‚Die Zeit 

ist gekommen, da die Regierungen ... handeln müssen, und zwar sofort.‘ Die 

meisten Regierungen, die dort vertreten waren, handelten sofort, indem sie 

den jüdischen Flüchtlingen die Tür vor der Nase zuschlugen.»42 Der Völkische 

Beobachter brachte die triumphierende Schlagzeile: «Niemand will sie.»43 

Auch für Hitler war das eine Gelegenheit, die er sich nicht entgehen lassen 

konnte. Er entschied sich, seine Kommentare in seine Schlussrede auf dem 

Parteitag am 12. September 1938 einzufügen. Deren Hauptthema, die Sude-

tenkrise, fesselte die Aufmerksamkeit der Welt; zu keinem Zeitpunkt seit 

1918 schien die Kriegsgefahr näher zu sein, aber die Juden konnten nicht un-

erwähnt bleiben: «Man beklagt in diesen Demokratien die unermessliche 

Grausamkeit, mit der sich Deutschland – und jetzt auch Italien – der jüdi-

schen Elemente zu entledigen versuchen. Alle diese grossen demokratischen 

Reiche haben insgesamt nur ein paar Menschen auf dem Quadratkilometer. 

In Italien und Deutschland sind es je über 140. Trotzdem hat Deutschland 

einst jahrzehntelang, ohne mit einer Wimper zu zucken, Hunderttausende 

um Hunderttausende dieser Juden aufgenommen. 

Jetzt aber, da endlich die Klagen übergross wurden und die Nation nicht 

mehr gewillt ist, sich noch länger von diesen Parasiten aussaugen zu lassen, 

jammert man darüber. Aber nicht, um nun endlich in diesen demokratischen 
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Ländern die heuchlerische Frage durch eine hilfreiche Tat zu ersetzen, son-

dern im Gegenteil, um eiskalt zu versichern, dass dort selbstverständlich kein 

Platz sei! Sie erwarten also, dass Deutschland mit 140 Menschen auf dem 

Quadratkilometer ohne Weiteres das Judentum weiter erhalten könne, aber 

die demokratischen Weltreiche mit nur ein paar Menschen auf dem Quadrat-

kilometer eine solche Belastung unter keinen Umständen auf sich nehmen 

könnten. Hilfe also keine. Aber Moral!»44 

Das Debakel von Evian gewinnt seine volle Bedeutung aus seinem grösse-

ren Zusammenhang. Die wachsende Stärke des Dritten Reiches nötigte einige 

der Länder, die sich Hitlers allgemeiner Politik angeschlossen hatten, Schritte 

zu ergreifen, die, ob von Deutschland verlangt oder nicht, als Demonstratio-

nen politischer und ideologischer Solidarität mit dem Reich gedacht waren. 

Die berüchtigtste derartige Initiative waren die italienischen Rassengesetze, 

die am 6. Oktober 1938 vom Grossen Faschistischen Rat gebilligt wurden und 

am 17. November in Kraft traten. 

In Italien zählte die jüdische Gemeinschaft kaum mehr als 50’000 Men-

schen und war vollständig in die allgemeine Gesellschaft integriert. Mit dem 

Nachlassen des kirchlichen Einflusses war Antisemitismus selten geworden, 

und selbst in der Armee – und in der faschistischen Partei – gab es promi-

nente Juden. Schliesslich hatte Mussolini selbst in der Vergangenheit keine 

grosse Hochachtung für die nazistische Rassenideologie zum Ausdruck ge-

bracht. Die neuen antijüdischen Gesetze, die nach Nürnberger Muster kon-

struiert waren, riefen in Italien unter den Juden und auch unter vielen Nicht-

juden weitverbreitete Bestürzung hervor.45 

Den Oktobergesetzen vorangegangen war Mitte Juli das Rassische Mani-

fest, eine Erklärung, die Mussolinis Gebräu von völkischem Antisemitismus 

darlegte und als theoretische Grundlegung der bevorstehenden Gesetzge-

bung gedacht war. Hitler konnte nicht umhin, soviel guten Willen huldvoll 

anzuerkennen. Er tat dies am 6. September, in seiner ersten Rede auf dem 

Nürnberger Parteitag: «Ich darf es hier, glaube ich, in meinem und in Ihrer 

aller Namen bekunden, wie tief innerlich glücklich wir sind angesichts der 

Tatsache, dass eine weitere grosse europäische Weltmacht aus eigenen Erfah-

rungen, aus eigenem Entschluss und auf eigenen Wegen die gleiche Auf-

fassung vertritt und mit bewunderungswürdiger Entschlossenheit die weit-

gehendsten Konsequenzen gezogen hat.»46 Das erste antijüdische Gesetz, das 

im Mai 1938 in Ungarn eingeführt wurde, wurde mit weniger Fanfarenstös-

sen begrüsst als die Entscheidung Mussolinis, aber es verwies auf dieselbe 

Grundtatsache: Der Schatten von Hitlers antijüdischer Politik wurde immer 

länger und fiel über immer grössere Teile Europas.47 
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Während die Juden in einer wachsenden Zahl europäischer Länder zur Ziel-

scheibe gesetzlicher Diskriminierung wurden und während internationale 

Bemühungen zur Lösung des Problems der jüdischen Flüchtlinge scheiter-

ten, wurde unter völliger Geheimhaltung ein ungewöhnlicher Schritt getan. 

Im Frühsommer 1938 forderte Papst Pius XI., der sich im Laufe der Jahre zu 

einem immer standhafteren Kritiker des NS-Regimes entwickelt hatte, den 

amerikanischen Jesuiten John LaFarge auf, den Text für eine Enzyklika gegen 

den NS-Rassismus und insbesondere den NS-Antisemitismus zu entwerfen. 

LaFarge war wahrscheinlich wegen seiner fortwährenden antirassistischen 

Aktivitäten in den Vereinigten Staaten und wegen seines Buches Interracial 

Justice, das Pius XI. gelesen hatte, ausgewählt worden.48 

Mit Hilfe zweier anderer Jesuiten, des Franzosen Gustave Desbuquois und 

des Deutschen Gustav Gundlach, schloss LaFarge im Herbst 1938 den Ent-

wurf von Humani generis unitas (Die Einheit des Menschengeschlechts) ab 

und übergab ihn dem General des Jesuitenordens in Rom, dem Polen Wladi-

mir Ledóchowski, der ihn dem Papst unterbreiten sollte.49 In der Zwischen-

zeit hatte Pius XI. erneut bei verschiedenen anderen Anlässen den Rassismus 

kritisiert. Am 6. September 1938 ging er in einem privaten Gespräch mit einer 

Gruppe belgischer Pilger noch weiter. Mit grosser Bewegung, anscheinend 

unter Tränen, erklärte der Papst, nachdem er über das Opfer Abrahams ge-

sprochen hatte: «Nein, es ist den Christen nicht möglich, am Antisemitismus 

teilzunehmen. Wir erkennen jedem das Recht zu, sich zu verteidigen und die 

geeigneten Mittel zu gebrauchen, um sich gegen alles, was die eigenen legi-

timen Interessen untergräbt, zu schützen. Der Antisemitismus ist nicht ver-

tretbar. Wir sind im geistlichen Sinne Semiten.»50 

In dieser Erklärung, die der Papst in privatem Kreis abgab und die daher 

in der Presse nicht erwähnt wurde, hielt sich seine Verdammung des Antise-

mitismus in theologischem Rahmen: Er kritisierte nicht die fortwährende 

Verfolgung der Juden, und er machte auch eine Äusserung über das Recht 

auf Selbstverteidigung (gegen übermässigen jüdischen Einfluss). Dennoch 

war seine Aussage klar: Christen konnten den Antisemitismus der Nazisorte 

(oder auch den, der sich genau um diese Zeit in Italien herausbildete) nicht 

dulden. 

Die Botschaft der Enzyklika war ähnlich: eine Verdammung des Ras-

sismus im Allgemeinen und die Verdammung des Antisemitismus aus theo-

logischen Gründen, vom Standpunkt der christlichen Offenbarung und den 

Lehren der Kirche über die Juden.51 Selbst in dieser Form wäre die Enzyklika 

die erste feierliche Verurteilung der antisemitischen Einstellungen, Lehren 

und Verfolgungen in Deutschland, im faschistischen Italien und in der ge-

samten christlichen Welt durch die höchste katholische Autorität gewesen. 
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Wladimir Ledöchowski war vor allem ein fanatischer Antikommunist, der 

überdies hoffte, dass ein politisches Arrangement mit NS-Deutschland mög-

lich bleiben werde. Er verschleppte die Angelegenheit. Der Entwurf von Hu-

mani generis unitas wurde von ihm zur zusätzlichen Kommentierung an den 

Herausgeber des bekanntermassen antisemitischen Organs der römischen Je-

suiten, Civiltà Cattolica, gesandt.52 Erst als LaFarge direkt an Pius XI. geschrie-

ben hatte, erhielt dieser einige Tage vor seinem Tode den Text. Der Papst 

starb am 9. Februar 1939. Sein Nachfolger Pius XII. war wahrscheinlich über 

das Vorhaben unterrichtet und traf wahrscheinlich die Entscheidung, Humani 

generis unitas zu den Akten zu legen.53 

III 

Selbst 1938 existierten in Deutschland immer noch kleine Inseln rein symbo-

lischen Widerstands gegen die antijüdischen Massnahmen. Vier Jahre zuvor 

hatte das Reichserziehungsministerium dem Deutschen Verein für Kunstwis-

senschaft befohlen, seine jüdischen Mitglieder auszuschliessen. Der Verein 

fügte sich nicht, sondern bildete lediglich seinen Vorstand um. Aus internen 

Vermerken des Ministeriums geht hervor, dass Erziehungsminister Rust 

seine Forderung 1935 wiederholte, erneut anscheinend ohne Erfolg. Im März 

1938 schickte Staatssekretär Zschintsch seinem Chef eine Erinnerung: Alle 

Gelder für den Verein sollten gestrichen werden, und wenn der Befehl nicht 

befolgt würde, wäre es ihm nicht mehr gestattet, sich als «deutsch» zu be-

zeichnen. «Der Minister [muss] ein Interesse daran haben ...», schloss 

Zschintsch, «dass der Verein endlich den Grundsätzen nationalsozialistischer 

Auffassung entspricht.»54 Wir wissen nicht, was der Verein daraufhin be-

schloss; jedenfalls wurden seine jüdischen Mitglieder nach dem Pogrom vom 

November 1938 mit Sicherheit nicht mehr gehalten. 

Es gab noch einige weitere – ebenso unerwartete – Zeichen von Unabhän-

gigkeit. Etwas Derartiges sollte bei den Salzburger Festspielen des Jahres 1938 

stattfinden. Nach dem Anschluss sagte Arturo Toscanini, der sich 1933 ge-

weigert hatte, in Bayreuth zu dirigieren, auch in Salzburg ab. 

Salzburg war in mehr als einer Hinsicht symbolisch. Schon ganz von An-

fang an, im Jahre 1920, als Hugo von Hofmannsthal und Max Reinhardt die 

ersten Festspiele um eine Aufführung von Hofmannsthals Jedermann (einem 

Stück, das auf dem gleichnamigen mittelalterlichen Mysterienspiel basierte) 

organisiert hatten, hatte die österreichische antisemitische Presse gegen die 

jüdische kulturelle Invasion getobt und dagegen, dass das erhabenste Erbe  
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des Christentums von drei Juden ausgebeutet wurde (der dritte war der 

Schauspieler Alexander Moissi).55 Dennoch wurden die Festspiele jahrein, 

jahraus mit Hofmannsthals Jedermann eröffnet (abgesehen von Aufführun-

gen seines Welttheaters in den Jahren 1922 und 1924). 1938 wurde der Jeder-

mann natürlich aus dem Repertoire genommen.56 Die jüdische Invasion war 

eingedämmt. 

Wilhelm Furtwängler war bereit, den Platz Toscaninis in Salzburg einzu-

nehmen. Während seiner gesamten Karriere in NS-Deutschland erwies sich 

Furtwängler als ein politischer Opportunist, der Anwandlungen von Mut 

hatte. In Salzburg war er bereit, Wagners Meistersinger zu dirigieren, sofern 

der Jude Walter Grossmann als zweite Besetzung in der Rolle des Hans Sachs 

beibehalten würde. Wie es sich fügte, erkrankte am Abend der Eröffnung 

Karl Kammann, der programmgemässe Hans Sachs, und es sang Walter 

Grossmann: «Eine glitzernde Menge, angeführt von Joseph Goebbels und sei-

nem Gefolge, sass in pflichtschuldiger Begeisterung die Lieblingsoper des 

Führers ab, während Grossmann Nürnbergs deutschesten Helden zum Le-

ben erweckte.»57 Doch weder die Aktivitäten des Kunsthistorikerverbandes 

noch Walter Grossmanns Auftritt konnten die ständig anschwellende Flut – 

und den Druck – der antijüdischen Propaganda der Nationalsozialisten ein-

dämmen. 

«Der ewige Jude», die umfangreichste antijüdische Ausstellung der Vor-

kriegsjahre, wurde am 8. November 1937 im Deutschen Museum in München 

eröffnet. Streicher und Goebbels hielten Reden. Am selben Abend organi-

sierte der Direktor der Bayerischen Staatstheater im Residenztheater eine 

kulturelle Veranstaltung, die nach Angaben der Deutschen Allgemeinen Zei-

tung die «wesentlichsten Themen» der Ausstellung zum Ausdruck brachte. 

Der erste Teil des Programms bot eine für die Bühne bearbeitete Wiedergabe 

von Auszügen aus Luthers berüchtigtem Pamphlet Wider die Juden und ihre 

Lügen, der zweite Teil präsentierte Lesungen aus anderen antijüdischen Tex-

ten und der dritte die Shylock-Szenen aus Shakespeares Kaufmann von Vene-

dig.53 

Ein SOPADE-Bericht, der einige Wochen nach der Eröffnung niederge-

schrieben wurde, hob hervor, die Ausstellung sei «nicht ohne Eindruck auf 

den Besucher» geblieben. Im ersten Saal zeigte man dem Betrachter grosse 

Modelle von jüdischen Körperteilen: «das jüdische Auge, ... die jüdische 

Nase, den jüdischen Mund, die Lippen usw.» Riesige Fotos von verschiede-

nen «rassetypischen» jüdischen Gesichtern und Manieriertheiten folgten – 

ein gestikulierender Trotzki, Charlie Chaplin und dergleichen –, «alles in der 

abstossendsten Form». Materialien (beispielsweise Auszüge aus dem Buch 

Esther) und Karikaturen, Parolen und Beschreibungen von «Juden in der Po-

litik», «Juden in der Kultur», «Juden in der Wirtschaft» – sowie Darstellungen 

jüdischer Ziele und Methoden in diesen verschiedenen Bereichen – füllten  
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einen Raum nach dem anderen. Dem Bericht zufolge war die Abteilung «Ju-

den im Film» besonders wirkungsvoll: In dieser Sektion wurde ein unerträg-

lich kitschiger kommerzieller Streifen gezeigt; zum Schluss erschien Alfred 

Rosenberg auf der Leinwand und erklärte: «Sie sind entsetzt über diesen 

Film. Ja, er ist ganz besonders schlecht, aber gerade diesen wollten wir Ihnen 

zeigen.» 

Der Verfasser des SOPADE-Berichts gibt zu, dass er beim Verlassen der 

Ausstellung tief beeindruckt war; seine Begleiterin war es ebenfalls. Sie stellte 

Fragen über das, was sie gesehen hatten: «Ich ... habe meiner Begleiterin die 

Wahrheit nicht erklären können», räumt er ein, «ich war zu schwach dazu.»59 

Einige SA-Einheiten waren von der Ausstellung so inspiriert, dass sie auf ei-

gene Faust eine Boykottaktion starteten, als «erzieherische Fortsetzung» des-

sen, was sie im Deutschen Museum gesehen hatten.60 

Eine Ausstellung wie «Der ewige Jude» war nur der extremste Ausdruck 

der ständigen Bemühung, alle Arten von verurteilendem Material über die 

Juden zusammenzustellen. In den ersten Jahren des Regimes stiess man auf 

verschiedene Formen dieser Bemühung. Nun, am Ende des Jahres 1937 und 

im Verlauf des ganzen Jahres 1938, ging die Suche mit erneuertem Erfin-

dungsreichtum weiter. Am 24. Februar 1938 informierte der Justizminister 

alle Staatsanwälte, es sei nicht mehr erforderlich, an die Pressestelle des Mi-

nisteriums eine Kopie jeder Anklage gegen einen Juden zu schicken, da sie 

bereits einen ausreichenden Überblick über die Kriminalität der Juden er-

langt habe. Die Arten von kriminellen Akten von Juden, die immer noch ge-

meldet werden mussten, waren «Fälle, die neue juristische Fragen aufwarfen; 

solche, in denen der Täter eine besonders bösartige Absicht gezeigt oder be-

sonders anrüchige Methoden verwendet hatte; solche, in denen das Verbre-

chen in besonders grossem Ausmass verübt wurde oder besonders grossen 

Schaden angerichtet oder in der Öffentlichkeit ungewöhnliches Interesse er-

regt hatte; schliesslich Fälle von Rassenschande, bei denen der Tater ein Wie-

derholungstäter war oder eine Machtposition missbraucht hatte.»61 Derartige 

Fälle von Juden in Deutschland, die ihre Machtposition missbrauchten, um 

Rassenschande zu begehen, müssen im Jahre der Gnade 1938 einigermassen 

selten gewesen sein ... 

Im März 1938 kam die Frage der jüdischen Mischlinge und der mit Juden 

Verheirateten, die immer noch im Staatsdienst standen, auf die Tagesord-

nung. Die Anordnung einer Untersuchung scheint von Hitler selbst ausge-

gangen zu sein, denn es war ein Mitglied der Kanzlei des Führers, Hans He-

feimann, das am 28. März 1938 den SD und speziell die Abteilung II 112 auf-

forderte, alle einschlägigen Dokumente zu sammeln. Die Beamten von II 112  
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wiesen darauf hin, dass die bevorstehende Volkszählung einen genauen 

Überblick über diese besondere Gruppe liefern werde und dass jedenfalls 

etwa existierende Akten wahrscheinlich in den höheren Rängen jedes einzel-

nen Ministeriums zu finden seien, da bei jeder Beförderung die teilweise jü-

dische Abstammung oder familiäre Beziehungen zu Juden berücksichtigt 

werden mussten.62 

Anfang 1938 mussten alle deutschen Juden ihre Pässe abgeben (neue wur-

den nur für diejenigen Juden ausgestellt, die auswandern wollten).63 Doch 

über ein weiteres Identifikationsdokument wurde bald eine Entscheidung 

getroffen. Im Juli 1938 verfügte das Innenministerium, dass bis Ende des Jah-

res alle Juden bei der Polizei einen Personalausweis beantragen mussten, den 

sie immer bei sich zu tragen und auf Verlangen vorzuzeigen hatten.64 Am 17. 

August verkündete eine weitere Verfügung, die von Hans Globke abgefasst 

war, dass vom 1. Januar 1939 an Juden, die keinen der auf einer als Anlage 

beigefügten Liste verzeichneten Vornamen trugen, ihrem Namen den Vorna-

men Israel oder Sara hinzuzufügen hatten.65 Die beigefügte Liste männlicher 

Vornamen begann mit Abel, Abieser, Abimelech, Abner, Absalom, Ahab, 

Ahasja, Ahaser66 und so fort; die Liste der weiblichen Vornamen gehörte in 

dieselbe Kategorie. (Wären diese Listen unter anderen Umständen zusam-

mengestellt worden, dann könnten sie als angemessene Belege für die Gei-

stesverfassung bürokratischer Schwachsinniger stehen.) 

Einige der Namen auf Globkes Listen waren völlig frei erfunden, und an-

dere waren grotesk ausgewählt, was offensichtlich auf eine Absicht zurück-

zuführen war, die sich aus Identifizierung und Herabsetzung zusammen-

setzte. Ein überraschendes Exemplar bei den typisch jüdischen Namen war 

der Vorname Isidor. Dazu ist treffend bemerkt worden: «Der heilige Isidor 

von Sevilla, der judenfeindliche Kirchenvater, und der heilige Isidor von Ma-

drid, der Patron so vieler süddeutscher Dorfkirchen, hätten sich gewun-

dert.»67 Doch es mag durchaus sein, dass Globke lediglich der zeitgenössi-

schen Praxis folgte: In Deutschland war Isidor damals ein Name, den haupt-

sächlich Juden trugen.68 

Einige Monate nach dem Anschluss verlangte Streicher von Himmler, er 

möge seinen Forschern den Zutritt zu den Rothschild-Archiven in Wien ge-

statten, damit sie dort Material für ein «monumentales historisches Werk 

über Juden, jüdische Verbrechen und jüdische Gesetze von der Vergangen-

heit bis in die Gegenwart» sammeln konnten. Himmler war einverstanden, 

bestand aber darauf, dass bei der Durchsicht der Dokumente ein Vertreter 

des SD anwesend war.69 Die Rothschild-Archive übten eine weitverbreitete 

Faszination aus. Rosenberg plante für den Parteitag im September 1938 eine 

offizielle Ausstellung, die das Thema «Europas Schicksal im Osten» haben 

sollte. Sein Amt wandte sich an SS-Hauptsturmführer Hartl von der Wiener  
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Gestapo, der die Rothschild-Archive beschlagnahmt hatte, da er hoffte, Do-

kumente zu finden, aus denen hervorging, dass das Judentum im Osten Kon-

takte sowohl zu Industriellen als auch zu marxistischen Führern unterhielt: 

«Wir nehmen an», schrieb Rosenbergs Beauftragter, «dass unter dem be-

schlagnahmten Inventar im Hause Rothschild einige wertvolle Originalhin-

weise auf dieses Thema vorgefunden wurden.» Hartls Büro antwortete einige 

Wochen später: In den Rothschild-Papieren liess sich kein Material, das für 

das Ausstellungsthema relevant war, auffinden.70 Etwa um dieselbe Zeit 

teilte SS-Oberführer Albert seinem Kollegen vom SD, SS-Standartenführer 

Six, mit, er sei zu «Forschungszwecken» besonders am Zugang zu den 

Rothschild-Archiven interessiert; Six versicherte Albert, das Material sei zu-

gänglich, auch wenn es jetzt an mehrere verschiedene Orte geschafft worden 

sei; seine Verwalter, das sei zu beachten, seien nicht alle gewöhnliche Archi-

vare: Das Rothschild-Material aus Frankfurt und die 30’000 Bände umfas-

sende Bibliothek, die dazugehörte, wurden im SS-Oberabschnitt Fulda-

Werra sicher verwahrt.71 

Nach der Annektierung des Sudetenlandes wandte sich Rosenberg an 

Konrad Henlein, den Führer der Sudetendeutschen, mit der Bitte um etwaige 

marxistische, jüdische und auch religiöse Literatur, die «für die Bibliothek 

und die wissenschaftliche Forschungsarbeit der in Gründung befindlichen 

Hohen Schule unschätzbares Material bietet».72 

Es leuchtet ein, dass bei einer so weitgespannten Forschungsaktion einige 

Grenzfragen das Gefühl der Nazis für feine Unterscheidungen auf eine harte 

Probe stellten. So wandte sich am 9. März 1938 Otto Winter, der Inhaber von 

Carl Winter's Universitätsbuchhandlung in Heidelberg, an Rosenberg mit 

der Bitte um Rat in einer ziemlich heiklen Angelegenheit. In den zwanziger 

Jahren hatte Winter vier Bände einer auf fünf Bände angelegten Standardaus-

gabe der Werke von Baruch Spinoza herausgebracht; der 5. Band war 1932 

gesetzt worden, war aber noch nicht gedruckt. Winter hatte den Eindruck, 

dass er nicht von sich aus entscheiden könne, ob er den letzten Band heraus-

bringen sollte (in seinem Brief betonte er seine langjährige Parteimitglied-

schaft und seine ausgedehnte Beteiligung an publizistischen Aktivitäten der 

Nationalsozialisten).73 Am 18. März genehmigte Rosenbergs Amt Wissen-

schaft die Veröffentlichung (wahrscheinlich auf Empfehlung des Parteiphilo-

sophen Alfred Bäumler).74 Winter war jedoch nicht umsonst ein altgedienter 

Parteigenosse: Am 30. März dankte er Rosenberg für die Genehmigung und 

fragte an, ob er in der Anzeige, die er in das Börsenblatt für den Deutschen Buch-

handel zu setzen gedachte, davon Gebrauch machen dürfe: «Ich lege Wert 

darauf», fügte er hinzu, «um mich vor unberechtigten Angriffen zu schüt-

zen.» Die Reaktion auf Winters Ersuchen hinterliess unmittelbare Spuren auf 

dem Rand des Briefes: zwei dicke Fragezeichen und ein viermal unterstriche- 
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nes«nein».75 Winter wurde dies einige Tage später unmissverständlich mit-

geteilt. Um sicherzustellen, dass Winter kein falsches Spiel versuchen würde, 

wurde der Brief des Amtes Wissenschaft per Einschreiben geschickt.76 

Manchmal half kein Mass an formeller Identifizierung, und es kam zu eini-

gen äusserst ärgerlichen Situationen. So musste am 20. August 1938 die Rek-

torin der Fürstenberger Mittelschule in Frankfurt in Beantwortung einer An-

frage durch die politische Abteilung der Gauleitung Hessen-Nassau eine et-

was verlegene Erklärung abgeben. Was geschehen war, liess sich nicht leug-

nen: Einige Tage vorher hatten die beiden jüdischen Mädchen, die immer 

noch die Schule besuchten, an der täglichen Flaggenhissung teilgenommen. 

Rektorin Öchler versuchte, den Vorfall wegzuerklären, indem sie angab, es 

habe bei den Lehrkräften zahlreiche Vertretungen und Umstellungen gege-

ben und die Mädchen hätten diese Situation «in einer gewissen jüdischen 

Aufdringlichkeit» ausgenutzt. Die Lehrer seien entsprechend instruiert wor-

den, und die Rektorin wollte den Anlass dazu benutzen, um die Mädchen 

von der Schule zu verweisen.77 Doch dabei blieb es nicht. Am 27. August 

schickte die Gauleitung die Akte an die Kreisleitung Gross-Frankfurt. Vier 

Tage später schrieb der Kreisleiter an Bürgermeister Kremmer, das Gesche-

hene sei trotz der Erklärungen der Rektorin unverständlich und unent-

schuldbar: «Ich bitte Sie, die Angelegenheit weiter zu verfolgen», schloss der 

Kreisleiter, «und dafür zu sorgen, dass die Frankfurter Schulen restlos von 

jüdischen Schülern gesäubert werden.»78 Am 8. September übergab das Amt 

des Bürgermeisters den Fall an das Schulamt der Stadt mit einer dringenden 

Aufforderung, die Angelegenheit zu klären, die Möglichkeit der Säuberung 

der städtischen Schulen von ihren jüdischen Schülern zu erwägen und den 

Entwurf einer Antwort an den Kreisleiter vorzulegen. Das Material sollte bis 

zum 18. September eingegangen sein. Das Schulamt reagierte auf den dring-

lichen Fall mit Gelassenheit: Seine Antwort ging am 26. September an den 

Bürgermeister ab. Grundsätzlich, so hiess es darin, sei es zu dem Vorfall ge-

kommen, weil es bei den Lehrern viele Umstellungen und Vertretungen ge-

geben habe. Darüber hinaus sei die Frage des Besuchs städtischer Schulen 

durch jüdische Kinder durch das Gesetz gegen die Überfüllung deutscher 

Schulen und Hochschulen vom 25. April 1933 geregelt (das heisst, jüdische 

Schüler konnten bis zu einer Grenze von 1,5 Prozent der Gesamtzahl der Be-

sucher aufgenommen werden, wobei Kinder von Weltkriegskämpfern und 

von Paaren von Mischlingen ersten und zweiten Grades von diesem Nume-

rus clausus ausgenommen waren).79 
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IV 

Die antijüdische Wirtschaftskampagne begann in den ersten Monaten des 

Jahres 1938 mit Hochdruck; während des ganzen Jahres wurden ständig neue 

Gesetze und Verordnungen erlassen, die jede noch verbliebene wirtschaftli-

che Existenz von Juden in Deutschland zunichte machten. Zu Beginn des Jah-

res lebten im Altreich immer noch 360’000 Juden, die meisten von ihnen in 

mehreren grossen Städten, vor allem in Berlin. Jüdische Vermögen, die 1933 

auf zehn bis zwölf Milliarden Reichsmark geschätzt worden waren, waren 

im Frühjahr 1938 auf die Hälfte dieser Summe geschrumpft. Dies allein lässt 

schon erkennen, dass die Arisierung, wie Barkai gezeigt hat, ein schrittweise 

ablaufender Prozess war, der zu den Massnahmen führte, die dann während 

des Jahres 1938 über die Juden Deutschlands kommen sollten.80 

Am 26. April wurden alle Juden angewiesen, ihr Vermögen anzumelden.81 

Am 14. Juni wurde das Problem, vor dem das Boykottkomitee am 1. April 

1933 kapituliert hatte, gelöst. Nach der dritten Verordnung zum Reichsbür-

gergesetz galt ein Gewerbebetrieb als jüdisch, wenn der Inhaber oder eine der 

zur gesetzlichen Vertretung berufenen Personen jüdisch waren oder wenn 

am 1. Januar 1938 ein Mitglied des Vorstands oder Aufsichtsrats Jude war. 

Des Weiteren galten solche Betriebe als jüdisch, in denen Juden über mehr als 

ein Viertel des Kapitals oder mehr als die Hälfte der Stimmen geboten oder 

die «tatsächlich unter dem beherrschenden Einfluss von Juden» standen. 

Ausserdem galten die Zweigniederlassungen jüdischer Betriebe sowie die 

Zweigniederlassungen nichtjüdischer Betriebe, deren Leiter Jude war, als jü-

disch.82 

Am 6. Juli 1938 stellte ein Gesetz eine detaillierte Liste von gewerblichen 

Dienstleistungen auf, die Juden künftig untersagt waren, darunter Kreditin-

formation, Immobilienmaklerei und dergleichen.83 Am 25. Juli machte die 

Vierte Verordnung zum Reichsbürgergesetz der medizinischen Praxis von 

Juden in Deutschland ein Ende: Zum 30. September 1938 wurden die Zulas-

sungen jüdischer Ärzte aufgehoben.84 Wie Raul Hilberg schreibt, war dies 

nicht mehr als eine Neuauflage des kanonischen Rechts, aber die moderne 

Neuerung war die, dass die Mietverträge über Räumlichkeiten, die an jüdi-

sche Ärzte vermietet waren und der Behandlung von Patienten dienten, so-

wohl durch den Vermieter als auch durch den Mieter kündbar gestellt wur-

den.85 Die letzte Zeile der Verordnung bezog sich weder auf das kanonische 

Recht noch auf moderne Neuerungen, sondern hielt sich völlig im Geiste des 

neuen Deutschland: «Diejenigen, die Genehmigung [zur medizinischen Be-

handlungen jüdischer Patienten] erhalten, dürfen nicht die Bezeichnung 

‚Arzt’, sondern nur die Bezeichnung ‚Krankenbehandler’ führen.»86 
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Übrigens wurde die Verordnung in Bayreuth unterzeichnet und verabschie-

det: Hitler nahm an den Festspielen teil. 

Am 27. September 1938, am Vorabend der Münchener Konferenz, unter-

zeichnete Hitler die fünfte Verordnung, die Juden die Ausübung des An-

waltsberufes untersagte.87 Wegen der internationalen Spannungen wurde die 

Verordnung nicht sofort veröffentlicht. Schliesslich, am 13. Oktober, gestatte-

te er, dass die Verkündung am darauffolgenden Tag vorgenommen wurde.88 

Die Verordnung sollte im Altreich am 30. November und im ehemaligen 

Österreich (mit teilweiser und zeitlich begrenzter Ausnahme von Wien) am 

31. Dezember in Kraft treten. 

Der letzte Schlag, der das gesamte jüdische Wirtschaftsleben in Deutsch-

land zerstörte, kam am 12. November, als Göring unmittelbar nach dem Kri-

stallnacht-Pogrom ein Verbot sämtlicher jüdischer Geschäftstätigkeit im 

Reich erliess. Inzwischen waren jedoch nationalsozialistische Ärzte und 

Rechtsanwälte immer noch nicht damit zufrieden, dass sie die Juden endgül-

tig aus ihren Berufen vertrieben hatten. Wie in der Welt der von den Natio-

nalsozialisten ergriffenen antijüdischen Massnahmen üblich, musste die kon-

krete Vernichtung auch einen symbolischen Ausdruck finden. Am 3. Oktober 

1938 hatte die Reichsärztekammer vom Erziehungsminister gefordert, jüdi-

sche Ärzte, denen das Praktizieren jetzt verboten war, sollten noch einen wei-

teren Verlust erleiden: «Ich darf deshalb bitten», schloss Reichsärzteführer 

Wagner seinen Brief an Rust, «diesen Juden baldmöglichst den Doktor-Titel 

zu entziehen.»89 Der Erziehungsminister und der Justizminister berieten über 

die Angelegenheit: Ihr gemeinsamer Vorschlag an das Innenministerium lau-

tete, es solle nicht nur in der Medizin und der Rechtswissenschaft der Dok-

tortitel entzogen werden, sondern vielmehr die Abfassung eines Gesetzes er-

wogen werden, mit dem Juden sämtliche Titel, akademische Grade und ähn-

liche Auszeichnungen entzogen würden.90 Nach dem Pogrom vom 9. und 10. 

November wurde die Angelegenheit vertagt.91 

Die Atmosphäre, die in deutschen Geschäftskreisen herrschte, als die 

Zwangsarisierung – oder genauer, die Konfiszierung allen jüdischen Eigen-

tums – Gesetz wurde, kommt in einem Brief eines Münchener Geschäftsman-

nes zum Ausdruck, der von den Behörden aufgefordert worden war, als Be-

rater bei den Arisierungstransaktionen zu dienen. Der Verfasser des Briefes 

beschrieb sich als Nationalsozialisten, als Mitglied der SA und Bewunderer 

Hitlers. Dann fügte er hinzu: «[Ich war] von den brutalen Massnahmen und 

... dieser Art von Erpressungen an den Juden derart angeekelt, dass ich von 

nun ab jede Tätigkeit bei Arisierungen ablehne, obwohl mir dabei ein guter 

Verdienst entgeht.... Als alter rechtschaffener ehrlicher Kaufmann [kann] ich 

nicht mehr zusehen, in welch schamloser Weise von vielen arischen Ge-

schäftsleuten, Unternehmern etc. versucht wird,... die jüdischen Geschäfte,  
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Fabriken etc. möglichst wohlfeil und um einen Schundpreis zu erraffen. Die 

Leute kommen mir vor wie die Aasgeier, die sich mit triefenden Augen und 

heraushängenden Zungen auf den jüdischen Kadaver stürzen.»92 

Die Welle der Zwangsarisierung riss das relativ gemässigte Verhalten mit 

fort, an dem die grossen Unternehmen bis dahin festgehalten hatten. Die 

neuen ökonomischen Anreize, der Druck von Seiten der Partei, das Fehlen 

jeglicher konservativer Gegenkräfte in den Ministerien (wie sie Schacht re-

präsentiert hatte) machten dem Unterschied zwischen gemeinem Raffen und 

gutem Benehmen auf höherer Ebene ein Ende. In manchen Fällen lässt sich 

Hitlers direktes Eingreifen verfolgen. So bestellten Mitte November 1937 

«Herbert Göring und Wilhelm Keppler aus Hitlers Kanzlei Otto Steinbrinck, 

den Stellvertreter Friedrich Flicks in Berlin, zu sich, um Flick durch Beste-

chung oder Einschüchterung dazu zu veranlassen, eine Kampagne zur ‚Ari-

sierung’ des ausgedehnten Bergwerksbesitzes der Familien Julius und Ignaz 

Petschek zu führen».93 

Anscheinend waren in neuerer Zeit gegründete Unternehmen aggressiver 

als ältere: Flick, Otto Wölf und Mannesmann beispielsweise, drei der schnell 

wachsenden neuen Giganten der Schwerindustrie, waren energischer in die 

Arisierungen verwickelt als Krupp oder die Vereinigten Stahlwerke. Das-

selbe spielte sich im Bankwesen ab, wo die auf schnelle Expansion bedachten 

Regionalbanken und einige der Privatbanken (Merck, Fink, Richard Lenz) am 

aggressivsten waren. Die Dresdner Bank, die Kapital brauchte, spielte bei der 

Vermittlung der Übernahmen die führende Rolle, während die Deutsche 

Bank mehr Zurückhaltung zeigte, und die 2 Prozent Provision, die sie auf die 

Verkaufspreise jüdischer Unternehmungen erhob, summierten sich von 1937 

bis 1940 zu mehreren Millionen Reichsmark.94 

Nicht alle diese Operationen waren so einfach, wie es sich die Nationalso-

zialisten gewünscht hätten. Einige der grossen Arisierungsinitiativen hielten 

sie monate- und selbst jahrelang in Atem, ohne dass Berlin einen vollständi-

gen Sieg beanspruchen konnte.95 Bei den berüchtigtsten Fällen ging es um 

komplizierte Verhandlungen mit den Rothschilds wegen der Kontrolle über 

die Witkowitz-Stahlwerke in der Tschechoslowakei (für die Dauer der Ver-

handlungen wurde der Wiener Rothschild, Baron Louis, als Geisel festgehal-

ten), und mit den Weinmanns und auch mit Hitlers Zielscheiben, den Pet-

scheks, wegen der Kontrolle über Stahlwerke und Kohlegruben im Reich. Die 

Nationalsozialisten verfingen sich in einem Irrgarten ausländischer Beteili-

gungen und Besitzübertragungen, die von ihren prospektiven Opfern ge-

schickt initiiert worden waren, was im Zuge der Petschek-Verhandlungen 

Steinbrinck dazu veranlasste, in einem internen Memorandum zu schreiben: 

«Gegebenenfalls [muss man] Gewaltmassnahmen oder staatliche Eingriffe 

ins Auge fassen.»96 
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Die Nationalsozialisten waren sich über das von der beschleunigten Ari-

sierung verschärfte Dilemma völlig im Klaren: Die rasche Verarmung der jü-

dischen Bevölkerung und die zunehmenden Schwierigkeiten bei der Aus-

wanderung schufen ein neues jüdisches soziales und wirtschaftliches Pro-

blem von gewaltigen Ausmassen. Zu Anfang hatten Männer wie Frick noch 

sehr traditionelle Auffassungen von dem, was sich machen liess. Nach einem 

Bericht vom 14. Juni 1938 mit dem Titel «Juden in der Wirtschaft» hatte Frick 

auf einer im April desselben Jahres abgehaltenen Diskussion seine Ansichten 

anscheinend folgendermassen zusammengefasst: «Soweit die Juden in 

Deutschland von dem Erlös ihrer Betriebs- und sonstigen Vermögenswerte 

leben können, bedürften sie einer strengen staatlichen Aufsicht. Soweit sie 

hilfsbedürftig werden, muss die Frage ihrer öffentlichen Unterstützung ge-

löst werden. Eine stärkere Inanspruchnahme der Fürsorgeverbände wird 

nicht zu vermeiden sein.»97 

Im Frühherbst 1938 wurde eine weitere Massnahme, bei der es diesmal um 

lokal geplante wirtschaftliche Erpressung ging, in Berlin in die Wege geleitet. 

Eine der grössten Gesellschaften mit preiswerten Wohnungen, die Gemein-

nützige Siedlungs- und Wohnungsbaugesellschaft (GSW) Berlin, ordnete die 

Registrierung aller ihrer jüdischen Mieter an und hob in den meisten Fällen 

deren Verträge auf. Einige der jüdischen Mieter gingen, andere dagegen ver-

klagten die GSW. Das Amtsgericht Charlottenburg stützte nicht nur die 

Wohnungsgesellschaft, es erklärte, ähnliche Massnahmen liessen sich allge-

meiner anwenden. Wahrscheinlich wäre das Gericht ohne Druck von aussen 

zu derselben Entscheidung gelangt, aber es traf sich, dass auf das Justizmini-

sterium Druck von Albert Speer ausgeübt wurde, den Hitler Anfang 1937 

zum Generalbauinspekteur für die Reichshauptstadt Berlin ernannt hatte. 

Gleichzeitig verhandelte der eifrige Generalbauinspekteur mit dem Bürger-

meister der Hauptstadt über den Bau von 2‘500 kleinen Wohnungen, in die 

andere Juden aus ihren Wohnvierteln umgesiedelt werden sollten.98 Diese 

Details sind Speers äusserst selektivem Gedächtnis anscheinend entfallen.99 

Im Frühjahr und im Frühsommer 1938 waren im Altreich erneut antijüdische 

Gewalttätigkeiten ausgebrochen. Im Juni wurden auf Befehl von Heydrich 

einige Zehntausend «Asoziale» verhaftet und in Konzentrationslager ge-

schickt: dabei waren auch 1‘500 vorbestrafte Juden, die nach Buchenwald ab-

transportiert wurden (dieses Lager war 1937 errichtet worden).100 Einige Wo-

chen zuvor, Ende April, hatte der Propagandaminister (und Gauleiter von 

Berlin) den Berliner Polizeichef, Graf Wolf Heinrich Helldorff, um Vor-

schläge hinsichtlich neuer Formen von Absonderung und Schikanierung der  
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in der Stadt lebenden Juden gebeten. Das Ergebnis war ein längeres Memo-

randum, das die Gestapo angefertigt hatte und das Helldorff am 17. Mai 

übergeben wurde. Im letzten Augenblick wurde dieses Dokument hastig von 

der Judenabteilung des SD überarbeitet; dort sah man die Tatsache kritisch, 

dass die von der Gestapo vorgeschlagenen maximalen Absonderungsmass-

nahmen die höchste Priorität, nämlich die Auswanderung, noch schwieriger 

machen würden, als sie jetzt schon war. Die abschliessende Fassung des Vor-

schlags wurde an Goebbels weitergeleitet und möglicherweise auf einer Be-

sprechung am 24. Juli mit Hitler diskutiert.101 Einige der in Aussicht genom-

menen Massnahmen waren bereits in Vorbereitung, andere sollten nach dem 

November-Pogrom angewendet werden und wieder andere nach Beginn des 

Krieges. 

Gleichzeitig ging Goebbels zu direkter Aufhetzung über. Nach den Eintra-

gungen in seinem Tagebuch sprach er am 10. Juni zu 300 Berliner Polizeioffi-

zieren über die Judenfrage: «Gegen jede Sentimentalität. Nicht Gesetz ist die 

Parole, sondern Schikane. Die Juden müssen aus Berlin heraus. Die Polizei 

wird mir dabei helfen.»102 Parteiorganisationen wurden eingesetzt. Nachdem 

durch die Verordnung vom 14. Juni die jüdischen Geschäfte definiert waren, 

konnte nun endlich ihre Kennzeichnung beginnen. «Vom Spätnachmittag 

des Samstag an», kabelte Hugh R. Wilson, der amerikanische Botschafter in 

Deutschland, am 22. Juni 1938 an Aussenminister Hull, «konnte man ge-

wöhnlich aus zwei oder drei Männern bestehende Gruppen von Zivilisten 

beobachten, die an die Schaufenster jüdischer Geschäfte das Wort ‚Jude’ in 

grossen roten Buchstaben, den Davidsstern und Karikaturen von Juden mal-

ten. Auf dem Kurfürstendamm und der Tauentzienstrasse, dem eleganten 

Einkaufsviertel im Berliner Westen, wurde den Malenden die Arbeit dadurch 

erleichtert, dass am Vortag jüdische Geschäftsinhaber angewiesen worden 

waren, ihre Namen in weissen Buchstaben am Laden anzubringen. (Dieser 

Schritt, der offensichtlich im Vorgriff auf eine bevorstehende Regelung ver-

fügt worden war, wonach Juden verpflichtet sein werden, ein einheitliches 

Erkennungszeichen zu zeigen, enthüllte, dass in diesem Viertel immer noch 

eine überraschend grosse Zahl von Geschäften jüdisch ist.) Den Malenden 

folgten jeweils grosse Gruppen von Schaulustigen, welche die Vorgänge aus 

vollem Herzen zu geniessen schienen. Die Meinung in informierten Kreisen 

der Öffentlichkeit war, dass diese Aufgabe von Vertretern der Arbeitsfront 

und nicht, wie es früher der Fall gewesen war, von der SA oder der SS über-

nommen wurde. Man weiss, dass sich im Gebiet um den Alexanderplatz Hit-

lerjungen an den Malaktionen beteiligten, die ihren Mangel an Geschick 

durch eine gewisse Phantasie und Gründlichkeit der Verstümmelung wett-

machten. Man hört Berichte, dass in dieser Gegend mehrere Vorfälle stattfan- 
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den, die dazu führten, dass Läden geplündert und ihre Besitzer zusammen-

geschlagen wurden; man sah etwa ein Dutzend eingeschlagene oder leere Vi-

trinen und Schaufenster, was diese Berichte glaubwürdig erscheinen 

lässt.»103 

Bella Fromms Tagebucheintragung, in der sie die Hitlerjugend in Aktion 

gegen jüdische Einzelhandelsgeschäfte beschreibt, ist noch plastischer: «Wir 

wollten gerade einen kleinen Juwelierladen betreten, als eine Bande von zehn 

Jugendlichen in Uniformen der Hitlerjugend das Schaufenster einschlug und 

in den Laden stürmte; dabei fuchtelten sie mit Fleischermessern herum und 

brüllten: ‚Zur Hölle mit dem Judenpack! Platz für die Sudentendeutschen!‘» 

Sie fährt fort: «Der kleinste Junge aus der Bande kletterte ins Fenster und be-

gann sein Zerstörungswerk, indem er alles, was er packen konnte, auf die 

Strasse warf. Drinnen zertrümmerten die anderen Jungen Glasregale und La-

dentische, sie warfen Wecker, billige Silberwaren und Kleinkram ihren 

draussen stehenden Komplizen zu. Ein winziger Knirps hockte sich in eine 

Ecke des Fensters, steckte sich Dutzende von Ringen an die Finger und 

stopfte sich die Taschen mit Armbanduhren und Armbändern voll, so dass 

seine Uniform von der Beute ganz ausgebeult war. Dann wandte er sich um, 

spuckte dem Geschäftsinhaber mitten ins Gesicht und raste davon.»104 In ei-

nem internen Bericht des SD wird ebenfalls kurz die «Judenaktion» in Berlin 

beschrieben und angegeben, sie habe am 10. Juni begonnen. Dem SD zufolge 

waren daran alle Parteiorganisationen mit Genehmigung der Gauleitung der 

Stadt beteiligt.105 

Bald geriet jedoch die Lage ausser Kontrolle, und während der amerikani-

sche Botschafter sein Telegramm abschickte, kam ein Befehl aus Berchtesga-

den: Der Führer wünschte, dass die Berliner Aktion beendet werde.106 Und 

das wurde sie. Zu einem Zeitpunkt, da sich die Krise über das Schicksal des 

Sudetenlandes ihrem Höhepunkt näherte, waren antijüdische Gewalttätig-

keiten in grossem Umfang nicht das, was Hitler gebrauchen konnte. 

Wenn Goebbels' Tagebuch die Hauptzüge der Ansichten Hitlers, die die-

ser bei ihrer Besprechung am 24. Juli zum Ausdruck brachte, zutreffend wie-

dergibt, dann muss er mehrere Alternativen erwogen haben: «Wir bespre-

chen die Judenfrage. Der Führer billigt mein Vorgehen in Berlin. Was die 

Auslandspresse schreibt, ist unerheblich. Hauptsache ist, dass die Juden hin-

ausgedrückt werden. In 10 Jahren müssen sie aus Deutschland entfernt sein. 

Aber vorläufig wollen wir die Juden noch als Faustpfand hierbehalten ...»107 

Bald jedoch war dann die Sudetenkrise vorüber, und ein unvorhergesehenes 

Ereignis bot den Vorwand für antijüdische Gewalttätigkeiten in einem noch 

nicht dagewesenen Ausmass. Die Berliner Ereignisse waren nur eine Probe 

im kleinen Rahmen gewesen. 
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V 

Anfang 1938 hatte Werner Best, Heydrichs Stellvertreter als Leiter des Haupt-

amtes Sicherheitspolizei, eine Ausweisungsverfügung für etwa 500 im Reich 

lebende Juden sowjetischer Staatsangehörigkeit unterzeichnet.108 Dies war 

eine Massnahme, um die die Wilhelmstrasse als Vergeltung für die Auswei-

sung einiger deutscher Bürger aus der Sowjetunion ersucht hatte. Da diese 

sowjetischen Juden keine Genehmigung zur Einreise in die Sowjetunion er-

hielten, wurde die Ausweisungsverfügung zweimal verlängert – ohne Ergeb-

nis. Am 28. Mai 1938 ordnete Heydrich an, die männlichen sowjetischen Ju-

den in Konzentrationslagern zu inhaftieren, bis sie den Beweis erbringen 

konnten, dass ihre Auswanderung unmittelbar bevorstehe. Im Mai ergingen 

Ausweisungsverfügungen auch an rumänische Juden, die in Deutschland 

lebten. Das alles war nur ein Vorspiel zu der neuen Ausweisungsaktion, die 

im Herbst beginnen sollte. 

In den Monaten unmittelbar nach dem Anschluss gab es jedoch eine Ent-

wicklung, welche diese auf rasche Zwangsemigration zielenden NS-Planun-

gen zu behindern drohte: die von der Schweiz ergriffenen Massnahmen. Die 

meisten Details der Politik, welche die Eidgenossenschaft vor dem Krieg und 

während des Krieges hinsichtlich der jüdischen Flüchtlinge verfolgte, wur-

den 1957 in einem Bericht zugänglich gemacht, den die Schweizerischen Eid-

genössischen Räte angefordert hatten und der von Bundesrat Carl Ludwig 

abgefasst worden war.109 Und die 1994 erfolgte Veröffentlichung schweizeri-

scher diplomatischer Dokumente aus der Vorkriegszeit hat dieses Bild dann 

noch vervollständigt. 

Zwei Wochen nach dem Anschluss Österreichs, auf seiner Sitzung vom 28. 

März 1938, beschloss der Schweizerische Bundesrat (die Exekutive des Lan-

des), alle Inhaber österreichischer Pässe sollten verpflichtet werden, sich für 

die Einreise in die Schweiz Visa ausstellen zu lassen. Im Sitzungsprotokoll 

heisst es: «Angesichts der von andern Staaten gegen den Zustrom österrei-

chischer Flüchtlinge bereits getroffenen und in Aussicht stehenden Massnah-

men befinden wir uns in einer recht heikeln Lage. Klar ist, dass die Schweiz 

wie für die Flüchtlinge aus Deutschland auch für die aus Österreich nur Tran-

sitland sein kann. Abgesehen von der Lage unseres Arbeitsmarktes gebietet 

schon der gegenwärtige Grad der Überfremdung die strikteste Abwehr eines 

längeren Aufenthaltes solcher Elemente. Wenn wir einer unseres Landes un-

würdigen antisemitischen Bewegung nicht berechtigten Boden schaffen wol-

len, müssen wir uns mit aller Kraft und, wo es nötig sein sollte, auch mit 

Rücksichtslosigkeit der Zuwanderung ausländischer Juden erwehren, ganz 

besonders vom Osten her. Wir müssen an die Zukunft denken und dürfen  



286 Zweiter Teil: Die Einkreisung 

deshalb auch nicht nur augenblicklicher Vorteile wegen solche Ausländer zu-

lassen; die Vorteile müssten sich ohne Zweifel bald in die schlimmsten Nach-

teile verwandeln.»110 Dies sollte die grundsätzliche Position der Schweizer 

Behörden in den kommenden sieben Jahren bleiben, wobei in den verschie-

denen internen Vermerken bisweilen ein zusätzlicher Punkt erwähnt wurde: 

Die Schweizer Juden hatten gewiss nicht den Wunsch, ihre Stellung durch 

das Einströmen ausländischer Juden ins Land bedroht zu sehen. 

Nachdem die österreichischen Pässe durch deutsche ersetzt waren, wurde 

die Visumpflicht auf alle Inhaber deutscher Reisedokumente ausgedehnt. 

Die Schweizer wussten, dass die von ihnen eingeführte Visumpflicht auf Ge-

genseitigkeit praktiziert werden musste, dass von nun an Schweizer Bürger, 

die nach Deutschland fuhren, ebenfalls Visa brauchten. Auf beiden Seiten 

schien das Dilemma unlösbar. Wenn Deutschland vermeiden wollte, dass 

von seinen arischen Bürgern, die in die Schweiz reisten, Visa gefordert wur-

den, dann hätte das bedeutet, dass man die Pässe von Juden mit einem be-

sonderen Kennzeichen versehen musste, und das hätte ihre Auswanderung 

automatisch stark erschwert. Verschiedene technische Lösungen wurden im 

Sommer des Jahres erwogen. Ende September 1938 fuhr ohne Rücksicht auf 

die Sudetenkrise eine Schweizer Delegation unter der Leitung von Heinrich 

Rothmund, dem Chef der Polizeiabteilung im Justizministerium, zu Ver-

handlungen mit Werner Best nach Berlin. Ihrem eigenen Bericht zufolge be-

schrieben die Schweizer Abgesandten ihren deutschen Kollegen den ständi-

gen Kampf der Bundespolizei gegen den Zustrom ausländischer Einwande-

rer, insbesondere solcher, die sich nicht leicht assimilierten, vor allem der Ju-

den. Als Ergebnis der schweizerischen Forderungen waren die Deutschen 

schliesslich bereit, die Pässe von Juden mit einem J zu stempeln, was es der 

Schweizer Polizei gestatten würde, «an der Grenze zu prüfen, ob der Inhaber 

eines deutschen Passes Arier oder Nichtarier sei» (so lautete die Formulie-

rung in dem Schweizer Bericht). Am 4. Oktober bestätigte die Regierung in 

Bern die Massnahmen, auf die sich die deutschen und die schweizerischen 

Polizeivertreter geeinigt hatten. 

Noch hatten die schweizerischen Behörden nicht alle ihre Probleme gelöst: 

Juden, die vor der Stempelung ihrer Pässe eine Einreisegenehmigung erhal-

ten hatten, konnten versuchen, schnell davon Gebrauch zu machen. Am 4. 

Oktober wurden daher alle Grenzstationen verständigt, «wenn Unsicherheit 

bestehe, ob ein Reisender mit einem deutschen Pass Arier oder Nichtarier sei, 

so solle von ihm eine Bescheinigung über das erstere verlangt werden. Im 

Zweifelsfall sei der Reisende an das für seinen Wohnort zuständige schwei-

zerische Konsulat zurückzuweisen, dessen Aufgabe es sei, die nötigen Fest- 
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stellungen zu machen.»111 Waren aber damit alle Vorsichtsmassnahmen ge-

troffen? Den Schweizern fiel ein weiteres mögliches Täuschungsverfahren 

ein. Ein Bericht aus ihrer Centrale Fédérale des Imprimés et du Matériel vom 

11. November 1938 teilte mit, auf Bitte von Rothmund habe man versucht, 

das J in einem deutschen Pass, den man sich zu Prüfungszwecken beschafft 

hatte, auszuwaschen. Der Testbericht war ermutigend: «Das Auswaschen 

des mittelst roter Stempelfarbe auf gedruckten ‚J’ ist uns nicht vollständig 

gelungen. Ohne Schwierigkeiten wird man die zurückgebliebenen Spuren er-

kennen.»112 Während sich diese Vorgänge abspielten, waren die Juden des 

Sudetenlandes unter deutsche Kontrolle geraten. 

Kaum war Österreich annektiert, da wandte sich Hitler der Tschechoslo-

wakei zu: Prag musste es dem Sudetenland, seiner hauptsächlich von Deut-

schen bewohnten Provinz, gestatten, sich abzuspalten und dem Deutschen 

Reich anzuschliessen. Im Mai hatte die Wehrmacht den Befehl erhalten, am 

1. Oktober in die Tschechoslowakei einzumarschieren. Als die Franzosen zu-

mindest formell ihre Bereitschaft erklärten, ihrem tschechischen Verbünde-

ten beizustehen, erschien ein allgemeiner Krieg wahrscheinlich. Nachdem 

ein britischer Vermittlungsversuch erfolglos geblieben war und zwei Zu-

sammenkünfte zwischen dem britischen Premierminister Neville Chamber-

lain und Hitler gescheitert waren, wurde in Europa mobil gemacht. Dann, 

zwei Tage vor dem geplanten deutschen Angriff, schlug Mussolini eine Kon-

ferenz der hauptsächlich an der Krise beteiligten Mächte vor (allerdings ohne 

Anwesenheit der Tschechen – und der Sowjetunion). Am 29. September un-

terzeichneten Grossbritannien, Frankreich, Deutschland und Italien in Mün-

chen ein Abkommen: Bis zum 10. Oktober sollte das Sudetenland Teil des 

Deutschen Reiches werden. Der Frieden war gerettet; die Tschecho-Slowakei 

(der neu eingeführte Bindestrich ging auf eine slowakische Forderung zu-

rück) war im Stich gelassen worden; ihre neuen Grenzen wurden allerdings 

«garantiert». 

Als die Wehrmacht das Sudetenland eingenommen hatte, teilte Hitler Rib-

bentrop mit, zusätzlich zur Ausweisung derjenigen Juden aus den Sudeten, 

denen es noch nicht gelungen war, in die gestutzte Tschechoslowakei zu flie-

hen, sollte die Vertreibung der in Österreich lebenden 27’000 tschechischen 

Juden erwogen werden. Doch die aktuellen Ausweisungsmassnahmen betra-

fen hauptsächlich die Juden des Sudetenlandes. Die Deutschen schickten sie 

über die tschechische Grenze; die Tschechen weigerten sich, sie aufzuneh-

men. Einen Monat danach beschrieb Göring das dann voller Schadenfreude: 

«Die Juden wurden die erste Nacht [nach dem Einmarsch der deutschen 

Truppen in das Sudetenland] nach der Tschechei ausgewiesen. Am nächsten 

Morgen haben sie die Tschechen gepackt und nach Ungarn abgeschoben. 

Von Ungarn ging es zurück nach Deutschland und zur Tschechei. Sie fuhren  
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so herum und so herum. Schliesslich landeten sie auf einer alten Prahm der 
Donau. Da hausten sie, und wo sie auch an Land gingen, wurden sie zurück-
gewiesen.»113 Tatsächlich wurden mehrere Tausende dieser Juden schliess-
lich bei eiskaltem Wetter in improvisierte Zeltlager gezwungen, die im Nie-
mandsland zwischen Ungarn und der Tschecho-Slowakei lagen, so etwa in 
Mischdorf 20 Kilometer von Bratislava entfernt. 

Anfang Oktober 1938 wurde der Einsatz dieser nunmehr allgemein be-
nutzten Methode gegen einige Wiener Juden geplant. Aus einem Vermerk 
des SD vom 5. Oktober geht hervor, dass bei einer Versammlung führender 
Parteivertreter der Ortsgruppe Goldegg der Leiter ankündigte, entsprechend 
den Anweisungen aus dem Gau sollte bis zum 10. Oktober eine beschleunigte 
Operation gegen die Juden stattfinden: «Da viele Juden keine Pässe haben, 
werden sie ohne Pass über die tschechische Grenze nach Prag geschickt. 
Wenn die Juden kein Bargeld haben, bekommen sie vom Gau RM 40 – für 
ihre Ausreise. Bei dieser Operation gegen die Juden ist der Eindruck zu ver-
meiden, dass es sich um eine Parteiangelegenheit handelt; vielmehr sind 
spontane Demonstrationen der Bevölkerung zu verursachen. Wo Juden Wi-
derstand leisten, könnte es Gewaltanwendung geben.»114 

Den ganzen Sommer und Herbst hindurch unternahmen österreichische Ju-

den den Versuch, illegal in verschiedene Nachbarländer und weiter nach 

England zu fliehen. Die Gestapo hatte einige Gruppen nach Finnland, nach 

Litauen und Holland abtransportiert oder sie über die Grenze in die Schweiz, 

nach Luxemburg und Frankreich abgeschoben. Als jedoch die ausländischen 

Proteste zunahmen, wurde eine illegale Einreise oder Abschiebung nach We-

sten immer schwieriger.115 So teilte am 20. September der Chef der Karlsruher 

Gestapo den regionalen Behörden mit, dass österreichische Juden, oft ohne 

Pässe oder Geld, in grosser Zahl in Baden einträfen. «Da die Auswanderung 

österr. Juden», fuhr der Gestapochef fort, «durch entsprechende Abwehr-

massnahmen des Auslands, insbesondere der Schweiz, vorläufig so gut wie 

unmöglich geworden ist, kann ein längerer Aufenthalt dieser Juden in Baden 

... nicht mehr geduldet werden.» Die Gestapo machte nicht den Vorschlag, 

die Juden mit Gewalt zum Überschreiten einer der westlichen Grenzen zu 

zwingen; Anweisung war erteilt worden, «für die sofortige Rückbeförderung 

der Juden an ihren früheren Wohnsitz besorgt zu sein».116 Innerhalb von we-

nigen Tagen waren es jedoch die in Deutschland lebenden Juden polnischer 

Nationalität, die zum Hauptproblem wurden.117 

Aus der Volkszählung vom Juni 1933 war hervorgegangen, dass von den 

98 747 ausländischen Juden, die noch in Deutschland lebten, 56480 polnische 

Bürger waren. Die Polnische Republik zeigte keinerlei Neigung, ihre jüdische 

Bevölkerung von 3,1 Millionen Menschen durch irgendwelche Zuzügler zu 
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vermehren, und zwischen 1933 und 1938 wurden verschiedene Verwaltungs-

massnahmen angewendet, die darauf zielten, in Deutschland lebende polni-

sche Juden an der Rückkehr zu hindern. Doch wie in anderen Ländern löste 

auch in Polen der Anschluss Österreichs erheblich schärfere Initiativen aus. 

Am 31. März 1938 verabschiedete das polnische Parlament ein Gesetz, das 

eine breite Palette von Bedingungen festsetzte, unter denen einem im Aus-

land lebenden Bürger die polnische Staatsbürgerschaft entzogen werden 

konnte. 

Die Deutschen erkannten sofort die Bedeutung des neuen Gesetzes für ihre 

Zwangsemigrationspläne. Deutsch-polnische Verhandlungen führten zu kei-

nem Ergebnis, und im Oktober 1938 verkündete eine zusätzlich polnische 

Verfügung, Pässe von Auslandspolen, die sich nicht vor Ende des Monats 

eine spezielle Genehmigung zur Einreise nach Polen verschafften, würden 

ungültig. Da mehr als 40 Prozent der polnischen Juden, die im Deutschen 

Reich lebten, dort geboren waren, konnten sie kaum hoffen, ihre Geschäfte 

und Wohnungen in weniger als zwei Wochen aufzulösen. Die meisten von 

ihnen mussten daher am 1. November ihre polnische Staatsangehörigkeit 

verlieren. Die Nationalsozialisten beschlossen, den polnischen Massnahmen 

zuvorzukommen. 

Ob Hitler wegen der Vertreibung der polnischen Juden konsultiert wurde 

oder nicht, ist unklar. Die allgemeinen Anweisungen wurden von der Wil-

helmstrasse gegeben, und die Gestapo wurde gebeten, die praktische Durch-

führung der Massnahme zu übernehmen. Ribbentrop, Himmler und Heyd-

rich müssen wie alle anderen gespürt haben, dass angesichts der internatio-

nalen Verhältnisse nach dem Münchener Abkommen – das Verlangen nach 

Frieden und als seine Konsequenz die Beschwichtigung – zur Verteidigung 

der unglücklichen Juden niemand auch nur einen Finger rühren würde. Po-

len selbst war letztlich vom guten Willen der Deutschen abhängig; hatte es 

sich nicht eben gerade im Gefolge der deutschen Annektierung des Sudeten-

landes das zur nordöstlichen Tschecho-Slowakei gehörige Olsagebiet einver-

leibt? Der Zeitpunkt der Vertreibung hätte nicht günstiger gewählt sein kön-

nen. So sollten nach Himmlers Befehlen bis zum 29. Oktober alle männlichen 

polnischen Juden, die in Deutschland lebten, zwangsweise über die Grenze 

nach Polen deportiert werden. 

Der Reichsführer wusste, dass die Frauen und Kinder, die aller Unterstüt-

zung beraubt waren, würden folgen müssen. Am 27. und 28. Oktober taten 

sich Polizei und SS zusammen und transportierten Juden in die Nähe der pol-

nischen Stadt Zbaszyn, wo sie sie über den Fluss schickten, der die Grenze 

zwischen den beiden Ländern markierte. Die polnischen Grenzwachen 

schickten sie auftragsgemäss zurück. Tagelang wanderten die Deportierten 

in strömendem Regen und ohne Nahrung oder Unterkunft zwischen den bei- 



290 Zweiter Teil: Die Einkreisung 

den Fronten hin und her; die meisten von ihnen endeten dann in einem pol-

nischen Konzentrationslager in der Nähe von Zbaszyn.118 Der Rest durfte 

nach Deutschland zurückkehren.119 (Anfang Januar wurde es Juden, die sich 

zu diesem Zeitpunkt in Polen aufhielten, gestattet, vorübergehend zurück-

zukehren, um ihre Häuser und Geschäfte zu verkaufen.)120 Etwa 16’000 pol-

nische Juden wurden auf diese Weise vertrieben.121 

Die Grynszpans, eine Familie aus Hannover, gehörten zu den Juden, die 

am 27. Oktober an die Grenze transportiert wurden. Herschel, ihr siebzehn-

jähriger Sohn, war nicht bei ihnen; er lebte zu diesem Zeitpunkt heimlich in 

Paris, wo er sich mühsam mit Gelegenheitsarbeiten und etwas Unterstützung 

von Verwandten über Wasser hielt. An ihn schrieb seine Schwester Berta am 

3. November: «Uns wurde nicht erlaubt, nach Hause zurückzugehen, um we-

nigstens ein paar notwendige Dinge zu holen. So ging ich mit einem Schupo 

los, der mich begleitete, und ich packte einen Koffer mit den notwendigsten 

Kleidungsstücken. Das ist alles, was ich retten konnte. Wir haben nicht einen 

Pfennig. Mehr im nächsten Brief. Liebe Grüsse und Küsse von uns allen. 

Berta.»122 

Der junge Herschel Grynszpan wusste nicht im Einzelnen, was mit seiner 

Familie in der Nähe von Zbaszyn geschah, aber er konnte es sich gut vorstel-

len. Am 7. November schrieb er eine Nachricht an seinen Onkel in Paris: «Mit 

Gottes Hilfe [auf hebräisch geschrieben] ... Ich konnte nicht anders. Mir blutet 

das Herz, wenn ich an unsere Tragödie und an die der 12’000 Juden denke. 

Ich muss auf eine Weise protestieren, dass die ganze Welt meinen Protest 

hört, und das habe ich vor. Ich bitte dich um Vergebung. Hermann.» 

Grynszpan kaufte sich eine Pistole, ging in die deutsche Botschaft und ver-

langte, mit einem Beamten zu sprechen. Er wurde in das Büro des Ersten Se-

kretärs Ernst vom Rath geschickt; dort schoss er auf den deutschen Diploma-

ten und verwundete ihn tödlich.123 



9. 

Der Angriff 

I 

Am 10. November 1938 um acht Uhr morgens begab sich der Bauer Adolf 

Heinrich Frey, SA-Führer von Eberstadt, in Begleitung mehrerer seiner 

Spiessgesellen zum Haus der 81jährigen jüdischen Witwe Susanna Stern. 

Nach Angaben Freys liess sich die Witwe Stern Zeit, bevor sie die Tür öffnete, 

und als sie ihn sah, lächelte sie herausfordernd und sagte: «Schon hoher Be-

such heute Morgen.» Frey befahl ihr, sich anzuziehen und mitzukommen. Sie 

setzte sich auf ihr Sofa und erklärte, sie werde sich weder anziehen noch ihr 

Haus verlassen; sie könnten mit ihr machen, was sie wollten. Frey berichtete, 

der gleiche Wortwechsel habe sich fünf oder sechs Mal wiederholt, und als 

sie erneut sagte, sie könnten machen, was sie wollten, nahm Frey seine Pistole 

und schoss die Witwe Stern in die Brust. «Auf den ersten Schuss ist die Stern 

auf dem Sofa in sich zusammengesunken. Sie hat sich nach rückwärts gelehnt 

und mit beiden Händen an die Brust gegriffen. Ich habe nun unmittelbar da-

nach den zweiten Schuss auf sie abgegeben, und zwar diesmal nach dem 

Kopf zielend. Die Stern ist darauf von dem Sofa gerutscht und hat sich dabei 

gedreht. Sie lag alsdann unmittelbar vor dem Sofa, und zwar den Kopf nach 

links, den Fenstern zugewandt. In diesem Augenblick hat die Stern noch Le-

benszeichen von sich gegeben. Sie hat in kurzen Abständen geröchelt und 

wieder ausgesetzt. Geschrien und gesprochen hat die Stern nicht. Mein Ka-

merad C.D. hat nun den Kopf der vor dem Sofa liegenden Stern gedreht, um 

nachzuschauen, wo der Schuss getroffen hat. Ich habe darauf zu meinem Ka-

meraden gesagt, ich sehe gar nicht ein, warum wir hier herumstehen sollten, 

ich halte es für das richtigste, wenn wir die Türe abschliessen und die Schlüs-

sel abliefern. Damit ich aber ganz sicher war, dass die Stern tot ist, habe ich 

auf die Daliegende in einer Entfernung von ungefähr 10 cm einen Schuss in 

die Mitte der Stirn abgefeuert. Hierauf haben wir das Haus abgeschlossen 

und habe ich von der öffentlichen Fernsprechstelle in Eberstadt die Kreislei-

tung angerufen und den Kreisleiter Ullmer von dem Geschehenen unterrich-

tet.» Das Verfahren gegen Frey wurde am 10. Oktober 1940 auf Grund eines 

Beschlusses des Justizministeriums eingestellt.1 

In der Kette der Judenverfolgungen vor dem Kriege war der Pogrom vom 
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9. und 10. November, die sogenannte Kristallnacht, in vieler Hinsicht ein wei-

terer Wendepunkt. 1992 wurden Goebbels' noch fehlende Tagebucheintra-

gungen über dieses Ereignis veröffentlicht; sie liefern wichtige neue Einsich-

ten über das Zusammenspiel zwischen Hitler, seinen obersten Häuptlingen, 

den Parteiorganisationen und den breiteren Kreisen der Gesellschaft bei der 

Auslösung und Handhabung der antijüdischen Gewalttätigkeiten. Was die 

Reaktionen der deutschen und internationalen öffentlichen Meinung auf 

diese Gewalt angeht, so werfen sie eine Vielzahl von Fragen auf, nicht zuletzt 

im Hinblick auf ihr Verhältnis zu Ereignissen, die erst danach stattfanden. 

Der Gedanke an einen Pogrom gegen die Juden Deutschlands lag in der 

Luft. «Der SD billigte nicht nur den kontrollierten und gezielten Einsatz von 

Gewalt, sondern er empfahl ihn in einer Denkschrift vom Januar 1937 auch 

ausdrücklich.»2 Anfang Februar 1938 erhielt die zionistische Führung in Pa-

lästina Informationen aus «einer sehr zuverlässigen privaten Quelle – einer 

Quelle, die sich bis in die höchsten Ränge der SS-Führung zurückverfolgen 

lässt, wonach die Absicht bestehe, in naher Zukunft in Deutschland einen 

echten und dramatischen Pogrom grossen Ausmasses zu veranstalten».3 Tat-

sächlich waren die antijüdischen Gewalttätigkeiten vom Frühsommer 1938 

nicht völlig zum Erliegen gekommen: Am 9. Juni war in München eine Syn-

agoge in Brand gesteckt worden und am 10. August eine weitere in Nürn-

berg.4 Für den amerikanischen Botschafter liessen die antijüdischen Vorfälle 

vom Frühsommer 1938, wie es auch 1935 der Fall gewesen war, eine bevor-

stehende radikale antijüdische Gesetzgebung erkennen.5 Schliesslich erör-

terte Hagen kurz vor dem Pogrom auf einer Inspektionsreise nach Wien Ende 

Oktober 1938 mit seinem Wiener Kollegen, SS-Obersturmführer Polte, die 

«Lage des Judentums in der Slowakei». Hagen wies Polte an, «bei einer Rück-

sprache mit den Vertretern der slowakischen Regierung auf die Notwendig-

keit zur Lösung dieses Problems hinzuweisen, wobei es als ratsam erscheine, 

ein Vorgehen des Volkes gegen die Juden zu inszenieren».6 

Mittlerweile war Hitlers Zaudern vom Juni 1938 verflogen. Seine total 

kompromisslose Haltung in jüdischen Angelegenheiten kam Anfang No-

vember erneut zum Ausdruck. Am 4. November teilte Lammers in einem an 

Frick gerichteten Brief mit, dass er selbst infolge wiederholter Gesuche um 

Befreiung von diversen antijüdischen Massnahmen (wie zusätzlichen Vorna-

men, Personalausweisen und dergleichen) den grundsätzlichen Aspekt des 

Problems Hitler gegenüber zur Sprache gebracht habe. «Der Führer ist der 

Ansicht», schrieb Lammers, «dass gnadenweise Befreiungen von den für Ju-

den geltenden besonderen Bestimmungen ausnahmslos abgelehnt werden 

müssen. Der Führer beabsichtigt auch selbst solche Gnadenerweise nicht zu 

bewilligen.»7 



9. Der Angriff 

Am 8. November brachte der Völkische Beobachter einen drohenden Leitar-

tikel gegen die Juden, der mit der Warnung schloss, die in Paris abgefeuerten 

Schüsse würden eine neue Einstellung der Deutschen zur Judenfrage nach 

sich ziehen.8 An einigen Orten hatten antijüdische Gewalttätigkeiten begon-

nen, noch bevor die Nazipresse ihre ersten Drohungen ausstiess. Ein SD-Be-

richt vom 9. November beschrieb Vorfälle, die sich vermutlich als unmittel-

bare Reaktion auf die Nachrichten in der Nacht vom 7. zum 8. November in 

den Kreisen Kassel und Rotenburg/Fulda ereignet hatten. An einigen Orten 

waren Fensterscheiben an jüdischen Häusern und Geschäften eingeschlagen 

worden. In Bebra waren in einer Anzahl jüdischer Wohnungen «Demolierun-

gen vorgekommen», in Rotenburg wurde die Einrichtung der Synagoge «er-

heblich beschädigt», und es wurden «Gegenstände entfernt und auf der Stras-

se vernichtet».9 

Einer der bezeichnendsten Aspekte der Ereignisse vom 7. und 8. Novem-

ber war, dass Hitler und Goebbels in der Öffentlichkeit und selbst privat (zu-

mindest was Goebbels' Tagebücher angeht) schwiegen. In seiner Tagebuch-

eintragung vom 9. November (in der über Ereignisse vom 8. November be-

richtet wird) verlor Goebbels nicht ein einziges Wort über die Schüsse von 

Paris, obwohl er die späten Abendstunden im Gespräch mit Hitler verbracht 

hatte.10 Ganz eindeutig hatten beide vereinbart zu handeln, hatten aber wahr-

scheinlich beschlossen, den Tod des schwerverletzten Rath abzuwarten. Ihr 

ungewöhnliches Schweigen war das sicherste Zeichen für Pläne, die auf ei-

nen «spontanen Ausbruch des Volkszorns» zielten, der sich ohne jedes An-

zeichen einer Beteiligung Hitlers abspielen sollte. Und in seiner Rede zum 

Gedenken an den Putschversuch von 1923 am Abend desselben 8. November 

enthielt sich Hitler jeder Anspielung auf das Ereignis von Paris. 

Rath starb am 9. November um 17.30 Uhr. Die Nachricht vom Tode des 

deutschen Diplomaten wurde Hitler offiziell um etwa neun Uhr abends beim 

traditionellen Treffen der «Alten Kämpfer» im Alten Rathaus in München 

überbracht. Es kam dann zu einem «intensiven Gespräch» zwischen Hitler 

und Goebbels, der neben ihm sass. Hitler verliess die Versammlung unmit-

telbar  danach,  ohne  die  übliche  Ansprache  zu  halten.  Stattdessen  sprach 

Goebbels. Nachdem er mitgeteilt hatte, dass Rath tot sei, fügte er im Hinblick 

auf die antijüdischen Gewalttätigkeiten, die sich bereits in Magdeburg-An-

halt und Kurhessen abgespielt hatten, hinzu, der Führer habe «auf seinen 

Vortrag entschieden, dass derartige Demonstrationen von der Partei weder 

vorzubereiten noch zu organisieren seien, soweit sie spontan entstünden, sei 

ihnen aber auch nicht entgegenzutreten». Wie der oberste Parteirichter Wal-

ter Buch später bemerkte, war die Botschaft eindeutig.11 

Für Goebbels hatte es seit dem Boykott vom April 1933 keine solche Gele- 
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genheit mehr gegeben, seine Führungstalente praktisch zu beweisen. Über-

dies hatte es der Propagandaminister dringend nötig, sich in den Augen des 

«Führers» zu bewähren: Hitler hatte sich kritisch darüber geäussert, wie wir-

kungslos die Propagandakampagne während der Sudetenkrise in Deutsch-

land selbst gewesen war.12 Ausserdem war Goebbels wegen seiner Affäre mit 

der tschechischen Schauspielerin Lida Baarova und seiner Absicht, sich von 

seiner Frau Magda, die Hitlers ganz besondere Protektion genoss, scheiden 

zu lassen, teilweise in Ungnade gefallen. Hitler hatte die Romanze beendet 

und die Scheidung verhindert, aber sein Minister hatte immer noch das Be-

dürfnis nach einer grossen Initiative. Nun hielt er sie in Händen. 

«Ich trage dem Führer die Angelegenheit vor», schrieb Goebbels am 10. 

über das Gespräch beim Essen, das am Vorabend stattgefunden hatte. «Er 

[Hitler] bestimmt: Demonstrationen weiterlaufen lassen. Polizei zurückzie-

hen. Die Juden sollen einmal den Volkszorn zu verspüren bekommen. Das 

ist richtig. Ich gebe gleich entsprechende Anweisungen an Polizei und Partei. 

Dann rede ich kurz dementsprechend vor der Parteiführerschaft. Stürmi-

scher Beifall. Alles saust gleich an die Telephone. Nun wird das Volk han-

deln.» 

Goebbels beschrieb dann die Zerstörung von Synagogen in München. Er 

erteilte den Befehl, dafür zu sorgen, dass die Berliner Hauptsynagoge in der 

Fasanenstrasse zerstört werde. Er fuhr fort: «Ich will ins Hotel, da sehe ich 

am Himmel blutrot. Die Synagoge brennt. ... Wir lassen nur soweit löschen, 

als das für die umliegenden Gebäude notwendig ist. Sonst abbrennen lassen. 

... Aus dem ganzen Reich laufen nun die Meldungen ein: 50, dann 75 Synago-

gen brennen. Der Führer hat angeordnet, dass 20-30’000 Juden sofort zu ver-

haften sind.... In Berlin brennen 5, dann 15 Synagogen ab. Jetzt rast der Volks-

zorn ... Laufen lassen ...» 

Goebbels fuhr fort: «Als ich ins Hotel fahre, klirren die Fensterscheiben. 

Bravo! Bravo! Wie alte grosse Hütten brennen die Synagogen. Deutsches Ei-

gentum ist nicht gefährdet. Im Augenblick ist nichts besonderes mehr zu ma-

chen.»13 Die Münchener Hauptsynagoge in der Herzog-Max-Strasse gehörte 

nicht zu denen, die Goebbels brennen sah. Mit ihrem Abriss war einige Mo-

nate vorher begonnen worden, auf ausdrückliche Anordnung Hitlers.14 

Etwa um dieselbe Zeit, da der Propagandaminister schadenfroh auf ein 

gutes Tagewerk blickte, gab Hitler Himmler seine Anweisungen und teilte 

ihm mit, dass Goebbels für die Gesamtleitung der Operation zuständig sei. 

Am selben Abend fasste Himmler seine unmittelbare Reaktion schriftlich so 

zusammen: «Ich vermute, dass Goebbels in seinem mir schon lange aufgefal-

lenen Machtbestreben und in seiner Hohlköpfigkeit gerade jetzt in der 

aussenpolitisch schwersten Zeit diese Aktion gestartet hat.»15 Gewiss hatte 

der Reichsführer nichts gegen die Inszenierung eines Pogroms; was Himmler 
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wehgetan haben muss, war die Tatsache, dass Goebbels der erste war, der die 

Schüsse auf Rath ausschlachtete, um die Aktion zu organisieren und Hitlers 

Segen zu erhalten. Es mag allerdings auch sein, dass er den Zeitpunkt nicht 

für günstig hielt. 

Seine Tagebucheintragung vom 10. November schloss der Chefpropagan-

dist mit der Erwähnung von Ereignissen am Morgen: «Den ganzen Morgen 

regnet es neue Meldungen. Ich überlege mit dem Führer unsere nunmehrigen 

Massnahmen. Weiterschlagen lassen oder abstoppen. Das ist nun die Fra-

ge...»16 

Am 11., immer noch in München, schrieb Goebbels weiterhin über den 

Vortag: «Gestern: Berlin. Dort ist es ganz toll vorgegangen. Brand über Brand. 

Aber das ist gut so. Ich setze eine Verordnung auf Abschluss der Aktionen 

auf. Es ist nun gerade genug ... Gefahr, dass der Mob in die Erscheinung tritt. 

Im ganzen Lande sind die Synagogen abgebrannt ... In der Osteria [einem 

Münchener Restaurant; später fuhr Hitler dann zum Obersalzberg] erstatte 

ich dem Führer Bericht. Er ist mit allem einverstanden. Seine Ansichten sind 

ganz radikal und aggressiv. Die Aktion selbst ist tadellos verlaufen. 100 Tote. 

Aber kein deutsches Eigentum beschädigt.» 

Was nun folgt, zeigt, dass einige der berüchtigtsten Befehle, die Göring auf 

der Konferenz gab, die dann am 12. November stattfinden sollte, Entschei-

dungen waren, die Hitler am 10. gefällt hatte: «Mit kleinen Änderungen bil-

ligt der Führer meinen Erlass betr. Abbruch der Aktionen», schrieb Goebbels 

und fügte hinzu: «Der Führer will zu sehr scharfen Massnahmen gegen die 

Juden schreiten. Sie müssen ihre Geschäfte selbst wieder in Ordnung bringen. 

Die Versicherungen zahlen ihnen nichts. Dann will der Führer die jüdischen 

Geschäfte allmählich enteignen ... Ich gebe entsprechende Geheimerlasse her-

aus. Wir warten nun die Auswirkungen im Ausland ab. Vorläufig schweigt 

man dort noch. Aber der Lärm wird kommen .. .»17 

«Es kommen Meldungen aus Berlin über ganz enorme antisemitische Aus-

schreitungen. Jetzt geht das Volk vor. Aber nun muss Schluss gemacht wer-

den. Ich lasse an Polizei und Partei dementsprechende Anweisungen erge-

hen. Dann wird auch alles ruhig.»18 

Der Pogrom war jedoch viel weniger koordiniert, als Goebbels behauptete. 

Nach einer Rekonstruktion der Abfolge des Geschehens machten nach Goeb-

bels' anfänglichem Befehl den Beginn «die Gauleiter ab 22.30 Uhr. Es folgten 

die SA ab 23 Uhr, die Staatspolizei kurz vor 24 Uhr, die SS ab 1.30 Uhr und 

Goebbels nochmals um 1.40 Uhr.»19 Heydrichs Anweisungen an die Gestapo 

und den SD waren präzise. Es waren keine Massnahmen zu ergreifen, die 

deutsches Leben oder Eigentum in Gefahr brachten, insbesondere beim Nie-

derbrennen von Synagogen; jüdische Geschäfte oder Wohnungen konnten  
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zerstört werden, aber nicht geplündert (Plünderer würden verhaftet wer-

den); Ausländer (selbst wenn sie als Juden identifiziert wurden) waren nicht 

zu belästigen; Synagogenarchive waren sicherzustellen und dem SD zu über-

geben. Schliesslich hiess es: «Sobald der Ablauf der Ereignisse dieser Nacht 

die Verwendung der eingesetzten Beamten hierfür zulässt, sind in allen Be-

zirken so viele Juden – insbesondere wohlhabende – festzunehmen, als in den 

vorhandenen Hafträumen untergebracht werden können. Es sind zunächst 

nur gesunde männliche Juden nicht zu hohen Alters festzunehmen. Nach 

Durchführung der Festnahme ist unverzüglich mit den zuständigen Konzen-

trationslagern wegen schnellster Unterbringung der Juden in den Lagern 

Verbindung aufzunehmen. Es ist besonders darauf zu achten, dass die auf-

grund dieser Weisung festgenommenen Juden nicht misshandelt werden.»20 

Der telefonische Bericht der SA-Standarte 151 in Saarbrücken vom 10. No-

vember war knapp und sachlich: «Heute Nacht wurde die Synagoge in Saar-

brücken in Brand gesteckt, ebenso wurden die Synagogen in Dillingen, Mer-

zig, Saarlautern, Saarwillingen und Broddorf zerstört. Die Juden wurden in 

Schutzhaft genommen. Die Feuerwehren sind mit Löscharbeiten beschäftigt. 

Im Bereich der Standarte 174 wurden sämtliche Synagogen zerstört.»21 

Am 17. November nahm Hitler in Düsseldorf an Raths Beerdigung teil. 

Im Gau Tirol-Vorarlberg lebten nur wenige Hundert Juden. Wie alle anderen 

Juden aus der österreichischen Provinz mussten sie entweder bis Mitte De-

zember das Land verlassen oder nach Wien ziehen. Im Oktober war Eich-

mann in der Tiroler Hauptstadt Innsbruck eingetroffen und hatte den drei 

führenden Vertretern der jüdischen Gemeinde, Karl Bauer sowie Alfred und 

Richard Graubart, eine persönliche Warnung zukommen lassen. Gauleiter 

Franz Hofer und das örtliche SD-Amt hatten die Absicht, Himmlers Befehle 

zu befolgen und den Gau innerhalb von wenigen Wochen «judenrein» zu be-

kommen. Die Nacht vom 9. zum 10. November bot eine unerwartete Gele-

genheit. Hofer eilte vom Kameradschaftsabend mit den Alten Kämpfern in 

München zurück und gab den Ton an: «Als Antwort auf den feigen jüdischen 

Mordanschlag auf unseren Botschaftsrat vom Rath in Paris sollte sich in die-

ser Nacht auch in Tirol die kochende Volksseele gegen die Juden erheben.»22 

Die SS war durch Heydrichs Botschaft in Alarmbereitschaft versetzt wor-

den. Nach der mitternächtlichen Vereidigungszeremonie für die neuen SS-

Rekruten, die in derselben Nacht in Innsbruck wie in allen anderen grossen 

Städten des Reiches stattgefunden hatte, versammelten sich die Männer ge-

gen 2.30 Uhr unter dem Kommando von SS-Oberführer Hanns von Feil er- 
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neut in Zivil. In wenigen Minuten war ein spezielles SS-Mordkommando, das 

sich in drei Gruppen geteilt hatte, auf dem Wege in die Gänsbacher Strasse 4-

5, wo einige der prominenteren jüdischen Familien von Innsbruck immer 

noch wohnten. Wie SS-Obersturmführer Alois Schintlholzer erklärte, habe er 

«im Hochhaus in Innsbruck Anweisungen von Oberführer Feil erhalten, die 

Juden in der Gänsbacher Strasse ohne Aufsehen zu töten». 

In der Gänsbacher Strasse 4 wurde der Ingenieur Richard Graubart vor den 

Augen seiner Frau und seiner Tochter erstochen. Im zweiten Stock desselben 

Gebäudes wurde Karl Bauer in den Flur gezerrt, man stach auf ihn ein und 

schlug ihn mit Gewehrkolben; er starb auf dem Weg ins Krankenhaus. In der 

Anichstrasse war etwa um dieselbe Zeit Richard Berger, der Präsident der 

jüdischen Gemeinde von Innsbruck, an der Reihe. Berger, im Schlafanzug 

und mit einem Wintermantel bekleidet, wurde mitgenommen und in ein SS-

Auto gestossen, das ihn angeblich in die Gestapozentrale bringen sollte. Doch 

der Wagen bewegte sich in eine andere Richtung. Nach Angaben von SS-Un-

tersturmführer Walter Hopfgartner: «Wir fuhren in westlicher Richtung die 

Anichstrasse entlang, über die Universitätsbrücke, in Richtung Kranebitten. 

Während der Fahrt fragte Berger, wohin wir führen, da dies nicht der Weg 

zur Gestapo war. Berger, der verständlicherweise etwas nervös war, wurde 

von den Männern auf den Rücksitzen beruhigt.... Plötzlich verkündete Laus-

egger so laut, dass alle es hören konnten, es seien ‚keine Schusswaffen zu ge-

brauchen’. Dies beunruhigte Berger erneut, und er fragte, was wir von ihm 

wollten, aber er wurde wieder beruhigt. ... Nach der Äusserung von Lauseg-

ger war mir sofort klar, dass Berger umgebracht werden sollte.» 

An einer Biegung des Inn wurde Berger aus dem Auto gezerrt, mit Pistolen 

und Steinen misshandelt und in den Fluss geworfen. Den Anweisungen zu-

wider wurde auf ihn geschossen, aber die nachfolgende Untersuchung durch 

die Gestapo ergab, dass er zu diesem Zeitpunkt bereits tot war. 

Alle SS-Männer, die an den Morden von Innsbruck beteiligt waren, waren 

alte Kämpfer, die Hitler fanatisch ergeben waren, extreme Antisemiten und 

beispielhafte Mitglieder des Ordens. Gerhard Lausegger, der Anführer des 

Kommandos, das Berger umbrachte, war Mitglied einer studentischen Ver-

bindung gewesen und hatte «die Vereinigung aller schlagenden Verbindun-

gen an der Universität Innsbruck» geleitet. Am 11. März war er einer der 

Männer gewesen, die unmittelbar vor dem Eintreffen der Wehrmacht das 

Provinzverwaltungsgebäude der Stadt besetzt hatten. 

Aus Heydrichs Bericht vom 11. November ging hervor, dass im gesamten 

Reich 36 Juden getötet und dieselbe Anzahl schwer verletzt worden waren. 

«Ein Jude wird noch vermisst. Unter den getöteten Juden befindet sich ein, 
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unter den Verletzten 2 polnische Staatsangehörige.»23 Die tatsächliche Situa-

tion war schlimmer. Abgesehen von den 267 zerstörten Synagogen und den 

7‘500 verwüsteten Geschäften waren in ganz Deutschland etwa 91 Juden ge-

tötet worden, und darüber hinaus hatten Hunderte Selbstmord begangen 

oder waren infolge von Misshandlungen in den Lagern gestorben.24 «Die Ak-

tion gegen die Juden wurde rasch und ohne besondere Reibungen zum Ab-

schluss gebracht», schrieb der Bürgermeister von Ingolstadt in seinem Mo-

natsbericht vom 1. Dezember. «Im Verfolg dieser Massnahme hat sich ein 

hiesiges jüdisches Ehepaar in der Donau ertränkt.»25 

Für die Würzburger Gestapo verstand sich nichts von selbst. In einer am 

6. Dezember ergangenen Anordnung an die Amtsvorstände der 22 Verwal-

tungsbezirke des Gaus Main-Franken sowie an die Bürgermeister von 

Aschaffenburg, Schweinfurt, Bad Kissingen und Kitzingen verlangte die Ge-

heimpolizei umgehend Einzelheiten über Juden, die «im Zusammenhang mit 

der Aktion gegen die Juden» Selbstmord begangen hatten; in Frage Nr. 3 

wurden Informationen über das «vermutliche Motiv» angefordert.26 

In einem geheimen Schreiben über die Ereignisse vom 9. bis 11. Novem-

ber, welches das Justizministerium am 19. November an den Hamburger Ge-

neralstaatsanwalt gerichtet hatte, stellte es fest, die Zerstörung von Synago-

gen und jüdischen Friedhöfen sowie von jüdischen Läden und Wohnungen 

sei, sofern sie nicht zum Zwecke der Plünderung erfolgt sei, nicht zu verfol-

gen. Die Tötung von Juden und die Zufügung schwerer Körperverletzungen 

werde «verfolgt bezw. erörtert, soweit eigensüchtige Motive zu Grunde lie-

gen».27 

Ihren adäquaten «begrifflichen Rahmen» erhielten die Beschlüsse der Ge-

richte und die verschiedenen Verwaltungsverfügungen hinsichtlich der 

(mangelnden) Verantwortlichkeit der Mörder in dem Bericht, den das Ober-

ste Parteigericht der NSDAP am 13. Februar 1939 erstellte. Darin hiess es, am 

10. November um 2 Uhr nachts sei Goebbels von der ersten Ermordung, der 

eines polnischen Juden, in Kenntnis gesetzt worden. Ihm sei gesagt worden, 

es müsse etwas unternommen werden, um eine Entwicklung zu stoppen, die 

gefährlich werden könnte. Dem Bericht zufolge habe Goebbels sinngemäss 

geantwortet, «der Melder solle sich wegen eines toten Juden nicht aufregen». 

Dazu gibt dann der Bericht folgenden Kommentar: «In diesem Zeitpunkt hät-

ten sich die meisten Tötungen durch eine ergänzende Anordnung noch ver-

hindern lassen. Wenn dies nicht geschah, so muss aus dieser Tatsache wie 

aus der Äusserung an sich schon der Schluss gezogen werden, dass der 

schliessliche Erfolg gewollt, mindestens aber als möglich und erwünscht in 

Rechnung gestellt wurde. Dann hat aber der einzelne Täter nicht nur den 

vermeintlichen, sondern den zwar unklar zum Ausdruck gebrachten, aber 
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richtig erkannten Willen der Führung in die Tat umgesetzt. Dafür kann er 
nicht bestraft werden.»28 

Wurde die Naziaktion von ihren Tätern als ein Schritt gesehen, der die Aus-

wanderung der Juden aus dem Reich beschleunigen konnte, oder möglicher-

weise als eine Initiative, die darauf zielte, eine andere, umfassendere Politik 

zu fördern? Nach dem Pogrom nutzte dann Göring auf Anordnung Hitlers 

die Schüsse von Paris nach Kräften aus. Doch ungeachtet vorheriger Pläne 

des SD über den Einsatz von Gewalt wurde vor der Entfesselung der Aktion 

vom 9. November anscheinend nichts Systematisches in Erwägung gezogen. 

Zu diesem Zeitpunkt erscheint totaler, abgrundtiefer Hass als das A und O 

des Angriffs. Das einzige unmittelbare Ziel war, die Juden so schwer zu ver-

letzen, wie es die Umstände erlaubten, und das mit allen möglichen Mitteln: 

sie zu verletzen und sie zu demütigen. Der Pogrom und die ihm unmittelbar 

folgenden Initiativen sind ganz zu Recht als ein «Erniedrigungsritual» be-

zeichnet worden.29 Eine Explosion von Sadismus warf ein besonders gespen-

stisches Licht auf die gesamte Aktion und ihre Nachwehen; sie brach auf al-

len Ebenen aus, auf der der höchsten Führung und auf der der kleinsten Par-

teimitglieder. Der Ton von Goebbels' Tagebucheintragungen war unmissver-

ständlich; derselbe Ton prägte dann die Konferenz vom 12. November. 

Eine unkontrollierbare Lust an der Vernichtung und Demütigung der Op-

fer trieb die Kommandos, die durch die Städte streiften. «Durch Köln [zogen] 

organisierte Streifen von einer Wohnung zur anderen», schrieb der schwei-

zerische Konsul. «Die Familien waren entweder vorher aufgefordert worden, 

die Wohnung zu verlassen, oder sie mussten in der Ecke eines Zimmers ste-

hen, während die Sachen aus dem Fenster geworfen wurden. Grammophone, 

Näh- und Schreibmaschinen flogen auf die Strasse, und einer meiner Kolle-

gen sah sogar, wie ein Klavier aus dem Fenster geworfen wurde, aus dem 2. 

Stock eines Hauses. Noch heute [am 13. November] kann man an Bäumen 

und Büschen Bettfedern hängen sehen.»30 Noch Schlimmeres wurde aus 

Leipzig berichtet: «Nachdem sie Wohnungen demoliert und den grössten 

Teil des Mobiliars auf die Strasse geworfen hatten», berichtete der amerika-

nische Konsul in Leipzig, «warfen die unersättlich sadistischen Täter viele 

der zitternden Bewohner in einen kleinen Bach, der durch den Zoologischen 

Garten fliesst, und forderten die entsetzten Zuschauer auf, sie anzuspeien, 

mit Lehm zu besudeln und sich über ihre Not lustig zu machen. ... Das ge-

ringste Anzeichen von Mitleid rief auf Seiten der Tater einen regelrechten 

Zorn hervor, und die Menge war nicht in der Lage, etwas anderes zu tun, als 

die erschreckten Augen von dem Schauspiel der Beleidigung abzuwenden 

oder sich zu entfernen. Diese Taktik wurde während des gesamten Morgens 
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des 10. November angewandt, ohne dass die Polizei eingriff, und zwar rich-

tete sie sich gegen Männer, Frauen und Kinder.» 

Dieselben Szenen wurden in den kleinsten Städten wiederholt: die sadisti-

sche Brutalität der Täter, die betretenen Reaktionen einiger der Zuschauer, 

das Grinsen anderer, das Schweigen der bei Weitem überwiegenden Mehr-

heit, die Hilflosigkeit der Opfer. In Wittlich, einer kleinen Stadt im Moseltal, 

wurde wie an den meisten Orten die Synagoge als erstes zerstört: «Das kunst-

voll gearbeitete Bleikristallfenster über der Tür donnerte auf die Strasse, und 

durch Türen und Fenster kamen Möbelstücke geflogen. Ein grölender SA-

Mann kletterte auf das Dach und wedelte mit den Tora-Rollen: ‚Wischt euch 

den Arsch damit ab, ihr Juden’, brüllte er und schleuderte sie wie Papier-

schlangen zu Karneval in die Gegend.» Jüdische Geschäfte wurden demo-

liert, jüdische Männer zusammengeschlagen und abgeführt: «Herr Marks, 

dem die Metzgerei ein paar Häuser weiter gehörte, gehörte zu dem halben 

Dutzend jüdischer Männer, die sich bereits auf dem Lastwagen befanden. ... 

Die SA-Männer lachten über Frau Marks, die vor ihrem eingeschlagenen 

Spiegelglasfenster stand und in verwirrter Verzweiflung die Hände rang. 

‚Warum tut ihr uns das an?’ rief sie klagend der Runde von schweigenden 

Gesichtern in den Fenstern, die ihr Leben lang ihre Nachbarn gewesen wa-

ren, zu. ‚Was haben wir euch je getan?’»31 

Bald boten dann die jüdischen Massen im besetzten Polen die vorzüglich-

sten Zielscheiben für die unstillbare Wut, die das Grossdeutsche Reich Schritt 

für Schritt gegen die unglücklichen Juden trieb.32 

Erneut war Hitler dem mittlerweile vertrauten Muster gefolgt, nach dem er 

während der dreissiger Jahre durchgängig verfahren war. Insgeheim erteilte 

er die Befehle oder bestätigte sie; nach aussen hin sollte sein Name in keiner 

Weise mit der Brutalität verknüpft sein. Nachdem er sich jeder offenen Be-

merkung zu den Ereignissen vom 7. bis 8. November enthalten hatte, ver-

mied er auch am 9. November in seiner mitternächtlichen Ansprache an die 

SS-Rekruten vor der Feldherrnhalle jeden Hinweis auf sie. Während er 

sprach, wurden bereits im ganzen Reich Synagogen angezündet, Läden de-

moliert und Juden verletzt und getötet. Einen Tag später bewahrte Hitler in 

seiner Geheimrede vor Vertretern der deutschen Presse dasselbe Stillschwei-

gen über Ereignisse, die zwangsläufig jedem der Anwesenden vor Augen 

stehen mussten;33 nicht einmal bei Raths Beerdigung sprach er. Die Fiktion 

eines spontanen Ausbruchs des Volkszorns gebot Schweigen. Jede Äusse-

rung eines Wunsches durch den Führer oder auch nur ein positiver Kom-

mentar wären ein «Führerbefehl» gewesen. Von Hitlers Beteiligung sollte die 

Aussenwelt – einschliesslich vertrauenswürdiger Parteimitglieder – zumin-

dest im Prinzip nichts wissen. 
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Die Kenntnis von Hitlers direkter Beteiligung sickerte jedoch schnell aus 

dem innersten Zirkel durch. Wie aus den Tagebüchern Ulrich von Hassells, 

des ehemaligen deutschen Botschafters in Rom, der schon früh ein Gegner 

des Regimes war, hervorgeht, waren viele Konservative von den Ereignissen 

schockiert, und Johannes Popitz, der Finanzminister von Preussen, prote-

stierte bei Göring und verlangte die Bestrafung der für die Aktion Verant-

wortlichen. «Mein lieber Popitz, wollen Sie den Führer bestrafen?» lautete 

Görings Antwort.34 

Am unteren Ende der Parteihierarchie dachte man sich rasch ein paar 

Rechtfertigungen aus. Am 23. November erhielt der Blockleiter von Hütten-

bach, der auch der Chronist der Parteigeschichte in seiner Stadt war, von sei-

nem Kreisleiter die Anweisung, belastendes Material gegen die örtlichen Ju-

den zu sammeln. Nur zwei Tage darauf beendete er seine Forschung und 

konnte berichten, die Aufgabe sei erfüllt: «Beifügend», schrieb der Blocklei-

ter, «übersende ich einiges von den Juden in Hüttenbach. Ich weis nicht, ob 

ich das Richtige getroffen habe. Noch kürzer zu fassen, war mir nicht mög-

lich, um doch eine Übersicht von diesen Fremdrassigen zu bekommen, wie 

sie in Hüttenbach hausten.» An diesem Punkt äusserte der Blockleiter mit 

entwaffnender Offenheit gewisse Zweifel an seiner Qualifikation als richtiger 

Historiker: «Ich habe vielleicht noch mehr Stoff hier, aber einen Geschicht-

schreiber kann ich neben meiner Praxis nicht machen und fehlen ohnedies 

die erforderlichen Grundlagen.»35 

Übrigens hatte derselbe Lokalhistoriker seine Bemühungen wie auch seine 

Besorgnisse, was die Ereignisse vom 9. und 10. November anging, noch nicht 

erschöpfend dargestellt. Am 7. Februar 1939 verkündete er seinem Kreislei-

ter, er habe die Chronik für das Jahr 1938 abgeschlossen. Die Novemberer-

eignisse verewigte er folgendermassen: «In der Nacht vom 9. Nov. 1938 starb 

in Paris Pg. v. Rath an den Folgen des feigen Überfalles durch den Juden 

Grünspan. In derselben Nacht noch gingen in ganz Deutschland die Synago-

gen der Juden in Flammen auf. Pg. Ernst v. Rath war gerächt. Früh um 5 Uhr 

erschienen Kreisleiter Pg. Walz mit dem Bürgermeister Pg. Herzog dem 

Kreispropagandaleiter Pg. Büttner u. Sturmführer Brand u. stekten den Ju-

dentempel in Brand. Pg. aus dem Ortsgr. Bereich leisteten dabei tatkräftige 

Unterstützung. – Nun wurde ds. Satz von einigen Pg. kritisiert, es darf nicht 

heisen Pg. Walz, Herzog u. Büttner-Brand stekten die Synagogen in Brand, 

sondern das Volk. – Richtig. Aber als Schreiber einer Chronik soll u. muss ich 

Wahrheit berichten. – Es wäre noch leicht möglich diese Seite herauszuneh-

men u. eine andre Eintragung vorzunehmen. Ich bitte Sie ‚Mein Kreisleiter’ 

wie soll ich die Eintragung vornehmen u. wie soll sie lauten. Heil Hitler!»36 
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II 

Am Morgen des 12. November fasste Goebbels die Ereignisse der vergange-

nen Tage im Völkischen Beobachter zusammen: «Der Jude Grünspan», lautete 

der letzte Absatz, «war Vertreter des Judentums. Der Deutsche vom Rath war 

Vertreter des deutschen Volkes. Das Judentum hat also in Paris auf das deut-

sche Volk geschossen. Die deutsche Regierung wird darauf legal, aber hart 

antworten.»37 Die legalen Antworten der deutschen Regierung wurden den 

Juden in den verbleibenden Wochen des Jahres 1938 entgegengeschleudert; 

sie wurden von drei grösseren Politikinterpretationen begleitet: die erste am 

12. November auf der hochrangig besetzten Konferenz, die Göring einberu-

fen hatte; die zweite am 6. Dezember in Görings Ansprache an die Gauleiter; 

die dritte am 28. Dezember in einer Reihe neuer Regelungen, die ebenfalls 

von Göring verkündet wurden. Alle Initiativen und Interpretationen Görings 

ergingen auf Hitlers ausdrückliche Anweisung. 

Man hat oft angenommen, dass Göring seit dem Sommer 1938 infolge sei-

ner verhältnismässig gemässigten Haltung während der Sudetenkrise viel 

von seinem Einfluss verloren hatte.38 Der neue Star unter Hitlers Untergebe-

nen war Ribbentrop, der anmassende neue Aussenminister, der davon über-

zeugt war, dass die Briten von Krise zu Krise weiter nachgeben würden. Es 

kann jedoch durchaus sein, dass in dem neuen Schema der Dinge nach Mün-

chen die Rolle Görings als Koordinator der jüdischen Angelegenheiten für 

Hitlers Pläne unverzichtbar geworden war. Göring sollte alle Massnahmen 

inszenieren, die den Juden das Leben in Deutschland unerträglich machen 

und die Auswanderung der Juden beschleunigen würden. Die ständige Be-

drohung durch weitere antijüdische Gewalttätigkeiten und das Bedürfnis, 

Zufluchtsstätten für die flüchtenden Juden zu finden, würden das «Weltju-

dentum» mobilisieren und es dazu veranlassen, seine antideutsche Hetze zu 

dämpfen; dies wiederum würde die westlichen Regierungen davon überzeu-

gen, dass Kompromisslösungen gegenüber Hitlers neuen Forderungen eine 

Notwendigkeit darstellten. Mit anderen Worten, Hitler mag durchaus ge-

dacht haben, dass antijüdischer Druck in Deutschland den Erfolg der NS-

Aggressionen im Ausland sicherstellen werde, bedingt durch das, was er für 

den Einfluss des Weltjudentums auf die Politik der westlichen Demokratien 

hielt. Und Hitlers bevorstehende Erklärungen über die Ansiedlung von Ju-

den in einigen Kolonien westlicher Länder wie auch seine öffentlichen Dro-

hungen, die Juden im Falle eines Krieges zu vernichten, machen ebenfalls 

deutlich, dass sein Glaube an den Einfluss des Weltjudentums in Paris, Lon-

don und Washington ein wesentlicher Bestandteil seiner Weltanschauung 

war. 

Die Konferenz hochrangiger Beamter, die Göring am 12. November ins 
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Luftfahrtministerium einberief, ist berüchtigt geworden. «Meine Herren», be-

gann Göring, «die heutige Sitzung ist von entscheidender Bedeutung. Ich 

habe einen Brief bekommen, den mir der Stabsleiter des Stellvertreters des 

Führers Bormann im Auftrag des Führers geschrieben hat, wonach die Ju-

denfrage jetzt einheitlich zusammengefasst werden soll und so oder so zur 

Erledigung zu bringen ist. Durch telefonischen Anruf bin ich gestern vom 

Führer noch einmal darauf hingewiesen worden, jetzt die entscheidenden 

Schritte zentral zusammenzufassen.»39 

Die konkreten Diskussionen, die am 12. November in Görings Reichsluft-

fahrtministerium stattfanden, bezogen sich nicht nur auf verschiedene zu-

sätzliche Verfahren, die Juden zu schikanieren, und weitere ökonomische 

Sanktionen, die gegen sie ergriffen werden sollten, sondern auch, und das 

ausführlich, auf das aktuelle Problem der Versicherungsentschädigung für 

die Schäden, die jüdischem Eigentum bei dem Pogrom zugefügt worden wa-

ren. Eduard Hilgard, ein Vertreter der deutschen Versicherungsgesellschaf-

ten, wurde hereingerufen. Allein die in jüdischen Geschäften zerstörten Fen-

sterscheiben waren mit etwa sechs Millionen Dollar versichert, und da das 

Glas aus Belgien kam, würde zumindest die Hälfte dieses Betrages in Devisen 

bezahlt werden müssen. Das veranlasste eine beiseite gesprochene Bemer-

kung Görings zu Heydrich: «Mir wäre lieber gewesen, ihr hättet 200 Juden 

erschlagen und hättet nicht solche Werte vernichtet.» Heydrich: «35 Tote sind 

es.»40 Göring erteilte den Befehl, den Hitler insgeheim zwei Tage zuvor gege-

ben hatte: Die Juden sollten alle Kosten für die Wiederherstellung ihrer Ge-

schäfte tragen; das Reich würde alle Zahlungen konfiszieren, die von deut-

schen Versicherungsgesellschaften geleistet würden. «Den Juden deutscher 

Staatsangehörigkeit in ihrer Gesamtheit wird die Zahlung einer Kontribution 

von 100‘0000‘000 RM an das Deutsche Reich auferlegt.»41 

Am selben Tage ordnete Göring die Einstellung sämtlicher jüdischer Ge-

schäftstätigkeit zum 1. Januar 1939 an. Die Juden mussten ihre Unternehmen 

verkaufen und ebenso allen Grundbesitz, Aktien, Juwelen und Kunstwerke. 

Sie konnten sich der Dienste von «Treuhändern» bedienen, um diese Trans-

aktionen innerhalb der gesetzten Frist abzuschliessen. Anmeldung und Hin-

terlegung aller Kapitalanteile waren obligatorisch.42 Görings wichtigste poli-

tische Aussage, die wiederum nach Beratungen mit Hitler erfolgte, sollte bei 

einem Zusammentreffen mit den Gauleitern am 6. Dezember erst noch kom-

men. Mehr jedoch als wegen ihrer wichtigsten Exekutiventscheidungen 

bleibt die Konferenz vom 12. November wegen ihres sadistischen Erfin-

dungsreichtums und wegen des Geistes und des Tons der Gespräche von Be-

deutung. 

Immer noch im Rausch der Hektik seiner Aktivitäten vom Vortag hatte der 

Propagandaminister eine ganze Liste von Vorschlägen: Die Juden sollten ge- 
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zwungen werden, die beschädigten Synagogen auf eigene Kosten abreissen 

zu lassen; öffentliche Vergnügungen sollten ihnen verboten werden («Ich bin 

... der Meinung, dass es nicht möglich ist, Juden neben Deutsche in Variétés, 

Kinos oder Theater hineinzusetzen. Man könnte eventuell später überlegen, 

den Juden hier in Berlin 1 oder 2 Kinos zur Verfügung zu stellen, wo sie jü-

dische Filme vorführen können»).43 An diesem Punkt kam es zwischen Goeb-

bels und Göring zu einer berüchtigten Debatte darüber, wie man Juden in 

Eisenbahnzügen absondern sollte. Beide waren sich über die Notwendigkeit 

gesonderter Abteile für Juden einig, aber es sollte, so erklärte Goebbels, ein 

Gesetz geben, das es ihnen verbot, selbst in einem jüdischen Abteil einen 

Platz zu beanspruchen, bevor alle Deutschen einen erhalten hatten. Die 

blosse Existenz eines besonderen Abteils würde den unerwünschten Effekt 

haben, dass es einigen Juden möglich wäre, in einem überfüllten Zug bequem 

zu sitzen. Göring hatte für derartige Förmlichkeiten nichts übrig: «Und wenn 

es wirklich jemals so wäre, wie Sie sagen, dass der Zug sonst überfüllt ist, 

glauben Sie: das machen wir so, da brauche ich kein Gesetz. Da wird er her-

ausgeschmissen, und wenn er allein auf dem Lokus sitzt während der ganzen 

Fahrt.» Goebbels beharrte auf einem Gesetz, aber vergeblich.44 

Dieser kleine Rückschlag lähmte Goebbels' Erfindungsreichtum nicht: 

Den Juden, so verlangte er, sollte es absolut verboten sein, sich in deutschen 

Ferienorten aufzuhalten. Der Propagandaminister stellte auch die Frage, ob 

deutsche Wälder nicht für sie gesperrt werden sollten («Heute laufen Juden 

rudelweise im Grunewald herum. Das ist ein dauerndes Provozieren, wir ha-

ben dauernd Zwischenfälle. Was die Juden machen, ist so aufreizend und 

provokativ, dass es dauernd zu Schlägereien kommt.») Dadurch kam Göring 

auf eine eigene Idee: Einige Teile der Wälder sollten Juden zugänglich sein, 

und in diesen Teilen sollten Tiere, die Juden ähnelten – «der Elch hat ja so 

eine gebogene Nase» – angesiedelt werden. Goebbels spann den Faden wei-

ter; er verlangte, Parks sollten für Juden ebenfalls verboten sein, denn jüdi-

sche Frauen könnten sich beispielsweise neben deutsche Mütter setzen und 

feindselige Propaganda treiben («Es gibt Juden, die gar nicht so jüdisch aus-

sehen»). Für Juden sollte es auch getrennte Bänke mit speziellen Schildern 

(«Nur für Juden!») geben. Schliesslich sollten jüdische Kinder aus deutschen 

Schulen verbannt werden («Ich halte es für ausgeschlossen, dass mein Junge 

neben einem Juden im deutschen Gymnasium sitzt und deutschen Ge-

schichtsunterricht erteilt bekommt»).45 

Am Ende der Debatte über Wirtschaftsfragen machte Göring deutlich, 

«man müsste diese wirtschaftlichen Sachen untermauern mit einer Anzahl 

von polizeilichen Aktionen, propagandistischen Aktionen, Kulturaktionen,  
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damit jetzt alles herauskommt und das Judentum in dieser Woche zack-zack 

eins nach dem anderen um die Ohren bekommt».46 

Es war Heydrich, der die Anwesenden daran erinnerte, dass das Haupt-

problem darin bestand, die Juden aus Deutschland herauszubekommen. Die 

Idee der Einrichtung einer zentralen Auswanderungsbehörde in Berlin nach 

Wiener Modell wurde erörtert (Eichmann war eigens aus diesem Anlass aus 

Wien herbeordert worden). Doch nach Heydrichs Ansicht würde es beim ge-

genwärtigen Tempo etwa acht bis zehn Jahre dauern, bis man zu einer Lö-

sung des Problems käme, und das war, wir erinnern uns, auch Hitlers Ein-

schätzung beim Treffen mit Goebbels am 24. Juli. Wie sollten dann die Juden 

in der Zwischenzeit von der deutschen Bevölkerung isoliert werden, ohne 

alle Erwerbsmöglichkeiten zu verlieren? Heydrich war für ein spezielles Ab-

zeichen, das alle diejenigen tragen sollten, die von den Nürnberger Gesetzen 

als Juden definiert waren. («Eine Uniform!» rief Göring. Heydrich wiederhol-

te: «Ein Abzeichen.») Göring war skeptisch: Er selbst war dafür, in den Gross-

städten in grossem Umfang Ghettos einzurichten. Für Heydrich würden 

Ghettos «Schlupfwinkel für Verbrecher» werden, die sich von der Polizei 

nicht kontrollieren liessen, während ein Abzeichen die Überwachung durch 

«das wachsame Auge der gesamten Bevölkerung» gestatten würde. Die Dis-

kussion über die Einführung eines Abzeichens oder die Schaffung von Ghet-

tos ging weiter und konzentrierte sich auf die Frage, wie die Juden ihr tägli-

ches Leben führen würden («Verhungern lassen können Sie sie nicht!» meinte 

Göring).47 Die Auffassungsunterschiede blieben ungelöst, und drei Wochen 

später sollte Hitler sowohl Abzeichen als auch Ghettos verwerfen. 

Wie zuvor Goebbels hatte Heydrich noch mehr Vorschläge auf seiner Li-

ste: keine Führerscheine, kein Eigentum an Kraftwagen (die Juden können 

«deutsches Leben gefährden»), kein Zugang zu Bezirken von nationaler Be-

deutung in den verschiedenen Städten, kein Zugang zu kulturellen Institu-

tionen – im Sinne des Vorschlags von Goebbels –, kein Zutritt zu Erholungs-

stätten und nicht einmal zu Krankenhäusern («ein Jude kann nicht im Kran-

kenhaus mit arischen Volksgenossen zusammen liegen»). Als die Diskussion 

zu der Frage überging, was die Juden tun konnten, um den finanziellen 

Massnahmen zu begegnen, die jetzt gegen sie ergriffen werden sollten, war 

Göring sicher, dass sie überhaupt nichts tun würden. Goebbels stimmte zu: 

«Im Augenblick ist [der Jude] klein und hässlich und bleibt zu Hause.»48 

Kurz vor dem letzten Teil des Gesprächs kommentierte Göring, als sei ihm 

das nachträglich noch eingefallen: «Ich möchte kein Jude in Deutschland 

sein.» Der Generalfeldmarschall erwähnte dann, Hitler habe ihm am 9. No-

vember von seiner Absicht erzählt, sich an die Demokratien zu wenden, wel-

che die Judenfrage aufgeworfen hätten, und von ihnen die Aufnahme der Ju- 
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den zu fordern; die Madagaskar-Möglichkeit würde ebenfalls ins Spiel ge-
bracht werden; oder «die reichen Juden können in Nordamerika, Kanada 
oder sonstwo ein grosses Territorium für ihre Glaubensgenossen kaufen». 
Göring fügte hinzu: «Wenn das Deutsche Reich in irgendeiner absehbaren 
Zeit in aussenpolitischen Konflikt kommt, so ist es selbstverständlich, dass 
auch wir in Deutschland in allererster Linie daran denken werden, eine 
grosse Abrechnung an den Juden zu vollziehen.»49 

An demselben Tag, an dem Goebbels Juden den Zugang zu kulturellen 

Institutionen untersagte, verbot er auch die jüdische Presse in Deutschland. 

Kurz darauf wurde Erich Liepmann, der Direktor der Jüdischen Rundschau, 

die inzwischen geschlossen worden war, ins Büro des Propagandaministers 

zitiert. «Zur Begrüssung brüllte Goebbels: ‚Ist der Jude da?’ ... Er brüllte: ‚Es 

muss ein Nachrichtenblatt erscheinen, innerhalb von zwei Tagen. Jede Num-

mer wird mir vorgelegt. Wehe euch, wenn auch nur ein Artikel erscheint, den 

ich nicht gesehen habe. Schluss!»»50 So wurde das Jüdische Nachrichtenblatt 

geboren: Es war dazu bestimmt, die Juden über all die offiziellen Massnah-

men zu informieren, die ergriffen wurden, um ihr Schicksal zu besiegeln. 

Manchmal allerdings war anscheinend selbst Goebbels' Auge nicht scharf 

genug. Im Dezember, etwa sechs Wochen nach der «Kristallnacht», besprach 

das Nachrichtenblatt den amerikanischen Film Chicago: «Eine Stadt steht in 

Flammen, und die Feuerwehr schaut untätig zu. Alle Schläuche sind ange-

legt, die Leitern sind ausgerichtet, die Spritzen stehen in Bereitschaft, aber 

keine Hand rührt sich, sie zu bedienen. Die Männer harren des Kommandos, 

aber kein Kommando wird laut. Erst als die Stadt niedergebrannt ist und in 

Schutt und Asche liegt, ergeht ein Befehl: die Feuerwehr fährt nach Hause. 

Böswillige Erfindung? Ein hässliches Märchen? Nein. Die Wahrheit. Und in 

Hollywood hat sie sich zugetragen.»51 

Das Gesetz vom 12. November, das die Juden dazu zwang, ihre sämtlichen 

Unternehmen und Wertgegenstände wie Juwelen und Kunstwerke zu ver-

kaufen, leitete die pauschale Konfiszierung der ihnen gehörenden Kunstge-

genstände ein. Der Raub, der in Österreich bereits stattgefunden hatte, wurde 

jetzt zur gängigen Praxis im Reich. In München beispielsweise wurde die 

Prozedur von Gauleiter Wagner selbst koordiniert, der in Anwesenheit der 

Direktoren der staatlichen Sammlungen die Anweisungen zur «Sicherstel-

lung von Kunstwerken, die Juden gehören», gab. Diese «Sicherstellung» 

wurde von der Gestapo ausgeführt: In Gegenwart der Eigentümer (oder ihrer 

«Vertreter») wurde ordnungsgemäss ein Inventar aufgestellt, und es wurden 

ihnen Quittungen ausgehändigt. Eines dieser Dokumente lautet: «München,  
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den 25. November 1938. Protokoll auf genommen in der Wohnung Pilotystr. 

11/2 bei dem Juden Albert Eichengrün, Pilotystr. 11 /1, z. Zt in Schutzhaft. 

In der Wohnung ist anwesend die Haushälterin Maria Hertlein, led., geb. 

21.10.1885 in Wilpolteried, BA. Kempten. Anwesend: Dr. Kreisel, Direktor 

des Residenzmuseums, Krim. Sekr. Huber, Krim. Sekr. Planer.»52 

Am 15. November wurden alle jüdischen Kinder, die noch in deutsche 

Schulen gingen, von den Anstalten verwiesen.53 In einem Brief des gleichen 

Tages, den Staatssekretär Zschintsch an alle Staats- und Parteidienststellen 

richtete, erläuterte er den Beschluss des Erziehungsministers: «Nach der 

ruchlosen Mordtat von Paris kann es keinem deutschen Lehrer und keiner 

deutschen Lehrerin mehr zugemutet werden, an jüdische Schulkinder Unter-

richt zu erteilen. Auch versteht es sich von selbst, dass es für deutsche Schüler 

und Schülerinnen unerträglich ist, mit Juden in einem Klassenraum zu sitzen. 

Die Rassentrennung im Schulwesen ist zwar in den letzten Jahren im Allge-

meinen bereits durchgeführt, doch ist ein Restbestand jüdischer Schüler auf 

den deutschen Schulen übriggeblieben, dem der gemeinsame Schulbesuch 

mit deutschen Jungen und Mädeln nunmehr nicht weiter gestattet werden 

kann. ... [Ich ordne] daher mit sofortiger Wirkung an: Juden ist der Besuch 

deutscher Schulen nicht gestattet. Sie dürfen nur jüdische Schulen besuchen. 

Soweit es noch nicht geschehen sein sollte, sind alle zur Zeit eine deutsche 

Schule besuchenden jüdischen Schüler und Schülerinnen sofort zu entlas-

sen.»54 

Am 19. November wurden Juden aus dem allgemeinen Wohlfahrtssystem 

ausgeschlossen. Am 28. November teilte der Innenminister allen Regierungs-

präsidenten mit, dass einige Bezirke für Juden gesperrt werden konnten und 

dass für sie auch der Zugang zu öffentlichen Plätzen auf einige Stunden pro 

Tag beschränkt werden konnte.55 Der Berliner Polizeichef brauchte nicht 

lange, um tätig zu werden. Am 6. Dezember wurden die Juden der Stadt von 

allen Theatern, Kinos, Kabaretts, Konzert- und Versammlungssälen, Museen, 

Jahrmärkten, Ausstellungshallen und Sportanlagen (einschliesslich Schlitt-

schuhbahnen) wie auch von öffentlichen und privaten Badeanstalten ausge-

schlossen. Darüber hinaus wurden die Juden aus den Stadtbezirken ver-

bannt, in denen die meisten Regierungsdienststellen und grossen Denkmäler 

sowie kulturellen Institutionen lagen: «Die Wilhelmstrasse von der Leipziger 

Strasse bis zur Strasse Unter den Linden, der Wilhelmplatz, die Vossstrasse 

von der Hermann-Göring-Strasse bis zur Wilhelmstrasse (vor der Reichs-

kanzlei) und die nördliche Seite der Strasse Unter den Linden vor dem 

Reichsehrenmal von der Universität bis zum Zeughaus.» In der Ankündi-

gung hiess es, die Verbannung von Juden werde in naher Zukunft wahr-

scheinlich auf «zahlreiche Berliner Strassen» ausgedehnt werden.56 

Am 3. Dezember wurden den Juden auf Anordnung Himmlers die Führer- 
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scheine entzogen. Die Zugangsberechtigung jüdischer Wissenschaftler, die 

eine spezielle Genehmigung zur Benutzung von Universitätsbibliotheken be-

sassen, wurde am 8. Dezember aufgehoben. Am 20. Dezember wurde es Ju-

den untersagt, als Apotheker auszubilden, und einen Tag später wurden sie 

vom Hebammenberuf ausgeschlossen.57 Am 28. zeigten sich neben anderen 

Absonderungsmassnahmen (an diesem Tag wurde ihnen der Zutritt zu 

Speise- und Schlafwagen in Zügen untersagt und auch zu öffentlichen 

Schwimmbädern und Hotels, die gewöhnlich von Parteimitgliedern besucht 

wurden) auch die ersten Anzeichen einer potentiellen räumlichen Konzen-

tration der Juden (von der noch zu sprechen sein wird).58 Am 29. November 

verbot der Innenminister Juden die Haltung von Brieftauben.59 

In der Zwischenzeit begann die Gestapo auf Heydrichs Befehl vom 9. No-

vember damit, alle jüdischen Gemeindearchive zu beschlagnahmen. Die Vor-

arbeit leisteten selbst in den kleinsten Städten Polizei und SA. In Memmingen 

verhaftete die Kriminalpolizei den örtlichen jüdischen Religionslehrer, der 

auch die gesamte offizielle Korrespondenz der Gemeinde erledigte. Er wurde 

gezwungen, die Inspektoren zu den Archiven zu führen, die in «3 alten 

Schränken» in der Synagoge und in einer Kiste auf dem Dachboden seines 

Hauses aufbewahrt waren. Die Schränke und die Kiste wurden abgeschlos-

sen und versiegelt, die Schlüssel auf der Polizeiwache verwahrt.60 In Gross-

städten war das Verfahren im Prinzip dasselbe. Nach einem Bericht des Di-

rektors der staatlichen Archive in Frankfurt erhielt er am 10. November vom 

Bürgermeister die Anordnung, alle jüdischen Gemeindearchive zu überneh-

men. Als er in der Synagoge in der Fahrgasse eintraf, fand er zerschlagene 

Fensterscheiben, aus den Angeln gerissene Tore, zerschnittene Gemälde, zer-

trümmerte Vitrinen, Akten und Bücher, die über die Fussböden verstreut 

worden waren, und dergleichen vor. Am 12. wurde ein kleiner Bruchteil der 

Akten zur Untersuchung durch die Gestapo in die staatlichen Archive über-

führt. Am 15. begannen zwei Gestapobeamte mit der Katalogisierung, wobei 

das historische Material, das der ständig wachsenden Sammlung von ge-

plünderten Judaica hinzugefügt werden sollte, für das neue Forschungsinsti-

tut zur Judenfrage in Frankfurt zusammengeführt wurde. Beiläufig erwähnte 

der Direktor der staatlichen Archive, dass sich unter den Akten eine vollstän-

dige Liste der (etwa 23’000) in Frankfurt lebenden Juden befand;61 eine der-

artige Liste muss für die Gestapo von besonderem Interesse gewesen sein. 

Görings entscheidende politische Aussage erfolgte am 6. Dezember im An-

schluss an die Anweisungen, die ihm Hitler am 4. Dezember erteilt hatte. 

Diesmal sprach er zu dem inneren Kern der Partei, zu den Gauleitern, und 

obwohl die Rede in Görings üblicher Manier im Ton entspannt war, konnte 

in den Gedanken der Zuhörer kein Zweifel bestehen, dass er klare Befehle 
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übermittelte, die sich auf Hitlers Autorität stützten. Diese sollten strikt und 

wortwörtlich befolgt werden. Göring formulierte das (in Zusammenhang mit 

Hitlers Entscheidung, die Juden nicht mit einem besonderen Abzeichen zu 

kennzeichnen) folgendermassen: «Hier, meine Herren, hat der Führer verbo-

ten, er hat gewünscht, er hat den Befehl erteilt, und ich glaube, das müsste 

vollkommen genügen, dass ich sicher bin, dass bei keinem einzigen, auch 

nicht bei dem kleinsten Funktionär unten etwa die Auffassung entstehen 

könnte: das wünscht zwar der Führer, aber vielleicht wünscht er noch mehr, 

wenn ich das Gegenteil tue. Bei der Autorität des Führers ist es klar, dass es 

hier nichts zu rütteln und zu deuteln gibt.»62 

Was an Görings Ansprache auffällt, ist sein ständiger Hinweis darauf, dass 

dies Hitlers Befehle seien, dass alle genannten Schritte mit Hitler erörtert 

seien und seine vollständige Unterstützung hätten. Der wahrscheinlichste 

Grund für diese wiederholte Hervorhebung war die Einschätzung, dass ei-

nige der angekündigten Massnahmen bei der Versammlung unpopulär sein 

würden, da sie den Profiten ein Ende setzen würden, welche Parteimitglieder 

aller Ränge, darunter auch einige Gauleiter, aus der Beschlagnahme jüdi-

schen Vermögens geschlagen hatten. Anscheinend war dies der Grund, 

weshalb Göring die Judenfrage wiederholt mit den allgemeinen wirtschaftli-

chen Bedürfnissen des Reiches in Zusammenhang brachte. Den Parteimit-

gliedern sollte absolut klar sein, dass jede Übertretung der neuen Befehle 

schädlich für die Wirtschaft des Reiches war und eine direkte Übertretung 

der Befehle des Führers darstellte. Konkret machte Göring, nachdem er be-

tont hatte, dass die Partei und die Gaue jüdisches Vermögen übernommen 

hatten, deutlich, dass derart gesetzwidrig angeeigneter Besitz an den Staat 

abzuliefern sein werde: «Die Partei soll keine Geschäfte machen. ... Es kann 

nicht eine Gauleitung hergehen und kann bei sich ein Arisierungsbüro ma-

chen. ... Auch hier hat der Führer folgende Richtlinie gegeben: Selbstver-

ständlich wird lokal, weil das Reich ja das gar nicht kann, arisiert. ... Der Nut-

zen aus allen Arisierungen kommt ausschliesslich und einzig und allein dem 

Reich zu, d.h. hier dem Verwalter, dem Reichsfinanzminister, sonst nieman-

dem im ganzen Reich; denn nur dann ist es möglich, das Rüstungsprogramm 

des Führers durchzuführen.»63 Zuvor hatte Göring deutlich gemacht, dass 

Transaktionen, die bereits von Parteimitgliedern zur eigenen Bereicherung 

getätigt worden waren, rückgängig gemacht werden sollten. Das, worauf es 

ankam, war nicht das Schicksal der Juden, fügte Göring hinzu, sondern der 

Ruf der Partei innerhalb und ausserhalb von Deutschland.64 Die andere in-

terne Parteifrage, die mit einiger Ausführlichkeit behandelt wurde, war die 

der Bestrafung von Taten, die am 9. und 10. November begangen worden 

waren: Alles, was aus rein ideologischen Gründen, aus einem gerechtfertig- 
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ten «Hass auf die Juden», verübt worden war, sollte unbestraft bleiben; rein 

kriminelle Akte verschiedener Art sollten verfolgt werden, wie sie unter allen 

anderen Umständen verfolgt werden würden, aber jede Publizität, die Auf-

sehen erregen konnte, war strikt zu vermeiden.65 

Was die politischen Hauptfragen hinsichtlich der Juden anging, so tauch-

ten die ständig wiederkehrenden beiden Probleme – zwei Facetten ein und 

desselben Problems – erneut auf: Massnahmen zur Förderung jüdischer Aus-

wanderung und Massnahmen, welche die im Reich verbleibenden Juden be-

trafen. Im Wesentlichen sollte den Juden in Deutschland das Leben so unan-

genehm gemacht werden, dass sie alle Anstrengungen unternehmen wür-

den, das Land auf irgendeine Weise zu verlassen; diejenigen Juden jedoch, 

die im Reich zurückblieben, mussten das Gefühl haben, dass sie etwas zu 

verlieren hatten, so dass es keinem von ihnen einfallen würde, einen An-

schlag auf das Leben eines NS-Führers – möglicherweise des höchsten – zu 

verüben.66 

Höchste Priorität sollte die Zwangsauswanderung haben: «An der Spitze 

aller unserer Überlegungen und Massnahmen», erklärte Göring, «steht der 

Sinn, die Juden so rasch und so effektiv wie möglich ins Ausland abzuschie-

ben, die Auswanderung mit allem Nachdruck zu forcieren und hierbei all 

das wegzunehmen, was die Auswanderung hindert.» Anscheinend war Gö-

ring sogar bereit, auf die Stempelung jüdischer Pässe mit einem erkennbaren 

Zeichen (dem Buchstaben «J») zu verzichten, wenn ein Jude zwar über die 

Mittel zur Auswanderung verfügte, aber durch eine derartige Identifizierung 

an ihr gehindert wäre.67 Göring teilte den Gauleitern mit, das zur Finanzie-

rung der Auswanderung erforderliche Geld werde durch eine internationale 

Anleihe aufgebracht werden (genau die Art von Anleihe, die Schacht, wie 

wir sehen werden, dann bald mit dem amerikanischen Delegierten des Zwi-

schenstaatlichen Komitees für Flüchtlinge diskutieren sollte); Hitler, so Gö-

ring, stand diesem Gedanken sehr aufgeschlossen gegenüber. Die Sicherheit 

für diese Anleihe, die vermutlich vom «Weltjudentum» und von den westli-

chen Demokratien aufgenommen werden sollte, sollte aus dem gesamten 

Vermögen bestehen, das den Juden in Deutschland immer noch gehörte – ein 

Grund, weshalb jüdische Häuser in diesem Stadium nicht zwangsarisiert 

werden sollten,68 auch wenn viele Parteimitglieder diese Aussicht besonders 

reizte. 

Vom Weltjudentum verlangte Göring nicht nur den Hauptanteil der An-

leihe, sondern auch die Einstellung jedes Wirtschaftsboykotts gegen 

Deutschland, so dass das Reich die Devisen bekommen konnte, die es 

brauchte, um das Kapital und die Zinsen für die internationale Anleihe zu-

rückzuzahlen. Mitten in diesen praktischen Erklärungen sprach Göring da-

von, dass er von den Juden eine Zusage haben wollte, «mir eine bestimmte 

Abnahme zu garantieren, sei es; dass sämtliche Grosswarenhäuser der Welt- 
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konzerne, die ja alle in jüdischen Händen sind, sich verpflichten, soundso viel 
Millionen jährlich auf jeden Fall an Waren von Deutschland abzunehmen».69 
Da erhob sich wieder der Mythos von der jüdischen Weltmacht. 

Hinsichtlich der Juden, die in Deutschland zurückblieben, verkündete Gö-
ring Hitlers Ablehnung aller speziellen Kennzeichen und irgendwelcher 
übermässig drastischen Reise- und Einkaufsbeschränkungen. Hitlers Gründe 
waren unerwarteter Natur: Angesichts der Geistesverfassung der Massen in 
vielen Gauen würden die Juden, wenn sie Kennzeichen trügen, zusammen-
geschlagen werden, oder man würde ihnen keine Lebensmittel geben. Die 
anderen Beschränkungen würden ihnen ihr tägliches Leben so erschweren, 
dass sie dem Staat zur Last fallen würden.70 Mit anderen Worten, indirekt 
wurden die Gauleiter gewarnt, in ihren Gauen nicht von sich aus neue Ak-
tionen gegen die Juden in Gang zu setzen. Häuser in jüdischem Besitz waren, 
wie wir sahen, die letzten jüdischen Vermögenswerte, die zu arisieren waren. 

Bei der Erörterung der Massnahmen, welche die Juden dazu veranlassen 
würden, Deutschland zu verlassen, versicherte Göring seinen Zuhörern, er 
werde dafür sorgen, dass es den reichen Juden nicht gestattet würde, als erste 
das Land zu verlassen und die Masse der armen Juden zurückzulassen. Diese 
Bemerkung erklärt wahrscheinlich das, was drei Tage später geschah. 

In den Würzburger Gestapo-Akten befindet sich eine auf Görings Instruktio-

nen zurückgehende Anweisung vom 9. Dezember an die Amtsvorstände der 

22 mainfränkischen Bezirksämter; diese Anordnung muss landesweit ergan-

gen sein. Darin verlangte die Staatspolizei die umgehende Erstellung einer 

Liste besonders einflussreicher Juden in jedem einzelnen Bezirk. Die Krite-

rien des Einflusses wurden folgendermassen angegeben: Vermögen und 

Auslandsbeziehungen («wirtschaftlicher, verwandtschaftlicher, persönlicher 

oder sonstiger Art»). Für die Aufnahme jedes einzelnen einflussreichen Juden 

in die Liste sollten die Bezirksbeamten den Grund angeben. Die Angelegen-

heit war so dringlich, dass die Listen noch im Laufe des darauffolgenden Ta-

ges, des 10., per Eilbrief abgeschickt werden sollten, so dass sie am Sonn-

abend, dem 11. Dezember, bis 9 Uhr morgens die Würzburger Gestapozen-

trale erreichten. Jeder Amtsvorstand wurde «für die genaue Einhaltung der 

Termine ... persönlich verantwortlich gemacht».71 

In den Akten gibt es keine Erklärung für Görings Absichten und auch 

keine Unterlagen über weitere Aktionen; es war dies vielleicht ein kurzlebi-

ger Anlauf, reiche und einflussreiche Juden als Geiseln zu nehmen, um die 

Ausreise der armen Juden sicherzustellen. 

Einige Tage bevor die Würzburger Gestapo Görings Befehle übermittelte, 
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informierte Frick die Regierungspräsidenten und Innenminister, auf «aus-

drückliche höchste Anordnung» – eine Formel, die nur für Befehle von Hitler 

verwendet wurde – seien ohne ausdrückliche Anweisungen von Seiten der 

Reichsregierung keine weiteren antijüdischen Massnahmen zu ergreifen.72 

Das Echo von Görings Verlautbarung an die Gauleiter ist deutlich zu verneh-

men. Am 13. Dezember war das Propagandaministerium damit an der Reihe, 

seine Dienststellen zu informieren, der Führer habe angeordnet, «dass die 

politischen Sendungen sich ausschliesslich mit dem jüdischen Problem be-

fassen sollten; politische Sendungen anderer Art müssten unterbleiben, um 

nicht die Wirkung der antijüdischen Sendungen zu beeinträchtigen».73 Kurz, 

die deutsche öffentliche Meinung musste erst davon überzeugt werden, dass 

der November-Pogrom in vollem Umfang gerechtfertigt gewesen war. 

Nach der Kette interner Versammlungen von Partei- und Staatsbeamten, 

die auf eine Klarstellung der Ziele und Grenzen der antijüdischen Politik 

nach dem Pogrom zielten, fand am 16. Dezember noch eine weitere Konfe-

renz statt. Diese Versammlung, die Frick einberufen hatte, wurde in Anwe-

senheit von Funk, Lammers, Helldorf und Heydrich, von Gauleitern und ver-

schiedenen anderen Repräsentanten von Partei und Staat abgehalten. Im We-

sentlichen griffen Frick und Funk Görings Erklärungen, Ermahnungen und 

Anordnungen auf. Doch es wurde auch deutlich, dass im ganzen Reich Par-

teiorganisationen wie die Deutsche Arbeitsfront Druck auf Kaufleute ausge-

übt hatten, nicht an Juden zu verkaufen. Und vor allem in der Ostmark kam 

es vor, dass Mischlinge als Juden behandelt wurden, sowohl in Zusammen-

hang mit ihren Arbeitsverhältnissen als auch bei ihren geschäftlichen Aktivi-

täten. Solche Initiativen waren in Hitlers Augen unannehmbar. Bald würde 

es keine jüdischen Geschäfte mehr geben, und man würde den Juden gestat-

ten müssen, in deutschen Geschäften zu kaufen. Was die Mischlinge anging, 

so bestand die Politik nach Angaben von Frick darin, sie schrittweise vom 

Volk absorbieren zu lassen (seltsamerweise unterschied Frick die Halbjuden 

nicht von den Vierteljuden), und die gegenwärtig gegen sie gerichtete Dis-

kriminierung lief den von den Nürnberger Gesetzen eingeführten Unter-

scheidungen zuwider. Insgesamt wurde jedoch immer wieder das politische 

Hauptziel betont: Alles musste Zusammenwirken, um die Auswanderung 

der Juden zu beschleunigen.74 

Gegen Ende Dezember brach noch ein weiterer Schwall von Massnahmen 

über die Juden herein. Am 28. legte Göring, der wiederum sowohl zu Beginn 

des Dokuments als auch an dessen Schluss auf ausdrücklich von Hitler gege-

bene Befehle Bezug nimmt, die Regeln dafür fest, wie mit Juden gehörenden 

Wohnungen zu verfahren sei (sie sollten in diesem Stadium nicht arisiert 

werden, sondern jüdische Mieter sollten nach und nach in Häuser ziehen, die  
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Juden gehörten und nur von Juden bewohnt waren), und definierte die Un-

terscheidung zwischen zwei Kategorien von «Mischehen». Ehen, in denen 

der Ehemann Arier war, sollten mehr oder weniger als normale deutsche Fa-

milien behandelt werden, ganz gleich ob sie Kinder hatten oder nicht. Das 

Schicksal von Mischehen, in denen der Ehemann Jude war, hing davon ab, 

ob Kinder da waren. Die kinderlosen Paare konnten schliesslich in nur von 

jüdischen Mietern bewohnte Häuser umgesiedelt werden, und auch in jeder 

anderen Hinsicht waren sie als volljüdische Paare zu behandeln. Paare mit 

Kindern – wodurch die Kinder Mischlinge ersten Grades waren – waren zeit-

weilig vor Verfolgung geschützt.75 Wie Jochen Klepper in seinem Tagebuch 

vermerkt, zeigte die Regierung «grosse Loyalität, wenn man es nun schon mit 

den Augen der Regierung sehen will, für die in Heer und Wirtschaft wichti-

gen vielen Mischlinge.... Aber wirklich ausgestossen zum Judentum und so 

viel schlechter gestellt als die Jüdinnen mit arischem Mann: die Arierinnen in 

jüdischer Mischehe.»76 Klepper spricht davon, dass es bei arischen Ehemän-

nern jüdischer Frauen «keine Zwangsscheidung» gebe. Arische Frauen jüdi-

scher Männer wurden ebenfalls nicht zur Scheidung gezwungen, aber das 

Gesetz vom 7. Juli 1938 (von dem in Kapitel 4 bereits die Rede war), hatte eine 

Scheidung aus rassischen Gründen möglich gemacht, und Görings Erlass 

vom 28. Dezember ermunterte ganz eindeutig Arierinnen dazu, ihre jüdi-

schen Ehemänner zu verlassen: «Lässt sich die deutsche Ehefrau eines Juden 

scheiden», hiess es in dem Erlass, «so tritt sie wieder in den deutschen Bluts-

verband zurück, und alle Nachteile für sie fallen fort.»77 

Warum war Hitler im Dezember 1938 gegen das gelbe Abzeichen und ge-

gen die regelrechte Ghettoisierung? Warum schuf er eine Kategorie «privile-

gierter Mischehen» und entschied auch, dass Mischlinge, die bei dem Pogrom 

Schäden erlitten hatten, zu entschädigen seien? Im ersten Fall war vermutlich 

eine Besorgnis wegen der deutschen und internationalen öffentlichen Mei-

nung der Hauptfaktor. Bei den Mischehen und der Entschädigung für die 

Mischlinge scheint es offenkundig zu sein, dass Hitler die potentiellen Felder 

des Missmuts, welche die Verfolgung von Mischehen und allgemein von 

Mischlingen in der Bevölkerung schaffen konnte, so stark wie möglich ein-

schränken wollte. 

Die Durchführung des Göringschen Erlasses vom 28. Dezember, der auf 

die Konzentration von Juden in «Judenhäusern» zielte, wurde erleichtert, als 

am 30. April 1939 zusätzliche Bestimmungen die Kündigung von Mietverträ-

gen mit Juden ermöglichten.78 Der arische Vermieter konnte einen Vertrag 

mit jüdischen Mietern nicht annullieren, bevor er sich von den örtlichen Be-

hörden eine Bescheinigung geholt hatte, dass in einem Haus, welches Juden 

gehörte, Ersatzwohnraum beschafft war. Doch wie der amerikanische Ge-

schäftsträger Alexander Kirk feststellte, gestatteten es diese neuen Bestim- 



314 Zweiter Teil: Die Einkreisung 

mungen den Behörden der Städte und Gemeinden, «jüdische Hausbesitzer 

oder jüdische Mieter in einem in jüdischem Besitz befindlichen Haus dazu zu 

zwingen, leere Zimmer oder Räumlichkeiten, die sie für ihren eigenen Bedarf 

nicht zu benötigen schienen, bei ihnen anzumelden. Letztere können dann 

auch gegen ihren Willen dazu gezwungen werden, diese Räume an andere 

Juden zu vermieten, die aus ‚arischen’ Häusern vertrieben werden sollen. Die 

örtlichen Behörden können die Bedingungen dieser unfreiwilligen Verträge 

festsetzen und für diesen Dienst eine Gebühr erheben.»79 

Am 17. Januar 1939 verbot es die Achte Verordnung zum Reichsbürgerge-

setz Juden, irgendwelche Tätigkeiten in der Gesundheitspflege, insbesondere 

als Apotheker, Zahnärzte und Tierärzte, auszuüben.80 Am 15. Februar wurde 

es Angehörigen der Wehrmacht und des Arbeitsdienstes, Parteifunktionären 

und Mitgliedern des SD untersagt, «Mischlinge zweiten Grades» zu heira-

ten,81 und am 7. März entschied Hess in Beantwortung einer Anfrage des Ju-

stizministers, dass Deutsche, die nach den Nürnberger Gesetzen als solche 

galten, aber etwas jüdisches Blut hatten, nicht im Staatsdienst beschäftigt 

werden durften.82 

In den entscheidenden Wochen vom November 1938 bis zum Januar 1939 

vernichteten die von Hitler, Göring und ihren Kumpanen beschlossenen 

Massnahmen gänzlich jede noch verbliebene Möglichkeit eines jüdischen Le-

bens in Deutschland oder eines Lebens von Juden in Deutschland. Der Abriss 

der verbrannten Überreste der Synagogen symbolisierte ein Ende; das Zu-

sammentreiben der Juden in «Judenhäuser» kündigte einen noch unbemerk-

ten Anfang an. Darüber hinaus setzte sich die ständig gegenwärtige ideolo-

gische Obsession, die in Hitlers Reichstagsrede vom 30. Januar 1939 in einem 

heftigen Ausbruch zum Ausdruck kommen sollte, uneingeschränkt fort: Ein 

Strom blutrünstiger Aussagen ergoss sich aus den Blättern des Schwarzen 

Korps, und eine Ansprache Himmlers vor der obersten Führung der Eliteein-

heit SS-Standarte «Deutschland» am 8. November 1938 enthielt finstere War-

nungen. 

Himmler liess die Schüsse in Paris vom Vortag unerwähnt, und der grös-

ste Teil seiner Rede behandelte die Organisation und die Aufgaben der SS. 

Doch die Judenfrage war bedrohlich gegenwärtig. Himmler warnte seine Zu-

hörer, in den kommenden zehn Jahren werde das Reich «unerhörten Ausein-

andersetzungen kritischer Art entgegengehen». Der Reichsführer erwähnte 

nicht nur die nationalen Konfrontationen, sondern insbesondere den Zusam-

menprall von Weltanschauungen, bei dem die Juden hinter allen anderen 

feindlichen Kräften standen und «den Urstoff alles Negativen» darstellten. 

Die Juden – und die Kräfte, die sie gegen das Reich richteten – waren sich 

darüber im Klaren, dass, «wenn Deutschland und Italien nicht vernichtet 

werden, sie vernichtet werden». «In Deutschland», prophezeite Himmler, 

«kann sich der Jude nicht halten; das ist nur eine Frage von Jahren.» Wie dies  
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erreicht werden würde, war klar: «Wir werden sie mit einer beispiellosen 
Rücksichtslosigkeit mehr und mehr heraustreiben.» Es folgte eine Beschrei-
bung, wie sich der Antisemitismus infolge des Zuzugs jüdischer Flüchtlinge 
und der Bemühungen der Nazipropaganda in den meisten europäischen 
Ländern verstärkte. 

Dann stürzte sich Himmler in seine Sicht der Schlussphase. In der Falle 
sitzend, würden die Juden das nationalsozialistische Deutschland, die Quelle 
all ihrer Probleme, mit sämtlichen ihnen zur Verfügung stehenden Mitteln 
bekämpfen. Für die Juden würde die Gefahr nur dann abgewendet werden, 
wenn Deutschland niedergebrannt und vernichtet würde. Man sollte sich, er-
klärte Himmler, keinen Illusionen hingeben, und er wiederholte seine War-
nung, dass es im Falle eines jüdischen Sieges totales Verhungern und ein 
Blutbad geben werde; «nicht einmal mehr eine Reservation der Germanen» 
werde übrigbleiben: «Das wird jeden treffen, mag er nun ein sehr begeisterter 
Anhänger des Dritten Reiches sein oder nicht, es wird genügen, dass er 
Deutsch spricht und dass er eine deutsche Mutter gehabt hat.»83 Die unaus-
gesprochene Schlussfolgerung war klar. 

Im Oktober 1935 hatte Goebbels unmittelbar im Anschluss an die Verabschie-

dung der Nürnberger Gesetze eine Verordnung erlassen, wonach die Namen 

von gefallenen jüdischen Soldaten künftig auf keinem Denkmal in Deutsch-

land mehr verzeichnet werden würden.84 Nun fügte es sich jedoch, dass, als 

am 14. Juni 1936 in der kleinen Stadt Loge in Ostfriesland eine Gedenktafel 

enthüllt wurde, unter den Namen der im Jahre 1915 Gefallenen der des jüdi-

schen Soldaten Benjamin aufgeführt war. Der Gruppenleiter von Loge ergriff 

die Initiative, Benjamins Namen tilgen zu lassen und ihn (zur Füllung der 

auffälligen Lücke) durch den eines ortsansässigen Soldaten zu ersetzen, der 

kurz nach Kriegsende an seinen Verwundungen gestorben war. Proteste der 

Einwohner, darunter auch holländischer Bürger, die wie der pensionierte 

Botschafter Graf van Wedel in dieser Grenzstadt lebten, führten zur Entfer-

nung des neuen Namens. Sollte also der Name des jüdischen Soldaten Benja-

min erneut erscheinen? Der Gauleiter von Weser-Ems entschied, ein derarti-

ger Schritt wäre «unerträglich».85 

Bis zum Pogrom vom November 1938 blieb das Gesamtproblem ungelöst. 

Am 10. November schrieb Paul Schmitthenner, der Rektor der Heidelberger 

Universität, an den badischen Unterrichtsminister in Karlsruhe: «Anlässlich 

des Kampfes des Weltjudentums gegen das 3. Reich ist es ferner untragbar, 

dass auf den Gefallenentafeln die Namen jüdischer Rassezugehörigen wei-

terhin verbleiben. Anlässlich der jüngsten Vorgänge», fuhr Schmitthenner 

fort, «ist von Seiten der Studentenschaft die Entfernung einer solchen Tafel  
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gefordert worden, aber mit Rücksicht auf die Ehre der deutschen Toten un-

terblieben.» Der Rektor bat daher das Ministerium, in Verbindung mit dem 

Reichsstudentenführer eine umgehende Lösung für das Problem zu finden: 

«Ich halte», schloss Schmitthenner, «die Entfernung der jüdischen Namen für 

notwendig. Sie muss jedoch in ordnungsmässiger und würdiger Form im 

Sinne der oben erbetenen Regelung erfolgen.»86 

Der badische Unterrichtsminister leitete Schmitthenners Schreiben mit fol-

gendem Kommentar an den Reichserziehungsminister weiter: «Meines Er-

achtens sollte die Frage, da sie von grundsätzlicher Bedeutung ist, dem Füh-

rer zur Entscheidung vorgelegt werden.»87 Dies tat Rust, und am 14. Februar 

konnte er Hitlers Entschluss verkünden: Namen von Juden auf bereits exi-

stierenden Gedenktafeln würden nicht entfernt werden. Neu errichtete 

Denkmäler würden keine Namen von Juden tragen.88 

Dem Entschluss Schmitthenners, die Namen gefallener jüdischer Soldaten 

aus den öffentlichen Gebäuden Heidelbergs zu verbannen, stand die nicht 

weniger entschlossene Aktion von Friedrich Metz, dem Rektor der Freibur-

ger Universität, zur Seite, der dadurch einer Entscheidung vorgriff, die dann 

am 8. Dezember in Berlin getroffen wurde. «Wie mir berichtet worden ist», 

schrieb Metz am 17. November an den Direktor der Universitätsbibliothek, 

«wird die Universitäts-Bibliothek und die Akademische Lesehalle noch von 

Juden besucht. Den dabei in Betracht kommenden früheren Angehörigen des 

Lehrkörpers Prof. Dr. Jonas Cohn und Prof. Dr. Michael habe ich Weisung 

gegeben, vom Besuch der Einrichtungen der Albert-Ludwigs-Universität zur 

Vermeidung von Unzuträglichkeiten Abstand zu nehmen, und ermächtige 

Sie hiermit, sinngemäss zu verfahren, wenn die Universitäts-Bibliothek oder 

die Akademische Lesehalle auch von anderen Juden besucht sein sollte.»89 

III 

«Auf Ihre Eingabe um Aufenthaltsbewilligung für Ihre Frau habe ich Ihnen 

Folgendes mitzuteilen.» So begann ein Brief, den Parteigenosse Seiler, der 

Kreisleiter von Neustadt an der Aisch in der Nähe von Nürnberg, am 21. No-

vember 1938 an den deutschen Bauern und Inhaber eines Lebensmittelge-

schäftes Fritz Kestier aus Ühlfeld richtete. Kestiers Frau, die Mutter seiner 

vier Kinder und dasjenige Familienmitglied, das den Lebensmittelladen 

führte, war während des Novemberpogroms aus Ühlfeld vertrieben worden 

und hielt sich vorübergehend bei Verwandten in Nürnberg auf. 

«Ihre Frau, geborene Else Rindeberg», hiess es weiter in dem Brief, «ist 

Vollblutjüdin. Sie hat deshalb auch allen ihren Rassengenossen immer wie- 
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der gezeigt, durch persönlichen Verkehr und alle möglichen Unterstützun-
gen, dass sie sich voll und ganz zu ihnen gehörig fühlt. So hat sie z.B. die 
Aussenstände der Ühlfelder Juden zum Einzug übernommen. Sie hat ferner-
hin Juden, die sich bedroht gefühlt haben, Unterkunft gewährt. Weiterhin hat 
sie es möglich gemacht, dass unbelehrbare Volksgenossen, die beim Juden 
Schwab kaufen wollten, durch ihr Geschäft hindurch von rückwärts in das 
Schwabsche Anwesen gelangen konnten. Ihre Frau hat damit bewiesen, dass 
sie sich als Jüdin bekennt und dass sie glaubt, die politische Leitung und die 
Behörden zum Narren halten zu können.» 

«Dass Sie selbst nicht Manns genug waren, das zu verhindern, wundert 
mich nicht, denn wer selber bekennt, dass er 25 Jahre mit einer Jüdin verhei-
ratet ist und in ‚glücklicher Ehe’ gelebt hat, gibt zu, dass er von diesem jüdi-
schen Ungeist stark angesteckt ist. Wenn Sie damals so artvergessen waren, 
gegen die Warnungen Ihrer Eltern eine Jüdin zu heiraten, so können Sie heute 
davon nicht das Recht ableiten, dass für Ihre jüdische Frau Ausnahmen ge-
macht werden.» Nach einer Warnung an Kestier, seine Frau sollte nicht ver-
suchen zurückzukehren, schloss Kreisleiter Seiler seinen Brief mit der pas-
senden Floskel: «Ihre Frage, was nun aus Ihrer Frau werden soll, interessiert 
mich so wenig, wie es Sie interessiert hat vor 25 Jahren, was aus dem deut-
schen Volk geworden wäre, wenn jeder eine rassenschänderische Ehe einge-
gangen wäre.»90 

Seilers antijüdische Wut wurde von der Mehrheit der Deutschen nicht geteilt. 

Am 10. November zeichnete sich auf den Strassen der Grossstädte von An-

fang an ein deutlicher Unterschied zwischen Aktivisten und Zuschauern ab: 

«Ich selbst», berichtete der Rechtsberater der britischen Botschaft einige Tage 

später seinem Aussenminister, «und Mitglieder des Botschaftspersonals wa-

ren Zeugen der späteren Stadien der Ausschreitungen in Berlin, die bis tief in 

die Nacht des 10. andauerten. Banden von Jugendlichen in Zivil, die mit Stök-

ken, Hämmern und anderen geeigneten Waffen ausgerüstet waren, suchten 

die jüdischen Geschäfte heim und vollendeten das Werk der Zerstörung, das 

am frühen Morgen vollbracht worden war. In manchen Fällen waren die Lä-

den vollständig geplündert worden, in anderen war die vorhandene Ware 

nur beschädigt und verstreut worden. Und an ein oder zwei Stellen gaffte 

eine Menge in schweigender Neugier und sah zu, wie sich die Eigentümer 

mühten, die Trümmer wegzuräumen. Insbesondere achtete ich auf das Be-

tragen der Gruppen, die jeder Bande von Plünderern folgten. Ich hörte keinen 

Ausdruck von Beschämung oder Entrüstung, aber ungeachtet der völligen 

Passivität eines grossen Teils der Zuschauer bemerkte ich doch das alberne 

Grinsen, welches oft unwillkürlich das schlechte Gewissen verrät.»91 
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Während der britische Diplomat auf den Gesichtern der Zuschauer die 

Anzeichen eines beunruhigten Gewissens erkannte, sah der französische Ge-

schäftsträger in der Haltung der Leute auf der Strasse «stillschweigende Ver-

dammung».92 

Die Berichte des SD zeigen weitverbreitete Kritik der Bevölkerung an den 

Gewalttätigkeiten und den durch den Pogrom verursachten Schäden. Ein 

Teil der Kritik, die sogar von Leuten geäussert wurde, welche dem Regime 

sonst wohlwollend gegenüberstanden, war von praktischen Erwägungen 

motiviert: Sie betraf die mutwillige Zerstörung von Eigentum und die da-

durch nicht nur von allen Deutschen, sondern auch vom Staat erlittenen Ver-

luste. Als die Nachricht von der den Juden auferlegten Geldstrafe in Höhe 

von einer Milliarde Mark verbreitet wurde und als die offizielle Propaganda 

den unermesslichen Reichtum hervorhob, den die Juden immer noch be-

sassen, besserte sich die allgemeine Stimmung.93 Manchmal waren jedoch die 

Reaktionen der Bevölkerung durchaus nicht negativ. So hatte nach einem SO-

PADE-Bericht vom Dezember 1938 «die grosse Masse ... die Zerstörungen 

nicht gebilligt, aber man darf dennoch nicht übersehen, dass es in Arbeiter-

kreisen Leute gibt, die die Juden nicht verteidigen. Man kann sich in einzel-

nen Zirkeln schwer durchsetzen, wenn man über die letzten Vorgänge im 

ablehnenden Sinne spricht. So einheitlich war also die Empörung doch nicht. 

Berlin: Die Haltung der Bevölkerung war nicht ganz einheitlich. Bei dem 

Brand der jüdischen Synagoge in der Fasanenstrasse konnte man eine grosse 

Anzahl von Frauen beobachten, die sagten: ‚Das ist ganz richtig so, bloss 

schade, dass keine Juden mehr drin sind, das wäre doch das Beste, um die 

ganze Bagage auszuräuchern. ‘ – Niemand wagte, gegen diese Äusserungen 

Stellung zu nehmen. ... Wenn irgendwo im Reiche, dann hat sich in Hamburg 

und im angrenzenden Elbegebiet die Empörung über die Judenpogrome mit 

ihren Brandstiftungen und Plünderungsexzessen ganz offen geäussert. Die 

Hamburger sind im Allgemeinen keine Antisemiten, und die Hamburger Ju-

den sind weit mehr als die Juden in anderen Teilen des Reiches assimiliert 

und bis in die Spitze der Beamtenschaft, des Grosshandels und der Schiffahrt 

christlich versippt.»94 

Wie reagierten Menschen in Hitlers näherer Umgebung, die weder enga-

gierte Parteimitglieder noch «altmodische» Konservative waren? In seinen 

Memoiren äussert Albert Speer ein gewisses Unbehagen, und sei es nur we-

gen der Zerstörung materieller Werte und der «Unordnung»: «Am 10. No-

vember kam ich auf der Fahrt in das Büro an den noch rauchenden Trüm-

mern der Berliner Synagoge vorbei. Heute ist diese optische Erinnerung eine 

der deprimierendsten Erfahrungen meines Lebens, weil mich damals eigent-

lich vor allem das Element der Unordnung störte, das ich in der Fasanen- 
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strasse erblickte: verkohlte Balken, herabgestürzte Fassadenteile, ausge-

brannte Mauern. ... Die zerbrochenen Scheiben der Schaufenster verletzten 

vor allem meinen bürgerlichen Ordnungssinn.»95 Doch selbst dieses Fehlen 

von jeglichem menschlichen Einfühlungsvermögen, vermischt mit nachträg-

licher Pseudo-Ehrlichkeit, bedarf einer Einschränkung. Wie Gitta Sereny, die 

Verfasserin der jüngst erschienenen Speer-Biographie, schreibt, stand in dem 

ersten Entwurf von Speers Buch nichts über die Kristallnacht, und erst nach 

Anstössen durch seinen Verleger Wolf Jobst Siedler und durch den Hitler-

Biographen Joachim Fest präsentierte Speer seine Empfindungen der Verär-

gerung über die materiellen Schäden.96 So war möglicherweise selbst eine 

fragwürdige, aber geschickte Aufrichtigkeit ganz und gar fingiert: Speer hat 

vielleicht ganz einfach überhaupt nichts empfunden, und ebenso verhielt es 

sich wahrscheinlich, als er die Vertreibung jüdischer Mieter aus ihren Berli-

ner Wohnungen plante. Was Speers Sekretärin Annemarie Kempf anging, so 

wusste sie nichts und sah nichts. «Ich habe einfach nie davon erfahren», er-

klärte sie. «Ich erinnere mich, dass jemand in einer Botschaft im Ausland er-

schossen worden war und dass Goebbels Reden hielt und viele Menschen 

aufgebracht waren. Aber das ist alles.»97 Wiederum waren jedoch selbst unter 

diesen jungen Technokraten die Reaktionen nicht alle gleich. Betrachten wir 

Hans Simon, einen von «Speers Männern». «Na ja, als es passierte [die Kri-

stallnacht]», erzählte später ein anderer Zeuge Sereny, «sagte Simon: ‚Für sol-

che Leute arbeite ich nicht. ‘ Und er kündigte beim GBl [Generalbauinspek-

torat] . »98 

Keine Kritik an dem Pogrom wurde von den Kirchen öffentlich geäussert. 

Erst einen Monat nach den Ereignissen nahm dann doch die Bekennende Kir-

che in einer Botschaft an die Gemeinden indirekt auf die jüngsten Verfolgun-

gen Bezug, wenn auch auf eigenartige Weise. Nach der Feststellung, dass Je-

sus Christus «die Versöhnung für unsere Sünden» und «auch die Versöh-

nung für die Sünde des jüdischen Volkes» sei, fuhr die Botschaft mit folgen-

den Worten fort: «Durch den einen Herm, den einen Glauben und die eine 

Taufe sind wir als Brüder verbunden mit allen Christusgläubigen aus den 

Juden. Wir wollen uns nicht von ihnen trennen und bitten sie, sich auch nicht 

von uns zu trennen. ... Wir ermahnen unsere Gemeinden und Gemeindeglie-

der, sich der leiblichen und seelischen Not ihrer christlichen Brüder und 

Schwestern aus den Juden anzunehmen, auch für sie im Gebet vor Gott ein-

zutreten.» Die Juden als solche wurden aus der Botschaft des Mitleids ausge-

schlossen, und wie ein Autor bemerkt hat, bestand «die einzige Erwähnung 

des jüdischen Volkes als ganzen in einer Erwähnung seiner Sünde».99 

Einzelne Pastoren protestierten durchaus; davon wissen wir hauptsächlich 

aus kurzen Erwähnungen in Überwachungsberichten. So vermerkt der Mo- 
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natsbericht für November 1938 für Ober- und Mittelfranken lakonisch: «Pfar-

rer Seggel in Mistelgau, BA Bayreuth, hat sich am Buss- und Bettag abfällig 

über die Aktionen gegen die Juden geäussert. Die Staatspolizeistelle Nürn-

berg-Fürth ist verständigt.»100 

Die generelle Haltung der katholischen Kirche war nicht anders. Mit Aus-

nahme von Propst Bernhard Lichtenberg von der Berliner St.-Hedwigs-Ka-

thedrale, der am 10. November erklärte, «draussen brennt der Tempel – das 

ist auch ein Gotteshaus», und der dann später seine öffentlichen Gebete für 

die in den Osten abtransportierten Juden mit dem Leben bezahlen sollte,101 

erhob sich keine lautstarke Stimme. Ganz im Gegenteil, Kardinal Faulhaber 

hielt es für nötig, in seiner Silvesterpredigt, weniger als zwei Monate nach 

dem Pogrom, zu verkünden: «Das ist ein Vorzug unserer Zeit: Auf der Höhe 

des Reiches haben wir das Vorbild einer einfachen und nüchternen, alkohol- 

und nikotinfreien Lebensführung.»102 

Von den Universitäten kam keine offene Kritik (oder auch nur ein indirek-

ter Protest). Einige starke Verurteilungen des Pogroms wurden Privatbriefen 

anvertraut und wahrscheinlich der Privatheit von Tagebüchern. Am 24. No-

vember 1938 schrieb der Historiker Gerhard Ritter an seine Mutter: «Was wir 

in den letzten beiden Wochen erlebt haben im Ganzen des Vaterlandes, ist 

das Beschämendste und Schrecklichste, was seit langen Jahren geschehen 

ist.»103 Ritters Entrüstung und die darauffolgende Initiative werfen jedoch in 

paradoxer Weise Licht auf den Antisemitismus, der den Einstellungen der 

Kirchen und der Universitäten zugrunde lag. 

Nach dem Pogrom und gewiss zum Teil als Folge davon bildete sich an 

der Freiburger Universität eine Oppositionsgruppe. Dieser «Freiburger 

Kreis» setzte sich vorwiegend aus Universitätsmitgliedern zusammen, die 

der Bekennenden Kirche nahestanden (und auch aus einigen Katholiken); 

seine führenden Gestalten waren Gerhard Ritter, Walter Eucken, Franz 

Böhm, Adolf Lampe und Constantin von Dietze.104 Die Diskussionen der 

Gruppe führten zur Ausarbeitung der «Grossen Denkschrift», die eine so-

ziale, politische und moralische Basis für ein nachnationalsozialistisches 

Deutschland bot. Der fünfte und letzte Anhang zu dieser Denkschrift, den 

Dietze Ende 1942 abschloss, enthielt «Vorschläge für eine Lösung der Juden-

frage in Deutschland».105 Heutige deutsche Historiker haben immer noch 

Schwierigkeiten, diese Vorschläge zu erklären, und sprechen von der «schi-

zophrenen Atmosphäre», die sie hervorbrachte.106 Die Freiburger Gruppe – 

die sich nach dem Pogrom gebildet hatte und sich zum Zeitpunkt dieses letz-

ten Anhangs über die Vernichtung der Juden auch völlig im Klaren war (sie 

wird in Dietzes «Vorschlägen» ausdrücklich erwähnt) – machte gleichwohl 

den Vorschlag, die Juden nach dem Kriege international einem Sonderstatus  
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zu unterwerfen. Darüber hinaus empfahlen die «Vorschläge», obwohl sie die 
Rassentheorien der Nationalsozialisten verwarfen, Vorsicht im Hinblick auf 
enge Kontakte und auf Mischehen zwischen deutschen Christen und anderen 
Rassen – die Anspielung auf die Juden ist eindeutig.107 Anscheinend gab es 
selbst in einer der artikuliertesten Gruppen von nazifeindlichen Akademi-
kern explizite und tiefsitzende antijüdische Vorurteile. Klaus Schwabe, einer 
der kenntnisreichsten Historiker, die über das Thema Freiburger Kreis gear-
beitet haben, lehnt den Schluss ab, Dietze sei von Antisemitismus getrieben 
worden.108 Doch in seinem Programm akzeptierte und empfahl Dietze einige 
der traditionellen antisemitischen Positionen deutscher Konservativer, und 
das ungeachtet dessen, was er vom Schicksal der Juden wusste. Die logische 
Schlussfolgerung ist offensichtlich: Wenn eine universitäre Widerstands-
gruppe, die grösstenteils aus Mitgliedern der Bekennenden Kirche oder der 
katholischen Kirche bestand, derartige Vorschläge offerieren konnte, obwohl 
sie Kenntnis von der Vernichtung hatte, dann müssen die Zeugnisse eines 
vorherrschenden Antisemitismus unter Deutschlands Eliten als wesentliche 
Erklärung für ihre Haltung während des Dritten Reiches berücksichtigt wer-
den. 

Auf indirekte Weise rief jedoch der Pogrom zusätzliche Spannungen zwi-
schen der deutschen katholischen Kirche und dem Staat hervor. Am 10. No-
vember beschloss der Nationalsozialistische Lehrerbund, nicht nur alle ver-
bleibenden jüdischen Schüler aus deutschen Schulen zu vertreiben, sondern 
auch die Erteilung von (christlichem) Religionsunterricht – wie sie bis dahin 
die Regel gewesen war – einzustellen, «weil sie [so der Vorwand] nicht Ge-
stalten eines Volkes verherrlichen könnten, das allein vom Hass gegen 
Deutschland lebt». Kardinal Bertram sandte einen energischen Protest an 
Rust, in dem er feststellte: «Wer irgendwie mit dem katholischen Glauben 
vertraut ist und erst recht jeder gläubige Lehrer weiss, dass diese Behauptung 
[dass das Christentum die Juden verherrliche] falsch und dass das Gegenteil 
richtig ist.»109 

IV 

«Die Auslandspresse ist sehr schlecht», notierte Goebbels. «Vor allem die 

amerikanische. Ich empfange die Berliner Auslandsjournalisten und erkläre 

ihnen die ganze Frage. Das macht grossen Eindruck.»110 Die Kommentare in 

der Presse waren allerdings vernichtend. «Es geschehen im Laufe der Zeit», 

schrieb die dänische Nationaltidende am 12. November, «viele Dinge, zu de-

nen man aus Achtung für die eigene Menschenwürde Stellung beziehen 

muss, selbst wenn dies mit einem persönlichen oder nationalen Risiko ver- 
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bunden sein sollte. Ein Schweigen angesichts von Verbrechen, die begangen 

worden sind, kann als eine Form der Beteiligung an ihnen angesehen werden 

– in gleicher Weise strafwürdig, ob sie von Individuen oder von Nationen 

begangen worden sind. ... Man muss zumindest den Mut zum Protest haben, 

selbst wenn man fühlt, dass man nicht die Macht hat, einen Bruch des Rechts 

zu verhindern oder auch nur seine Folgen zu lindern. ... Wenn nun angekün-

digt worden ist, dass diese Gruppe von Menschen [die Juden Deutschlands], 

nachdem man sie geplündert, gequält und terrorisiert hat, vertrieben und 

über das Tor des nächsten Nachbarn geworfen werden soll, dann handelt es 

sich bei dieser Frage nicht mehr um eine interne Angelegenheit, und die 

Stimme Deutschlands wird nicht die einzige sein, die im Rat der Nationen 

gehört werden wird.»111 

Besonders leidenschaftlich war die amerikanische Presse. «In den Wochen 

nach der Kristallnacht wurden zu diesem Thema nahezu 1’000 verschiedene 

Leitartikel veröffentlicht. ... Praktisch keine amerikanische Zeitung, unab-

hängig von Grösse, Auflage, Verlagsort oder politischer Richtung konnte 

umhin, Deutschland zu verurteilen. Jetzt wurde Deutschland selbst von den-

jenigen kritisiert, die vor der Kristallnacht gezögert hatten zuzugeben, dass 

gewalttätige Verfolgung ein fester Bestandteil des Nazismus war.»112 Präsi-

dent Roosevelt rief Botschafter Hugh Wilson zur Berichterstattung zurück. 

Doch trotz solcher emotionaler Reaktionen änderten sich die Einstellun-

gen und die politischen Zielsetzungen im Grundsatz nicht. Im Frühjahr 1939 

brach Grossbritannien, das über die zunehmend achsenfreundlichen Ten-

denzen in der arabischen Welt beunruhigt war – dies war eine Verschiebung, 

die für Grossbritannien im Falle eines Krieges schlimme Folgen haben konnte 

–, seine Zusagen und schloss praktisch die Tore Palästinas für die jüdische 

Einwanderung. Alternative Zufluchtsstätten wurden von den britischen Ko-

lonialbehörden nicht einmal ins Auge gefasst. Am 1. Juni erklärte A.W.G. 

Randall vom Foreign Office: «Die vorgeschlagene vorübergehende Lösung 

Zypern ist, wie ich höre, vom Gouverneur entschieden abgelehnt worden; es 

ist undenkbar, dass eine vermischte Schar von Juden in irgendeinen anderen 

Teil des Empire hineingelassen werden könnte.»113 

Nach einer geringfügigen Liberalisierung ihrer Einwanderungspolitik im 

Jahre 1937 schöpften die Vereinigten Staaten 1938 die Quoten für Deutsch-

land und Österreich nicht einmal aus.114 Im Juli 1939 wurde die Wagner-Ro-

gers Child Refugee Bill, die 20’000 jüdischen Flüchtlingskindern die Einreise 

ins Land gestattet hätte, vom Senat nicht verabschiedet,115 und zur gleichen 

Zeit wurden trotz aller dringenden Bitten die 936 unglücklichen jüdischen 

Auswanderer aus Deutschland, die mit der St. Louis – einem Schiff, das dann 

bald traurige Berühmtheit erlangen sollte – gefahren waren und denen die  
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Einreise in Kuba, ihrem ursprünglichen Ziel, verweigert worden war, nicht 

in die Vereinigten Staten hineingelassen.116 Ihre Reise zurück nach Europa 

wurde zu einer eindrücklichen Illustration der Gesamtsituation jüdischer 

Flüchtlinge, die aus Deutschland kamen. Nachdem sich Belgien, Frankreich 

und England schliesslich bereit erklärt hatten, den Passagieren Asyl zu ge-

währen, gab der Londoner Daily Express die herrschende Meinung in unmiss-

verständlichen Worten wieder: «Dieses Beispiel darf keinen Präzedenzfall 

schaffen. Für mehr Flüchtlinge ist in diesem Lande kein Platz. ... Sie werden 

zu einer Last und zu einem Missstand.»117 

Mittlerweile hatten selbst einige relativ bekannte Juden nicht die geringste 

Gewissheit, dass sie die Vereinigten Staaten erreichen würden. Im Februar 

1939 intervenierte Thomas Mann bei H. M. Lyndenberg, dem Direktor der 

New York Public Library, zugunsten von Kafkas Freund und Biographen 

Max Brod: «Dr. Max Brod, der deutsch-tschechoslowakische Romancier und 

Dramatiker, ... ist daran interessiert, die Tschechoslowakei zu verlassen und 

in die Vereinigten Staaten zu kommen. Er fürchtet, dass er den Zeitraum von 

15 Monaten bis zu zwei Jahren, den er warten müsste, um dieses Land als 

gewöhnlicher Einwanderer zu betreten, nicht überleben würde. ... Er schreibt, 

dass er bereit sei, seine Sammlung von Büchern und Manuskripten von Franz 

Kafka jeder angesehenen Institution zu übereignen, die sie annehmen und 

ihm dafür eine Stellung bieten würde, in der er als Assistent oder Kurator der 

Sammlung tätig sein könnte, und auf diese Weise seine Einreise in dieses 

Land ermöglichte. ... Vielleicht werden Sie mit mir darin übereinstimmen, 

dass die Möglichkeit, die Manuskripte und Bücher eines so bekannten 

Schriftstellers wie Franz Kafka zu erwerben, eine Gelegenheit ist, die Erwä-

gung verdient, ganz abgesehen von der menschlichen Tragödie des Indivi-

duums, für das die Sammlung die einzige echte Chance darstellt, einer uner-

träglichen Situation zu entfliehen.»118 Schliesslich gelang es Brod, nach Palä-

stina zu entkommen. 

Frankreich war weder mehr noch weniger ungastlich als andere Länder, aber 

es erlaubte sich nicht einmal eine symbolische Geste des Protests gegen den 

antijüdischen Pogrom. Es war das einzige grosse demokratische Land, das 

nicht reagierte.119 Die meisten Zeitungen brachten ihre Empörung zum Aus-

druck, aber weder Premierminister Édouard Daladier noch Aussenminister 

Georges Bonnet taten dies. Im Gegenteil, Bonnet fuhr mit den Planungen für 

einen Besuch Ribbentrops in Paris fort, der zu einer französisch-deutschen 

Übereinkunft führen sollte. 

In gewisser Weise demonstrierte die offizielle französische Haltung, dass 

sich Hitler, als er den Pogrom entfesselte, keine allzu grossen Gedanken über 

internationale Reaktionen machen musste. Doch der Aufschrei, der unmittel- 
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bar auf die Ereignisse vom November folgte, und die Kritik, die sich jetzt 

gegen die französische Haltung richtete, bestätigten, dass sich die Atmo-

sphäre von München schnell verflüchtigte. Kein geringerer Verfechter des 

Appeasement als die Londoner Times war bestürzt über Bonnets Eifer, unge-

achtet des Pogroms mit der Übereinkunft weiterzumachen. Der amerikani-

sche Aussenminister wies Bonnets Ansinnen zurück, die US-Regierung mö-

ge, und sei es auch nur in Form einer Presseerklärung, ihre Billigung der Ver-

einbarung zum Ausdruck bringen. Angesichts der gespannten Beziehungen 

zwischen den Vereinigten Staaten und Deutschland nach der Kristallnacht 

hielt der Minister eine derartige Zustimmung für gänzlich unangebracht. 

Selbst die italienische Regierung äusserte Erstaunen, dass «das Wiederaufle-

ben antisemitischer Verfolgungen in Deutschland nicht zum Untergang des 

Projekts der französisch-deutschen Erklärung führte».120 

Am 6. Dezember traf der deutsche Aussenminister in Paris ein. Nach der 

deutschen Version des zweiten Gesprächs zwischen Ribbentrop und Bonnet, 

das am 7. Dezember stattfand, erklärte der französische Aussenminister Rib-

bentrop, «wie sehr man in Frankreich an einer Lösung des Judenproblems 

interessiert sei», und er fügte hinzu, Frankreich wolle «keine Juden aus 

Deutschland mehr aufnehmen». Bonnet fragte dann angeblich, ob nicht 

Deutschland Massnahmen ergreifen könnte, um zu verhindern, dass weitere 

deutsch-jüdische Flüchtlinge nach Frankreich gelangten, da Frankreich selbst 

gezwungen sein werde, 10’000 Juden irgendwo anders hin abzutransportie-

ren. (Tatsächlich dachten sie dabei an Madagaskar.) Ribbentrop sagte dann 

zu Bonnet: «Wir [wollen] alle unsere Juden loswerden»,121 aber die Schwie-

rigkeit lag darin, dass kein Land sie aufnehmen wollte, und darüber hinaus 

im Mangel an Devisen. 

Bonnets häufig zitierte Äusserungen gegenüber Ribbentrop waren kein 

isolierter Vorfall. Tatsächlich waren weniger als zwei Wochen vor der fran-

zösisch-deutschen Begegnung, am 24. November, die Premierminister und 

Aussenminister Grossbritanniens und Frankreichs in Paris zusammenge-

kommen, um die Politik ihrer Länder zu koordinieren. Es wurde das Problem 

der jüdischen Flüchtlinge aus Deutschland aufgeworfen. Daladier klagte, es 

gebe in Frankreich etwa 40’000 von ihnen und man könne keine mehr auf-

nehmen. Die Möglichkeit, die Flüchtlinge in die Kolonien zu schicken, wurde 

erörtert. Man war sich einig, dass die Franzosen Ribbentrop fragen würden, 

ob sich die deutschen Massnahmen, die es den Flüchtlingen nahezu unmög-

lich machten, Teile ihrer Habe mitzunehmen, mildern liessen.122 Ob dieser 

Punkt bei Ribbentrops Besuch in Paris überhaupt angesprochen wurde, ist 

unklar. 

Noch ein weiteres Nachspiel zu den Ereignissen vom November fand – 

zumindest eine Zeitlang – in der französischen Hauptstadt statt: die Vorbe-

reitungen für den Prozess gegen Herschel Grynszpan. Das bevorstehende Er-

eignis erregte weltweite Aufmerksamkeit. Hitler schickte Professor Friedrich 
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Grimm nach Paris, um die Tätigkeit der Anklage zu verfolgen, während ein 

internationales Komitee unter der Leitung der amerikanischen Journalistin 

Dorothy Thompson Geld für Grynszpans Verteidigung sammelte. Gryns-

zpans Verteidiger Vincent Moro-Giafferi war einer der angesehensten Straf-

verteidiger in Frankreich und ein leidenschaftlicher Antifaschist.123 

Der Kriegsbeginn unterbrach die Vorbereitungen von Staatsanwaltschaft 

und Verteidigung. Als die Deutschen Frankreich besetzten, lieferte ihnen die 

Vichy-Regierung ordnungsgemäss den jungen Juden aus, den sie suchten. 

Grynszpan wurde in Deutschland inhaftiert, und Goebbels begann mit den 

Planungen für einen riesigen Schauprozess, in dem Herschel Grynszpan für 

das «internationale Judentum» gestanden hätte. Daraus wurde nichts, da der 

Angeklagte 1942 plötzlich erklärte, er habe eine homosexuelle Beziehung zu 

Rath gehabt. Eine derartige Verteidigungslinie wäre, wenn sie in der Öffent-

lichkeit präsentiert worden wäre, in den Augen der Nazis katastrophal gewe-

sen. Grynszpan überlebte den Krieg nicht; die Umstände seines Todes bleiben 

unbekannt.124 

In diesen frühen Monaten des Jahres 1939 folgte die Vertreibung der Juden 

aus dem Reich weiterhin dem 1938 entwickelten Muster; die Juden wurden 

über die Grenze geschickt, aber gewöhnlich ohne Erfolg. Im Februar 1939 be-

schrieb ein SOPADE-Bericht eine im Westen des Landes, in der Nähe der 

Grenze zu Frankreich, beobachtete Szene. Die Juden wurden aus ihren Häu-

sern geholt und auf dem Marktplatz zusammengetrieben. Am Abend wur-

den sie an die Grenze transportiert, nur um am nächsten Tag wieder zurück-

gebracht zu werden, da die Franzosen sie nicht durchliessen. Später wurden 

sie nach Dachau abtransportiert. 

Der Bericht beschrieb das Gejohle und die Beleidigungen, die von der Ju-

gend und «einigen hysterischen Frauen» kamen. «Aber die meisten älteren 

Leute, die zufällig dazu kamen, konnten sich nicht enthalten, ihre Abneigung 

oder Entrüstung gegenüber diesem Schauspiel zum Ausdruck zu bringen. Es 

gab an allen Stellen Auseinandersetzungen mit solchen, die das Vorgehen ge-

gen die Juden verteidigen wollten. Die Leute sagten: ‚Sie [die Juden] sind 

nicht schlechter als andere Geschäftsleute, und diejenigen, die ihre Geschäfte 

übernommen haben, sind viel teurer und haben schlechtere Waren.’ Die Er-

regung war offensichtlich so stark, dass [von den Behörden] gegen die Oppo-

nenten nichts unternommen wurde. Ein grosser Teil der damals Abtranspor-

tierten ist jetzt wieder da, und man kann überall sehen, wie sie von der Be-

völkerung freundlich gegrüsst werden. Man fragt sie teilnahmsvoll, ob sie 

denn keine Möglichkeit haben, ins Ausland zu gehen. Manche sagen, dass sie 

sich noch bemühen, manche verweisen auf die grossen Schwierigkeiten. 
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Es kommt allerdings auch jetzt noch vor, dass Kinder sie anreden: ‚Jud gib 

mir Geld.’ Manche geben und machen den Eindruck, als seien sie kindisch 

geworden.»125 

Am 23. Dezember 1938 waren von der Gestapozentrale an alle Stellen an 

den Westgrenzen des Reiches sehr strikte Befehle gesandt worden, um ille-

gale Übertritte von Juden in Nachbarländer zu verhindern, da es zunehmend 

Beschwerden gegeben hatte. Doch wie der SOPADE-Bericht erkennen lässt 

und wie ein weiterer Gestapo-Befehl vom 15. März 1939 bestätigt, müssen 

sich solche illegalen Grenzübertritte, die anscheinend meist von örtlichen Be-

hörden initiiert wurden, noch weit bis ins Frühjahr dieses Jahres fortgesetzt 

haben.126 In ausserordentlich seltenen Fällen gingen Beamte auf der nicht-

deutschen Seite der Grenzen das Risiko ein, die illegale Einreise von Juden in 

ihr Land – ob nun die Flüchtlinge von den Deutschen über die Grenze abge-

schoben wurden oder ob sie auf eigene Faust den Übertritt versuchten – zu 

unterstützen. Ein solcher Fall war der von Paul Grüninger, dem Komman-

deur der Grenzpolizei im Schweizer Kanton Sankt Gallen. Durch Vordatieren 

von Visa und Fälschen anderer Dokumente half er Ende 1938 und Anfang 

1939 etwa 3‘600 jüdischen Flüchtlingen dabei, nach der Schweiz einzureisen. 

Grüningers Aktivitäten wurden entdeckt. Im April 1939 wurde er entlassen 

und später zu einer hohen Geldstrafe und zum Verlust seiner Pensionsbe-

rechtigung verurteilt.127 Als Ergebnis einer längeren öffentlichen Kampagne 

wurde Grüninger rehabilitiert – 54 Jahre nach seiner Verurteilung und 23 

Jahre nach seinem Tod.128 

Ein Fluchtweg war noch offen, aber nur für sehr kurze Zeit. Eine am 6. 

Dezember 1938 in Tokio abgehaltene Ministerkonferenz entschied sich für 

eine nachgiebige Politik gegenüber den jüdischen Flüchtlingen, sie machte 

das von den Japanern besetzte Schanghai für sie zugänglich und gestattete 

sogar längere Transitaufenthalte in Japan selbst. Die Japaner wurden anschei-

nend von ihrem Misstrauen gegen Deutschland und möglicherweise von hu-

manitären Entwicklungen getrieben, aber, wie Berichte von der Konferenz 

zeigen, zweifellos auch von ihrem Glauben an die jüdische Macht – einem 

Glauben, der durch die NS-Propaganda und durch eine Lektüre der Protokolle 

der Weisen von Zion verstärkt worden war – und von deren potentiellen Aus-

wirkungen auf die japanischen Interessen in Grossbritannien und den Verei-

nigten Staaten. Wie dem auch sei, die Stadt Schanghai, für die keine Visa er-

forderlich waren, wurde zu einer Zuflucht für verzweifelte deutsche und 

österreichische Juden. Ende 1938 waren 1‘500 Flüchtlinge eingetroffen; sieben 

Monate später war die Zahl 14’000 erreicht, und wenn die Japaner nicht da-

mit begonnen hätten, wegen der örtlichen Verhältnisse den Zugang zu der 

Stadt einzuschränken, hätte die Gesamtsumme explosionsartig zugenom-

men. Am Vorabend des Krieges betrug die Zahl der Juden, die die sicheren 
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Ufer des Chinesischen Meeres erreicht hatten, zwischen 17 und 18’000.129 Die-

ser Zustrom löste bei einigen der früheren jüdischen Siedler, die sich noch 

nicht etabliert hatten, und auch bei der grossen Gruppe der «weissen» Exil-

russen Befürchtungen wegen wirtschaftlicher Konkurrenz aus. Einige Aspek-

te des europäischen Musters wiederholten sich mit unheimlicher Ähnlichkeit. 

Doch bei der grossen Mehrheit der Bevölkerung von Schanghai, bei den Chi-

nesen selbst, gab es nur sehr wenige Reaktionen, da ihr Lebensstandard für 

irgendeine Art von Konkurrenz zu niedrig war.130 

So schafften es einige Zehntausende von Juden, Deutschland zu verlassen 

und in europäische Nachbarländer, nach Nord-, Mittel- und Südamerika so-

wie in das ferne Schanghai zu gelangen. Winzige Gruppen wurden über die 

deutschen Grenzen getrieben. Und schliesslich gelang es jüdischen Auswan-

derern trotz der britischen Politik, auf illegalen Transporten, die heimlich so-

wohl von der Führung der Mehrheitszionisten als auch von ihren rechten Ri-

valen, den Revisionisten, organisiert wurden, Palästina zu erreichen. Diese 

illegalen Operationen wurden von Heydrich und allen Dienststellen des SD 

und der Gestapo mit vollem Wissen der Wilhelmstrasse unterstützt. Anläss-

lich der ersten Arbeitssitzung der neugegründeten Reichszentrale für die jü-

dische Auswanderung am 11. Februar 1939 äusserte sich Heydrich ganz ein-

deutig: «Er [Heydrich] führte aus, dass an sich zwar grundsätzlich gegen jede 

illegale Auswanderung Stellung genommen werden müsste. Bei Palästina lä-

gen die Dinge jedoch so, dass dorthin bereits z. Zt. aus vielen anderen euro-

päischen Ländern, die selbst nur Durchgangsländer wären, illegale Trans-

porte gingen und unter diesen Umständen auch von Deutschland, allerdings 

ohne jede amtliche Beteiligung, diese Gelegenheit wahrgenommen werden 

könnte. Herr Vortragender Legationsrat Hinrichs und Gesandter Eisenlohr 

vom Auswärtigen Amt hatten hiergegen keine Bedenken und vertraten den 

Standpunkt, dass jede Möglichkeit, durch die ein Jude aus Deutschland ge-

bracht werden könnte, ausgenutzt werden sollte.»131 

Die illegale Route führte zunächst durch Jugoslawien, dann donauabwärts 

zum rumänischen Hafen Constanja. Das Hauptproblem war nicht, wie die 

Emigranten das Grossdeutsche Reich verlassen sollten, sondern wie die zio-

nistischen Organisationen das Geld auftreiben sollten, um Beamte zu beste-

chen und Schiffe zu kaufen und dann den britischen Patrouillen an der palä-

stinensischen Küste zu entgehen. Von Anfang 1939 bis zum Ausbruch des 

Krieges erreichten etwa 17’000 illegale Einwanderer Palästina.132 Am 2. Sep-

tember 1939 gab ein Schiff der Royal Navy vor Tel Aviv Schüsse auf die Tiger 

Hill ab, auf der sich 1‘400 jüdische Flüchtlinge befanden, von denen zwei ge-

tötet wurden. Wie Bernard Wasserstein ironisch bemerkt hat, «waren dies  
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wahrscheinlich die ersten feindlichen Schüsse, die nach dem [von den Deut-

schen am Vortage gestarteten] Angriff auf Polen von britischen Streitkräften 

abgefeuert wurden».133 

Am 15. März 1939 hatte die Wehrmacht Prag besetzt. Die Tschecho-Slowakei 
hatte aufgehört zu existieren. Die Slowakei wurde zu einem deutschen Satel-
litenstaat; Böhmen und Mähren wurden in ein Reichsprotektorat verwandelt. 
Die Krise hatte in den ersten Tagen des Monats begonnen. Von den Deut-
schen verlockt und unterstützt, hatten sich die Slowaken von der bereits ge-
stutzten Tschecho-Slowakei losgesagt. Emil Hacha, der ältere tschechische 
Präsident, wurde nach Berlin zitiert, wo man ihm mit der Bombardierung 
Prags drohte und ihn so einschüchterte, dass er in alle deutschen Forderun-
gen einwilligte. Bevor er jedoch das Dokument der Unterwerfung seines Lan-
des auch nur unterzeichnet hatte, hatten die ersten deutschen Einheiten be-
reits die Grenze überschritten. Nun befanden sich etwa 118’000 weitere Juden 
unter deutscher Herrschaft. Stahlecker wurde von Wien nach Prag versetzt, 
um im neuen Protektorat Inspekteur der Sicherheitspolizei und des SD zu 
werden, und Eichmann folgte bald nach; nach Wiener Modell richtete er eine 
Zentralstelle für jüdische Auswanderung in Prag ein.134 

«Als ich zum Frühstück nach Hause kam, stellte ich fest, dass auch ich einen 
Flüchtling beherbergte, einen jüdischen Bekannten, der viele Jahre für die 
Amerikaner gearbeitet hatte», schrieb der amerikanische Diplomat George F. 
Kennan, der einige Monate zuvor in die Prager Gesandtschaft versetzt wor-
den war, in einer Denkschrift vom 15. März. «Ich sagte ihm, ich könnte ihm 
kein Asyl gewähren, aber solange er nicht von den Behörden gesucht würde, 
sei er als Gast willkommen und könne bleiben, so lange er wolle. 24 Stunden 
geisterte er in meinem Haus umher, ein von Furcht und Verzweiflung ge-
zeichneter, bemitleidenswerter Mensch. Unruhig ging er im Wohnzimmer 
auf und ab, rauchte eine Zigarette nach der anderen und war zu aufgeregt, 
um zu essen oder an irgendetwas anderes zu denken als an seine verzweifelte 
Lage. Sein Bruder und seine Schwägerin hatten sich nach Abschluss des 
Münchener Abkommens das Leben genommen, und er schien die Absicht zu 
haben, ihnen zu folgen. Annelise versuchte es ihm im Verlauf dieser Stunden 
auszureden, diesen Ausweg zu wählen, und zwar nicht weil sie oder ich im 
Hinblick auf sein künftiges Schicksal sehr optimistisch waren, sondern zum 
Teil aus unserer grundsätzlichen angelsächsischen Einstellung heraus und 
zum Teil, um uns eine derartige Unannehmlichkeit zu ersparen.»135 



10. 

Ein gebrochener Rest 

I 

«Gäste jüdischer Rasse», hiess es irgendwann Anfang 1939 auf der «Begrüs-

sungs»karte des Hotels Reichshof in Hamburg, «werden gebeten, sich nicht 

in der Hotelhalle aufzuhalten. – Das Frühstück wird nur auf dem Zimmer, 

die anderen Mahlzeiten im blauen Salon neben dem Frühstücksraum im 

Hochparterre serviert. Die Hotelleitung.» Diese Worte richteten sich an 

glückliche Auswanderer, denen es immer noch gelang, über den grössten Ha-

fen des Reiches aus Deutschland zu fliehen. Auf der Rückseite der Karte be-

fand sich eine Anzeige des Reisebüros in der Halle des Hotels, in dem man 

«Schiffskarten nach allen Weltteilen» erhalten konnte. Die Anzeige trug das 

Motto: «Es reist sich gut mit den Schiffen der Hamburg-Amerika Linie.»1 

Im Zuge eines Interpretations- und Innovationsprozesses füllten Partei, 

Staat und Gesellschaft allmählich die noch verbliebenen Lücken in dem Ka-

talog von immer härteren Massnahmen, die in sämtliche Beziehungen zu Ju-

den eingriffen. Was Parteidienststellen und die Staatsbürokratie offenliessen, 

wurde von den Gerichten behandelt, und das, was die Gerichte nicht regel-

ten, wurde Volksgenossen (wie der Leitung des Hotels Reichshof) zur Gestal-

tung überlassen. 

Manchmal erschienen Gerichtsentscheidungen vielleicht unwahrschein-

lich oder gar paradox, aber nur auf den ersten Blick. Bei näherem Hinsehen 

drückten sie das Wesen des Systems aus. So wies am 30. Juni 1939 ein Frank-

furter Bezirksgericht den Direktor einer Sprachenschule an, eine Vorauszah-

lung, die er von einem Juden für nicht vollständig erteilte Englischstunden 

erhalten hatte, zu erstatten; danach verfügte das Gericht dann, dass eine deut-

sche Frau (in monatlichen Raten mit Zinsen) für Waren zahlen musste, die sie 

gekauft und nicht bezahlt hatte, als ihr Gatte, ein Parteigenosse, auf sofortiger 

Rückgängigmachung des Geschäfts bestand, nachdem er herausgefunden 

hatte, dass der Verkäufer Jude war. In beiden Fällen mussten die deutschen 

Beklagten auch die Gerichtskosten zahlen.2 

Diese unerwartete Demonstration von Gerechtigkeit hatte jedoch einen 

kleinen Makel. Aller Wahrscheinlichkeit nach gingen die Beschlüsse auf An-

weisungen zum rechtlichen Status von Juden zurück, die das Justizministe- 
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rium am 23. Juni 1939 an alle Oberlandesgerichtspräsidenten erlassen hatte; 

diese Leitlinien waren zu Anfang des Jahres von den beteiligten Ministern 

vereinbart und Ende Januar bereits mündlich übermittelt worden. Somit wa-

ren sich die Gerichte ihrer «Pflicht» wohl bewusst. 

Der einleitende Abschnitt des Vermerks vermittelte den Kern der Position 

des Ministeriums: «Die Ausschaltung der Juden aus der deutschen Wirt-

schaft soll auf Grund der bestehenden Vorschriften ... planmässig und stu-

fenweise vollendet werden. Die noch im Eigentum von Juden befindlichen 

Gewerbebetriebe und sonstigen Vermögenswerte, die wirtschaftliche Ein-

flussmöglichkeiten eröffnen, werden auf dem danach vorgesehenen Wege in 

deutschen Besitz überführt.» An den hier definierten Zielen ist keinerlei 

Zweifel möglich. An diesem Punkt setzt jedoch die Bürokratie die «Grenzen» 

und fordert, dass die Juden (ob als Kläger oder als Beklagte) über die besag-

ten Massnahmen hinaus von den Gerichten bei jeder finanziellen Auseinan-

dersetzung nach allen anerkannten juristischen Normen behandelt werden: 

«Es soll ... vermieden werden, darüber hinaus durch Massnahmen, die einer 

ausdrücklichen gesetzlichen Grundlage entbehren, in die wirtschaftliche 

Stellung der Juden einzugreifen. Es soll daher Juden nicht unmöglich ge-

macht werden, die aus ihrer Tätigkeit erwachsenden Ansprüche vor den Ge-

richten geltend zu machen und die etwa zu ihren Gunsten ergangenen Ur-

teile im Wege der Zwangsvollstreckung durchzusetzen.» Das Ministerium 

verhehlte den Grund für diese plötzliche juristische Besorgnis nicht: «Schon 

aus fürsorgerechtlichen Gründen ist es unerwünscht, die Juden vollständig 

verarmen zu lassen.» In einem vorangegangenen Abschnitt war man dieser 

ziemlich grobschlächtigen Argumentation durch eine Erklärung hehrer Prin-

zipien zuvorgekommen: «Die Vollstreckung [ist] nicht ausschliesslich Ange-

legenheit der beteiligten Parteien ..., sondern [dient] regelmässig der Durch-

setzung des Urteils als staatlichen Hoheitsaktes.» Selbst Richter, die Partei-

mitglieder waren, konnten die Anwendung des Rechts auf Juden nicht ver-

meiden, da sie in ihrer Funktion als Richter auch Teil eines amtlichen Organs 

waren.3 

Dieser Text stellt ein klassisches Beispiel nationalsozialistischen Denkens 

dar. Es besteht eine absolute Spaltung zwischen der augenscheinlichen Be-

deutung des Textes und der Wirklichkeit, auf die er sich bezieht. Die augen-

scheinliche Bedeutung war hier, dass die Juden ein Anrecht auf ihr Teil der 

Gerechtigkeit hatten, so dass sie dem Staat nicht zur Last fallen würden und 

weil die Durchsetzung der Gerechtigkeit der höchste Ausdruck staatlicher 

Autorität war. Doch diese Deklaration kam, nachdem die Juden gerade durch 

diejenigen staatlichen Behörden, die jetzt anordneten, dass der Gerechtigkeit  
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Genüge getan werden sollte, all ihrer Rechte und aller Möglichkeiten der ma-

teriellen Existenz beraubt worden waren. 

Bis zu diesem Punkt hatte es zwischen der Bedeutung von Verfügungen, 

so brutal sie waren, und den Fakten, welche sie behandelten, so verheerend 

sie waren, ein gewisses Mass an Übereinstimmung gegeben. Die Gesetze der 

Ausschliessung waren explizit und führten zur Entlassung der Juden aus öf-

fentlichen Ämtern und aus dem offiziellen Leben; die Erlasse zur Absonde-

rung führten zur vollständigen Trennung zwischen Deutschen und Juden; 

die Enteignungsverfügungen galten der Zerstörung der konkreten ökonomi-

schen Situation der Juden in Deutschland. Doch der Erlass vom Juni 1939 for-

derte ein Mass von Gerechtigkeit in einer Situation, in der die NS-Behörde, 

die eine derartige Gerechtigkeit verlangte, tagaus, tagein immer strengere 

Ungerechtigkeiten durchsetzte, in einer Situation, in der Gerichtsbeschlüsse 

über individuelle Ansprüche angesichts der öffentlichen Last (der Verar-

mung der Juden), welche dieselbe Behörde selbst bereits geschaffen hatte, in 

der Praxis irrelevant geworden waren. 

Auch wenn die Anweisungen, die den Gerichten im Januar (und im Juni) 

1939 erteilt worden waren, den streitenden Parteien nicht bekannt waren, 

führten sie in der Verwaltung selbst eine neue Dimension ein: die Doppel-

sprache, die in zunehmendem Masse alle gegen die Juden ergriffenen Mass-

nahmen charakterisierte – die interne Tarnung, die zum Erfolg der «Endlö-

sung» beitragen sollte. Und während konkrete Massnahmen immer mehr 

durch eine neue Form von Sprache und Begriffen verschleiert wurden, er-

reichten offene Verlautbarungen, insbesondere die Aussagen der Führung 

und der NS-Presse, ungeahnte Höhen der Gewalttätigkeit. Hitler drohte mit 

Vernichtung; das Justizministerium ordnete die Einhaltung der Regeln an. 

II 

Wie in jedem Jahr seit 1933 wurde der Reichstag am 30. Januar 1939 aus An-

lass des Jahrestages der Machtübernahme durch Hitler zu einer festlichen Sit-

zung einberufen. Die Rede Hitlers begann um 20.15 Uhr und dauerte über 

zweieinhalb Stunden. Der erste Teil der Rede behandelte die Geschichte der 

nationalsozialistischen Bewegung und die Entwicklung des Reiches. Hitler 

geisselte dann einige der wichtigsten britischen Kritiker des Appeasement, 

denen er vorwarf, einen Krieg gegen Deutschland zu fordern. Seit dem Mün-

chener Abkommen war Hitler schon zweimal öffentlich gegen seine engli-

schen Feinde Winston Churchill, Anthony Eden und Alfred Duff Cooper zu 

Felde gezogen, und zumindest bei einer Gelegenheit, in seiner Rede vom 9.  
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Oktober, hatte er ausdrücklich die jüdischen Drahtzieher erwähnt, die er hin-

ter der antideutschen Agitation sah.4 Dieselbe Rhetorik entfaltete sich am 30. 

Januar. Hinter den britischen Gegnern des Münchener Abkommens deutete 

der Führer auf die «jüdischen oder nichtjüdischen Hetzer» dieser Kampagne. 

Er versprach, wenn die nationalsozialistische Propaganda in die Offensive 

ginge, dann würde sie ebenso erfolgreich sein, wie sie es in Deutschland ge-

wesen sei, wo man, so Hitler, «durch die zwingende Gewalt unserer Propa-

ganda den jüdischen Weltfeind zu Boden geworfen» habe.5 

Nach einer Erwähnung des amerikanischen Eingreifens gegen Deutsch-

land im Ersten Weltkrieg, das seiner Auffassung nach von rein kapitalisti-

schen Motiven bestimmt gewesen war, donnerte Hitler – wahrscheinlich er-

bost über die amerikanischen Reaktionen auf den November-Pogrom und 

auf andere Massnahmen der Nationalsozialisten gegen die Juden –, es werde 

niemandem gelingen, Deutschland bei seiner Lösung der Judenfrage zu be-

einflussen. Sarkastisch verwies er auf das Mitleid, das die Demokratien für 

die Juden äusserten, aber auch auf die Weigerung eben dieser Demokratien, 

ihnen zu helfen, und auf ihre mangelnde Bereitschaft, die Juden, denen sie 

solche Sympathie entgegenbrachten, aufzunehmen. Abrupt wandte sich Hit-

ler dann dem Prinzip der absoluten nationalen Souveränität zu: «Frankreich 

den Franzosen, England den Engländern, Amerika den Amerikanern und 

Deutschland den Deutschen.» Das ermöglichte ihm eine erneute antijüdische 

Tirade: Die Juden hatten alle beherrschenden Positionen in Deutschland, ins-

besondere in der Kultur, zu kontrollieren versucht. In anderen Ländern gab 

es Kritik an der harten Behandlung von solch hochkultivierten Menschen. 

Warum waren dann die anderen nicht dankbar für das Geschenk, das 

Deutschland der Welt machte? Warum nahmen sie diese «wertvollsten Men-

schen» nicht auf? 

Vom Sarkasmus ging Hitler zur Drohung über: «Ich glaube, dass dieses 

Problem [der Juden] je eher umso besser gelöst wird. Denn Europa kann nicht 

mehr zur Ruhe kommen, bevor nicht die jüdische Frage ausgeräumt ist. ... 

Die Welt hat Siedlungsraum genügend, es muss aber endgültig mit der Mei-

nung gebrochen werden, als sei das jüdische Volk vom lieben Gott eben dazu 

bestimmt, in einem gewissen Prozentsatz Nutzniesser am Körper und an der 

produktiven Arbeit anderer Völker zu sein. Das Judentum wird sich genau 

so einer soliden aufbauenden Tätigkeit anpassen müssen, wie es andere Völ-

ker auch tun, oder es wird früher oder später einer Krise von unvorstellbarem 

Ausmass erliegen.» Bis zu diesem Punkt wärmte Hitler nur eine Ansamm-

lung von antijüdischen Themen auf, die zu einem bekannten Teil seines Re-

pertoires geworden waren. Dann jedoch änderte sich sein Ton, und im 

Reichstag erklangen Drohungen, die in öffentlichen Verlautbarungen ei- 
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nes Staatsoberhauptes bis dahin noch nicht gehört worden waren: «Eines 

möchte ich an diesem vielleicht nicht nur für uns Deutsche denkwürdigen 

Tage nun aussprechen: Ich bin in meinem Leben sehr oft Prophet gewesen 

und wurde meistens ausgelacht. In der Zeit meines Kampfes um die Macht 

war es in erster Linie das jüdische Volk, das nur mit Gelächter meine Prophe-

zeiungen hinnahm, ich würde einmal in Deutschland die Führung des Staa-

tes und damit des ganzen Volkes übernehmen und dann unter vielen ande-

ren auch das jüdische Problem zur Lösung bringen. Ich glaube, dass dieses 

damalige schallende Gelächter dem Judentum in Deutschland unterdes wohl 

schon in der Kehle erstickt ist.» Dann kam die ausdrückliche Drohung: «Ich 

will heute wieder ein Prophet sein: Wenn es dem internationalen Finanzju-

dentum in und ausserhalb Europas gelingen sollte, die Völker noch einmal in 

einen Weltkrieg zu stürzen, dann wird das Ergebnis nicht die Bolschewisie-

rung der Erde und damit der Sieg des Judentums sein, sondern die Vernich-

tung der jüdischen Rasse in Europa.»6 

Im Laufe der vorangegangenen Wochen und Monate hatte der Führer eine 

ganze Reihe von Möglichkeiten hinsichtlich des endgültigen Schicksals der 

deutschen (und meistens der europäischen) Juden erwähnt. Am 20. Septem-

ber 1938 hatte er dem polnischen Botschafter in Berlin, Jozef Lipski, erklärt, 

er erwäge, in Zusammenarbeit mit Polen und Rumänien die Juden in irgend-

eine Kolonie zu schicken. Dieselbe Idee, speziell im Hinblick auf Madagas-

kar, war in den Gesprächen zwischen Bonnet und Ribbentrop zur Sprache 

gekommen und davor in Görings Ansprachen vom 12. November und vom 

6. Dezember. (Der Generalfeldmarschall hatte sich ausdrücklich auf Hitlers 

Vorstellungen zu diesem Thema bezogen.) Dem südafrikanischen Verteidi-

gungsminister Oswald Pirow erklärte Hitler am 24. November 1939, eines 

Tages würden die Juden aus Europa verschwinden. Am 5. Januar 1939 er-

klärte Hitler dem polnischen Aussenminister Beck, wenn die westlichen De-

mokratien ein besseres Verständnis für seine Kolonialziele gehabt hätten, 

dann hätte er ein afrikanisches Territorium zur Ansiedlung der Juden be-

stimmt; jedenfalls machte er erneut deutlich, dass er dafür war, die Juden in 

ein fernes Land zu schicken. Schliesslich sagte der Führer am 21. Januar, ei-

nige Tage vor seiner Rede, zum tschechischen Aussenminister Frantisek 

Chvalkovsky, die Juden Deutschlands würden «vernichtet» werden, was im 

Kontext seiner Erklärung ihr Verschwinden als Gemeinschaft zu bedeuten 

schien; erneut fügte er hinzu, dass die Juden an einen fernen Ort verfrachtet 

werden sollten. Ein bedrohlicherer Ton wurde in diesem Gespräch vernehm-

bar, als Hitler Chvalkovsky gegenüber erwähnte, wenn die angelsächsischen 

Länder beim Abtransport und bei der Versorgung der Juden nicht kooperier-

ten, dann hätten sie deren Tod auf dem Gewissen.7 Wenn Hitler in erster Li- 
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nie daran dachte, die Juden aus Europa in eine ferne Kolonie zu deportieren, 

was in diesem Stadium ganz eindeutig ein völlig vager Plan war, dann er-

scheinen die in der Rede vom 30. Januar ausgesprochenen Vernichtungsdro-

hungen damit zunächst nicht zusammenzuhängen. Doch man muss sich 

noch einmal den Hintergrund ansehen. 

Auf den ersten Blick scheint Hitlers Rede einen doppelten Kontext gehabt 

zu haben. Erstens hätten, wie schon erwähnt, die britische Opposition gegen 

die Appeasement-Politik und die heftigen amerikanischen Reaktionen auf 

die Kristallnacht genügt, um seine mehrfachen Erwähnungen jüdisch-kapi-

talistischer Kriegshetze zu erklären. Zweitens ist es äusserst wahrscheinlich, 

dass Hitler angesichts seines Vorhabens, die Überreste der Tschecho-Slowa-

kei zu zerstückeln, und der Forderungen, die er jetzt an Polen stellte, mit der 

Möglichkeit rechnete, dass die neue internationale Krise zum Krieg führen 

würde (in einer Rede, die er einige Wochen zuvor in Saarbrücken gehalten 

hatte, hatte er diese Möglichkeit erwähnt).8 So waren Hitlers Vernichtungs-

drohungen, begleitet von dem Argument, seine vergangene Laufbahn habe 

bewiesen, dass man seine Prophezeiungen nicht auf die leichte Schulter neh-

men sollte, vielleicht ganz allgemein darauf gerichtet, zu einem Zeitpunkt, 

da er sich auf sein riskantestes militärisch-diplomatisches Hasardspiel vor-

bereitete, etwaige gegen die Nationalsozialisten gerichtete Reaktionen zu 

schwächen. Im Einzelnen mag der Führer Deutschlands erwartet haben, 

diese mörderischen Drohungen würden die Juden, die im öffentlichen Leben 

der europäischen Länder und Amerikas aktiv waren, hinreichend beeindruk-

ken, um das zu reduzieren, was er als ihre kriegshetzerische Propaganda be-

trachtete. 

Die Bedeutung der Rede Hitlers für den unmittelbaren internationalen 

Kontext scheint durch einen Runderlass der Wilhelmstrasse bestätigt zu wer-

den, der am 25. Januar 1939 an alle deutschen diplomatischen Vertretungen 

im Ausland geschickt wurde und «die Judenfrage als Faktor der Aussenpo-

litik im Jahre 1938» betraf. Das Schreiben verknüpfte die «Verwirklichung 

des grossdeutschen Gedankens», die 1938 (mit der Annektierung Österreichs 

und des Sudetenlandes) stattgefunden hatte, mit Schritten zur Verwirkli-

chung einer Lösung der Judenfrage. Die Juden waren die Haupthindernisse 

für die deutsche Wiedergeburt; der Aufstieg der deutschen Stärke war daher 

zwangsläufig mit dem Entfernen der jüdischen Gefahr aus der deutschen 

Volksgemeinschaft verknüpft. Das Rundschreiben, das erneut die jüdische 

Auswanderung als Ziel der deutschen Politik bekräftigte, identifizierte die 

Vereinigten Staaten als die Zentrale jüdischer internationaler Aktivitäten und 

Präsident Roosevelt, der bekanntermassen von Juden umgeben war, als die 

Kraft, welche versuchte, internationalen Druck auf Deutschland sowohl all-

gemein politisch auszuüben als auch deshalb, um sicherzustellen, dass jüdi- 
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sche Auswanderer aus Deutschland von der vollständigen Wiedergewin-

nung jüdischen Vermögens profitieren konnten.9 So scheint es, dass für die 

Wilhelmstrasse und für Hitler die westlichen Demokratien und insbesondere 

die Vereinigten Staaten zeitweilig den Platz des bolschewistischen Russland 

als Sitz der internationalen jüdischen Macht und daher militanter Feindschaft 

gegenüber dem Aufstieg der deutschen Macht einnahmen. 

Gerade weil Hitler an den jüdischen Einfluss in der kapitalistischen Welt 

glaubte, lässt sich seine Rede in ihrem unmittelbaren Kontext vielleicht als 

ein erneutes Erpressungsmanöver betrachten. Die Juden Deutschlands (und 

Europas) sollten für den Fall als Geiseln genommen werden, dass ihre kriegs-

hetzerischen Brüder und die entsprechenden Regierungen einen allgemeinen 

Krieg anzetteln sollten. Dieser Gedanke, der am 27. Oktober 1938 in einem 

Artikel mit dem Titel «Aug um Auge, Zahn um Zahn» im Schwarzen Korps 

vorgebracht worden war, ging gerade in diesen Monaten in Deutschland um. 

Am 3. November wandte sich das Schwarze Korps noch einmal diesem Thema 

zu: «Erklären uns die Juden ... den Krieg – und das haben sie bereits getan –, 

so haben wir die bei uns befindlichen Juden genau so zu behandeln, wie man 

Angehörige einer kriegführenden Macht zu behandeln pflegt. ... Die in 

Deutschland befindlichen Juden sind ein Teil des Weltjudentums, sie sind 

mitverantwortlich für das, was das Weltjudentum gegen Deutschland unter-

nimmt, und – sie haften für die Schäden, die das Weltjudentum uns zufügt 

und zufügen will.»10 Der Gedanke, die Juden als Geiseln festzuhalten, stand 

nicht unbedingt im Widerspruch zu dem dringenden Wunsch, sie aus 

Deutschland zu vertreiben. Wie wir sahen, entwickelte Hitler selbst in seinem 

Gespräch mit Goebbels am 24. Juli 1938 diesen Gedanken. In seiner Anspra-

che an die Gauleiter vom 6. Dezember kam Göring darauf als Teil seines Emi-

grationsplans zurück. Überdies sah bei den Verhandlungen zwischen 

Schacht und Rublee, die noch zu diskutieren sein werden, der vom Reichs-

bankpräsidenten vorgelegte Plan die Ausreise von 150‘000 Juden mit ihren 

Angehörigen im Laufe der darauffolgenden drei Jahre vor, während 200‘000 

Juden, hauptsächlich die Älteren, Zurückbleiben würden, um das Wohlver-

halten des internationalen Judentums gegenüber dem Reich sicherzustellen. 

Es wäre jedoch ein Fehler, Hitlers Rede vom 30. Januar nur in ihrem kurz-

fristigen, taktischen Kontext zu betrachten. Die weiteren Perspektiven mögen 

teils kalkulierter Druck, teils Ausdruck unkontrollierter Wut gewesen sein, 

aber sie mögen durchaus einen Prozess widergespiegelt haben, der mit sei-

nen anderen Vorhaben hinsichtlich der Juden wie etwa ihrer Verlegung in 

ein fernes afrikanisches Territorium in Einklang stand. Dies war tatsächlich 

gleichbedeutend mit einer Suche nach radikalen Lösungen, mit einem Abtas- 
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ten extremer Möglichkeiten. In einem derartigen Rahmen gesehen, wird die 

Prophezeiung über die Vernichtung eine Möglichkeit unter mehreren, nicht 

mehr und nicht weniger real als andere. Und wie der Gedanke der Geisel-

nahme lag die Möglichkeit der Vernichtung in der Luft. 

Himmlers Rede vom 8. November 1938 und ihre impliziten Konsequenzen 

sind bereits erwähnt worden. Einige Wochen später wurde das Schwarze 

Korps in einem am 24. November veröffentlichten Artikel weitaus deutlicher. 

Nachdem die SS-Zeitschrift die Notwendigkeit der totalen Absonderung der 

Juden Deutschlands in besonderen Gebieten und besonderen Häusern ver-

kündet hatte, ging sie noch einen Schritt weiter: Langfristig konnten die Ju-

den nicht weiter in Deutschland leben: «Im Stadium einer solchen Entwick-

lung [der Lage der Juden] ständen wir daher vor der harten Notwendigkeit, 

die jüdische Unterwelt genau so auszurotten, wie wir in unserem Ordnungs-

staat Verbrecher eben auszurotten pflegen: mit Feuer und Schwert. Das Er-

gebnis wäre das tatsächliche und endgültige Ende des Judentums in Deutsch-

land, seine restlose Vernichtung.»11 

Man weiss nicht, ob es dieser Artikel im Schwarzen Korps war, der den ame-

rikanischen Generalkonsul in Berlin, Raymond Geist, dazu veranlasste, An-

fang Dezember zu schreiben, das Ziel der Nationalsozialisten sei die «Ver-

nichtung» der Juden,12 oder ob ausländische Beobachter im inneren Kern des 

Regimes den bodenlosen Hass spürten, der einige Wochen später in Hitlers 

Rede zum Ausdruck kam. Bemerkenswerterweise definierte Heydrich we-

nige Tage vor der Erklärung im Reichstag in einer Ansprache an hohe SS-

Offiziere die Juden als «untermenschlich» und verwies auf den historischen 

Fehler, sie von einem Land ins andere zu treiben, eine Methode, die das Pro-

blem nicht löste. Die Alternative wurde zwar nicht ausgesprochen, war aber 

nicht völlig mysteriös, und nach der Rede trug Himmler eine ziemlich kryp-

tische Bemerkung in seine Notizen ein: «Innerer Kampfgeist.»13 

Wie weit die Einschätzung der Juden als einer «bedrohlichen Weltmacht» 

auf allen Ebenen des NS-Apparats als Realität verinnerlicht worden war, 

lässt sich wahrscheinlich am besten durch einen Text mit dem Titel «Das in-

ternationale Judentum» illustrieren, den Hagen für Franz Alfred Six, den Lei-

ter von II1, abgefasst hatte. In seiner endgültigen Form wurde er Six am 19. 

Januar 1939 übermittelt und war für einen Vortrag über die Judenfrage in 

Oldenburg (wahrscheinlich bei einer Zusammenkunft der höheren SS-Füh-

rung) gedacht.14 

Der erste Abschnitt von Hagens Denkschrift war unzweideutig: Die Ju-

denfrage war «überhaupt das Problem der Weltpolitik im Augenblick». Der 

Text zeigte zunächst, dass die westlichen Demokratien (einschliesslich der 

Vereinigten Staaten) nicht die Absicht hatten, das «jüdische Problem» zu lö- 
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sen, weil die Juden selbst nicht die Absicht hatten, die Länder zu verlassen, 

von denen sie Besitz ergriffen hatten, und den Plan verfolgten, Palästina nur 

als eine Art «jüdischen Vatikan» zu benutzen. Er beschrieb dann die Verbin-

dungen zwischen jüdischen Organisationen in verschiedenen Ländern und 

die Kanäle, über die sie einen bestimmenden Einfluss auf die Politik und die 

Wirtschaft ihrer Wirtsländer ausübten. Hagens Produkt starrte vor Namen 

von Persönlichkeiten und Gruppen, deren sichtbare und unsichtbare Bindun-

gen in einem mächtigen Crescendo enthüllt wurden: «Alle organisatorischen 

und personellen Fäden des Judentums, die von Land zu Land geknüpft sind, 

laufen in den Spitzenorganisationen der Jüdischen Internationale zusam-

men.» Diese Spitzenorganisationen waren der Jüdische Weltkongress, die 

Zionistische Weltorganisation – und B'nai B'rith. Der führende Kopf im Zen-

trum des Ganzen war Chaim Weizmann, dessen gesammelte Essays und Re-

den, die 1937 in Tel Aviv erschienen waren, mehrfach zitiert wurden. Hagens 

Denkschrift war keine blosse Übung in Zynismus. «Die ‚Judenexperten’ des 

SD glaubten an ihre Konstruktionen. ... [Für sie] bildete der Antisemitismus, 

der zudem vorgab, sachlich, wissenschaftlich und rational zu sein, die 

Grundlage ihres Handelns.»15 

Himmler, Heydrich und das Schwarze Korps bezeugen die ständige Dicho-

tomie, die das Denken der Nationalsozialisten hinsichtlich der Juden in den 

letzten Friedensmonaten kennzeichnete: Einerseits war Auswanderung mit 

allen Mitteln das konkrete Ziel und die konkrete Politik, aber es gab auch die 

Vorstellung, dass sich das Judenproblem angesichts seiner die ganze Welt be-

drohenden Natur nicht mit blossen praktischen Massnahmen lösen liess, dass 

etwas unendlich Radikaleres erforderlich war. Dies war der Kern von Hitlers 

«Prophezeiung», auch wenn taktisch seine Drohungen darauf zielten, die bri-

tischen und amerikanischen «Kriegshetzer» einzuschüchtern. Auf die eine 

oder andere Weise, über jeden verfügbaren Kanal, überzeugte das Regime 

sich selbst und vermittelte anderen die Botschaft, dass die Juden, wie hilflos 

sie auch auf den Strassen Deutschlands aussehen mochten, eine dämonische 

Macht waren, die nach Deutschlands Verderben trachtete. Am 11. und 13. Ja-

nuar meldete sich Walter Frank mit einer zweiteiligen Radiosendung zu 

Wort, die den Titel «Deutsche Wissenschaft im Kampf gegen das Weltjuden-

tum» trug. Nachdem er hervorgehoben hatte, dass sich wissenschaftliche For-

schung über die Judenfrage nicht isoliert betreiben liess, sondern in die Ge-

samtheit der nationalen und weltweiten Geschichte integriert werden muss-

te, wagte sich Frank in schwierigeres Gelände vor: «Das Judentum ist eines 

der grossen negativen Prinzipien der Weltgeschichte, es ist also nur denkbar 

als der Parasit im positiven Gegenprinzip. So wenig etwa Judas Ischarioth 

samt seinen dreissig Silberlingen und samt dem Strick, an dem er sich zuletzt 

erhängte, verstanden werden kann ohne den Herrn, dessen Gemeinschaft er 
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hohnlächelnd verriet und dessen Antlitz ihn doch verfolgte bis zur letzten 
Stunde – so wenig kann jene Nachtseite der Geschichte, die sich Judentum 
nennt, verstanden werden ohne seine Einordnung in die Gesamtheit eines 
geschichtlichen Prozesses, in dem Gott und der Satan, Schöpfung und Zer-
setzung in ewigem Ringkampf liegen.»16 

So traten am Vorabend des Krieges neben offenkundigen taktischen Ziel-
setzungen und über sie hinaus einige andere Gedanken zutage. Es war kein 
Vernichtungsprogramm ausgearbeitet worden, es liessen sich keine klaren 
Intentionen erkennen. Ein bodenloser Hass und ein unstillbarer Durst nach 
einer Reihe von immer härteren Massnahmen gegen die Juden lagen in den 
Gedanken Hitlers und seiner Helfer immer sehr nahe an der Oberfläche. Da 
sowohl er als auch sie wussten, dass ein allgemeiner Krieg nicht ausgeschlos-
sen war, wurde eine Reihe radikaler Drohungen gegen die Juden in zuneh-
mendem Masse in die Vision eines erlösenden Endkampfes zur Errettung der 
arischen Menschheit einbezogen. 

Während der Wochen, in denen Hitler bei seinen Gesprächen mit ausländi-

schen Würdenträgern auf das schreckliche Schicksal anspielte, das die Juden 

erwartete, und sie öffentlich mit Vernichtung bedrohte, wurde er ständig 

über die Verhandlungen auf dem Laufenden gehalten, die zwischen deut-

schen Vertretern und dem in Evian gebildeten Zwischenstaatlichen Komitees 

für das Problem der deutschen Flüchtlinge über die Formulierung eines Ge-

samtplans zur Auswanderung der Juden aus Deutschland stattfanden. Die 

Verhandlungen entsprachen den allgemeinen Anweisungen, die Göring am 

12. November und am 6. Dezember 1938 erteilt hatte. Zwar hatte Hitler um-

fassende Kenntnis vom Fortgang der Diskussionen, aber für die aktuellen 

Schritte war Göring zuständig-17 

Im November 1938, in einem frühen Stadium, hatte Ribbentrop versucht, 

in diesen Verhandlungen, die er zunächst völlig abgelehnt hatte, eine Rolle 

zu spielen, indem er Hans Fischböck, dem früheren NS-Wirtschaftsminister 

von Österreich, den Auftrag erteilte, Kontakte zum Zwischenstaatlichen Ko-

mitee herzustellen. Das Ribbentrop-Fischböck-Intermezzo dauerte nicht 

lange, und im Dezember übernahm Schacht, der mittlerweile Präsident der 

Reichsbank war, zuerst in London und dann in Berlin die Verhandlungen mit 

Rublee. Am 16. Januar 1939 erwähnte Hitler in einem Gespräch mit dem un-

garischen Aussenminister Graf Csäky die Möglichkeit, die Frage der jüdi-

schen Auswanderung mittels eines Finanzplans zu lösen. 

Schacht wurde am 20. Januar 1939 durch Hitler von seiner Position als 

Reichsbankpräsident abgelöst – aus Gründen, die mit den Verhandlungen 
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mit Rublee überhaupt nicht zusammenhingen (hauptsächlich als Reaktion 

auf eine Denkschrift, in der er Hitler vor den finanziellen Schwierigkeiten ge-

warnt hatte, die aus dem Tempo resultierten, in dem sich die Militärausgaben 

entwickelten); Rublee, ein politischer Beauftragter, war Mitte Februar 1939 

zurückgetreten, um in seine Anwaltspraxis zurückzukehren. Dennoch wur-

den die Kontakte fortgesetzt: Helmut Wohlthat, einer der höchsten Beamten 

der Behörde des Vierjahresplans, übernahm auf deutscher Seite die Verhand-

lungsführung, und der britische Diplomat Sir Herbert Emerson vertrat von 

nun an das Zwischenstaatliche Komitee. Eine grundsätzliche Übereinkunft 

zwischen Wohlthat und Rublee war am 2. Februar erzielt worden. Wie schon 

erwähnt, sah sie vor, dass etwa 200‘000 Juden im Alter von über 45 Jahren im 

Grossdeutschen Reich bleiben durften, während etwa 125‘000 Juden, die zur 

jüngeren männlichen Bevölkerung gehörten, mit ihren Angehörigen auswan-

dern würden. (Die Zahlen variierten vom einen zum anderen Entwurf ge-

ringfügig.) Der Auswanderungsprozess sollte über einen Zeitraum von drei 

bis fünf Jahren gestreckt werden, und seine Finanzierung sollte durch eine 

internationale Anleihe gesichert werden, die vorwiegend von Juden in der 

ganzen Welt aufgenommen und durch das Vermögen, das den Juden in 

Deutschland immer noch gehörte, abgesichert werden sollte (dabei handelte 

es sich um etwa sechs Milliarden Reichsmark minus der Kontribution von 

einer Milliarde, die den Juden nach dem Pogrom auferlegt worden war). Wie 

im Haavarah-Abkommen sorgten die Deutschen dafür, dass verschiedene in 

dem Plan enthaltene Übereinkünfte den Export deutscher Waren fördern und 

so einen stetigen Fluss von Devisen ins Reich sicherstellen würden. Die Ver-

einbarung war nichts Geringeres als die Benutzung von Geiseln durch 

Deutschland, um als Gegenleistung für ihre Freilassung finanzielle Vorteile 

zu erpressen. 

Die konkrete Bedeutung der Vereinbarung hing davon ab, dass der Kredit 

erfolgreich aufgelegt wurde, und insbesondere davon, dass die Länder oder 

Gebiete festgelegt wurden, in die die Juden, welche Deutschland verliessen, 

emigrieren sollten. Jede der beteiligten westlichen Mächte hatte ihre bevor-

zugte territoriale Lösung, bei der es gewöhnlich um die Kolonie oder Halb-

kolonie eines anderen Landes ging: Angola, Abessinien, Haiti, die Guayanas 

(heute Guyana, Französisch-Guayana und Suriname), Madagaskar und so 

fort. In jedem einzelnen Fall trat irgendein Problem auf oder wurde, genauer 

gesagt, als Vorwand eingeführt; nicht einmal auf dem Papier einigte man sich 

auf eine Schutzzone, bevor der Ausbruch des Krieges allen derartigen 

Pseudo-Planungen ein Ende bereitete. 

So hatte sich Hitler möglicherweise vorgestellt, dass «die Juden der Welt» 

durch Anwendung von Druck, Drohungen und grossen Projekten bei seinen 
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Aggressionsplänen zum Faustpfand werden würden, weil die Juden 
Deutschlands jetzt Geiseln in seinen Händen waren. 

Am 7. November 1938, als sich das deutsche Aussenministerium noch wei-
gerte, irgendwelche Kontakte zum Zwischenstaatlichen Komitee und seinem 
Vertreter George Rublee zu haben, empfing Staatssekretär Ernst von Weiz-
säcker den britischen Geschäftsträger Sir George Ogilvie Forbes, um über das 
Problem zu diskutieren. «Da Forbes angab, Mr. Rublee persönlich von Me-
xiko her gut zu kennen», schrieb Weizsäcker in einem Vermerk an Unterse-
kretär Ernst Woermann, den Chef der politischen Abteilung, «habe ich ihn 
gefragt, wieviel prozentig Rublee Arier sei. Forbes glaubt, dass Rublee kein 
jüdisches Blut habe.»18 Drei Tage später erkundigte sich Woermann selbst 
nach Rublees rassischer Abstammung, diesmal bei einem amerikanischen Di-
plomaten; die Antwort war dieselbe: Rublee war zweifellos Arier. Als der 
amerikanische Botschafter Hugh Wilson am 15. November zu Ribbentrop 
kam, um sich von ihm zu verabschieden, empfand der Aussenminister das 
Bedürfnis, noch einmal zu fragen: Wilson musste mit Bestimmtheit erklären, 
dass Rublee von französischen Hugenotten abstamme und dass in seinen 
Adern nicht ein einziger Tropfen jüdischen Blutes fliesse.19 

III 

Nach der deutschen Volkszählung vom Mai 1939 und nach verschiedenen 

Berechnungen, die nach dem Kriege angestellt wurden, lebten zum Zeit-

punkt der Volkszählung im Altreich 213 000 Volljuden.20 Ende 1939 war diese 

Zahl auf 190‘000 zurückgegangen.21 Seltsamerweise gab ein Bericht des SD 

vom 15. Juni 1939 an, Ende Dezember 1938 hätten noch 320 000 Volljuden im 

Altreich gelebt.22 Für die überhöhten Zahlen, die der SD lieferte, gibt es keine 

Erklärung (sie passen nicht zu dem, was man weiss, selbst wenn man eine 

beschleunigte Auswanderung im Laufe des Jahres 1939 in Rechnung stellt). 

Ganz gleich, was die Gründe für diese Diskrepanzen sind, die demographi-

schen Daten, die das Judenreferat des SD lieferte, sind dennoch bedeutsam. 

Nur 16 Prozent der jüdischen Bevölkerung (am 31. Dezember 1938) waren 

jünger als 20 Jahre; 25,93 Prozent waren zwischen 20 und 45, und 57,97 Pro-

zent waren über 45.23 Diese Angaben passen zu anderen bekannten Schät-

zungen: Die jüdische Bevölkerung in Deutschland wurde rasch zu einer Ge-

meinschaft älterer Menschen. Und ausserdem verarmte sie hoffnungslos. 

Während es beispielsweise 1933 in Berlin mehr als 6‘000 «jüdische» Kleinun-

ternehmen gegeben hatte, war ihre Zahl bis zum 1. April 1938 auf 3‘105 ge-

sunken. Bis zum Ende des genannten Jahres waren 2‘570 liquidiert und 535 
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an Arier «verkauft» worden.24 Mehr als zwei Jahrhunderte jüdischer Wirt-

schaftstätigkeit in der preussischen und deutschen Hauptstadt waren zu 

Ende gegangen. 

Die alltägliche Situation dieser Juden wurde in einer Denkschrift beschrie-

ben, die Georg Landauer, der Direktor des Zentralbüros für die Ansiedlung 

deutscher Juden in Palästina, im Februar 1939 an seinen Jerusalemer Kollegen 

Arthur Ruppin schickte: «Es verdienen», schrieb Landauer, «nur noch die Be-

amten der jüdischen Organisationen und einige Zimmervermieter und Mit-

tagstische.... Im Berliner Westen kann man überhaupt nur noch im Wartesaal 

des Bahnhof Zoo Kaffee trinken und in chinesischen oder anderen fremdlän-

dischen Restaurants essen. Da Juden ständig Wohnungen in Häusern ‚mit ge-

mischter Bevölkerung» gekündigt werden, so ziehen sie immer mehr zusam-

men und brüten über ihr Schicksal. Viele haben sich vom 10. November noch 

nicht erholt und sind noch heute auf der Flucht in Deutschland oder verber-

gen sich in Wohnungen. Die Reisegesellschaften, insbesondere in Paris, 

knüpfen Verbindungen mit corrumpierbaren Konsulaten – dies gilt beson-

ders für mittel- und südamerikanische Republiken – an und besorgen für 

hohe Preise und riesige Kommissionen Visa in ausländische Länder. Schon 

häufig war es der Fall, dass Konsuln auf einmal mehrere hundert Visen aus-

gegeben und die Gebühr eingesteckt haben und dann von ihren Regierungen 

abgesetzt worden sind. Die Juden haben dann noch lange keine Einreisemög-

lichkeit in diese Länder. In den Reisebüros erscheinen die Juden morgens 

früh, stehen in langen Reihen an und fragen, was für Visa man heute bekom-

men kann.»25 

Landauers Beschreibung fand in einem zwei Monate später abgefassten 

SD-Bericht ein unheimliches Echo: «Die Abwehrmassnahmen von Partei und 

Staat, welche rasch hintereinander folgen, lassen die Juden nicht mehr zu sich 

kommen; es ist zu beobachten, dass eine ausgesprochene Hysterie bei jüdi-

schen Frauen und Männern einsetzt. Die hoffnungslose Stimmung ist am be-

sten vielleicht durch den Satz einer Ludwigsburger Jüdin gekennzeichnet, die 

zu erkennen gab, ‚dass sie sich längst das Leben genommen hätte, wenn sie 

keine Kinder hätte».»26 

Die Nationalsozialisten waren sich seit einiger Zeit darüber im Klaren, 

dass sie die Juden, um ihre Auswanderung zu beschleunigen, organisatorisch 

noch fester in den Griff bekommen mussten als bisher und dass sie selbst 

auch eine zentralisierte Auswanderungsbehörde nach Wiener Muster ein-

richten mussten, um alle Emigrationsmassnahmen des Altreichs zu koordi-

nieren. 

Die Errichtung der neuen Körperschaft, die von nun an die Juden in 

Deutschland repräsentieren sollte, wurde im Sommer 1938 eingeleitet. An-

fang 1939 waren dann ihre Form und ihre Funktion klar. Nach einem Rund-

schreiben der Düsseldorfer Gestapo sollten «bei allen vorbereitenden Mass- 
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nahmen zur Auswanderung der Juden ... in erheblichem Masse die jüdischen 

Organisationen herangezogen werden. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, 

alle bei den derzeit bestehenden verschiedenartigen jüdischen Organisatio-

nen verstreut liegenden Mittel in einer einzigen Organisation für das ganze 

Reich zusammenzufassen. Der Reichsvertretung der Juden in Deutschland 

ist daher aufgegeben worden, eine sogenannte Reichsvereinigung der Juden 

zu bilden und dafür zu sorgen, dass gleichzeitig alle bisher bestehenden jü-

dischen Organisationen verschwinden und ihre gesamten Einrichtungen der 

Reichsvereinigung zur Verfügung stellen.»27 

Am 4. Juli 1939 wurde die Reichsvereinigung schliesslich durch die Zehnte 

Verordnung zum Reichsbürgergesetz gegründet. Ihre Hauptfunktion wurde 

in Artikel 2 eindeutig definiert: «Die Reichsvereinigung hat den Zweck, die 

Auswanderung der Juden zu fördern.»28 Doch trotz der eindeutigen Priori-

täten der Nationalsozialisten behandelte der grösste Teil der Verfügung an-

dere Funktionen wie Bildung, Gesundheit und insbesondere Fürsorge: «Die 

Reichsvereinigung ist ausserdem ... Träger der freien jüdischen Wohlfahrts-

pflege.» Und der Innenminister wurde befugt, der neuen Organisation wei-

tere Aufgaben zu übertragen.29 So vermittelte die Struktur der Verordnung 

ganz eindeutig den Eindruck, dass die Nationalsozialisten selbst nicht an den 

Erfolg der Auswanderungskampagne glaubten. Praktisch wurde die Reichs-

vereinigung zum ersten der Judenräte, der von den Nationalsozialisten kon-

trollierten jüdischen Organisationen, die in den meisten Teilen des besetzten 

Europa ihren jeweiligen Gemeinden die Befehle ihrer Herren über Leben und 

Tod übermitteln sollten. 

Einige Monate zuvor, am 24. Januar, hatte Göring den Innenminister da-

von verständigt, dass im Rahmen des Ministeriums, aber unter alleiniger 

Verantwortung Heydrichs, eine Reichszentrale für jüdische Auswanderung 

errichtet wurde: «Die Reichszentrale hat die Aufgabe, für das gesamte 

Reichsgebiet einheitlich 1. alle Massnahmen zur Vorbereitung einer verstärk-

ten Auswanderung der Juden zu treffen. ..2. die Auswanderung zu lenken, 

u.a. für eine bevorzugte Auswanderung der Juden zu sorgen; 3. die Durch-

führung der Auswanderung im Einzelfall zu beschleunigen.»30 Zum Chef der 

neuen Reichszentrale ernannte Heydrich den Leiter der Gestapo, SS-Standar-

tenführer Heinrich Müller. 

Am 30. Oktober 1938 schrieb der Ortsgruppenleiter von Altzenau (Gau Main-

franken) an die Kreisleitung der NSDAP in Aschaffenburg, dass zwei Häu-

ser, die verschiedenen Mitgliedern einer jüdischen Familie namens Hambur-

ger gehörten, von Parteigenossen erworben werden sollten, und zwar jedes 

zur Hälfte des Marktwertes von 16‘000 RM. Die Ortsgruppe bat um Erteilung  
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der Genehmigung zum Kauf eines der beiden Häuser. Im Juni 1939 erteilte 

die Kreisleitung die Genehmigung und setzte den Preis auf 6‘000 RM, etwas 

mehr als ein Drittel des tatsächlichen Wertes, fest. Im Dezember 1938 infor-

mierte derselbe Parteichef von Alzenau seinen Kreisleiter, dass Juden, denen 

– zum 1. Januar 1939 – die Führung von Geschäften nicht mehr gestattet war, 

ihre Waren zu Schleuderpreisen verkauften. Die Bevölkerung fragte an, ob 

sie ungeachtet des Verbots, bei Juden zu kaufen, die jüdische Ware erwerben 

könne.31 

Die Juden in Deutschland, denen es nicht gelungen war zu fliehen, wurden 

in zunehmendem Masse von der öffentlichen Fürsorge abhängig. Wie im vo-

rigen Kapitel bemerkt, wurden Juden vom 19. November 1938 an aus dem 

allgemeinen Wohlfahrtssystem ausgeschlossen: Sie mussten sich an beson-

dere Stellen wenden, und an sie wurden andere und weit strengere Beurtei-

lungskriterien angelegt als an die allgemeine Bevölkerung. Die deutschen 

Fürsorgebehörden versuchten, die Last auf die jüdischen Wohlfahrtsdienste 

abzuwälzen, aber auch dort waren die verfügbaren Mittel durch die zuneh-

mende Not überbeansprucht. Die Lösung für das Problem wurde bald er-

kennbar, und am 20. Dezember 1938 erliess die Reichsanstalt für Arbeitsver-

mittlung und Arbeitslosenversicherung eine Verfügung, wonach alle arbeits-

losen Juden, die arbeitsfähig waren, sich zu Zwangsarbeit melden mussten. 

«Es war offensichtlich, dass den Juden nur ausgesuchte schwere und unan-

genehme Arbeit zugeteilt werden sollte. Baustellen, Strassen- und Wegebau, 

Abfallbeseitigung, öffentliche Toiletten und Kläranlagen, Steinbrüche und 

Kiesgruben, Kohlenhandlungen und Knochenarbeit wurden als passend an-

gesehen.»32 Doch aus der Sicht der Nationalsozialisten schuf diese Verfügung 

eine Reihe neuer Probleme. 

Beispielsweise hatten einige der den Juden zugeteilten Aufgaben beson-

dere nationale Bedeutung oder waren mit dem Namen des Führers verbun-

den, was für einige Parteigenossen ein unannehmbares Sakrileg bedeutete. 

«Der Einsatz von Juden bei den Autobahnen», schrieb der Generalinspekteur 

der deutschen Strassen am 22. Juni 1939 an den Reichsarbeitsminister, «ist m. 

E. mit dem Ansehen, das den Reichsautobahnen als den ‚Strassen des Füh-

rers» zukommt, nicht in Einklang zu bringen.» Der Generalinspekteur schlug 

vor, Juden nur bei Arbeiten einzusetzen, die in indirektem Zusammenhang 

mit dem Bau oder der Instandsetzung von Autobahnen standen, wie etwa in 

Steinbrüchen und dergleichen.33 

Die Verordnung vom Dezember 1938 hatte jüdischen Arbeitern eine 

strenge Isolierung auferlegt: sie mussten «abgesondert von der Gefolgschaft» 

gehalten werden.34 Doch in vielen Fällen, insbesondere in der Landwirt-

schaft, liess sich ein Kontakt nicht vermeiden. Die Reaktionen von Parteiakti-

visten waren vorhersehbar. Am 13. April 1939 schrieb ein Kreisleiter in Baden 
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an ein örtliches Arbeitsamt: «Diejenigen Bauern, die heute noch Juden zur 

Arbeit in ihrem Hause aufnehmen, sind diejenigen, die diese Juden von frü-

her her sehr gut kennen, mit ihnen Geschäfte gemacht haben und womöglich 

noch Schulden bei den Juden haben, denn ein anständiger deutscher Bauer, 

der nur einen Dunst von Nationalsozialismus in sich aufgenommen hat, wird 

niemals einen Juden in sein Haus aufnehmen. Es fehlt dann nur noch, dass 

die Juden auch dort noch übernachten, dann sind aber unsere Rassegesetze 

illusorisch.»35 

Noch ernstere Besorgnis wurde in einem Brief eines Kreisleiters in Mann-

heim an den Direktor des Arbeitsamtes dieser Stadt geäussert. Dabei ging es 

um die Beschäftigung «des Juden Doiny» in einer örtlichen Bäckerei. Der 

Kreisleiter konnte nicht verstehen, wie ein Jude im Lebensmittelgewerbe be-

schäftigt werden konnte. Sollten die Volksgenossen in einer Bäckerei kaufen, 

in der das Brot von einem Juden gebacken wurde?36 Gelegentlich liessen sich 

solche gefährlichen Kontakte auf summarische Weise beseitigen. Am 29. Au-

gust 1939 konnte der Regierungspräsident von Hildesheim alle Landräte und 

Oberbürgermeister in seinem Bezirk von einer ziemlich gewichtigen Neuig-

keit unterrichten: «Eine gewerbliche Betätigung jüdischer Friseure und jüdi-

scher Bestattungsunternehmen scheidet im Regierungsbezirk Hildesheim 

aus.»37 

Inzwischen ging während der Vorkriegsmonate des Jahres 1939 die Kon-

zentration von Juden in Gebäuden, die sich in jüdischem Besitz befanden, 

weiter; sie wurde, wie erwähnt, durch die Verordnung vom 30. April erleich-

tert, welche die Kündigung von Mietverträgen mit Juden erlaubte. In Berlin 

wurde die gesamte Operation von der Behörde Speers angeheizt, und die 

städtischen Stellen begannen mit Unterstützung der Partei, arische Vermieter 

zur Kündigung ihrer Verträge mit jüdischen Mietern zu drängen. Druck war 

allerdings, wie es in einem offiziellen Bericht heisst, nötig, «da Juden ‚aus 

politischen Gründen die ruhigsten und bescheidensten Mieten seien, die die 

Hausbesitzer nicht ‚belästigen’ würden».38 Nachdem die Umquartierungen 

stattgefunden hatten, wurde deutlich, dass die Gebiete, die von Juden gesäu-

bert worden waren, genau mit denen übereinstimmten, die von Speers Be-

hörden als «judenreine Gebiete» aufgeführt worden waren.39 

Irgendwann fand das Propagandaministerium heraus, dass 1‘800 Fenster-

öffnungen, die jüdischen Bewohnern gehörten, auf den geplanten riesigen 

Boulevard, die Ost-West-Achse, hinausgehen würden. Da das gefährlich sein 

konnte, sollte Hitler gefragt werden, welche geeigneten Massnahmen zu er-

greifen wären.40 

Selbst die brutalsten Systeme machen bei denen, die sie zu Opfern auserse-

hen haben, manchmal Ausnahmen. Im nationalsozialistischen Deutschland 

bezogen sich solche Ausnahmen nie auf «Volljuden», sondern nur auf einige 
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Mischlinge, die entweder (wie Milch, Warburg und Chaoul) als ungewöhn-

lich nützlich galten oder (wie Albrecht Haushofer) besonders gute Verbin-

dungen hatten. Doch in ausserordentlich seltenen Fällen konnten Ausnah-

men auch für Mischlinge ersten Grades gelten, die so unbedeutend und so 

hartnäckig waren, dass Staats- und Parteibürokratie schliesslich nachgaben. 

Dies sollte der unwahrscheinliche Schluss der Geschichte von Karl Berthold 

sein, dem Chemnitzer Verwaltungsangestellten, dessen Kampf um seine Stel-

lung wir hier seit seinem Beginn im Jahre 1933 verfolgt haben. 

In ihrem Brief vom 23. Januar 1936 an den Reichsarbeitsminister hatte Karl 

Bertholds Ehefrau Ada nur Verzweiflung geäussert: Durch den dreijährigen 

Kampf ihres Gatten waren sie beide gesundheitlich und seelisch zerrüttet. 

Für Ada Berthold gab es jetzt nur eine einzige Hoffnung: eine Begegnung mit 

Hitler.41 Die Audienz wurde nicht gewährt, und genau um dieselbe Zeit er-

hielt Berthold von der Reichsstelle für Sippenforschung des Reichsinnenmi-

nisteriums die Anweisung, sich im Institut für Rassen- und Völkerkunde an 

der Universität Leipzig einer rassischen Untersuchung zu unterziehen.42 In-

zwischen hatte die Reichsstelle für Sippenforschung in Amsterdam den mut-

masslichen jüdischen Vater gefunden; doch der Mann bestritt, der Vater von 

Karl Berthold zu sein. Die rassische Untersuchung fiel jedoch nicht zugunsten 

des Untersuchten aus: «Eine Anzahl von Merkmalen deuten ... auf einen jü-

dischen Erzeuger hin.»43 Im November 1938 erging das Urteil: Berthold 

musste aus seiner Stellung entlassen werden. Da spielte er seine letzte Karte 

aus: eine persönliche Eingabe an den Führer. In ihr fasste Berthold ganz klar 

seine Situation zusammen: «Seit dem 1. April 1924 bin ich als Dauer-Ange-

stellter beim Versorgungsamt Chemnitz tätig, wo seit nun fast 5 Jahren ein 

Verfahren auf Dienstentlassung wegen Nichtbeibringung der arischen Ab-

stammung geschwebt hat. Seit dieser Zeit wird nun nach dem mir völlig un-

bekannten Vater (ich bin unehelich geboren) gefahndet. Eine Vaterschaft ist 

auch bei Gericht niemals anerkannt worden. Einzig und allein der Umstand, 

dass meine verstorbene Mutter einen jüdischen Namen angegeben hat, ist 

mir die Angelegenheit ohne jeden objektiven Nachweis zum Verhängnis ge-

worden. Da, wie bereits erwähnt, der Erzeuger nie festgestellt werden konn-

te, hatte man nunmehr eine Untersuchung beim Institut für Rassen- und Völ-

kerkunde in Leipzig angeordnet, der ich auch Folge geleistet habe. Hier soll 

nun festgestellt worden sein, dass sich bei mir jüdische Merkmale herausge-

stellt haben. Auf Grund des hierauf erstatteten Abstammungsbescheides 

vom 23. Mai 1938 hat der Herr Reichsarbeitsminister ... meine Entlassung 

beim Versorgungsamt Chemnitz verfügt.» 

Nach der Beschreibung der tragischen Folgen dieser Situation für ihn 

selbst und seine Familie fuhr Berthold fort: «Ich fühle mich als echter Deut- 
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scher, mit echtem deutschem Herzen, der von Juden nie etwas gesehen und 

gehört hat und diese auch nie kennen lernen will.» Er zählte die Ereignisse 

der deutschen Geschichte des 19. Jahrhunderts auf, an denen seine Vorfahren 

mütterlicherseits beteiligt gewesen waren, und ebenso alle nationalen Ver-

pflichtungen, die er und seine Mutter im Kriege erfüllt hatten. Seit März 1933 

war er Parteimitglied gewesen und hatte «dummerweise» 1936 wegen der 

laufenden Untersuchung seine Mitgliedschaft aufgegeben. Von seinen drei 

Söhnen war der jüngste im Jungvolk, der nächste war Hitlerjunge, und der 

älteste war im dritten Jahr Soldat. 

«So liegen meine Verhältnisse», fuhr Berthold fort, «die doch bestimmt als 

normal anzusehen sind und aus denen hervorgeht, dass ich in keiner Weise 

mit dem Judengesindel etwas zu tun habe.»44 

Die Eingabe Bertholds wurde von der Kanzlei des Führers an das Büro des 

Stellvertreters des Führers, Rudolf Hess, weitergeleitet. Im Februar 1939 sah 

es so aus, dass die Antwort negativ ausfallen würde. Doch am 16. August 

1939 verkündete ein Brief vom Stellvertreter des Führers an den Arbeitsmi-

nister – «Betrifft: Weiterbeschäftigung eines jüdischen Mischlings im öffent-

lichen Dienst» – das Urteil: Karl Berthold sollte seine Stellung als Angestellter 

des Versorgungsamtes Chemnitz behalten dürfen.45 

Die Geschichte Karl Bertholds in den ersten sechs Jahren des Regimes zeigt 

im kleinen, wie eine moderne Bürokratie der effiziente Lieferant von Aus-

schliessung und Verfolgung sein konnte und sich zugleich dadurch bremsen 

liess, dass ein Individuum die Schlupflöcher des Systems, die Mehrdeutigkeit 

der Verfügungen und die unendliche Vielfalt individueller Situationen aus-

nutzte. Wären Partei und Staat in den dreissiger Jahren nicht entschlossen 

gewesen, alle mit Juden zusammenhängenden Fragen bis ins kleinste Detail 

zu behandeln und insbesondere alle juristischen oder verwaltungsmässigen 

Ausnahmefälle zu lösen, dann hätte die gesamte Politik schon allein infolge 

der Komplexität der Aufgabe zum Erliegen kommen können. Das ist viel-

leicht der bezeichnendste Beweis für die erbarmungslose Hartnäckigkeit der 

antijüdischen Bemühung, eine Art von Entschlossenheit, die durch blosse bü-

rokratische Routine allein nicht zu mobilisieren gewesen wäre. 

Es ist schwierig, ein klares Bild von den Einstellungen zu gewinnen, die ge-

wöhnliche Deutsche gegenüber den zunehmend unglücklichen Juden hatten, 

die im Frühjahr 1939 unter ihnen lebten. Wie aus dem SOPADE-Bericht über 

die Reaktionen der Bevölkerung auf die Gruppe von Juden, die in jenen Wo-

chen über die Westgrenze hin- und hergeschickt wurden, hervorging, misch-

ten sich Hass und Mitgefühl, wobei die Unterschiede möglicherweise vom 

Lebensalter abhingen. Denselben gemischten Eindruck erhält man aus Me- 
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moiren wie denen von Valentin Senger, einem Juden, der die NS-Zeit in 

Frankfurt überlebte,46 oder aus den Tagebüchern Victor Klemperers. Es be-

steht kein Zweifel, dass zumindest in kleineren Städten und Dörfern einige 

Leute immer noch in jüdischen Geschäften kauften, auch wenn im Prinzip 

nach dem 1. Januar 1939 kein jüdisches Unternehmen (sofern es nicht ein Ex-

portbetrieb war oder ausländischen Juden gehörte) mehr tätig sein durfte. 

Wie anders soll man den vertraulichen Bericht erklären, den die Kreisleitung 

Bernburg am 6. Februar an die Kreisleitung in Rosenheim richtete – mit dem 

Betreff: «Kundenlisten der jüdischen Geschäfte des Kreises Bernburg»? Der 

Bericht enthielt nicht nur eine Liste von «festgestellten Judenkäufern», son-

dern gibt auch jeweils den Inhaber des Geschäftes, die Zeit des Kaufes und 

den Zahlbetrag an.47 

Am 6. Mai 1939 informierte die Gendarmeriestation Fischbach das Arbeits-

amt Augsburg über ihren Versuch, drei Männer der ortsansässigen Familie 

Levi (Manfred Israel, Sigbert Israel und Leo Israel) zur Zwangsarbeit in die 

Ziegelei Hartmann in Gebelbach zu schicken. Während sich Manfred Levi in 

Altona auf einem zionistischen Umschichtungskurs für die Auswanderung 

nach Palästina befand, waren Sigberts und Leos deutsche Arbeitgeber per-

sönlich auf der Gendarmeriestation erschienen, um die Genehmigung zu er-

bitten, die Beschäftigung ihres jüdischen Schreiners und ihres jüdischen Gärt-

ners fortsetzen zu dürfen.48 

Die Überwachung der Kirchen durch die Gestapo zeigt dieselben gemisch-

ten Einstellungen. So erklärte im Januar 1939 auf einer Versammlung der 

evanglischen Kirche in Ansbach ein gewisser Dr. med. Knorr-Köslin, im heu-

tigen Deutschland müsse der Satz «Alles Heil kommt von den Juden» aus der 

Bibel gestrichen werden; der Bericht gibt an, dass auf Knorr-Köslins Aus-

bruch hin unter den Zuhörern entrüstete Worte laut wurden; es könnte sein, 

dass der Protest rein religiöse Gründe hatte.49 Als andererseits Pastor Schilf-

farth aus Streitberg erklärte, «dass durch die Taufe auch die Juden und die 

Heiden Christen würden», entgegnete einer seiner jungen Schüler (der Be-

richt spricht von einer «kräftigen, verdienten Abfuhr»): «Herr Pfarrer, wenn 

einem Juden 6 Kübel Wasser auf den Kopf geschüttet werden, dann bleibt er 

doch noch ein Jude.»50 

In kleinen Städten vermieden einige städtische Beamte die vorgeschriebe-

nen Formen der Anrede von Juden. Als die Stadtverwaltung von Goslar An-

fang 1939 mit dem Vorsteher der örtlichen jüdischen Gemeinde über den An-

kauf des Synagogengebäudes verhandelte, richteten sie ihre Briefe an «Herrn 

Kaufmann W. Heilbrunn», ohne Verwendung des obligatorischen «Israel».51 

Und doch ... In einer Tagebucheintragung vom Dezember 1938 erzählt Vic- 
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tor Klemperer von einem Polizisten, der ihm in der Vergangenheit freund-

lich, ja ermutigend begegnet war. Als er ihn in diesem Monat in der Stadtver-

waltung der kleinen Stadt, in der die Klemperers ein Landhaus hatten, traf, 

ging derselbe Polizist «starr in die Luft blickend möglichst fremd an mir vor-

bei. Der Mann repräsentiert», so Klemperers Kommentar, «in seinem Verhal-

ten wahrscheinlich 79 Millionen Deutsche.»52 

Im Rückblick auf die ersten sechs Jahre des Regimes lässt sich mit einiger 

Gewissheit soviel sagen: Die deutsche Gesellschaft als ganze lehnte die anti-

jüdischen Initiativen des Regimes nicht ab. Die Identifizierung Hitlers mit 

der antijüdischen Kampagne in Verbindung mit dem Bewusstsein der Bevöl-

kerung, dass die Nationalsozialisten entschlossen waren, in diesem Punkt 

energisch vorzugehen, mag die Trägheit oder vielleicht die passive Kompli-

zenschaft der überwiegenden Mehrheit in einer Angelegenheit verstärkt ha-

ben, die von den meisten ohnehin im Vergleich zu ihren Hauptinteressen als 

nebensächlich betrachtet wurde. Wir sahen, dass wirtschaftliche und reli-

giöse Interessen ein gewisses Mass an Dissens auslösten, hauptsächlich unter 

der Bauernschaft und bei Katholiken und Mitgliedern der Bekennenden Kir-

che. Ein derartiger Dissens führte jedoch mit Ausnahme einiger Einzelfälle 

nicht dazu, dass die jeweilige Politik offen in Frage gestellt wurde. Doch in 

den dreissiger Jahren verlangte die deutsche Bevölkerung, deren grosse 

Mehrheit in der einen oder anderen Form den traditionellen Antisemitismus 

vertrat, keine antijüdischen Massnahmen, und sie rief auch nicht nach ihrer 

extremsten Verwirklichung. Unter den meisten «gewöhnlichen Deutschen» 

gab es Einverständnis mit der Absonderung der Juden und ihrer Entlassung 

aus dem öffentlichen Dienst; es gab individuelle Initiativen, um aus ihrer Ent-

eignung Nutzen zu ziehen; und es gab ein gewisses Mass an Schadenfreude 

beim Mitansehen ihrer Erniedrigung. Doch ausserhalb der Reihen der Partei 

gab es keine massive Agitation in der Bevölkerung, die darauf gerichtet war, 

sie aus Deutschland zu vertreiben oder Gewalttätigkeiten gegen sie zu ent-

fesseln. Die Mehrheit der Deutschen akzeptierte einfach die vom Regime un-

ternommenen Schritte und sah – wie der Polizist Klemperers – weg.53 

Aus den Reihen der Partei ergoss sich der Hass in immer brutalerer und 

offenerer Weise. Manchmal weiss man, ebenso wie bei anonymen Denunzi-

anten, nicht, ob er seinen Ursprung in der Partei oder unter nicht zu ihr ge-

hörigen Bürgern hatte. Jedenfalls nahmen die Denunziationen kurz vor dem 

Kriege derartige Ausmasse an, dass Frick auf Befehl von Göring eingreifen 

musste und am 10. Januar 1939 einen Brief an eine ganze Reihe von Dienst-

stellen in Verwaltung und Polizei richtete. 

Das Thema des als «Vertraulich!» gekennzeichneten Briefes von Frick lau-

tete kurz und bündig «Judenfrage und Denunziantentum». In dem Schreiben 
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wurde ausgeführt, dass anlässlich einer Besprechung mit Göring über die 

Notwendigkeit der Ausschaltung der Juden aus der deutschen Wirtschaft 

und des Einsatzes ihres Vermögens für die Zwecke des Vierjahresplans der 

Generalfeldmarschall davon gesprochen habe, «wie in letzter Zeit beobachtet 

worden sei, dass deutsche Volksgenossen um deswillen denunziert wurden, 

weil sie früher einmal in jüdischen Geschäften gekauft, bei Juden gewohnt 

oder sonst mit Juden in geschäftlicher Beziehung gestanden haben». Göring 

sah dies als einen sehr unerfreulichen Missstand an, der seiner Ansicht nach 

die Verwirklichung des Vierjahresplans beeinträchtigen konnte: «Der Herr 

Generalfeldmarschall wünscht daher, dass diesem Unwesen nach Kräften 

Einhalt getan wird.»54 

Fricks Anordnung drang wahrscheinlich nicht bis zur Parteigenossin Sa-

gel in Frankfurt. Am 14. Januar 1939 beschwerte sich ein Lebensmittelhändler 

namens Karl Schué bei seinem Ortsgruppenleiter, die Parteigenossin Sagel 

habe ihn wegen des Verkaufs von Butter an einen Juden (den einzigen, 

schrieb Schué, «der noch bei mir seine Butteranmeldung laufen hat») zur 

Rede gestellt und ihm mitgeteilt, dass er deswegen bei der Ortsgruppe ange-

zeigt worden sei. Schué nahm den Fall zum Anlass, die Geschichte seiner 

wirtschaftlichen Schwierigkeiten als kleiner Geschäftsmann auszubreiten, 

und kam dann auf die Parteigenossin Sagel zurück: «Vielleicht klären Sie 

auch die Pgn. Sagel auf, dass ich kein Uniformträger bin, da sie mir erklärte, 

dass ich meine Uniform ausziehen soll. Es ist wirklich traurig», schloss er, 

«dass heute noch in Gross-Deutschland derartige Zwischenfälle auftreten, 

anstatt einem kämpfenden Geschäftsmann auf die Beine zu helfen und seiner 

Familie ernste Aufregungen zu ersparen.»55 

Es könnte sein, dass Denunziationen nur dann verboten waren, wenn sie 

Ereignisse der fernen Vergangenheit betrafen. Vorfälle jüngeren Datums wa-

ren etwas anderes. Am Sonntag, dem 25. Juni 1939, berichtete Fridolin Billian, 

Zellenleiter und Lehrer aus Theilheim, Landkreis Schweinfurt, Regierungs-

bezirk Mainfranken, auf der Gendarmeriestation Theilheim, der sechzehn-

jährige Jude Erich Israel Oberdörfer, Sohn eines Pferdehändlers, habe an 

Gunda Rottenberger, der zehn Jahre alten Tochter eines Arbeiters, unzüchti-

ge Handlungen vorgenommen. Die Geschichte hatte er von Gundas Mutter 

erfahren, angeblich deshalb, weil Gunda zugegeben hatte, dass Erich Ober-

dörfer sie in den Stall gelockt und ihr erklärt habe, sie bekäme fünf Pfennig, 

wenn sie ihre Unterhose ausziehen würde. Oberdörfer bestritt den Vorwurf; 

Gunda selbst sagte, er habe das Angebot gemacht, es sei aber nichts gesche-

hen, als sie sich weigerte; sie hätten im Stall nur Kirschen gegessen, und zur 

Erklärung ihres langen Ausbleibens hätten sie beschlossen, Gundas Mutter 

zu sagen, dass sie die Hühner gezählt hätten.56 
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Nachdem sich die Theilheimer Polizei ausserstande sah, von Gunda Rot-
tenberger selbst eine Bestätigung für ein Sexualdelikt zu erhalten, übernahm 
die Gestapo den Fall und präsentierte eine gewisse Maria Ums, die bereitwil-
lig zugab, dass der mit ihr gleichaltrige Erich vor einigen Jahren (sie konnte 
sich nicht erinnern, vor wie vielen) ihre Genitalien berührt und sogar sein 
Glied in ihr «Geschlechtsteil hineingesteckt» habe. Dann meldete sich ein ge-
wisser Josef Schäfner. Er erinnerte sich, dass Erichs Vater, Siegfried Oberdör-
fer, ihm erzählt habe, er habe im Kriege einem Leutnant sein Seitengewehr 
auf den Kopf geschlagen (weil der Leutnant ihn als «grätzigen Juden» be-
zeichnet hatte), und der Leutnant sei danach gestorben. Siegfried Oberdörfer 
stritt alles ab; seinen Aussagen zufolge war dies eine Geschichte, die Schäfner 
erfunden hatte und in den Wirtshäusern der Gegend verbreitete, wenn er be-
trunken war.57 

1940 waren die Untersuchungen im Falle des jungen Erich Oberdörfer be-
endet: Er wurde zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. 1941, nach seiner Entlas-
sung aus dem Gefängnis Schweinfurt, wurde er als Rassenschänder nach Bu-
chenwald geschickt.58 Seine Akte wurde geschlossen, und vermutlich ging 
auch sein kurzes Leben zu Ende. 

Im April 1939 erzielte das Ministerium für kirchliche Angelegenheiten eine 

Übereinkunft mit der Evangelischen Kirchenführerkonferenz über die weite-

ren Beziehungen zwischen den protestantischen Kirchen und dem Staat. Die 

Vereinbarung war stark von der Ideologie der Deutschen Christen beein-

flusst, wurde aber dennoch von einer Mehrheit der deutschen Pastoren nicht 

abgelehnt, zumindest nicht formell; die Godesberger Erklärung, die im sel-

ben Monat abgegeben wurde, gab dieser neuen Aussage ihr volles Gewicht. 

«Wie ist das Verhältnis von Judentum und Christentum?» fragte sie. «Ist 

das Christentum aus dem Judentum hervorgegangen und also seine Weiter-

führung und Vollendung, oder steht das Christentum im Gegensatz zum Ju-

dentum? Auf diese Frage antworten wir: Der christliche Glaube ist der un-

überbrückbare religiöse Gegensatz zum Judentum.»59 

Einige Wochen später trafen sich die Unterzeichner der Godesberger Er-

klärung auf der Wartburg bei Eisenach – an einer Stätte, die dem Andenken 

an Luther geweiht ist und durch ihre Verbindung zu den deutschen Bur-

schenschaften Bedeutung hat –, um das Institut zur Erforschung und Beseiti-

gung des jüdischen Einflusses auf das deutsche kirchliche Leben zu eröffnen. 

Dazu schreibt ein Historiker der deutschen Kirchen: «Eine überraschend 

grosse Zahl von Akademikern stellte sich dem Institut zur Verfügung, wel-

ches zahlreiche dicke Bände mit Tagungsberichten herausbrachte und eine 

revidierte Version des Neuen Testaments erstellte (die Anfang 1941 in einer  
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Auflage von 200‘000 Stück erschien). Darin waren Begriffe wie Jehova, Israel, 

Zion und Jerusalem, die man als jüdisch ansah, getilgt.»60 

Die Säuberung des Christentums von seinen jüdischen Elementen war al-

lerdings eine Sisyphusarbeit. Gerade um die Zeit der Godesberger Erklärung, 

als das Eisenacher Institut gegründet wurde, richtete das Hauptschulungs-

amt der Partei eine dringende Anfrage an den SD: Konnte es sein, dass 

Philipp Melanchthon, möglicherweise die wichtigste deutsche Gestalt der 

Reformation nach Martin Luther selbst, nichtarischer Abstammung war? Das 

Hauptschulungsamt hatte diese unwillkommene Information in einem 

neuen Buch eines gewissen Hans Wolfgang Mager entdeckt, in dem der Au-

tor auf S. 16 behauptete: «Der nächste Mitarbeiter und Vertraute Martin Lu-

thers, Philipp Melanchthon, war ein Jude!» Der SD antwortete, er könne sol-

che Nachforschungen nicht tätigen; wahrscheinlich wäre die Reichsstelle für 

Sippenforschung die richtige Adresse.61 

Ob der Fall Melanchthon noch näher untersucht wurde oder nicht, es sieht 

so aus, als sei der grosse Reformator nicht aus dem Schoss der Kirche ausge-

schlossen worden. Leichter war es, geringere Diener der Kirche zu entfernen, 

beispielsweise Pastoren und Gläubige jüdischer Abstammung. Am 10. Fe-

bruar 1939 verbot die Evangelische Kirche von Thüringen ihren eigenen ge-

tauften Juden den Zutritt zu ihren Gotteshäusern. Zwölf Tage später schloss 

sich ihr die Evangelische Kirche von Sachsen an; das Verbot breitete sich 

dann auf die Kirchen von Anhalt, Mecklenburg und Lübeck aus. Im Früh-

sommer wurden alle Pastoren nichtarischer Herkunft entlassen. Der Brief, 

den der Präsident des Landeskirchenamtes am 11. Juli 1939 an den Pfarrver-

walter Max Weber aus Neckarsteinach in Nassau-Hessen schickte, bediente 

sich einer Standardformel: «Der Ihnen durch Verfügung vom 10.1.1936 – Nr. 

94 I – unter dem Vorbehalt jederzeitigen Widerrufs erteilte Auftrag, die Pfar-

rei Neckarsteinach zu verwalten, wird hiermit zurückgenommen, und Sie 

werden mit Ende Juli ds. Js. aus der dortigen Stellung entlassen. Der Leiter 

der Deutschen Evangelischen Kirchenkanzlei hat unter dem 13. Mai 1939 – 

K. K. 420/39 – angeordnet, dass die Bestimmungen des Deutschen Beamten-

gesetzes vom 26. Januar 1937 [durch die alle Mischlinge aus dem Staatsdienst 

ausgeschlossen wurden] schon jetzt auf dem Verwaltungswege für die Geist-

lichen und Kirchenbeamten angewandt werden. Nach den Bestimmungen 

des Deutschen Beamtengesetzes kann aber nur Beamter werden, wer deut-

schen oder artverwandten Blutes ist (siehe § 25). Da Sie als Mischling zweiten 

Grades (ein volljüdischer Grosselternteil) nicht deutschen oder artverwand-

ten Blutes sind und daher bei sinngemässer Anwendung der Bestimmung im 

Deutschen Beamtengesetz kein Geistlicher werden bzw. bleiben können, 

musste Ihre Entlassung ausgesprochen werden.»62 
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Das Eisenacher Institut beschäftigte sich mit Juden und mit Spuren des Ju-

dentums im Christentum; das Projekt der Gründung eines Instituts zur Er-

forschung jüdischer Fragen in Frankfurt dagegen richtete sich auf die umfas-

sende Aufgabe, alles, was mit Juden zu tun hatte, einer wissenschaftlichen 

Prüfung aus nationalsozialistischer Sicht zu unterziehen. Die Existenz einer 

grossen Forschungsbibliothek mit Literatur über jüdische Fragen an der Uni-

versität Frankfurt sowie die Entzweiung zwischen Walter Frank und Wil-

helm Grau – die dazu führte, dass Grau aus seiner Stellung als Direktor der 

jüdischen Abteilung des Instituts für Geschichte des neuen Deutschland ent-

lassen wurde – ermöglichte es dem Bürgermeister von Frankfurt, Fritz Krebs, 

im Herbst 1938 den Vorschlag zu machen, das neue Institut möge mit Grau 

als Direktor errichtet werden.63 Der Unterrichtsminister und Hess billigten 

das Vorhaben, und es wurde mit Vorbereitungen begonnen: Zwei Jahre spä-

ter, 1941, sollte die feierliche Eröffnung stattfinden. 

Bei diesen Bemühungen um die Identifizierung von Nichtariern in den 

verschiedenen kulturellen Bereichen – und bei den auf sie folgenden Säube-

rungen – war Goebbels ebenfalls aktiv. Seit 1936 erstellte und veröffentlichte 

das Propagandaministerium Listen von jüdischen, gemischten und mit Ju-

den in Beziehung stehenden Persönlichkeiten, die kulturelle Tätigkeiten aus-

übten,64 und verbot ihnen die Mitgliedschaft in nichtjüdischen Organisatio-

nen sowie die Ausstellung, Veröffentlichung und Aufführung ihrer Werke. 

Doch Goebbels hatte offensichtlich das Gefühl, dass er noch keine totale Kon-

trolle erreicht hatte. So schikanierte der Propagandaminister 1938 und in den 

ersten Monaten des Jahres 1939 die Leiter der verschiedenen Reichskam-

mern, um auf den neuesten Stand gebrachte und vollständige Listen von Ju-

den zu erhalten, denen die Ausübung ihres Berufes untersagt worden war.65 

Eine Liste nach der anderen wurde dem Propagandaministerium übersandt, 

begleitet von dem Eingeständnis, dass sie immer noch nicht komplett war. 

(Eine Probe einer derartigen Liste, die am 25. Februar von der Reichsmusik-

kammer an den Propagandaminister geschickt wurde: Ziegler, Nora, Kla-

vierlehrerin; Ziffer, Margarete, Privatmusiklehrerin; Zimbler, Ferdinand, Ka-

pellmeister; Zimmermann, Artur, Pianist; Zimmermann, Heinrich, Klarinet-

tist; Zinkower, Alfons, Pianist; Zippert, Helene, Musiklehrerin; ... Zwillen-

berg, Wilhelm, Chordirigent.)66 

Die Rosenberg-Akten enthalten ähnliche Listen. Ein Dokument enthält 

Teil 6 einer Liste jüdischer Autoren – derjenigen, deren Namen mit den Buch-

staben S bis V beginnen, darunter drei Sacher-Masochs und sechs Salingers, 

gefolgt von Salingré und Salkind, und endend mit Malea Vyne, die dem Be-

arbeiter zufolge mit Malwine Mauthner identisch war.67 
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Im Herbst 1938, als der Tannenhof, eine Anstalt für Geisteskranke (die dem 

evangelischen Kaiserswerther Verband gehörte), über seine neue Satzung be-

riet, beschloss der Vorstand, diese müsse der «veränderten Einstellung des 

deutschen Volkes zur Rassenfrage dadurch Rechnung tragen, dass sie die 

Aufnahme von Patienten jüdischer Abstammung ausschliesst. ... Die An-

staltsleitung wird angewiesen, von jetzt ab keine Patienten jüdischer Abstam-

mung aufzunehmen und ... mit dem Ziel, dass die Anstalt baldmöglichst von 

solchen Patienten frei wird, ist ... Privatpatienten zum nächstmöglichen Ter-

min zu kündigen und bei Normalkranken [jüdischer Abstammung] der Lan-

deshauptmann um Überführung der Kranken in eine andere Anstalt zu bit-

ten.»68 

Andere evangelische Institutionen hatten bereits einige Monate früher da-

mit begonnen, eine derartige Selektion zu praktizieren. So schrieb am 7. März 

1938 Dr. Oscar Epha, der Direktor des Landesvereins für Innere Mission in 

Schleswig-Holstein, an Pastor Lensch in Alsterdorf: «Ich habe der Hambur-

ger Fürsorgebehörde mitgeteilt, dass wir keine neuen jüdischen Patienten 

aufnehmen können, und gebeten, die 4 jüdischen Patienten, die wir noch von 

Hamburg haben, umzutauschen.»69 Die Initiative der Inneren Mission ging 

somit dem Runderlass des Innenministeriums vom 22. Juni 1938 voraus, wo-

nach «die Unterbringung von Juden in Krankenanstalten ... so auszuführen 

[ist], dass die Gefahr von Rassenschande vermieden wird. Juden sind in be-

sonderen Zimmern unterzubringen.»70 Wie diese Verordnung durchgeführt 

werden sollte, war nicht immer klar: «Wir bitten um gefl. Mitteilung», schrieb 

die Verwaltung des Städtischen Krankenhauses Offenburg am 29. Dezember 

1938 an die Krankenhausverwaltung in Singen, «ob dort Juden aufgenom-

men und bejahendenfalls, ob dieselben mit arischen Kranken zusammenge-

legt oder ob besondere Zimmer für dieselben bereitgehalten werden.» Die 

Kollegen aus Singen antworteten prompt: «Da in hiesiger Gegend kein jüdi-

sches Krankenhaus vorhanden ist und wir bis heute noch keine diesbez. An-

weisung der zuständigen Dienststelle erhielten, können wir die Aufnahme 

von Notfällen jüd. Patienten nicht verweigern. Allerdings werden diese jüd. 

Patienten, da es sich nur um wenige handelt, gesondert untergebracht.»71 In 

der Hamburger Gegend dagegen waren die Anweisungen vom Gesundheits-

amt unzweideutig: «Wegen der Gefahr einer Rasseschändung ist der Unter-

bringung der Juden in den Krankenanstalten besondere Aufmerksamkeit zu 

widmen. Sie müssen von Kranken deutschen oder artverwandten Blutes 

räumlich getrennt untergebracht werden. Soweit Juden, die nicht bettlägerig 

krank sind, in Kranken- usw. Anstalten verbleiben müssen, muss ihre Unter-

bringung und die Regelung ihrer Bewegung im Hause und im Anstaltsgelän- 
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de die Gefahr einer Rasseschändung mit Sicherheit ausschliessen. ... Ich ersu-
che daher, dieser Gefahr unter allen Umständen vorzubeugen.»72 

Tote Juden bereiteten nicht weniger Kopfzerbrechen als kranke. Am 17. 
März 1939 schrieb die sächsische Dienststelle des Deutschen Gemeindetages 
an die Zentrale in Berlin, da die Juden ihren eigenen Friedhof in der Nähe 
hätten, habe der Bürgermeister von Plauen die Absicht, die Beerdigung oder 
Verbrennung von rassischen Juden auf dem städtischen Friedhof zu untersa-
gen.73 Der Briefschreiber wollte sich die Rechtmässigkeit dieser Entscheidung 
zusichern lassen, die sich offensichtlich gegen konvertierte Juden oder solche, 
die einfach ihre religiöse Gemeinschaft verlassen hatten, richtete. In seiner 
Antwort zwei Monate später schrieb Bernhard Lösener, «dass ... die Bestat-
tung von Juden verweigert werden kann, wenn im Gemeindegebiet oder im 
Bezirk der unteren Verwaltungsbehörde, dem die Gemeinde angehört, ein 
jüdischer Friedhof vorhanden ist. Der Begriff ‚Jude’ ist in den Nürnberger 
Gesetzen festgelegt. Danach fallen auch getaufte Juden darunter.... [Es] darf 
der Eigentümer des jüdischen Friedhofs die Bestattung eines getauften Juden 
nicht verweigern.» Lösener teilte dem Gemeindetag auch mit, dass ein Fried-
hofsgesetz in Vorbereitung sei. Ob der Zugang zu einem städtischen Friedhof 
Juden, welche dort bereits Gräber erworben hatten oder Gräber ihrer verstor-
benen Angehörigen pflegen wollten, verweigert werden konnte, war nach 
Auskunft Löseners eine Frage, die noch erwogen wurde.74 

V 

Die Polenkrise hatte sich im Frühjahr und Sommer 1939 entwickelt. Diesmal 

stiessen jedoch die deutschen Forderungen auf eine unnachgiebige polnische 

Haltung und – nach der Besetzung von Böhmen und Mähren – auf neue bri-

tische Entschlossenheit. Am 17. März gelobte Chamberlain in Birmingham 

öffentlich, seine Regierung werde keine weiteren deutschen Eroberungen zu-

lassen. Am 31. März garantierte Grossbritannien die Grenzen Polens wie 

auch die einer Reihe anderer europäischer Länder. Am 11. April gab Hitler 

der Wehrmacht den Befehl, sich für die «Operation Weiss», so der Deckname 

für den Angriff auf Polen, bereitzuhalten. 

Am 22. Mai unterzeichneten Deutschland und Italien ein Verteidigungs-

abkommen, den Stahlpakt. Zu gleicher Zeit unternahm Hitler, während 

Grossbritannien und Frankreich zögernde und unverbindliche Gespräche 

mit der Sowjetunion führten, einen erstaunlichen politischen Schritt und er-

öffnete eigene Verhandlungen mit Stalin. Seine Bereitschaft zu einem Handel 
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mit dem nationalsozialistischen Deutschland hatte der sowjetische Diktator 
vorsichtig in einer Rede Anfang März zu erkennen gegeben und ausserdem 
durch einen symbolischen Akt: Am 2. Mai entliess er Aussenminister Maxim 
Litwinow und ersetzte ihn durch Wjatscheslaw Molotow Litwinow war der 
Apostel der kollektiven Sicherheit, d.h. einer gemeinsamen Front gegen den 
Nationalsozialismus, gewesen. Ausserdem war er Jude. 

Am 23. August wurde der deutsch-sowjetische Nichtangriffspakt unter-
zeichnet; ein begleitendes Geheimprotokoll teilte einen grossen Teil Osteuro-
pas in Gebiete auf, die im Kriegsfall schliesslich von den beiden Ländern be-
setzt und kontrolliert werden sollten. Hitler war jetzt davon überzeugt, dass 
Grossbritannien und Frankreich infolge dieses Coups von jeder militärischen 
Intervention abgeschreckt werden würden. Am 1. September begann der 
deutsche Angriff auf Polen. Nach einigem Zögern beschlossen die beiden De-
mokratien, ihrem Verbündeten beizustehen, und am 3. September befanden 
sich Frankreich und Grossbritannien im Krieg mit Deutschland: Der Zweite 
Weltkrieg hatte begonnen. 

In der Zwischenzeit spielten sich in Hitlers Reich andere Vorgänge ab. Bald 

nachdem in Leipzig das behinderte Knauer-Baby zu Tode gebracht worden 

war, wies Hitler seinen Leibarzt Karl Brandt (der die Euthanasie ausgeführt 

hatte) und den Chef seiner privaten Kanzlei, Philipp Bouhler, an, sich um die 

Identifizierung von Säuglingen zu kümmern, die mit einer Vielzahl körperli-

cher und geistiger Defekte geboren waren. Diese Vorbereitungen wurden un-

ter strengster Geheimhaltung im Frühjahr 1939 unternommen. Am 18. Au-

gust wurden Ärzte und Hebammen angewiesen, sämtliche Kinder zu mel-

den, die mit den Defekten geboren wurden, welche von einem Komitee dreier 

medizinischer Experten aus dem Reichsausschuss für Erbgesundheitsfragen 

zusammengestellt worden waren. Diese Kinder sollten sterben.75 

Um die gleiche Zeit wurde noch eine weitere Initiative ergriffen; es war 

eine, über die, wie wir sahen, die kirchlichen Stellen zunächst vorsichtiges 

Stillschweigen bewahrten. Irgendwann vor Juli 1939 gab Hitler im Beisein 

von Bormann und Lammers Staatssekretär Leonardo Conti den Auftrag, mit 

Vorbereitungen für Erwachseneneuthanasie zu beginnen. Brandt und Bouh-

ler gelang es schnell, Conti loszuwerden, und mit Hitlers Zustimmung über-

nahmen sie das gesamte Tötungsprogramm. Sowohl der Massenmord an be-

hinderten Kindern als auch der an geisteskranken Erwachsenen war von Hit-

ler beschlossen worden, und beide Operationen wurden unter der Adresse 

der Kanzlei des Führers geleitet.76 

Nichts von diesen Dingen konnte bisher irgendwelche Auswirkungen auf 

die Begeisterung gehabt haben, die Hitler aus der Bevölkerung entgegen-

schlug, oder auf das inbrünstige Einverständnis der Öffentlichkeit mit vielen 
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Zielen des Regimes. An Hitlers Machtergreifung erinnerte sich eine Mehrheit 

der Deutschen als den Beginn einer Phase «guter Zeiten». Die Chronologie 

von Verfolgung, Absonderung, Auswanderung und Vertreibung, die Kette 

von Demütigungen und Gewalttaten, von Verlust und Beraubung, welche 

die Erinnerungen der Juden in Deutschland von 1933 bis 1939 prägten, war 

nicht das, was sich ins Bewusstsein und ins Gedächtnis der deutschen Gesell-

schaft als ganzer einprägte. Der Historiker Norbert Frei schreibt: «Wie in ei-

nem ‚Taumel’ – so das oft in dem Zusammenhang gebrauchte Wort – erlebten 

die Menschen den rasanten wirtschaftlichen und aussenpolitischen ‚Wieder-

aufstieg’ Deutschlands. Erstaunlich schnell identifizierten sich viele mit dem 

sozialen ‚Aufbauwillen’ einer ‚Volksgemeinschaft’, die sich alles Nachdenk-

lich-Kritische vom Leibe hielt. ... Man liess sich betören von der Ästhetik der 

Reichsparteitage in Nürnberg und bejubelte die Triumphe deutscher Sportler 

bei den Olympischen Spielen in Berlin. Hitlers aussenpolitische Erfolge lösten 

Begeisterungsstürme aus.... In der knappen Zeit, die zwischen Beruf und der 

Inanspruchnahme im wachsenden Dschungel der NS-Organisationen ver-

blieb, genoss man den bescheidenen Wohlstand und privates Glück.»77 

In dieser Atmosphäre nationaler Hochstimmung und persönlicher Befrie-

digung feierten am 20. April 1939, etwa vier Monate vor dem Krieg, 80 Mil-

lionen Deutsche Hitlers fünfzigsten Geburtstag. In den darauffolgenden Wo-

chen zeigten Hunderte von Kinos begierigen Zuschauern das Gepränge und 

den Glanz dieses Ereignisses. Die Wochenschau Nr. 451 war ein riesiger Er-

folg. Knappe Kommentare leiteten die einzelnen Szenenfolgen ein: «Vorbe-

reitungen zum fünfzigsten Geburtstag des Führers / Dem Schöpfer des 

Grossdeutschen Reiches gelten Dank und Glückwunsch der ganzen Nation / 

Unaufhörlich werden aus allen Gauen des Reiches und aus allen Schichten 

des Volkes Geschenke für den Führer in die Reichskanzlei gebracht / Aus 

aller Welt treffen Gäste in Berlin ein / Am Vorabend des Geburtstages 

übergibt der Generalbauinspekteur der Reichshauptstadt Albert Speer dem 

Führer die fertiggestellte Ost-West-Achse / Vom Grossen Stern grüsst die 

neuerstandene Siegessäule / Das Ständchen der Leibstandarte eröffnet am 

Geburtstagmorgen den Reigen der Gratulanten / Der slowakische Minister-

präsident Dr. Josef Tiso, der Staatspräsident des Reichsprotektorats von Böh-

men und Mähren, Emil Hacha, und Reichsprotektor Freiherr von Neurath .. 

/ Die Truppen formieren sich zur Parade / Es beginnt die grösste Heerschau 

des Dritten Reiches / Viereinhalb Stunden lang ziehen die Formationen aller 

Waffengattungen an ihrem obersten Befehlshaber vorüber ...!»78 

Anfang des Jahres nahm der Kulturbund seine Aktivitäten – die nach dem 

Pogrom vom November 1938 für kurze Zeit unterbrochen worden waren – 
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auf Befehl von oben wieder auf, und im April inszenierte er in seinem Berli-

ner Theater das Stück Menschen auf See, ein Drama des englischen Autors J.B. 

Priestley. Ein amerikanischer Korrespondent, Louis P. Lochner von Asso-

ciated Press, berichtete über die Premiere vom 13. April: «Da ... der britische 

Dramatiker auf alle Ansprüche auf Tantiemen von deutschen Juden verzich-

tet hat, konnte der jüdische Kulturbund heute Abend eine wunderschöne 

deutschsprachige Premiere von Menschen auf See präsentieren. Die Überset-

zung stammte von Leo Hirsch, das Bühnenbild hatte Fritz Wisten entworfen. 

Fast 500 aufmerksame, kunstliebende Juden wohnten der Vorstellung bei 

und spendeten reichlichen Beifall. Alle anderen überragend in der Tiefe ihres 

emotionalen Spiels war Jenny Bernstein als Diana Lissmore. Mit seiner Inter-

pretation der Rolle von Professor Pawlet erntete auch Alfred Berliner, der so 

geschminkt war, dass er grosse Ähnlichkeit mit Albert Einstein hatte, erheb-

lichen Beifall. Wehmütig nickte das Publikum, als sich Fritz Grünne als Carlo 

Velburg immer wieder darüber beklagte, dass er keinen Pass habe. Für die 

kommenden Wochen sind 39 Aufführungen des Priestley-Stücks geplant.»79 

Das Stück erzählt von den Schrecknissen und Hoffnungen von zwölf Men-

schen auf einem Schiff in der Karibik, das durch Feuer die Manövrierfähig-

keit verloren hat, den Wellen preisgegeben ist und zu sinken droht. Die Per-

sonen, die auf der Bühne auftreten, werden zum Schluss gerettet. Die meisten 

Juden, die an jenem Abend im Theater in der Kommandantenstrasse sassen, 

wurden vernichtet. 
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Steven E. Aschheim, Culture and Catastrophe: German and Jewish Confrontations with 
National Socialism and Other Crises, New York 1996. Zu dieser ebenso wie zu anderen 
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gungen zur Historisierung des Nationalsozialismus», in: Dan Diner (Hrsg.), Ist der 

Nationalsozialismus Geschichte? Zu Historisierung und Historikerstreit, Frankfurt a.M. 

1987; Martin Broszat und Saul Friedländer, «Dokumentation: Ein Briefwechsel zwi-
schen Martin Broszat und Saul Friedländer um die Historisierung des Nationalsozia-

lismus», in: VfZ 56 (1988). 

4  Zur Bedeutung dieses umfassenderen Kontextes siehe Omer Bartov, Murder in Our 
Midst: The Holocaust, Industrial Killing, and Representation, New York 1996. Zur Aus-
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1996. 
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the Unthinkable», in: From Weimar to Auschwitz, Princeton, N.J. 1991. Zu den Ko-
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insbesondere Joseph P. Stern, Hitler: Der Führer und das Volk, München 1978, und 

Ian Kershaw, Hitlers Macht: Das Profil der NS-Herrschaft, München 1992. 

8  Diese Auffassung vertritt Michael Wildt, Die Judenpolitik des SD 1935 bis 1938, Mün-
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9  Verwiesen wird hier auf die entgegengesetzten Thesen von Christopher R. Brown-

ing, Ganz normale Männer: Das Reserve-Polizeibataillon 101 und die «Endlösung» in 
Polen, Reinbek 1993, und von Goldhagen, Hitlers willige Vollstrecker. Diese Proble-
matik werde ich ausführlich im zweiten Band diskutieren. Die Auswirkung der NS-
Ideologie auf verschiedene Wehrmachtseinheiten und ihr Verhältnis zur extremen 
Barbarisierung der Kriegführung an der Ostfront muss in diesem Zusammenhang 
ebenfalls berücksichtigt werden. Siehe zu dieser Frage vor allem Omer Bartov, Hit-
lers Wehrmacht: Soldaten, Fanatismus und die Brutalisierung des Krieges, Reinbek 

1995. 

10 Siehe Martin Broszat, «A Plea», in: Baldwin, Reworking the Past. 
11  Diese Frage wird gründlich erörtert in Dominick LaCapra, Representing the Holo-

caust: History, Theory, Trauma, Ithaca, N.Y. 1994. 
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verbleiben. Das neue Verlagshaus Bermann Fischer – und mit ihm einige der angese-
hensten Namen der zeitgenössischen deutschen Literatur (Mann, Döblin, Hofmanns-
thal, Wassermann, Schnitzler) – war bereit, seine Tätigkeit in Zürich aufzunehmen. 
Dies war jedoch auf Seiten von Bermann eine schwere Fehleinschätzung der Schwei-
zer Gastfreundschaft. Die bedeutendsten Schweizer Verleger widersetzten sich die-

sem Schritt, und Eduard Korrodi, der Literaturredakteur der Neuen Zürcher Zeitung, 
nahm kein Blatt vor den Mund: Die einzige deutsche Literatur, die emigriert war, 
schrieb er im Januar 1936, war jüdisch («die Schmierenschreiber der Romanindu-
strie»). Bermann Fischer zog nach Wien. Diesmal reagierte Thomas Mann. Sein offe-
ner Brief an die Zeitung war seine erste gewichtige öffentliche Stellungnahme seit 
Januar 1933. Mann machte Korrodi auf das Naheliegende aufmerksam: Unter den 
deutschen Schriftstellern im Exil waren sowohl Juden als auch Nichtjuden zu finden. 
Und was diejenigen anging, die in Deutschland blieben: «Man ist nicht deutsch, indem 
man völkisch ist. Der deutsche Judenhass aber, oder derjenige der deutschen Macht-
haber, gilt, geistig gesehen, gar nicht den Juden oder nicht ihnen allein: er gilt Europa 
oder jedem höheren Deutschtum selbst; er gilt, wie sich immer deutlicher erweist, den 
christlich-antiken Fundamenten der abendländischen Gesittung: er ist der ... Versuch 
einer Abschüttelung zivilisatorischer Bindungen, der eine furchtbare, eine unheil-
schwangere Entfremdung zwischen dem Lande Goethes und der übrigen Welt zu be-

wirken droht» (Mann, Briefe, S. 413). Innerhalb von wenigen Monaten verloren alle 

Mitglieder der Familie Mann, soweit sie ihnen nicht schon früher aberkannt worden 
war, die deutsche Staatsangehörigkeit, und am 19. Dezember 1936 teilte der Dekan 
der Philosophischen Fakultät der Universität Bonn Thomas Mann mit, sein Name sei 

«von der Liste der Ehrendoktoren gestrichen» worden (Nigel Hamilton, The Brothers 

Mann: The Lives of Heinrich and Thomas Mann, 1871-1950 and 1875-1955, London 

1978, S. 298). 

25 Frederic Spotts, Bayreuth: Eine Geschichte der Wagner Festspiele, München 1994,  

S. 191. 
26 Zitiert in Moshe Zimmermann, «Die aussichtslose Republik – Zukunftsperspektiven 

der deutschen Juden vor 1933», in: Menora: Jahrbuch für deutsch-jüdische Geschichte 
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schen Parteien zuwandten. Nach dem Verschwinden der Deutschen Demokratischen 
Partei (DDP) führten jüdische Stimmen bei den entscheidenden Wahlen von 1932 
wahrscheinlich zur Wahl von zwei sozialdemokratischen Abgeordneten und von ei-
nem Abgeordneten des katholischen Zentrums (Ernest Hamburger, Peter Pulzer, 
«Jews as Voters in the Weimar Republic», in: LBIY 30 [1985], S. 66). 

27 Kurt Jakob Ball-Kaduri, Das Leben der Juden in Deutschland im Jahre 1933: Ein Zeitbe-
richt, Frankfurt a.M. 1963, S. 34. 

28 Zitiert in Wolfgang Benz (Hrsg.), Das Exil der kleinen Leute: Alltagserfahrung deutscher 
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29 Ebd., S. 17. 
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0,77 Prozent der gesamten deutschen Bevölkerung ausmachte. Siehe Ino Arndt, Heinz 
Boberach, «Deutsches Reich», in: Wolfgang Benz (Hrsg.), Dimension des Völkermords: 
Die Zahl der jüdischen Opfer des Nationalsozialismus, München 1991, S. 23. Es ist 

durchaus denkbar, dass zwischen Januar und Juni 1933 etwa 25‘000 Juden aus 
Deutschland geflohen waren. 

31 Zu der Petition und den anderen Details siehe Akten der Reichskanzlei: Die Regierung 
Hitler, 1933-1938, T. 1, 1933-1934, hrsg. v. Karl-Heinz Minuth, Bd. 1, Boppard a. Rh. 

1983, S. 296-98, 298 Anm. 
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Jacob Katz, Vom Vorurteil bis zur Vernichtung: Der Antisemitismus 1700-1933, Mün
chen 1989, S. 322 h
Amos Funkenstein, «Anti-Jewish Propaganda: Pagan, Christian and Modern», 
in: Jerusalem Quarterly 19 (1981), S. 67.
Richard Hofstadter, The Paranoid Style in American Politics and Other Essays, Chi
cago 1979, S. 29.
Jacob Katz, Jews and Freemasons in Europe 1723 -1939, Cambridge 1970, besonders 
S. 148 ff.
Derartige Unterscheidungen haben einem Teil der historischen Arbeiten zugrun
de gelegen, die in den sechziger Jahren zum Sonderweg der deutschen Geschich
te im 19. Jahrhundert erschienen; diese Thesen sind neuerdings von politischen 
Soziologen neu formuliert und systematisiert worden. Siehe insbesondere Pierre 
Birnbaum, «Nationalismes: Comparaison France-Allemagne», in: La France aux 
Français: Histoire des haines nationalistes, Paris 1993, S. 300 ft.
Zum vergleichenden Teil der Argumentation siehe vor allem Reinhard Rürup, 
Emanzipation und Antisemitismus: Studien zur «Judenfrage» der bürgerlichen Gesell
schaft, Göttingen 1975, S. 17 t.
Einen klaren Überblick über die deutsche Modernisierung und ihre Auswirkun
gen gibt Volker R. Berghahn, Modern Germany: Society, Economy, and Politics in the 
Twentieth Century, New York 1987. Zu den völkischen Reaktionen auf diese Ent
wicklung siehe George L. Mosse, Ein Volk, ein Reich, ein Führer: Die völkischen 
Ursprünge des Nationalsozialismus, Königstein/Ts. 1979, sowie Fritz Stern, Kultur
pessimismus als politische Gefahr: Eine Analyse nationaler Ideologie in Deutschland, 
Bem, Stuttgart, Wien 1963.
Dafür, diese neue antisemitische Strömung als «revolutionären Antisemitismus» 
zu definieren, ist eingetreten Paul Lawrence Rose, Revolutionary Anti-Semitism in 
Germany from Kant to Wagner, Princeton, N. J. 1990. Siehe insbesondere Roses 
Argumentation zu Wagner, S. 358ff., sowie ders., Wagner: Race and Revolution, 
New Haven, Conn. 1992.
Siehe Robert W. Gutman, Richard Wagner: Der Mensch, sein Werk, seine Zeit, Mün
chen 1970, vor allem S. 438-71; Hartmut Zelinsky, Richard Wagner: Ein deutsches 
Thema 1876-1976, Wien 3198 3; Rose, Wagner, vor allem S. 135-70.
Richard Wagner, «Das Judentum in der Musik», in: R. W, Gesammelte Schriften 
und Dichtungen, Bd. 5, Leipzig 41907, S. 85.
Cosima Wagner, Die Tagebücher, Bd. 4 [1881-83], München 1982, S. 734.
Gustav Mahler bemerkte, in Mimes Musik seien körperliche Merkmale par
odiert, die angeblich jüdisch seien. Zu einer Untersuchung der antijüdischen 
Symbolik in Wagners musikalischem Werk siehe Marc A. Weiner, Richard Wagner 
and the Anti-Semitic Imagination, Lincoln, Neb. i995.Zur Bemerkung Mahlers 
siehe ebd., S. 28.
Cosima Wagner, Die Tagebücher, S. 852.
Winfried Schüler, Der Bayreuther Kreis von seiner Entstehung bis zum Ausgang der 
wilhelminischen Ära, Münster 1971, S. 256.
Houston Stewart Chamberlain, Die Grundlagen des neunzehnten Jahrhunderts, 
Bd. 1, München 1912, S. 632.
Geoffrey Field, Evangelist of Race: The Germanic Vision of Houston Stewart Cham
berlain, New York 1981, S. 225.
Ebd., S. 326.
Houston Stewart Chamberlain, Briefe, München 1928, Bd. 1, S. 307; vgl. Field, 
Evangelist of Race, S. 326.
Zu Hitlers Besuch bei Chamberlain siehe ebd., S. 436.
Einige Historiker haben die Ähnlichkeiten der Reaktionen auf den Krieg in ganz 
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Europa hervorgehoben. Siehe vor allem Jay Winter, Sites of Memory, Sites of Mourn-
ing: The Great War in European Cultural History, Cambridge 1995; andere haben auf 

die Unterschiede verwiesen: das Aufkommen einer Antikriegsstimmung in Frank-
reich, das einer völkermörderischen Stimmung in Deutschland. Siehe Bartov, Murder 
in Our Midst, vor allem Kap. 2. Doch es gibt eine gewaltige Literatur, welche die 

Existenz einer apokalpytischen Nachkriegsstimmung im Prinzip einräumt. 
76  Nesta H. Webster, World Revolution: The Plot Against Civilization, London 1921,  

S. 293. 
77 Thomas Mann, Tagebücher 1918-1921, hrsg. v. Peter de Mendelssohn, Frankfurt a.M. 

1979, S. 223. 

78 Die folgenden Details stammen aus Peter Netti, Rosa Luxemburg, Bd. 2, Oxford 1966, 
S. 772 ff. 

79 Friedländer, «Political Transformations», S. 159. 
80 Von den 27 Regierungsmitgliedern der bayerischen Räterepublik waren sieben der 

einflussreichsten jüdischer Abstammung: Eugen Levine-Nissen, Towia Axelrod, 
Frida Rubiner (alias Friedjung), Ernst Toller, Erich Mühsam, Gustav Landauer, 
Arnold Wadler; siehe Hans-Helmuth Knütter, Die Juden und die deutsche Linke in der 
Weimarer Republik, 1918-1933, Düsseldorf 1971, S. 118. 

81 Reginald H. Phelps, «‚Before Hitler Came’: Thule Society and Germanenorden», in: 

Journal of Modern History 35 (1963), S. 253 f. 

82 Jacques Benoist-Méchin, Geschichte der deutschen Militärmacht, 1918-1946, Bd. 2, 

Jahre der Zwietracht, Oldenburg, Hamburg 1965, S. 212. Andere linke jüdische Poli-

tiker zogen nicht weniger negative Reaktionen auf sich. So transferierte beispiels-
weise am 8. November 1918, unmittelbar nach dem Abbruch der Beziehungen zwi-
schen Deutschland und Russland, der jüdische sowjetische Botschafter in Berlin, 
Adolf Joffe, kurz vor seiner Abreise aus Deutschland grosse Geldsummen an den 
jüdischen sozialdemokratischen und später unabhängigen Abgeordneten Oskar 
Cohn, der im Justizministerium Unterstaatssekretär geworden war. Das Geld war zur 
Unterstützung revolutionärer Propaganda und zur Beschaffung von Waffen be-
stimmt. Die Fakten wurden bald bekannt und wurden in der Presse umfassend erör-
tert. Zu den Einzelheiten dieser Transaktion und zur Debatte in der Presse siehe Knüt-

ter, Die Juden und die deutsche Linke, S. 70. Möglicherweise noch heftiger war die 

Reaktion des nationalistischen Lagers auf die Tatsache, dass ein jüdisches Mitglied 
der Nationalversammlung, Georg Gothein, zum Vorsitzenden des Untersuchungsko-
mitees über die Kriegsursachen wurde und zusammen mit Oskar Cohn und Hugo 
Sinzheimer für die Untersuchungen gegen Hindenburg und Ludendorff zuständig 
war. Siehe hierzu Friedländer, «Political Tranformations», S. 158-61, und vor allem 
Barbara Suchy, «The Verein zur Abwehr des Antisemitismus (II): From the First 

World War to Its Dissolution in 1933», in: LBIY 30 (1985), S. 78 f. 
83 Zitiert in Nathaniel Katzburg, Hungary and the Jews: Policy and Legislation 1920-1943, 

Ramat-Gan 1981, S. 35. 
84 Zu den revolutionären Ereignissen und zu den Führern der ungarischen Revolution 

siehe besonders Rudolf L. Tokés, Béla Kun and the Hungarian Soviet Republic, New 
York 1967. 

85 Zwei französische Romanciers, die Brüder Jérôme und Jean Tharaud, haben eine 
Chronik des Béla-Kun-Regimes in Ungarn verfasst. Ihre historische Phantasie er-
schien 1921 und wurde im Jahre 1924 aus der 64. französischen Auflage ins Engli-
sche übersetzt. Fast alle revolutionären Genossen Béla Kuns waren Juden. Vgl. Jé-

rôme u. Jean Tharaud, When Israel Is King, New York 1924. 

86 Isaac Deutscher, Die ungelöste Judenfrage: Zur Dialektik von Antisemitismus und Zio-
nismus, Berlin 1977. 
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87 Hamburger und Pulzer zitieren zweierlei Statistiken zum jüdischen Wahlverhal
ten in der Weimarer Republik: Einem zeitgenössischen Beobachter zufolge ent
schieden sich 1924 42 Prozent der Juden für die SPD, 40 Prozent für die DDP, 8 
für die KPD, 5 für die DVP und 2 für die Wirtschaftspartei; nach der Untersu
chung Arnold Pauckers aus dem Jahre 1972 verteilten sich die Stimmen folgen
dermaßen: 64 Prozent DDP, 28 Prozent SPD, 4 Prozent DVP, 4 Prozent KPD 
(Hamburger und Pulzer, «Jews as Voters in the Weimar Republic», S. 48). Ent
scheidend ist, daß sich in beiden Zählungen mehr als 80 Prozent der jüdischen 
Wähler für progressive Liberale oder für die gemäßigte Linke aussprachen.

88 Zur jüdischen Beteiligung am politischen Leben der deutschen Republik in ihrer 
Frühphase siehe insbesondere Werner T. Angress, «Juden im politischen Leben 
der Revolutionszeit», in: Mosse, Deutsches Judentum in Krieg und Revolution; ders., 
«Revolution und Demokratie: Jüdische Politiker in Berlin 1918/19», in: Reinhard 
Rürup (Hrsg.), Jüdische Geschichte in Berlin: Essays und Studien, Berlin 1995. Zu 
Rathenau siehe Emst Schulin, Walter Rathenau: Repräsentant, Kritiker und Opfer 
seiner Zeit, Göttingen 1979.

89 Ebd., S. 137.
90 Die Mörder Rathenaus behaupteten weiter, der jüdische Minister habe durch die 

Unterstützung der von den Alliierten verlangten Erfüllungspolitik den Unter
gang Deutschlands beabsichtigt, er habe die Bolschewisierung des Landes ange
strebt, er sei mit der Schwester des jüdisch-bolschewistischen Führers Karl Radek 
verheiratet und dergleichen mehr. Die antijüdische Motivation der Mörder Ra
thenaus ist unzweifelhaft. Ungeklärt bleibt jedoch die Frage, ob seine Mörder - 
über ihren Haß auf den Juden Rathenau hinaus - Werkzeuge in den Händen 
ultrarechter Gruppen waren, welche die Absicht verfolgten, seine Ermordung 
auszuschlachten, um das ganze republikanische System zu destabilisieren. Siehe 
zu dieser Problematik Martin Sabrow, Der Rathenaumord: Rekonstruktion einer Ver
schwörung gegen die Republik von Weimar, München 1994, vor allem S. 114 ff.

91 Zu einer detaillierten Rekonstruktion der Ursprünge und der Verbreitung der 
Protokolle siehe Norman Cohn, Die Protokolle der Weisen von Zion: Der Mythos von 
der jüdischen Weltverschwörung, Köln, Berlin 1969.

92 Das gegen Napoleon III. gerichtete Pamphlet trug den Titel «Dialogue aux enfers 
entre Montesquieu et Machiavel» und war 1864 in Brüssel von dem französi
schen Liberalen Maurice Joly verfaßt worden; der 1868 von dem Deutschen Her
mann Gödsche, alias John Ratcliff, verfaßte Roman Biarritz beschrieb die geheime 
Zusammenkunft der Oberhäupter der Stämme Israels auf einem Prager Friedhof, 
bei der sie sich zu einer Verschwörung verabredeten, welche die jüdische Welt
herrschaft zum Ziel haben sollte.

93 Siehe Cohn, Die Protokolle der Weisen von Zion, S. 177. Zu neuen Details und Nu
ancen hinsichtlich des historischen Kontextes der Protokolle siehe Richard S. Le
vys Einleitung zu Binjamin W. Segel, A Lie and a Libel: The History of the Protocols 
of the Elders of Zion, trans, and ed. Richard S. Levy, Lincoln, Neb. 1995. Die Un
tersuchung Segels war ursprünglich 1924 in Berlin erschienen und trug den Titel 
Die Protokolle der Weisen von Zion kritisch beleuchtet: Eine Erledigung.

94 The Protocols and the World Revolution including a Translation and Analysis of the 
«Protocols of the Meetings of the Zionist Men of Wisdom», Boston 1920, S. 144.

95 Ebd., S. 144-48 (die zitierte Passage steht auf S. 147f.).
96 Zitiert in Georg Franz-Willing, Die Hitler-Bewegung, Bd. 1, Der Ursprung 1919- 

1922, Hamburg 1962, S. 150.
97 Alles, was sich auf die psychische, intellektuelle und ideologische Entwicklung 

«Hitlers vor Hitler» und somit auf die Ursprünge seiner antisemitischen Obses
sion bezieht, ist vollkommen hypothetisch. Standen die Behandlungen des jüdi
schen Arztes Eduard Bloch - und insbesondere die Morphiumspritzen, die er 
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Hitlers kranker Mutter vor ihrem Tode gab - in ursächlichem Zusammenhang 
damit, daß der künftige Diktator den Juden mit tödlichem Eindringen in den 
mütterlichen Körper des Volkes und der Rasse gleichsetzte? Hatten die Theorien 
des alldeutschen Geschichtslehrers Leopold Pötsch auf der Realschule in Linz 
irgendwelche intellektuellen Auswirkungen? Zweifellos gehen frühe Elemente 
von Hitlers Weltanschauung auf seinen Aufenthalt in Wien in den Jahren 1908 
bis 1913 zurück; er muß dort durch die politischen Kampagnen Georg von Schö- 
nerers und Karl Luegers beeinflußt worden sein. Doch wie weit können wir uns 
darüber hinaus auf seine eigenen Erklärungen über diese Phase oder auf die 
sogenannten Erinnerungen seiner damaligen Gefährten August Kubizek und 
Reinhold Hanisch verlassen?
Ausgezeichnete Darstellungen von Hitlers Leben vor 1918 bieten insbesondere 
Alan Bullock, Hitler: Eine Studie über Tyrannei, Düsseldorf 1953, und Joachim 
C. Fest, Hitler: Eine Biographie, Frankfurt a. M. 1973; nützliche Korrekturen zu 
dieser Phase liefert Anton Joachimsthaler, Korrektur einer Biographie: Adolf Hitler, 
1908-1920, München 1989. Zu einer systematischen Gegenüberstellung etwaiger 
Anzeichen für Hitlers frühen Antisemitismus und seiner späteren antijüdischen 
Weltanschauung und Politik siehe Gerald Fleming, Hitler und die Endlösung: «Es 
ist des Führers Wunsch», Wiesbaden, München 1982.
Adolf Hitler, Sämtliche Aufzeichnungen, 1905-1924, hrsg. v. Eberhard Jäckel u. 
Axel Kuhn, Stuttgart 1980, S. 128.
Erstmals vollständig veröffentlicht wurde die Rede zusammen mit einem kriti
schen Kommentar von Reginald H. Phelps, «Hitlers <grundlegende> Rede über 
den Antisemitismus», in: VfZ 16 (1968), No. 4, S. 390 ff.
Hitler, Sämtliche Aufzeichnungen, S. 199.
Ebd., S. 202.
Eberhard Jäckel, Hitlers Weltanschauung: Entwurf einer Herrschaft, Stuttgart 1981, 
S. 63.
Adolf Hitler, Monologe im Führerhauptquartier: Die Aufzeichnungen Heinrich Heims, 
hrsg. v. Werner Jochmann, Hamburg 1980, S. 208.
Shaul Esh, «Eine neue literarische Quelle Hitlers? Eine methodologische Überle
gung», in: Geschichte und Unterricht 15 (1964), S. 487 ff.; Margarete Plewnia, Auf 
dem Weg zu Hitler: Der «völkische» Publizist Dietrich Eckart, Bremen 1970, S. 108 f. 
Ernst Nolte, «Eine frühe Quelle zu Hitlers Antisemitismus», in: Historische Zeit
schrift 192 (1961), besonders S. 604 ff.
Esh, «Eine neue literarische Quelle Hitlers?»
Engelman, «Dietrich Eckart», S. 236.
Dietrich Eckart, Der Bolschewismus von Moses bis Lenin. Zwiegespräch zwischen 
Adolf Hitler und mir, München o. J. [1924], S. 49.
Hitler, Mein Kampf, S. 69 f.
Ebd., S. 70.
Die gründlichste Darstellung von Hitlers Ideologie als zusammenhängendem 
intellektuellen System findet sich in Jäckel, Hitlers Weltanschauung; zum direkten 
Zusammenhang zwischen dieser Weltanschauung und der nationalsozialisti
schen Politik siehe insbesondere Eberhard Jäckel, Hitler in History, Hanover, 
N. H. 1984. Diese («intentionalistische») Position steht im Gegensatz zum «funk
tionalistischen» Ansatz, der den systematischen Aspekt von Hitlers Ideologie 
verwirft und jeden direkten kausalen Zusammenhang zwischen Hitlers Ideolo
gie und den politischen Maßnahmen der Nationalsozialisten herunterspielt oder 
völlig negiert. Der konsequenteste Vertreter der extremen funktionalistischen Po
sition ist Hans Mommsen. Zu Hitlers antijüdischer Politik siehe insbesondere 
Hans Mommsen, «The Realization of the Unthinkable». Eine ausgezeichnete Be
wertung dieser verschiedenen Ansätze gibt Ian Kershaw, Der NS-Staat: Ge-
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Schichtsinterpretationen und Kontroversen im Überblick, Reinbek 1994, vor allem die 

Kapitel 4 und 5; speziell zur antijüdischen Politik siehe eine Einschätzung beider 
Positionen in Friedländer, «Vom Antisemitismus zur Juden Vernichtung». 

112  Von den zahlreichen Versuchen, vor allem unter Heranziehung psychoanalytischer 
Begriffe die Persönlichkeit Hitlers und besonders seine antijüdische Obsession als 
psychopathologisches Phänomen zu erklären, sind insbesondere zu nennen Rudolph 
Binion, «... dass ihr mich gefunden habt» – Hitler und die Deutschen: Eine Psychohisto-
rie, Stuttgart 1978, und Robert G.L. Waite, The Psychopathie God: A Biography of Adolf 
Hitler, New York 1977. Zu erwähnen ist auch eine während des Krieges verfasste 

und etwa 30 Jahre später veröffentlichte Analyse: Walter C. Langer, Das Adolf-Hitler-
Psychogramm: Eine Analyse seiner Person und seines Verhaltens, verfasst 1943 für die 
psychologische Kriegsführung der USA, Wien, München, Zürich 1973. Die durch 
psychobiographische Forschungen aufgeworfenen Probleme sind ausführlich disku-
tiert worden; zu einer Bewertung einiger der Probleme siehe Saul Friedländer, His-
tory and Psychoanalysis: An Inquiry into the Possibilities and Limits of Psychohistory, 
New York 1978. 

113  Adolf Hitler, Hitlers zweites Buch: Ein Dokument aus dem Jahre 1928, eingel. u. komm. 
v. G.L. Weinberg, Stuttgart 1961. 

114  Adolf Hitler, Reden, Schriften, Anordnungen: Februar 1923 bis Januar 1933, Bd. 1, Die 
Wiedergründung der NSDAP: Februar 1923 – Juni 1926, hrsg. v. Clemens Vollnhals, 
München 1992, S. 208. 

115  Ebd., S. 421. 
116  Ebd., S. 195. «Und wenn er [der Jude] selbst die Wahrheit schreibt, dann ist auch die 

Wahrheit nur gedacht als Mittel zur Lüge. ... Dafür ist ein jüdischer Witz bekannt: 
Zwei Juden sitzen zusammen in der Bahn.... Fragt der eine: Nu, Stern, wohin willst 
Du denn? Warum willst Du das wissen? Nu, ich möchte eben gern wissen. – Ich fahre 
nach Posemuckel! Ist nicht wahr, Du fährst nicht nach Posemuckel. Ja, ich fahre nach 
Posemuckel. Also Du fährst wirklich nach Posemuckel und sagst auch noch, Du 
fährst nach Posemuckel, also was lügst Du denn!» Hitler scheint dieser Witz so sehr 
gefallen zu haben, dass er ihn zwei Jahre später in einer anderen Rede verwendete. 
Siehe Adolf Hitler, Reden, Schriften, Anordnungen: Februar 1923 bis Januar 1933, Bd. 

2, Vom Weimarer Parteitag bis zur Reichstagswahl, Juli 1926-Mai 1927, hrsg. v. Bärbel 

Dusik, München 1992, S. 584. 

117  Hitler, Reden, Schriften, Bd. 1, S. 297. 

118  Ebd., Bd. 2, S. 105 f. 
119  Die noch fehlenden Bände werden den Zeitraum von Juni 1931 bis Januar 1933 um-

fassen. 
120  Hitler, Reden, Schriften, Bd. 2, T. 2, August 1927-Mai 1928, S. 699 ff. 
121  Ebd., Bd. 3, Zwischen den Reichstagswahlen, Juli 1928-September 1930, hrsg. v. Bärbel 

Dusik u. Klaus A. Lankheit, T. 1: Juli 1928-Februar 1929, München 1994, S. 43. 
122  Ebd., Bd. 4, Von der Reichstagswahl bis zur Reichspräsidentenwahl, Oktober 1930-März 

1932, T. 1, Oktober 1930-Juni 1931, hrsg. v. Constantin Goschler, München 1994,  
S. 421-30. 

123  Ebd., S. 22 f. 

124  Artikel im Illustrierten Beobachter vom 11. Januar 1930. Dieser Artikel und vorange-

gangene Texte in derselben Manier sind zitiert in Rainer Zitelmann, Hitler: Selbstver-
ständnis eines Revolutionärs, Stuttgart 1990, S. 476 ff. 

125  Martin Broszat, Die Machtergreifung, München 1984, S. 52. In seinen Privatgesprä-

chen zeigte Hitler bei seiner antijüdischen Wut keine Zurückhaltung. Ein bezeich-
nender Beleg findet sich in den Aufzeichnungen über die Jahre 1929 bis 1932, die 
1946 von Otto Wagener, dem Interims-Stabschef der SA und später dann Leiter der 
Reichskommission für die Wirtschaft, niedergeschrieben wurden. Wagener blieb 
auch noch nach dem Krieg seinen Überzeugungen treu, und so wäre es in seinem 



386

126

127

128
129
130

132
133
134

135

136

i37

138
i39

Anhang

Interesse gewesen, Hitlers Bemerkungen über die «Judenfrage» abzuschwächen. 
So wie sie sind - ob abgeschwächt oder nicht -, spiegeln die Erinnerungen Wag
ners dieselben Themen und denselben grenzenlosen Haß wider, den wir aus 
Hitlers früheren Reden und Texten kennen. Zu Wageners Text siehe die kritische 
Ausgabe seiner Notizen, die Henry A. Turner veröffentlicht hat: Otto Wagener, 
Hitler aus nächster Nähe: Aufzeichnungen eines Vertrauten 1929-1932, Frankfurt 
a. M. 1978. Zu den antijüdischen Tiraden siehe besonders S. 144 ff. und 172 ff.
Für den inneren Kern der NS-Führung war der Antisemitismus seit den ersten 
Anfängen ein untrennbarer Bestandteil ihrer Weltanschauung. Besonders extrem 
war dieser frühe Antisemitismus bei Rosenberg, Streicher, Ley, Heß und Darré. 
Himmler und Goebbels wurden ebenfalls Antisemiten, bevor sie sich der Partei 
anschlossen. (Die bemerkenswerten Ausnahmen waren Göring und die Brüder 
Strasser.) In diesem Punkt teile ich nicht die Einschätzung von Michael Marrus, 
wonach es bei den Führern der Partei vor 1925 keinen Antisemitismus gegeben 
habe. Siehe Michael Marrus, The Holocaust in History, Hanover, N. H. 1987, S. 11 f. 
Die apokalyptische Dimension des antijüdischen Glaubens bei der nationalsozia
listischen Elite erörtert Erich Goldhagen, «Weltanschauung und Endlösung: Zum 
Antisemitismus der nationalsozialistischen Führungsschicht», in: VfZ 24 (1976), 
No. 4, S. 3 79 ff. Die untergeordnete Bedeutung des Antisemitismus in der SA ist 
von Theodor Abel gut dokumentiert worden. Siehe die Überarbeitung und 
Neuinterpretation von Abels Fragebögen in Peter Merkl, Political Violence Under 
the Swastika: 381 Early Nazis, Princeton, N. J. 1975. Dasselbe läßt sich jedoch nicht 
von den späteren Mittelschichtmitgliedern des SD sagen, die häufig seit den 
ersten Nachkriegsjahren rechtsextremen antisemitischen Organisationen ange
hörten. Siehe Herbert, Best: Biographische Studien.
Russel Lemmons, Goebbels and «Der Angriff», Lexington, Ky. 1994, besonders 
S. in ff.
Ralf Georg Reuth, Goebbels, München 1990, S. 200.
Ebd.
1932 starteten die Nationalsozialisten eine wütende antisemitische Attacke gegen 
den DNVP-Präsidentschaftskandidaten Theodor Düsterberg (einen der beiden 
Leiter der rechtsgerichteten Frontkämpfer-Organisation Stahlhelm), wobei sie 
immer wieder die jüdische Herkunft seines Großvaters, eines Arztes, der im 
Jahre 1818 zum Protestantismus übergetreten war, ins Spiel brachten. Siehe zu 
dieser ganzen Episode Volker R. Berghahn, Der Stahlhelm: Bund der Frontsoldaten 
1918-1933, Düsseldorf 1966, S. 239 ff.
Roland Flade, Die Würzburger Juden: Ihre Geschichte vom Mittelalter bis zur Gegen
wart, Würzburg 1987, S. 149.
Trude Maurer, Ostjuden in Deutschland 1918-1933, Hamburg 1986, S. 346.
Ebd., S. 329 ft.
Michael Brenner, The Renaissance of Jewish Culture in Weimar Germany, New Ha
ven, Conn. 1996.
Heinrich-August Winkler, Weimar 1918-1933: Die Geschichte der ersten deutschen 
Demokratie, München 1993, S. 180.
Henri Béraud, «Ce que j'ai vu à Berlin», in: Le Journal, Okt. 1926. Zitiert in Fré
déric Monier, «Les Obsessions d'Henri Béraud», in: Vingtième Siècle: Revue d'Hi
stoire, Okt.-Dez. 1993, S. 67.
Siehe zu dieser ganzen Affäre Erich Eyck, Geschichte der Weimarer Republik, Bd. 1, 
Erlenbach 1962, S. 433 ff. (Aus irgendeinem Grund spricht Eyck nur von Julius 
Barmat.)
Ebd., Bd. 2, S. 316ff. Siehe auch Winkler, Weimar 1918-1933, S. 356.
Ebd. Zu den Barmat- und Sklarek-Skandalen siehe auch Maurer, Ostjuden in 
Deutschland, S. 141 ff.
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140 Siehe Maurer, «Die Juden in der Weimarer Republik», in: Dirk Blasius, Dan Diner 
(Hrsg.), Zerbrochene Geschichte: Leben und Selbstverständnis der Juden in Deutsch
land, Frankfurt a. M. 1991, S. 110.

141 Knütter, Die Juden und die deutsche Linke, S. 174 ff.
142 Zu einer Analyse des «Judenproblems» in der DDF siehe Bruce B. Frye, «The 

German Democratic Party and the <Jewish Problem* in the Weimar Republic», 
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